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STELLUNGNAHMEN 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALAUSSCHUSS 

471. PLENARTAGUNG AM 4. UND 5. MAI 2011 

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Die 
Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Arbeitskräfteverteilung in den 

Produktionssektoren mit speziellem Augenmerk auf KMU“ 

(Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des ungarischen Ratsvorsitzes) 

(2011/C 218/01) 

Berichterstatter: Antonello PEZZINI 

Ko-Berichterstatter: Karel HAVLÍČEK 

Am 15. November 2010 ersuchte Péter GYÖRKÖS, Ständiger Vertreter der Republik Ungarn bei der Euro­
päischen Union, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss im Namen des künftigen ungarischen 
EU-Ratsvorsitzes um Ausarbeitung einer Sondierungsstellungnahme zum Thema: 

„Die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Arbeitskräfteverteilung in den Produktionssektoren mit 
speziellem Augenmerk auf KMU“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission für den industriellen Wandel (CCMI) nahm ihre 
Stellungnahme am 4. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
153 gegen 5 Stimmen bei 11 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA begrüßt ausdrücklich die Aufmerksamkeit, die 
der ungarische Ratsvorsitz einem für die organisierte Zivilgesell­
schaft sehr wichtigen Thema schenkt: die Auswirkungen der 
aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise auf die Arbeitskräfte 
und ihre Verteilung auf die verschiedenen Produktionssektoren 
unter besonderer Berücksichtigung der KMU. 

1.2 Der EWSA erinnert daran, dass er sich wiederholt zur 
Problematik der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
geäußert hat, die gemeinsam mit dem öffentlichen Sektor und 
der Sozialwirtschaft das Rückgrat der Wirtschaft und der Be­
schäftigung in Europa bilden. 

1.3 Die KMU hatten schwer unter den Auswirkungen der 
weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise zu leiden, obgleich sie 
häufig eine größere Flexibilität an den Tag legten und innovative 
Lösungswege einschlugen. 

1.4 Der EWSA ist der Ansicht, dass die EU über allgemeine 
Absichtserklärungen hinaus mehr zur Unterstützung der KMU 
tun könnte. Jetzt ist auf Unionsebene kohärentes und koor­
diniertes, auf eine ganze Reihe von Prioritäten ausgerichtetes 
Handeln dringend erforderlich, um zur Verbesserung der opera­
tiven Bedingungen auf dem Binnenmarkt beizutragen und die 
Internationalisierung der KMU voranzutreiben. 

1.4.1 Nach Ansicht des EWSA sollten die wichtigsten Maß­
nahmen darauf abzielen, das Potenzial des neuen Unternehmer­
geistes, insbesondere unter den Frauen, auszubauen, Arbeits­
plätze für junge Menschen zu schaffen und die Leitinitiative 
„Jugend in Bewegung“ voranzubringen. 

1.4.2 Der EWSA empfiehlt die regelmäßige Veranstaltung 
einer KMU-Jahreskonferenz mit dem Zweck, bezüglich der 
Lage der KMU in Europa Bilanz zu ziehen, insbesondere mit 
Blick auf die Beschäftigung. An dieser beispielhaften Konferenz 
sollten Vertreter der nationalen und europäischen Berufsver­
bände und aller europäischen Institutionen teilnehmen.
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1.5 Der EWSA fordert insbesondere, einen Zeitplan vorzule­
gen, um zeitnah die notwendigen Voraussetzungen für die Ent­
wicklung neuer innovativer Unternehmen und die Unterstüt­
zung bestehender KMU zu schaffen sowie zur Entstehung neuer 
Arbeitsplätze beizutragen, die zur Bewältigung der Krise und zur 
Ankurbelung eines nachhaltigen Wachstums erforderlich sind. 
Die geplanten Maßnahmen sollten dabei auf europäischer, na­
tionaler und regionaler Ebene konzipiert werden und sowohl 
gewerbliche und nichtgewerbliche Unternehmen als auch die 
Sozialwirtschaft umfassen. Neben diesem Zeitplan sollte auch 
dafür gesorgt werden, dass Arbeitslose und junge Menschen 
geschult werden und so Zugang zu den neuen Arbeitsplätzen 
erhalten. 

1.5.1 Die EU könnte in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten 
die Nutzung der Strukturfonds zur Förderung der KMU in den 
Konvergenzregionen ausbauen. 

1.6 Nach Ansicht des EWSA sollte die Internationalisierung 
der KMU stärker vorangetrieben werden, indem ihr Zugang zu 
den neuen Märkten erleichtert und dadurch auch ihre Fähigkeit 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen erhöht wird. 

1.6.1 Als Voraussetzung für den Zugang zu den neuen 
Märkten sollten solide Handelsabkommen geschlossen werden, 
in denen vereinfachte Verfahrensprotokolle für die unmittelbare 
Nutzung durch die KMU vorgesehen sind. 

1.7 Der EWSA misst der Verbreitung der Unternehmerkultur 
und des Unternehmergeistes in einer unternehmerfreundlichen 
Atmosphäre, in der die Marktrisiken bekannt sind und der Wert 
der menschlichen Arbeitskraft anerkannt wird, grundlegende 
Bedeutung bei. 

1.8 Insbesondere in diesen Krisenzeiten müssen Bildung, 
Wissens- und Qualifikationstransfer sowie neue Arbeitsverfahren 
gefördert und die Entwicklung der Bereitschaft zu Veränderun­
gen vorangetrieben werden, um die Arbeitsplätze zu erhalten 
und die Rolle der Arbeitnehmer als Instrument zur Stärkung 
des Unternehmens auszubauen. 

1.9 Der EWSA hebt hervor, dass die öffentliche Auftragsver­
gabe unter Einhaltung der sozialen und ökologischen Standards 
für das Überleben der Unternehmen und den Erhalt der Arbeits­
plätze vor Ort wichtig ist. Der Ansatz „Vorfahrt für KMU“ sollte 
in Krisenzeiten, in denen zahlreiche Arbeitsplätze bedroht sind, 
obligatorisch sein: Durch eine korrekte, verantwortungsvolle 
und intelligente Nutzung der öffentlichen Nachfrage sollten 
der offene Wettbewerb und die Innovation neue Impulse erfah­
ren. 

1.10 Nach Ansicht des EWSA sollte unter den KMU die 
Entwicklung von Clustern und Branchengruppen gefördert wer­
den. Die Teilung von Verträgen und Kompetenzen zwischen 
großen und kleinen Unternehmen könnte durch eine vernetzte 
Zusammenarbeit, auch in branchenspezifischen Netzen, Innova­
tionssprünge zur Folge haben. 

1.11 Mit Blick auf technologische und beschäftigungspoliti­
sche Aspekte, Investitionen und die Aufwertung der Personal­
ressourcen empfiehlt der EWSA, die Entwicklung branchenspe­
zifischer Exzellenzinitiativen besser zu koordinieren, um einen 
möglichst hohen Nutzen aus ihnen zu ziehen. 

1.12 Es muss anerkannt werden, dass neue Finanzierungs­
mechanismen konzipiert werden müssen: Der EWSA ist der 
Auffassung, dass die finanziellen Herausforderungen und die 
übrigen durch die Krise hervorgerufenen Faktoren, mit denen 
die KMU konfrontiert sind, aus der Unfähigkeit heraus, neue 
Strategien zu erarbeiten, an Brisanz noch zugenommen haben, 
weshalb Instrumente wie Jeremie, Jasper und Jessica ausgebaut 
werden müssen. 

1.13 Nach Ansicht des EWSA sollte die Kommission die 
Überprüfung des bestehenden EU-Rechts vorantreiben und da­
bei den Mitgliedstaaten mit gutem Beispiel vorangehen, um 
kumulative Auswirkungen der Rechtsetzung und damit Forma­
litäten und Kosten zu reduzieren. 

1.14 Die neuen Legislativvorschläge sollten nach Ansicht des 
Ausschusses durch operative, EU-weite und einzelstaatliche Fol­
genabschätzungen einer Vorabanalyse unterzogen werden, um 
ihrer Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit zu ermitteln. 

1.15 Der EWSA fordert die Kommission auf, verstärkt auf 
die Förderung der neuen kohlenstoffarmen Technologien und 
der „grünen“ Wirtschaft hinzuwirken und ihre Initiativen auf 
diesem Gebiet zu verstärken, denn hier liegt die Grundlage 
zur Schaffung neuer und besserer Arbeitsplätze. 

1.16 Nach Ansicht des Ausschusses sollte der Ausbau inter­
nationaler, auch branchenspezifischer Netze für die Akteure auf 
dem Gebiet der Kreativität und Innovation unterstützt und ge­
fördert werden. Er empfiehlt diesbezüglich, dass das „Enterprise 
Europe Network“ nicht nur die Aufgabe der allgemeinen, son­
dern auch der branchenspezifischen Information und Bera­
tung ausübt und die administrativen Funktionen einer zentralen 
Anlaufstelle übernimmt. 

1.17 Der EWSA fordert, die Verabschiedung eines europäi­
schen Statuts für KMU und die beschleunigte Umsetzung des 
Small Business Acts in den Mitgliedstaaten. Zu diesem Thema hat 
er sich bereits in der Vergangenheit geäußert. 

2. Einleitung 

2.1 Beim Ausbruch der Wirtschaftskrise im Jahre 2008 kam 
die zwischen 2002 und 2008 festgestellte positive Entwick­
lungstendenz der KMU zu einem jähen Ende. Schätzungen zu­
folge gingen im Zeitraum 2009-2010 3,25 Mio. Arbeitsplätze 
verloren ( 1 ). 

2.2 2010 lag die Arbeitslosenquote in der EU bei 9,6 %, in 
den Bereichen öffentliche Verwaltung, Verkehr und Telekom­
munikation war sie sogar noch höher. Im Einzelhandel und 
im verarbeitenden Gewerbe war eine leichte Zunahme fest­
zustellen, während der Arbeitsmarkt für junge Menschen (im 
Alter von 15 bis 24 Jahren) mit einer Arbeitslosenquote von 
ca. 21 % – dem höchsten Niveau seit Beginn der Krise – auch 
weiterhin unter Druck stand. 

2.2.1 Auf der anderen Seite haben die Wirtschaftskrise und 
Faktoren wie Globalisierung, technologischer Fortschritt, Bevöl­
kerungsalterung und fortschreitender Übergang zu einer Wirt­
schaft mit reduziertem CO 2 - und Partikelausstoß zu raschen 
Veränderungen in den arbeitsmarktrelevanten Qualifikationen 
und Kompetenzen und zu einer stark ansteigenden Zahl neuer 
Berufe geführt.
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( 1 ) Bericht aus dem Jahr 2010: „European SMEs under pressure“ 
(„Europäische KMU unter Druck“).



2.3 Auf sektoraler Ebene scheint die Rezession die aktuelle 
Tendenz zur Verlagerung der Arbeitsplätze aus dem verarbei­
tenden Gewerbe in den Dienstleistungssektor beschleunigt zu 
haben, wobei für den Zeitraum 2010-2020 ein erheblicher 
Rückgang der Zahl der Beschäftigten in der Primärindustrie 
und der Landwirtschaft prognostiziert wird und für das verarbei­
tende und produzierende Gewerbe erhebliche Arbeitsplatzver­
luste zu erwarten sind. Für den Dienstleistungssektor, insbeson­
dere den Bereich der Dienstleistungen für die Industrie und der 
marktbezogenen Dienstleistungen, wird dagegen ein Beschäfti­
gungszuwachs vorhergesagt, und auch in den Bereichen Vertrieb 
und Verkehr, im Hotel- und Gaststättengewerbe sowie in den 
Bereichen Tourismus, Gesundheit, Bildung und Sicherheit wird 
mit einem Beschäftigungsanstieg gerechnet. 

2.4 Im Hinblick auf die Berufsprofile sollten sich bis 2020 
die Arbeitsplätze für mittlere und hoch qualifizierte Arbeits­
kräfte konsolidieren und verbreiten (40 %), beispielsweise für 
Führungskräfte, Fachleute und Ingenieure als Vertreter der so 
genannten wissensintensiven Arbeitsplätze (knowledge and skill- 
intensive jobs). 

2.4.1 Der größte Rückgang wird für den Anteil der Arbeits­
kräfte prognostiziert, die lediglich einen niedrigen Schul­
abschluss haben oder über nur geringe Qualifikationen ver­
fügen. Die Erfahrungen zeigen, dass die Beschäftigungslage in 
der Investitionsgüterindustrie viel sensibler auf Wirtschaftskrisen 
jeglicher Art reagiert, da die Qualifikationen von ausschlag­
gebender Bedeutung sind und für diese Branchen häufig spezi­
fische Qualifikationen und Fähigkeiten erforderlich sind. 

2.5 Der EWSA hat mehrfach darauf hingewiesen, dass „die 
Bedeutung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) für 
die Wirtschaft in der Europäischen Union von allen anerkannt 
wird“ ( 2 ), und bekräftigt, dass aufgrund der Tatsache, dass „die 
Produktion, Innovation und Beschäftigungsquote zunehmend 
mehr von den KMU abhängt, der Förderung unternehmerischer 
Initiative unter jungen Leuten ein wichtiger Platz eingeräumt 
werden“ sollte ( 3 ). 

2.6 In der Europäischen Union gibt es über 20 Mio. selb­
ständige Unternehmen. Mehr als 99 % von ihnen sind kleine 
und mittlere Unternehmen mit weniger als 250 Beschäftigten. 
Den größten Teil (92 %) bilden Kleinstunternehmen mit weniger 
als zehn abhängig Beschäftigten. Darüber hinaus entfallen mehr 
als 67 % aller Arbeitsplätze in der EU auf die KMU ( 4 ). Viele 
dieser KMU haben die Krise gerade dank dem Engagement ihrer 
Belegschaft überlebt. 

2.7 Es gilt im Übrigen zu berücksichtigen, dass zahlreiche 
Hindernisse wie beispielsweise 

— ein Umfeld, das die Entwicklung des Unternehmergeistes 
behindert, 

— Schwierigkeiten beim Zugang zu Krediten, 

— Schwierigkeiten bei der Internationalisierung und beim 
Marktzugang, 

— ein unzureichender Austausch von Wissen und Manage­
mentkapazitäten, 

— unzureichender Schutz des geistigen Eigentums, 

die Entstehung eines neuen Unternehmergeistes sowie die Grün­
dung und rasche Entwicklung innovativer KMU behindern und 
einer auf Vollbeschäftigung abzielenden Politik im Wege stehen 
können. 

2.8 Im Jahr 2009 war die Zahl der Großunternehmen, in 
denen Arbeitsplätze abgebaut wurden, doppelt so hoch wie 
die der kleinen Unternehmen und mehr als dreimal so hoch 
wie die der Kleinstunternehmen mit Arbeitsplatzabbau. Diese 
Zahlen unterstreichen die Fähigkeit der Kleinstunternehmen, ei­
nen stabilisierenden Einfluss auf die Wirtschaftszyklen ausüben. 

2.9 Die Entwicklung des Arbeitsmarktes in der Union ist 
jedoch je nach Mitgliedstaat von großen Ungleichgewichten ge­
prägt, wobei die Arbeitslosenquoten unter den jungen Menschen 
mitunter nicht hinnehmbare Werte erreichen. Zwar hat die 
durchschnittliche europäische Arbeitslosenquote im Zweijahres­
zeitraum 2010-2011 bereits die kritische Marke von mehr als 
10 % erreicht, doch gibt die Arbeitskräfteverteilung zwischen 
den Sektoren, den einzelnen Regionen und vor allem zwischen 
den verschiedenen Altersgruppen weit mehr Anlass zur Besorg­
nis. 

2.9.1 Aus dem jüngsten Bericht über die Beschäftigung in Eu­
ropa 2010 geht hervor, dass die Jugendlichen am schwersten 
von der Krise betroffen sind. Die Arbeitslosenquote unter den 
15- bis 24-Jährigen beträgt in einigen Mitgliedstaaten bis zu 
30 % und mehr. 

2.10 Die Analysen der Entwicklungstendenzen der Arbeits­
kräfteverteilung in verschiedenen Sektoren Europas ( 5 ) – nach 
Alter, Geschlecht und Art des Unternehmens – machen deutlich, 
dass im Zeitraum 2000-2009 

— die Gesamtbeschäftigungsrate in der EU-27 ( 6 ) von 62,2 % 
auf 64,6 % angestiegen ist, 

— die Beschäftigungsrate junger Menschen ( 7 ) von 37,5 % auf 
35,2 % gesunken ist, 

— die Beschäftigungsrate unter den Frauen insgesamt von 
53,7 % auf 58,6 % gestiegen und unter den jungen Frauen 
von 34,1 % auf 33,1 % gesunken ist, 

— die Beschäftigungsrate im Industriesektor der EU-27 von 
26,8 % auf 24,1 % gesunken ist, 

— die Beschäftigungsrate im Dienstleistungssektor von 65,9 % 
auf 70,4 % gestiegen ist und

DE 23.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 218/3 

( 2 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die verschiedenen 
politischen Maßnahmen, die – neben einer angemessenen Finanzie­
rung – Wachstum und Entwicklung von KMU fördern können“, 
ABl. C 27 vom 3.2.2009, S. 7, die Stellungnahme des EWSA zum 
Thema „Unterstützung der KMU bei der Anpassung an die weltwei­
ten Marktveränderungen“, ABl. C 255 vom 22.9.2010, S. 24 und die 
Stellungnahme des EWSA zum Thema „Mitteilung der Kommission 
an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Vor­
fahrt für KMU in Europa – Der ‚Small Business Act‘ für Europa“, 
ABl. C 182 vom 4.8.2009, S. 30. 

( 3 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Lissabon-Stra­
tegie nach 2010“, ABl. C 128 vom 18.5.2010, S. 3. 

( 4 ) Quelle: Eurostat. 

( 5 ) Eurostat – Arbeitsmarktindikatoren 2010, EU-27. 
( 6 ) Eurostat, für die Altersgruppe der 15- bis 64-Jährigen. 
( 7 ) Eurostat, für die Altersgruppe der 15- bis 24-Jährigen.



— die Beschäftigungsrate im Agrarsektor in diesem Zeitraum 
von 7,3 % auf 5,6 % gesunken ist. 

2.11 Für die EU-15 lassen die Daten eine etwas bessere Si­
tuation in Bezug auf die Gesamtbeschäftigungsrate (63,4- 
65,9 %) und die Beschäftigungsrate der Frauen (54,1-59,9 %) 
erkennen. 

2.12 Jugendlichen beiden Geschlechts neue Kompetenzen 
und Qualifikationen zu verleihen, ist ein Ziel der Leitinitiative 
„Jugend in Bewegung“, die jedoch angesichts der enormen Re­
levanz des Problems zu kurz zu greifen scheint und mit anderen 
Initiativen verknüpft werden muss, um zum Aufbau neuer Tä­
tigkeiten und zu neuen Unternehmen zu führen. 

2.13 Der Ausschuss hat sich bereits über seine Beratende 
Kommission für den industriellen Wandel (CCMI) zu den be­
schäftigungspolitischen Auswirkungen der Krise auf folgende 
Bereiche geäußert: verarbeitendes Gewerbe, Automobilindustrie, 
Textilindustrie, Metallverarbeitung, Luftfahrtindustrie, Kultur- 
und Kreativindustrie, Schiffsbau und Werften, Kohle- und Stahl­
industrie, Haushaltsgeräteindustrie und andere, Forst- und Land­
wirtschaft sowie Dienstleistungssektor. 

2.14 In all diesen Branchen gibt es neben den Großunter­
nehmen auch eine starke Präsenz der KMU, wie etwa im Fer­
tigungsbereich (von den 2,376 Mio. europäischen Unternehmen 
sind 2,357 Mio. KMU), in der Bauwirtschaft (2,914 Mio. von 
2,916 Mio.), im Groß- und Einzelhandel, bei Auto- und Motor­
radwerkstätten und Haushaltskonsumgütern (insgesamt 
6,491 Mio. von 6,497 Mio.), ganz zu schweigen vom Grund­
stücks- und Wohnungswesen, dem Hotel- und Gaststättenge­
werbe und Verkehr und Transport. 

2.15 Der EWSA unterstreicht, dass sich große, mittlere und 
kleine Unternehmen vollständig ergänzen. Dies drückt sich etwa 
in der Hochwertigkeit der Zulieferung, der Effizienz der Aus­
lagerung (outsourcing) sowie in innovativen Spin-Off-Unterneh­
men aus. 

2.16 Die Möglichkeit der Schaffung neuer Arbeitsplätze als 
Instrument der Krisenbewältigung und als Stimulus eines nach­
haltigen und wettbewerbsfähigen Wirtschaftswachstums mithilfe 
der KMU des öffentlichen Sektors, der Privatwirtschaft und der 
Sozialwirtschaft erweist sich für eine Reihe von Dienstleistungs­
sektoren als besonders interessant ( 8 ): 

— Spin-Off-Unternehmen in Forschung und Entwicklung; 

— Informationstechnologie und damit verbundene Bereiche; 

— Bewirtschaftung und Restaurierung des Gebäudebestands; 

— sonstige mit dem Kreditgewerbe verbundene Tätigkeiten; 

— Hotel- und Gaststättengewerbe; 

— Fremdenverkehr und Kultur; 

— Post, Telekommunikation und Verkehr; 

— Elektrizitäts-, Gas- und Wasserversorgung; 

— die in der Leitmarktinitiative genannten Bereiche: elektro­
nische Gesundheitsdienste, nachhaltiges Bauen, intelligente 
Textilien, biobasierte Produkte, Wiederverwertung, erneuer­
bare Energien und grüne Wirtschaft. 

2.17 Betrachtet man die geografische Verteilung des Beitrags 
der KMU zum Mehrwert und zur Beschäftigung in der EU im 
Zeitraum 2002-2007, so scheint es bezüglich der Beschäftigung 
nicht viele Unterschiede zu geben, während der Beitrag der 
KMU in Bezug auf den Mehrwert in der EU-12 und in der 
EU-15 große Unterschiede aufweist. Der Unterschied zwischen 
den KMU und den Großunternehmen in puncto Arbeitsproduk­
tivität ist in den neuen Mitgliedstaaten größer als in den alten 
Mitgliedstaaten. 

2.18 Außerdem tragen die KMU nicht nur zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze, sondern auch maßgeblich zur Dynamik 
und zur Innovationsfähigkeit der Wirtschaft bei. Sie sind wich­
tige Träger von Spill-over-Effekten bei der Umsetzung wissen­
schaftlicher und technologischer Erkenntnisse in praktische An­
wendungen mittels Übertragung und Vermarktung von Ideen 
und Entdeckungen. Diesbezüglich muss festgestellt werden, 
dass auf europäischer Ebene die neuen Ansätze, die im Grund­
satz „Vorfahrt für die kleinen Unternehmen“ und im Small Busi­
ness Act angekündigt wurden, vor allem auf regionaler und 
nationaler Ebene noch nicht umfassend angewendet werden. 

2.19 Der Ausschuss vertritt die Auffassung, dass Cluster von 
KMU mit besonderem Entwicklungspotenzial, die als Innovati­
onsschrittmacher fungieren, über vernetzte Systeme gestärkt 
werden müssen, die Produkte hoher Qualität und Anwendbar­
keit schnell auf den Markt bringen können. 

2.20 Die Förderung der Internationalisierung von KMU auf 
den globalen Märkten und der Entwicklung ihres Potenzials auf 
dem Binnenmarkt ist von zentraler Bedeutung für die Stärkung 
ihrer Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit, wobei gleiche 
Wettbewerbs- und Handlungsbedingungen zu gewährleisten 
sind. 

2.21 Während die KMU im Schnitt über 50 % des nationalen 
BIP erwirtschaften, liegt ihr Anteil an der Ausfuhr aus der EU 
lediglich bei 30 %, wenngleich ihr Beitrag sehr oft in globalen 
Wertschöpfungsketten enthalten ist. 

2.22 Andererseits ist sehr viel über einen einfacheren Zugang 
zu Krediten gesprochen worden: In der Krise hat die Europäi­
sche Union Regierungen, Finanzinstituten und Großunterneh­
men unter die Arme gegriffen, während wenig oder nichts un­
ternommen wird, um die KMU zu unterstützen und die Schaf­
fung produktiver und nachhaltiger Beschäftigung auf lokaler 
Ebene zu fördern. Instrumente wie Jeremie, Jessica und Jasper 
sollten gestärkt werden. 

2.23 Nach Auffassung des EWSA sollten die Regierungen in 
der EU Folgendes nachdrücklich unterstützen: 

— nationale und regionale Programme zur Stimulierung des 
Unternehmergeistes; 

— Instrumente, um die Tätigkeit kleiner und mittlerer Unter­
nehmen zu erhalten;
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( 8 ) Vgl. Hartmut Schrör, Enterprise Births, Survivals and Deaths – Employ­
ment effects (Eurostat, Statistics in Focus, 44/2008).



— Erschließung neuer Geschäftsfelder durch intelligente Pro­
dukte und Dienstleistungen; 

— Vereinfachung des ordnungspolitischen Umfelds; 

— Schulung von Arbeitslosen und jungen Menschen, um ihnen 
den Zugang zu Arbeitsplätzen zu ermöglichen; 

— Qualifizierung und kontinuierliche Weiterbildung der Ar­
beitnehmer; 

— sozialer Dialog; 

— besserer Zugang zu EU-Programmen mit Schwerpunkt 
KMU-Finanzierung; 

— Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit; 

— Reduktion und Vereinfachung der Verwaltungsauflagen, 
mehr einheitliche Ansprechstellen und Branchennetze. 

2.24 Der EWSA empfiehlt insbesondere die Beschleunigung 
der laufenden Überprüfung, um den Zugang zu den Forschungs- 
und Innovationsprogrammen der EU zu erleichtern. 

2.25 Es ist notwendig, dem Marktversagen entgegenzutreten, 
und zwar durch Förderung nachhaltiger Arbeitsplätze, Entwick­
lung des Unternehmergeistes, Innovationen, nachhaltiges Wirt­
schaftswachstum sowie dynamische Maßnahmenpakete, mit de­
ren Hilfe Unternehmen zu angemessenen, klaren und trans­
parenten Bedingungen gegründet werden, wachsen und aus 
dem Markt austreten können. 

3. Bemerkungen 

3.1 Die vorliegende Sondierungsstellungnahme wird auf Er­
suchen des ungarischen Ratsvorsitzes erarbeitet und befasst sich 
mit den Auswirkungen der gegenwärtigen Wirtschafts- und Fi­
nanzkrise auf die Beschäftigung in den einzelnen Produktions­
bereichen unter besonderer Berücksichtigung der KMU. 

3.2 Nach Auffassung des EWSA ist zur Überwindung der 
Krise und zur Bewältigung der Globalisierung jetzt auf Unions­
ebene rasches, kohärentes und koordiniertes Handeln erforder­
lich, das auf eine ganze Reihe von Prioritäten ausgerichtet ist, 
über bloße Absichtserklärungen hinausweist und effektiv ist. Es 
muss eine Verbesserung des Handlungsumfelds auf dem Binnen­
markt und den Weltmärkten bewirken, Innovationen der KMU 
stimulieren, den Unternehmergeist neu beleben und neue Wege 
für die Aus- und Weiterbildung der Arbeitnehmer aufzeigen 
sowie den Arbeitsmarkt an die neuen Herausforderungen anpas­
sen. 

3.3 Damit ihr positiver Beitrag zur Beschäftigung in vollem 
Umfang sichergestellt wird, müssen die KMU, auch im neuen 
Zusammenhang der Globalisierung und trotz der gegenwärtigen 
internationalen Krise in den Industrieländern, gleiche Wett­
bewerbsbedingungen auch in Bezug auf die folgenden Aspekte 
vorfinden: 

— Erstellung eines Zeitplans für die Schaffung der notwendigen 
Bedingungen um sicherzustellen, dass die KMU in vollem 
Umfang zur Schaffung von Beschäftigung beitragen können; 

— Entwicklung der innovativen Kapazität der KMU und Unter­
stützung von Netzen, Produktions- und Dienstleistungsclus­
tern sowie Technologieparks ( 9 ); 

— Garantie des Zugangs zu ausländischen Märkten, Finanzie­
rungen; Versicherungen und Bürgschaften bei internationa­
len Handelstransaktionen; 

— Strukturen für die intelligente wirtschaftliche Unterstützung 
auf den Märkten ( 10 ), die mit der vollständigen Gegenseitig­
keit bei der Öffnung des Binnenmarkts und der Drittmärkte 
einhergeht; 

— Einhaltung der sozialen und ökologischen Standards sowie 
Wahrung der gewerblichen Schutzrechte und des geistigen 
Eigentums; 

— Maßnahmen gegen die asymmetrische Information beim 
Kreditzugang, um angemessene Angebote, Darlehen und Be­
teiligung an Risikokapital sicherzustellen; 

— Weiterbildungsstrukturen, sowohl für die Entwicklung von 
Unternehmergeist und der Betriebsführung, als auch für die 
Bereitstellung qualifizierter Mitarbeiter in einem Flexicurity- 
Rahmen, der von den Sozialpartnern ausgehandelt werden 
muss; 

— sozialer Dialog auf nationaler und europäischer Ebene unter 
Würdigung der Besonderheiten der KMU, die auf Unions­
ebene angemessen vertreten werden müssen, aber auch in 
einem Dialog, der den Sozialpartnern eine angemessene Re­
aktion auf die Folgen der Krise gestattet; 

— Kampf gegen die Schattenwirtschaft und Verstärkung der 
Wettbewerbspolitik in Bezug auf staatliche Beihilfen. 

3.4 Der EWSA hält es für erforderlich, Verwaltungsauflagen 
und Bestimmungen zu Unternehmensgründungen vor allem auf 
Ebene der Mitgliedstaaten zu straffen und zu vereinfachen, um 
zu garantieren, dass die bestehenden Unternehmen bei ihrer 
Entwicklung von den technologischen und handelsbezogenen 
Möglichkeiten profitieren können. Im Wege der vollständigen 
und konkreten Anwendung des Grundsatzes Think Small First 
und des Small Business Act sollen neue KMU überdies in die Lage 
versetzt werden, neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

3.4.1 Außerdem ist die Verabschiedung eines europäischen 
Statuts für KMU sowie eine Analyse der europäischen Genos­
senschaft erforderlich, um die Verbreitung zu fördern. 

3.5 Die Internationalisierung von KMU muss erleichtert und 
ihre unternehmerische Beteiligung an Forschungspartnerschaften 
erhöht werden, um den Zugang zu ausländischen Märkten si­
cherzustellen.
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( 9 ) Vgl. Stellungnahme des EWSA „Die europäischen Industriecluster 
auf dem Weg zu neuen Wissensnetzwerken“, ABl. C 255 vom 
14.10.2005, S. 1; Stellungnahme des EWSA „Die Bedeutung von 
Technologieparks für den industriellen Wandel in den neuen EU- 
Mitgliedstaaten“, ABl. C 65 vom 17.03.2006, S. 51 und Stellung­
nahme des EWSA „Industrieller Wandel, territoriale Entwicklung 
und Verantwortung der Unternehmen“, ABl. C 175 vom 
28.07.2009, S. 63. 

( 10 ) Vgl. Zugang und vereinfachte Struktur der Datenbank über den 
Marktzugang (market access database) (MADB).



3.5.1 Dieses Ziel ist auch mit einer Strategie zu verfolgen, die 
den Aufbau internationaler Netze der Vorreiter von Kreativität 
und Innovationen – Führungskräfte, Forscher, Freiberufler – er­
leichtert, um Synergien zu fördern und die bessere Internatio­
nalisierung der freien Berufe zu erleichtern. 

3.6 Ferner muss die Kultur des Unternehmergeistes und die 
Stärkung der Initiative und des Unternehmergeistes der Frauen 
propagiert werden. Dafür müssen die erforderlichen Strategie- 
und Managementkompetenzen geschaffen sowie die Bildungs­
anstrengungen verstärkt werden. 

3.6.1 Des Weiteren wäre die Einführung eines Zeitplans mit 
halbjährlichen Statistiken zu den wirtschaftlichen und sozialen 
Kerndaten der europäischen KMU sinnvoll. 

3.7 Die kontinuierliche Weiterbildung der Führungskräfte 
und Arbeitskräfte muss zur Heranbildung qualifizierter Human­
ressourcen mit aktuellen Kenntnissen führen, wobei die Gleich­
stellung der Geschlechter zu fördern ist. Der EWSA fordert 
vorrangiges Handeln auf europäischer, nationaler und regionaler 
Ebene zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit durch mehr 
Ausbildungsplätze, sinnvolle Betriebspraktika (work placement), 
Berufseinstiegsförderung von Hochschulabgängern insbesondere 
der wissenschaftlichen Disziplinen und eine Kampagne zur 
Imageverbesserung der Arbeitsplätze in der Industrie und im 

verarbeitenden Gewerbe, sowie Kampagnen zum Unternehmer­
geist, insbesondere dem weiblichen Unternehmertum. 

3.8 Der EWSA ist davon überzeugt, dass die Fähigkeit zur 
Umsetzung von Innovationen gesteigert werden muss: Es müs­
sen Wissens- und Kompetenznetze ausgebaut und Industrieclus­
ter der neuen Generation sowie Infrastrukturen für den Tech­
nologietransfer und die branchenübergreifende Mobilität der 
Humanressourcen unter Einbeziehung der Industrie, der For­
schungseinrichtungen und der Universitäten geschaffen werden, 
auch im Zusammenhang mit dem Europäischen Innovations- 
und Technologieinstitut (EIT), das für KMU offen sein muss. 

3.9 Bei der Entwicklung branchenspezifischer Spitzeninitiati­
ven müsste nach Meinung des Ausschusses auf die stärkere 
Koordinierung der Aspekte Technologie, Investitionen, Bildung 
und die Erschließung der Humanressourcen geachtet werden. 

3.10 Die europäischen Arbeitsmärkte gehen grundlegend 
verändert aus der Krise hervor. Deshalb müssen die Arbeitneh­
mer und die Unternehmen bereits sein, sich mittels entsprechen­
der Kompetenzen und Unterstützung an die veränderte Wirk­
lichkeit anzupassen: „Die Krise hat die Fortschritte der Vergan­
genheit zunichte gemacht – daher müssen wir nun dringend die 
Arbeitsmärkte reformieren und sicherstellen, dass nach den 
Qualifikationen auch Nachfrage besteht und die Arbeitsbedin­
gungen die Schaffung von Arbeitsplätzen zulassen“ ( 11 ). 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 11 ) Siehe László ANDOR, Mitglied der Europäischen Kommission mit 
Zuständigkeit für Beschäftigung – IP/10/1541 vom 23. November 
2010.



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Die Rolle der 
Familienpolitik im demografischen Wandel: Austausch bewährter Verfahrensweisen zwischen den 

Mitgliedstaaten“ 

(Sondierungsstellungnahme auf Ersuchen des ungarischen Ratsvorsitzes) 

(2011/C 218/02) 

Hauptberichterstatter: Stéphane BUFFETAUT 

Hauptmitberichterstatterin: Béatrice OUIN 

Mit Schreiben vom 15. November 2010 ersuchte Botschafter Péter GYÖRKÖS den Europäischen Wirtschafts- 
und Sozialausschuss im Namen des ungarischen EU-Ratsvorsitzes gemäß Artikel 304 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union um Erarbeitung einer Stellungnahme zu folgendem Thema: 

„Die Rolle der Familienpolitik im demografischen Wandel: Austausch bewährter Verfahrensweisen zwischen den 
Mitgliedstaaten“. 

Das Präsidium beauftragte die Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft am 7. Dezember 
2010 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme (Berichterstatter Stéphane BUFFETAUT, Mitberichterstatterin 
Béatrice OUIN). 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten bestellte der Ausschuss auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 
2011 (Sitzung vom 4. Mai) Stéphane BUFFETAUT zum Hauptberichterstatter und Béatrice OUIN zur Haupt­
mitberichterstatterin und verabschiedete mit 183 gegen 3 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen folgende 
Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Familienpolitische Maßnahmen in Europa haben zwar 
unterschiedliche Hintergründe und Inhalte, verfolgen aber eine 
gemeinsames Ziel: Die Familienförderung. Die nationale und 
regionale Politik im Allgemeinen sowie die Investitions- und 
Bildungs-, Wohnungs- und Beschäftigungspolitik können dazu 
führen, dass bestimmte Mitgliedstaaten oder Regionen für Fami­
lien und junge Menschen attraktiv sind und diesen ein günstiges 
Umfeld bieten. 

1.2 Der Vergleich der bestehenden Systeme ist interessant, 
weil so die beispielhaften Vorgehensweisen herausgearbeitet 
werden können, wobei das Angebot an Dienstleistungen und 
Unterstützungsmechanismen den Erwartungen der Familien und 
Eltern bzw. künftigen Eltern entsprechen muss, damit die volle 
Wirksamkeit der Vorgehensweisen gewährleistet ist. Diese Er­
wartungen können sich entsprechend der jeweiligen Kultur, 
des gesellschaftlichen Usus und der Traditionen von einem Mit­
gliedstaat zum anderen unterscheiden. Die Behörden sollten da­
her ideologische Vorurteile vermeiden und Maßnahmen vor­
schlagen, die es Einzelpersonen tatsächlich ermöglichen, sich 
für die Gründung einer Familie zu entscheiden und so viele 
Kinder wie gewünscht in die Welt zu setzen. 

1.3 Wenngleich die Familienpolitik nicht zu den Kompeten­
zen der Europäischen Union gehört, kann diese dennoch 
Rechtsakte in jenen Bereichen erlassen, die die Vereinbarkeit 
von Familien- und Berufsleben, die Geschlechtergleichstellung 
im Beruf sowie den Schutz und die Entwicklung des Kindes 
betreffen. 

1.4 Darüber hinaus kann die EU eine nützliche Rolle in 
Bezug auf den Kenntnisstand über die demografische Lage 
und die Entwicklungen in den Ländern und dem Austausch 

empfehlenswerter Vorgehensweisen zwischen den Mitgliedstaa­
ten spielen. 

1.5 Unter der Ägide der Europäischen Union wird eine Reihe 
von Maßnahmen und Projekten, die in diesem Zusammenhang 
geplant waren, umgesetzt bzw. finanziell gefördert, und famili­
enpolitische Maßnahmen konnten oder können durch die Struk­
turfonds oder den Europäische Sozialfonds unterstützt werden. 

1.6 Es wäre wünschenswert, diese besser abzustimmen und 
sie einem Gremium zu unterstellen, das die allgemeine politi­
sche Strategie sowie Handlungs- und Forschungsleitlinien fest­
legt bzw. zumindest die Koordinierung der einzelnen Initiativen 
übernimmt. Diese Rolle des Dirigenten und Koordinators - was 
eine stärkere politische Ausrichtung und die Verwaltung betrifft 
- könnte der Europäischen Kommission insbesondere dank der 
Allianz der Familien übertragen werden, und - was den wissen­
schaftlichen Aspekt betrifft - Eurofound mit diesen Aufgaben 
betraut werden. 

1.7 Wünschenswert wäre zudem, dass die Familienverbände 
sowohl auf Ebene der EU als auch der Mitgliedstaaten in die 
Gestaltung familienpolitischer Maßnahmen bzw. solcher, die 
sich auf die Familien auswirken, eingebunden werden. 

1.8 Zahlreiche politische Maßnahmen, die auf EU-Ebene be­
schlossen werden, wirken sich unmittelbar auf die Familien aus. 
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) emp­
fiehlt daher, die familienpolitische Dimension durchgehend in 
allen EU-Politikbereichen, insbesondere bei der nunmehr für alle 
EU-Rechtsakte obligatorischen Erstellung von Folgenabschätzun­
gen ( 1 ) sowie bei allen Bewertungen der bestehenden Politik­
bereiche, die überarbeitet werden müssen, zu berücksichtigen.
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( 1 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Solidarität 
zwischen den Generationen fördern“, ABl. C 120 vom 16.5.2008, 
S. 66, Ziffer 4.8.



1.9 Der Ausschuss befürwortet nachdrücklich den Vorschlag, 
2014 zum Europäischen Jahr der Familie auszurufen. 

2. Einleitung: Bestandsaufnahme der demografischen Situa­
tion 

2.1 Die Familie befindet sich in Europa in einem tiefgehen­
den Wandel: Die Geburtenrate liegt seit mehreren Jahrzehnten 
weit unter dem für die Bevölkerungserneuerung erforderlichen 
Wert ( 2 ), Frauen bekommen ihr erstes Kind immer später, die 
Zahl der Trennungen, der Anteil der Alleinerzieherhaushalte 
und der Familien ohne regelmäßiges Einkommen nimmt zu, 
die Lebenserwartung steigt, und es gibt vor allem als Folge 
des demografischen Wandels immer mehr pflegebedürftige Se­
nioren. Die Entwicklung der familiären Strukturen wirft neue 
Probleme auf, denen bei der Gestaltung, Koordinierung und 
Umsetzung der familienpolitischen Maßnahmen Rechnung ge­
tragen werden muss. 

2.2 Das Verschwinden der Großfamilie, die u.a. wegen der 
Urbanisierung und dem Wandel des Lebensstils zunehmend von 
der Kernfamilie verdrängt wird, hat individualistischere Einstel­
lungen und neue soziale Risikogruppen hervorgebracht, die häu­
figer von sozialer Ausgrenzung betroffen sind. Es sind dies 
Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, arme Erwerbstätige sowie 
arme bzw. armutsgefährdete Kinder. Laut Schätzungen sind 
17 % der Europäer/-innen von Armut und sozialer Ausgrenzung 
betroffen, was nicht ohne Konsequenzen für die Familienpolitik 
bleiben kann. 

2.3 Obwohl die Geburtenrate überall in der EU niedriger als 
die Reproduktionsrate ist, bestehen zwischen den einzelnen Mit­
gliedstaaten und ihren Regionen sowohl erhebliche demogra­
fische als auch familienpolitische Unterschiede. Es ist ebenfalls 
festzustellen, dass die Bevölkerungsdichte sogar innerhalb eines 
jeden Mitgliedstaats sehr hohe Unterschiede aufweist, wobei ei­
nige Regionen sehr dicht bevölkert und andere extrem dünn 
besiedelt sind. Das wirft die Frage nach der Raumordnung 
und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Dienstleistungen - 
auch für die Familien - auf. Auf diesen Bereich scheint der 
Leitspruch der Europäischen Union „in Vielfalt geeint“ deshalb 
besonders zuzutreffen. Die Alterung der europäischen Bevölke­
rung, d.h. die Zunahme des Anteils älterer Menschen, erklärt 
sich sicherlich durch einen positiven Aspekt - die Zunahme 
der Lebenserwartung und ein Altern in guter Gesundheit. Es 
gibt aber auch eine zweite, negative Folge: Der starke Rückgang 
der Geburtenzahlen führt dazu, dass sich die Bevölkerung nicht 
erneuert. 

2.4 In keinem einzigen Mitgliedstaat erreicht die Geburten­
rate den für eine stabile Bevölkerungszahl notwendigen Wert ( 3 ), 
auch wenn zwei Länder - Frankreich und Irland - sehr nahe an 
diesen herankommen. Die Geburtenrate der USA erreicht fast 
diesen Wert, während jene Europas nach wie vor ein Viertel 
darunter liegt. 

2.5 Es gibt also ausgeprägte Unterschiede. 18 Mitgliedstaaten 
verzeichnen einen Bevölkerungszuwachs, d.h. die Geburtenrate 

ist höher als die Sterberate, wohingegen die Bevölkerung in 
neun Ländern zurückgeht, d.h. es gibt mehr Todesfälle als Ge­
burten (in ansteigender Reihenfolge: Portugal, Estland, Italien, 
Lettland, Litauen, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Deutschland). 

2.6 Entscheidend für eine Trendumkehr ist in erster Linie ein 
deutlicher Anstieg der zusammengefassten Fruchtbarkeitsziffer 
(total fertility rate). Auch die Migration spielt eine Rolle, reicht 
alleine aber nicht aus, da Migranten/-innen sich nicht unbedingt 
dort ansiedeln, wo die Geburtenziffer am niedrigsten ist und 
auch älter werden. Zudem erfordert die Zuwanderung eine ak­
tive Integrationspolitik, um Schwierigkeiten beim Zusammenle­
ben der einzelnen Bevölkerungsgruppen zu vermeiden, die in 
Aufnahmeländern mit geringem Bevölkerungswachstum noch 
sensibler reagieren. 

3. Auswirkungen der Krise auf die Familie 

3.1 Die Wirtschaftskrise zeitigt eine Reihe von Auswirkun­
gen auf die Lebensbedingungen einiger Familien und hat es 
schwieriger gemacht, all jenen Unterstützung zukommen zu 
lassen, die dieser bedürfen. Die Wirtschaftslage hat sich zu aller­
erst auf die Beschäftigung und die Einkommen der privaten 
Haushalte ausgewirkt. 

3.2 Diese Krise und die angespannte Haushaltslage in einer 
Reihe von Mitgliedstaaten veranlassen die Regierungen mögli­
cherweise auch dazu, ihre Pläne für familienpolitische Maßnah­
men zu ändern bzw. deren Umsetzung zu verschieben. 

3.3 Der Großteil der innenpolitischen Maßnahmen eines 
Staates betrifft die Familien direkt oder wirkt sich auf diese 
aus. Dies gilt für Maßnahmen zur Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung ebenso wie für die Politik in den Bereichen Bil­
dung, Wohnen, öffentlicher Verkehr, Energie, Sozialhilfe, Bil­
dung, Beschäftigung usw. Damit wird deutlich, wie wichtig es 
ist, diese politischen Maßnahmen bereichsübergreifend unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Auswirkungen auf die Familien zu 
bewerten („Familienpolitik als Querschnittsaufgabe“) ( 4 ). 

4. Förderung verschiedener Familienmodelle 

4.1 Eine ganzheitliche Familienpolitik besteht aus steuerli­
chen Maßnahmen und Familienbeihilfen, Maßnahmen zur Stär­
kung der Geschlechtergleichstellung im beruflichen Bereich, Be­
treuungs- und Pflegeleistungen für Kinder und Pflegebedürftige, 
Berücksichtigung von Familienleistungen in den Rentenversiche­
rungssystemen sowie Maßnahmen zur Gewährleistung der Ver­
einbarkeit von Beruf und Familie wie Elternurlaub und Teilzeit­
modelle. In allen Ländern der Europäischen Union gibt es solche 
Maßnahmen, auch wenn die Schwerpunkte unterschiedlich ge­
setzt werden bzw. ihre Ausrichtung stärker sozial- als familien­
politisch ist. Diese Unterschiede sind keineswegs überraschend, 
da es in den einzelnen Ländern unterschiedliche Traditionen, 
Bedürfnisse, Gesellschaftsentwürfe und philosophische Denk­
ansätze gibt, und auch die Erwartungen der Familien vielfältig 
sind.
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( 2 ) Dieses Phänomen wird von Bevölkerungswissenschaftlern als „demo­
grafischer Winter“ bezeichnet. 

( 3 ) Dieser Wert liegt in der EU bei 2,1 Geburten pro Frau. Die 0,1 
Geburten pro Frau sind erforderlich, um die Auswirkungen des Ge­
schlechtsverhältnisses der Neugeborenen (höherer Knabenanteil) so­
wie der Mortilität weiblicher Nachkommen vor Erreichen des Gebär­
alters auszugleichen. 

( 4 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Solidarität 
zwischen den Generationen fördern“, ABl. C 120 vom 16.5.2008, 
S. 66, Ziffer 4.8.



4.2 Auch die Motive für die Familienpolitik sind unterschied­
lich: Teils sind sie moralischer bzw. staatsbürgerlicher Natur, in 
anderen Fällen wiederum stärker ökonomisch oder politisch 
geprägt oder aber auf die Förderung von Geburten ausgerichtet. 
Zentrale Elemente der Familienpolitik sind - unabhängig von 
den ihr zugrunde liegenden Motiven - das geistige und körper­
liche Wohlergehen der Kinder, ihre Bildung sowie die Möglich­
keit der Eltern, so viele Kinder wie gewünscht aufzuziehen und 
familiäre Pflichten, Privat- und Berufsleben miteinander zu ver­
einbaren. 

4.3 In den skandinavischen Ländern wurde der Gleichstel­
lung von Müttern und Vätern sowohl im Berufsleben als auch 
bei den familiären Aufgaben besonderes Augenmerk beigemes­
sen, wobei schon in den 1970 er Jahren Sozial- und Fortbil­
dungsmaßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Be­
rufs- und Familienleben, sowie zur Erleichterung des beruflichen 
Wiedereinstiegs nach einem Elternurlaub umgesetzt wurden. In 
Schweden wurden umfangreiche Reformen im Bereich des El­
ternurlaubs, der Kleinkinderbetreuung in öffentlichen Einrich­
tungen, der Familienbesteuerung (gemeinsame Steuererklärung 
bereits 1971 abgeschafft) und des Familienrechts durchgeführt. 
Die schwedische Familienpolitik hat drei Dimensionen: erstens 
umfasst sie direkte Hilfen an die Familien, zweitens Unterstüt­
zung arbeitender Eltern durch Gewährung bezahlten Eltern­
urlaubs und drittens die Aufteilung des bezahlten Elternurlaubs 
zwischen Vater und Mutter. Auf diese Weise konnten eine hohe 
Frauenerwerbsquote, eine stärkere Beteiligung der Väter an der 
Kleinkinderbetreuung, eine Geburtenrate über dem EU-Durch­
schnitt sowie eine Verringerung der Kinderarmut erzielt werden. 
In Finnland wurde 1988 eine Beihilfe für die Betreuung von 
Kindern zu Hause eingeführt, die 1998 auch in Norwegen über­
nommen wurde, um die Leistung jener Eltern, die sich ganz der 
Kinderbetreuung widmen, anzuerkennen und finanziell zu ent­
schädigen. 

4.4 In den Niederlanden wird vor allem auf den Ausbau der 
Teilzeitarbeit gesetzt, um es Eltern zu ermöglichen, ihren Fami­
lien mehr Zeit zu widmen, und diese Möglichkeit wird auch von 
den Vätern viel häufiger genutzt als anderswo. Nichtsdestowe­
niger arbeiten 73,2 % der Männer und nur 45,9 % der Frauen 
Vollzeit. 19 % der Väter - deutlich mehr als anderswo in Europa 
- nutzen die Möglichkeit, Teilzeitelternurlaub zu nehmen; bei 
den Müttern sind es hingegen 41 %. Diese Möglichkeit besteht 
bis zum achten Lebensjahr des Kindes, wobei eine Steuermin­
derung in Höhe von 704 EUR pro Monat gewährt wird. Pro 
Kind kann ein Zeitraum von 26-mal die Zahl der Wochen­
arbeitstunden als Elternurlaub in Anspruch genommen werden; 
dieser ist also kumulierbar. Auch Kinderbetreuungsleistungen 
können deshalb in Teilzeit genutzt werden. 

4.5 Die französische Familienpolitik existiert schon seit 
Langem und zeichnet sich durch eine stets gleichbleibende 
und von der Couleur der Regierungsmehrheit unabhängige 
Ausrichtung aus. Sie ist gekennzeichnet durch eine Kombination 
von Beihilfen, einer gerechten Besteuerung der Familien, beson­
deren Bestimmungen in den Altersversorgungssystemen und 
dem Arbeitsrecht mit Anspruch auf bezahlten Sonderurlaub 
sowie einem System für die Betreuung von Kindern im Alter 
von 0-3 Jahren und kostenlose Kindergartenplätze ab dem drit­
ten Lebensjahr. Ihre Bedeutung wird auch dadurch unterstri­
chen, dass sie sowohl von der zentralstaatlichen Ebene wie 
den Departements und den Kommunen jedweder politischer 

Provenienz getragen wird. Die Departements und die Kom­
munen vervollständigen die zentralstaatlichen Maßnahmen 
durch zahlreiche lokale familienpolitische Maßnahmen in den 
Bereichen Betreuung oder Unterstützungsleistungen für Fami­
lien. Das eigentliche Kindergeld dient zur Deckung der Kosten, 
die den Familien für jedes Kind erwachsen, und begünstigt kin­
derreiche Familien. Mit Blick auf das Universalitätsprinzip wird 
es einkommensunabhängig gezahlt. Es soll den Kindern zugute 
kommen - darin unterscheidet sich eine Familien- von einer 
Sozialpolitik. Im Ergebnis verzeichnet Frankreich eine der 
höchsten Frauenbeschäftigungsquoten und Geburtenraten Euro­
pas. Die Wahlfreiheit bezüglich der Kinderbetreuung spielt in 
der französischen Familienpolitik eine entscheidende Rolle; da­
mit es aber Wahlfreiheit geben kann, muss es zunächst einmal 
eine Wahlmöglichkeit, d.h. ein ausreichendes Angebot an Be­
treuungseinrichtungen geben. 

4.6 Im Vereinigten Königreich ist die Familienpolitik stärker 
auf die wirksame Bekämpfung von Familien- und Kinderarmut 
ausgerichtet, und es gilt als allgemein anerkannt, dass sich der 
Staat nicht in individuelle Lebensentscheidungen einzumischen 
hat. Dabei ermöglicht es die Flexibilität des britischen Arbeits­
marktes Müttern, relativ leicht wieder Arbeit zu finden und die 
sehr unterschiedlich gelagerten Erwartungen der Familien zu 
erfüllen. Die Geburtenrate bei Frauen, in deren Leben die Fami­
lienarbeit eine gewichtigere Rolle spielt, ist doppelt so hoch ist 
wie bei Frauen, die sich stärker beruflich engagieren. 

4.7 Deutschland, das sich in einer kritischen demografischen 
Lage befindet, lancierte vor einigen Jahren eine anspruchsvolle 
Politik zur Vereinbarkeit von Arbeits- und Familienleben sowohl 
auf praktischer Ebene, aber auch im Hinblick auf mentale Mus­
ter, da es schlecht angesehen war, Kinder zu haben und zu 
arbeiten. Es wurden fortschrittlichere Betreuungssysteme mit 
flexibleren Zeiten sowie eine Elternzeit von 14 Monaten mit 
einem Elterngeld in Höhe von zwei Dritteln des Einkommens 
geschaffen. Diese Maßnahmen werden flankiert durch spezi­
fische und gezielte Hilfen in Form von Einkommensbeihilfen 
zur Bekämpfung der Kinderarmut. 

4.8 Generell hat sich in den durchgeführten Studien gezeigt, 
dass eine hohe Frauenbeschäftigungsquote häufig mit einer ho­
hen bzw. relativ hohen Geburtenrate einhergeht, sofern Ange­
bote zur Gewährleistung der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben vorhanden sind. Es scheint, als ob auf die Phase 
des demografischen Wandels, in der die Zahl der Kinder pro 
Frau infolge des erheblichen Rückgangs der Mortalität, insbeson­
dere der Sterblichkeit von Kindern, Jugendlichen und Müttern, 
stark zurückgeht und sich hygienische Maßnahmen und die 
Möglichkeiten zur Wahl des Zeitpunkts der Geburt verbreitet 
haben, eine Phase folgt, in der beide Elternteile außerhalb der 
häuslichen Umgebung beruflich aktiv sind. Gleichwohl liegt die 
Vollzeitbeschäftigungsrate der Väter insbesondere dann, wenn 
nicht ausreichend Dienstleistungen und kein bezahlter Eltern­
urlaub zur Verfügung stehen, deutlich über jener der Mütter. 

5. Verschiedene Szenarien 

5.1 Angesichts der derzeitigen demografischen Situation in 
der Europäischen Union ist es sehr wichtig, die Auswirkungen 
familienpolitischer Maßnahmen auf die Geburtenrate zu ermit­
teln. Die demografische Entwicklung kann unterschiedlich ver­
laufen.
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5.2 Im ersten Szenario wird von einer der derzeitigen Ten­
denz entsprechenden Entwicklung ausgegangen. Dabei wäre die 
Situation in der Europäischen Union gekennzeichnet durch eine 
Geburtenrate unter dem für die Bevölkerungserneuerung erfor­
derlichen Wert und durch starke Unterschiede zwischen den 
Mitgliedstaaten. Die Bevölkerung würde jedoch leicht zunehmen 
aufgrund der Substitutionseffekte, die der demografischen Ent­
wicklung innewohnen, die gleichwohl aufgrund des Ansteigens 
der Lebenserwartung älterer Menschen und der positiven Wan­
derungsströme schließlich versiegen würden. In einem solchen 
Fall hätte die EU gleichzeitig mit einer starken Bevölkerungs­
alterung trotz Zuwanderung (strukturbedingter Effekt), mit einer 
starken Zunahme der Zahl alter Menschen („Gerontowachstum“ 
- Trendeffekt) und mit einem möglichen Rückgang der Erwerbs­
bevölkerung trotz der zu erwartenden Anhebung des Renten­
eintrittsalters zu rechnen. In etwa der Hälfte der EU-Staaten 
würde die Bevölkerung schrumpfen. 

5.3 Dadurch käme es langfristig zu einer Verschärfung der 
demografischen Disparitäten zwischen den einzelnen Mitglied­
staaten, was eine Gefahr für den Zusammenhalt in der Europäi­
schen Union darstellen würde, da die politischen Maßnahmen 
zur Umsetzung der Forderungen der Bürgerinnen und Bürger 
mit Blick auf die unterschiedliche demografische Ausgangslage 
in den einzelnen Staaten wohl sehr weit auseinanderklaffen 
würden. 

5.4 Beim „Katastrophenszenario“ würde sich der demogra­
fische Winter bei einer Geburtenziffer, die weit unterhalb der 
Sterbeziffer liegt, verschärfen. In diesem Fall käme es sowohl zu 
einer von der Basis der Bevölkerungspyramide ausgehenden sehr 
starken Alterung aufgrund einer sehr niedrigen, 50 % unter dem 
für eine stabile Bevölkerungszahl erforderlichen Wert liegenden 
Geburtenrate (wie in einigen Regionen der EU bereits der Fall), 
als auch möglicherweise zu einer von der Spitze der Pyramide 
ausgehenden Alterung aufgrund des Anstiegs der Lebenserwar­
tung über 65 Jahre hinaus. Diese enorm gealterte Gesellschaft 
würde möglicherweise nicht mehr über die Mittel verfügen, um 
die Finanzierung der Renten und der für die Senioren erforder­
liche Gesundheitsversorgung zu gewährleisten. 

5.5 Aufgrund dieser beiden Elemente des „Katastrophensze­
narios“ käme es zur Abwanderung junger Hochqualifizierter, die 
das alternde Europa in Richtung jener Länder verlassen würden, 
die eine stärkere Wirtschaftsdynamik aufweisen, wobei auch die 
Zuwanderung tendenziell abnähme, da ein ärmeres Europa mit 
schwindender Wirtschaftskraft, großen Haushaltsproblemen und 
hohen Defiziten im Bereich der Sozialpolitik an Attraktivität 
verlöre. 

5.6 Dies würde zu einer sehr unausgewogenen Bevölkerungs­
pyramide mit einem starken Überhang der Alten im Vergleich 
zu den Jungen sowie zu einem Schrumpfen und einer erheb­
lichen Überalterung der Erwerbsbevölkerung führen. 

5.7 Abschließend soll ein drittes, positiveres Szenario skiz­
ziert werden: jenes der Bevölkerungserneuerung und des „demo­
grafischen Frühlings“. Dabei stiege die Geburtenrate bis nahe an 
den Grenzwert für die Bevölkerungserneuerung an. Der Gebur­
tenanstieg würde zahlreiche Wirtschaftsbereiche anregen, an­
schließend würde die im Sinken begriffene Zahl der Erwerbs­
tätigen in der kommenden Generation wieder zunehmen. Diese 
dynamische demografische Entwicklung würde einen Wirt­
schaftsaufschwung und damit die Deckung der Sozialausgaben 

ermöglichen. Die Europäische Union gewönne an Attraktivität 
für ihre eigenen Bürgerinnen und Bürger, die nicht mehr an 
Abwanderung dächten, aber auch für besser qualifizierte Zu­
wanderer. 

5.8 Selbstverständlich ist keineswegs gesichert, dass die hier 
skizzierten Szenarien so eintreten; es handelt sich nur um Hy­
pothesen, auf deren Grundlage die zur Korrektur der derzeitigen 
Entwicklung notwendigen Maßnahmen ergriffen werden kön­
nen, um das Schlimmste zu verhindern. 

6. Sind die unterschiedlich hohen Geburtenraten auf die 
Familienpolitik zurückzuführen? 

6.1 In allen Mitgliedstaaten wird eine Reihe politischer Maß­
nahmen umgesetzt, die in Summe eine Familienpolitik ergeben, 
ob diese nun als solche bezeichnet wird oder nicht ( 5 ). Die Ziele 
dieser Maßnahmen können unterschiedlich sein: 

— Verringerung der Armut und Gewährleistung des Familien­
einkommens; 

— Unterstützung von Kleinkindern und des Gedeihens von 
Kindern; 

— Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben; 

— den Erfordernissen in puncto Geschlechtergleichstellung ent­
sprechen; 

— Ermöglichung der Erfüllung des Kinderwunsches sowohl 
hinsichtlich der Zahl der Kinder als auch in Bezug auf den 
Zeitpunkt ihrer Geburt und damit Anhebung der Geburten­
rate. 

6.2 Auf der Grundlage einer Klassifizierung der umgesetzten 
politischen Maßnahmen ließen sich die Länder in folgende Ka­
tegorien einteilen: 

— Länder mit einer schwachen Familienpolitik und einer Ge­
burtenrate unter dem europäischen Durchschnitt; 

— Länder mit einer nicht auf die Bedürfnisse der Familien 
abgestimmte Familienpolitik und einer Geburtenrate unter 
dem europäischen Durchschnitt; 

— Länder, die - in Prozent des BIP ausgedrückt - weniger oder 
gleich viel wie der Durchschnitt der EU-Mitgliedstaaten für 
Familienpolitik aufwenden und trotzdem eine überdurch­
schnittliche Geburtenrate aufweisen; 

— Länder mit einer starken Familienpolitik und einer Gebur­
tenrate über dem EU-Durchschnitt ( 6 ). 

Hier zeigt sich, dass die umgesetzten Maßnahmen Auswirkun­
gen auf die Geburtenrate haben, die je nach den Grundkonsti­
tuenten der Familienpolitik unterschiedlich ausfallen.
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( 5 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 7. 

( 6 ) „Mitteilung an die Reflexionsgruppe über die Zukunft der Europäi­
schen Union (unter dem Vorsitz von Felipe González Márquez)“ - 
Gerard-François Dumont, UE Prospective démographique - 
http://www.diploweb.com/UE-Prospective-demographique.html.

http://www.diploweb.com/UE-Prospective-demographique.html


6.3 Ein Vergleich der verschiedenen familienpolitischen Maß­
nahmen ist interessant, weil so die beispielhaften Vorgehens­
weisen herausgearbeitet werden können, wobei das Angebot 
an Dienstleistungen und Unterstützungsmechanismen - ins­
besondere finanzieller und/oder steuerlicher Natur - den Erwar­
tungen der Familien und Eltern bzw. künftigen Eltern entspre­
chen muss, damit die volle Wirksamkeit der Vorgehensweisen 
gewährleistet ist. Diese Erwartungen können sich entsprechend 
der Nationalkultur, des gesellschaftlichen Usus und der Traditio­
nen von einem Mitgliedstaat zum anderen unterscheiden. Die 
Behörden sollten daher ideologische Vorurteile vermeiden und 
Maßnahmen vorschlagen, die es Einzelpersonen tatsächlich er­
möglichen, sich für die Gründung einer Familie zu entscheiden 
und so viele Kinder wie gewünscht in die Welt zu setzen. Diese 
Maßnahmen müssen den bevölkerungsspezifischen Unterschie­
den je nach Gebiet entsprechen. Auf dieser Grundlage und unter 
Beachtung dieser Unterschiede lässt sich ein Verfahren zum 
Austausch von Informationen und bewährten Vorgehensweisen 
entwickeln. Staatliche Maßnahmen sind aber absolut gerechtfer­
tigt, da die Familie der Ort ist, an dem das Humankapital der 
Zukunft heranwächst ( 7 ), und somit Keimzelle jeder Gesell­
schaftsordnung. Dies hat sich in der Krise gezeigt, deren Aus­
wirkungen oftmals von den Familien abgefedert wurden. 

7. Schlüsselfaktoren für den Erfolg familienpolitischer 
Maßnahmen 

7.1 Es hat sich gezeigt, dass trotz der existierenden Unter­
schiede in der Familienpolitik folgende für den Erfolg ausschlag­
gebende Gemeinsamkeiten bestehen: 

— Umsetzung von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Berufs- 
und Familienleben (qualitativ hochstehende Kinderbetreu­
ung, insbesondere öffentliche Kleinkinderbetreuungseinrich­
tungen, Unterstützungsmaßnahmen für Familien bei der Be­
treuung aller pflegebedürftiger Personen, Flexibilität bei der 
Arbeitsorganisation, Sonderurlaub), wobei diese Maßnahmen 
den örtlichen Gegebenheiten angepasst werden und den Er­
wartungen der Eltern sowie den Bedürfnissen und dem af­
fektiven, psychischen und physischen Gedeihen des Kindes 
entsprechen müssen; 

— Vermeidung und Beseitigung von Familienarmut; 

— Fortführung der Maßnahmen auch bei wechselnden politi­
schen Mehrheiten sowie Gewährleistung ihrer Universalität. 
Sie werden - unabhängig von etwaigen Überlegungen bezüg­
lich des Familieneinkommens - im Interesse des Kindes 
durchgeführt. Dem Aspekt der Stetigkeit der Politik kommt 
große Bedeutung zu, da Familienplanung immer langfristig 
ausgerichtet ist. Eine angemessene, langfristig ausgelegte Fa­
milienpolitik ist ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung; 

— Anerkennung und Wertschätzung der Rolle der Familie und 
des familiären Erfolgs. Die moderne Gesellschaft misst nur 
dem individuellen und beruflichen Erfolg Bedeutung bei; es 
gibt aber auch andere Formen persönlichen Erfolgs, nämlich 
im Bereich der zwischenmenschlichen Beziehungen und des 
Allgemeinwohls, wozu auch ein gelungenes Familienleben 
und erfolgreiche ehrenamtliche bzw. kulturelle Arbeit zäh­

len, was vor allem in den Medien und den nationalen Bil­
dungssystemen stärker herausgestellt werden sollte ( 8 ); 

— Berücksichtigung der besonderen Lage kinderreicher Fami­
lien. 

7.2 Neben den familienpolitischen Maßnahmen im engeren 
Sinn des Wortes sind zwei weitere Politikbereiche von entschei­
dender Bedeutung: die Beschäftigungspolitik und die Woh­
nungspolitik ( 9 ). Ohne Arbeit und Unterkunft ist es schwierig, 
eine Familie zu gründen. Dazu bedarf es eines Minimums an 
Vertrauen in die Zukunft. Eine hohe Jugendarbeitslosigkeit bzw. 
unsichere Beschäftigungsverhältnisse können sich erheblich auf 
die Bevölkerungserneuerung auswirken, denn Kinder groß zu 
ziehen dauert Jahre, der für eine Schwangerschaft günstige Zeit­
raum ist hingegen kurz. Aus diesem Grund sollte auch beson­
dere Aufmerksamkeit für die Lage von Studierenden und junger 
Menschen, die Eltern sind oder Kinderwünsche haben, geschenkt 
werden. 

7.3 Werden familienpolitische Maßnahmen langfristig ange­
legt, und entsprechen sie tatsächlich den Erwartungen der Fa­
milien, wirken sie sich positiv auf das Wohlergehen von Kin­
dern und Eltern aus und fördern ein harmonisches Gesellschafts­
leben und einen Wiederanstieg der Geburtenrate. 

7.4 In einer kürzlich von der Weltmütterbewegung („Mouve­
ment mondial des mères“) unter 11 000 Müttern durchgeführ­
ten Umfrage haben sich folgende Hauptanliegen herauskristalli­
siert: 

— Am wichtigsten ist den Müttern die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie; 

— an die zweite Stelle setzen sie die gesellschaftliche Anerken­
nung der Bedeutung ihrer Mutterrolle; 

— und am drittwichtigsten ist für sie die Möglichkeit, ihren 
Kindern mehr Zeit zu widmen. 

7.5 Interessant wäre eine ähnliche Umfrage unter Vätern, 
denn es ist durchaus möglich, dass die drei ermittelten Prioritä­
ten und insbesondere auch die Anerkennung der Vaterrolle, 
auch auf diese zutreffen, was zweifelsohne zu einem stärkeren 
Engagement der Väter im Familienleben führen könnte ( 10 ). Po­
sitiv zu bewerten sind in diesem Zusammenhang die jüngsten 
Vorschläge, mit denen Väter zum Elternurlaub ermuntert wer­
den sollen bzw. ein verpflichtender und bezahlter Elternurlaub 
eingeführt werden soll, da sie sowohl die notwendige stärkere 
Anerkennung der Vaterrolle als auch die ebenso wichtige Über­
nahme von Verantwortung durch die Väter im Scheidungsfall 
fördern. Als nützlich erweisen könnte sich dabei eine Zusam­
menstellung bewährter Vorgehensweisen von Unternehmen, die 
sich um eine familienfreundliche Arbeitsorganisation bemühen.
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( 7 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 6.4 sowie die Stellungnahme zum Thema „Die Solidarität 
zwischen den Generationen fördern“, ABl. C 120 vom 16.5.2008, 
S. 66, Ziffer 3.11. 

( 8 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 8.15 sowie die Stellungnahme zum Thema „Die Solidarität 
zwischen den Generationen fördern“, ABl. C 120 vom 16.5.2008, 
S. 66, Ziffer 3.13. 

( 9 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 4.6. 

( 10 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 8.11.



Die soziale Verantwortung der Unternehmen erstreckt sich auch 
auf Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familienleben, 
denn diese werden eben in den Unternehmen konkret umge­
setzt. Es wäre sinnvoll, ein Kennzeichen für familienfreundliche 
Unternehmen zu schaffen, wie es bereit in Spanien mit Unter­
stützung des Sozial- und Gesundheitsministeriums eingeführt 
wurde ( 11 ). 

7.6 Der EWSA hat in einer früheren Stellungnahme ( 12 ) vor­
geschlagen „Initiativen zu erwägen, die es Großeltern und ande­
ren engen Familienmitgliedern ermöglichen, sich um die Kinder 
zu kümmern, wenn die berufstätigen Eltern dies ebenfalls wün­
schen und es den Interessen des Kindes entspricht“. Bezüglich 
der Familienzeit hat sich der EWSA bereits für den Grundsatz 
ausgesprochen hat, dass „jeder (…) über einen ausreichenden, in 
Jahren zu bemessenden ‚Zeitkredit‘ für Aktivitäten im Rahmen 
von Familie (…) verfügen (muss). Es sollte möglich sein, sich für 
ein späteres Renteneintrittsalter zu entscheiden, wenn man es 
vorzieht, bereits während seiner Erwerbstätigkeit arbeitsfreie 
(und - ähnlich wie im Ruhestand - entlohnte) Zeit in Anspruch 
zu nehmen“ ( 13 ). Bei Teilzeitarbeit oder einer Unterbrechung der 
Berufstätigkeit wäre so das Einkommen nicht übermäßig be­
schnitten. Es wäre sinnvoll, eine genaue wirtschaftliche Kalkula­
tion vorzunehmen, um die im Bereich öffentlicher Betreuungs­
einrichtungen erzielten Einsparungen zu bestimmen. Diese Mit­
tel könnten für die Berücksichtigung der Erziehungszeiten bei 
der Rentenberechnung verwendet werden. Ebenso müssen die 
Rechte der Großeltern in Bezug auf ihre Enkel gewährleistet 
werden. 

7.7 Auf der Grundlage von Umfragen über die Wünsche 
junger Menschen, über die Veränderungen, die sich aus der 
größeren Mobilität der Familien ergeben und über den Zusam­
menhang zwischen der Verfügbarkeit von Wohnraum für junge 
Menschen und der Entscheidung, eine Familie zu gründen, bzw. 
über die Auswirkungen neuer Familienformen auf die Geburten­
rate könnte ebenfalls eine bedarfsgerechte Konzipierung von 
Familienpolitik sichergestellt werden. Derartige Umfragen wären 
auch insofern von Nutzen, als sie klare Rückschlüsse auf die 
Erwartungen der Familien ermöglichen würden, was einer der 
Schlüsselfaktoren für die Gestaltung von Maßnahmen ist. 

8. Welche Rolle kann die Europäische Union spielen? 

8.1 Die Familienpolitik gehört nicht zu den Kompetenzen 
der Europäischen Union. In Artikel 9 der Grundrechtecharta 
wird explizit darauf hingewiesen, dass das Familienrecht natio­
nalem Recht unterliegt. Nichtsdestoweniger kann die EU in je­
nen Bereichen Rechtsakte erlassen, die die Vereinbarkeit von 
Familien- und Berufsleben betreffen, und die Sozialpartner kön­
nen Vereinbarungen aushandeln, die in der Folge in Richtlinien 
umgesetzt werden. Beispiele dafür sind der Elternurlaub und die 
Debatte über die Länge des Mutterschaftsurlaubs. Auch im Be­
reich der Geschlechtergleichstellung im Beruf, einem der zen­
tralen Anliegen jeglicher Familienpolitik, kann die EU tätig wer­

den, ebenso wie im Bereich des Schutzes und der Entwicklung 
des Kindes auf der Grundlage der unlängst von der Europäi­
schen Kommission angenommen „EU-Agenda für die Rechte 
des Kindes“ ( 14 ). 

8.2 Die Strategie Europa 2020 enthält eine Zielvorgabe für 
die Erwerbsquote von Männern und Frauen, die sich nur dann 
erreichen lässt, wenn begleitend familienpolitische Maßnahmen 
ergriffen werden, die es den Menschen ermöglichen, so viele 
Kinder wie gewünscht großzuziehen und dabei zu arbeiten, 
was in den meisten EU-Mitgliedstaaten derzeit nicht gewährleis­
tet ist. 

8.3 Darüber hinaus kann die EU eine nützliche Rolle in 
Bezug auf den Kenntnisstand und die demografische Entwick­
lung auf allen geografischen Ebenen, bei der Bewertung famili­
enpolitischer Maßnahmen (auf Ebene der Mitgliedstaaten sowie 
der Gebietskörperschaften) und dem Austausch empfehlenswer­
ter Vorgehensweisen zwischen den Mitgliedstaaten spielen. 

8.4 Im Rahmen der unter dem jüngsten deutschen EU-Rats­
vorsitz lancierten Europäischen Allianz für Familien war die 
Einrichtung einer Beobachtungsstelle vorgesehen, die jedoch 
bis dato nicht erfolgt ist. 

8.5 Unter der Ägide der Europäischen Union wird eine Reihe 
von Maßnahmen und Projekten, die in diesem Zusammenhang 
geplant waren, umgesetzt bzw. finanziell gefördert: 

— die Sachverständigengruppe für Fragen der Demografie; 

— das Europäische Demografieforum; 

— Workshops zu beispielhaften Vorgehensweisen; 

— das Netz für Familienpolitik; 

— das Internetportal der Europäischen Allianz für Familien; 

— regionale Seminare. 

Für diese Maßnahmen wurden insgesamt ca. 500 000 EUR an 
Finanzmitteln bereitgestellt. Dazu kommen das Forschungspro­
jekt Familienplattform, das mit weiteren Forschungsprojekten 
zur Bevölkerungsentwicklung und zu Familienfragen verbunden 
ist, sowie die Familien-Datenbank der OECD. 

8.6 Wünschenswert wäre es, diese Initiativen besser abzu­
stimmen und sie einem Gremium zu unterstellen, das die all­
gemeine politische Strategie sowie Handlungs- und Forschungs­
leitlinien festlegt bzw. zumindest die Koordinierung der einzel­
nen Initiativen übernimmt. Da die Zeichen für eine Neugrün­
dung von eigenständigen Einrichtungen innerhalb der Europäi­
schen Union nicht gerade gut stehen, könnte die Rolle des 
Dirigenten und Koordinators - was eine stärkere politische Aus­
richtung und die Verwaltung betrifft - über die Europäische 
Allianz der Familien der Europäischen Kommission übertragen 
werden, und - was den wissenschaftlichen Aspekt betrifft - Eu­
rofound mit diesen Aufgaben betraut werden, die als drittelpa­
ritätisch besetzte EU-Agentur überaus geeignet für diese Aufgabe 
wäre. Dank der genauen Abstimmung der einzelnen in der EU 
bereits umgesetzten Initiativen könnte den Mitgliedstaaten um­
fassendes Datenmaterial in einer Datenbank zur Verfügung
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( 11 ) http://www.en.aenor.es/aenor/certificacion/resp_social/resp_efr.asp. 
( 12 ) Stellungnahme des EWSA zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 
92/85/EWG des Rates über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden Ar­
beitnehmerinnen am Arbeitsplatz“, ABl. C 277 vom 17.11.2009, 
Ziffer 1.12. 

( 13 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Der Zusammenhang zwi­
schen Gleichstellung, Wirtschaftswachstum und Beschäftigungs­
quote“, ABl. C 318/15 vom 23.12.2009, Ziffer 4.2.6.2. ( 14 ) KOM(2011) 60 endg.
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gestellt werden. Außerdem sollte die Europäische Allianz der 
Familien Kontakte knüpfen und eine Zusammenarbeit ent­
wickeln mit den Strukturen und Aktionen der offenen Methode 
der Koordinierung im sozialen Bereich. Diese ist derzeit Gegen­
stand von Überlegungen der Europäischen Kommission zusam­
men mit den interessierten Kreisen. 

8.7 Über den Europäischen Sozialfonds und den Regionalen 
Entwicklungsfonds wurden bereits in einigen Mitgliedstaaten 
Beiträge zu familienpolitischen Maßnahmen geleistet. Es sollte 
überlegt werden, wie solche Beiträge ausgebaut werden können. 
Die Familienpolitik muss auch Teil der Plattform zur Bekämp­
fung von Armut sein. 

8.8 Darüber hinaus sollten in den Rahmenprogrammen für 
Forschung ( 15 ) und für Innovation Mittel für Studien und For­
schungsprojekte zur Demografie, aber auch zur Soziologie, An­
thropologie und Philosophie bereitgestellt werden, die für Fami­
lienfragen ebenfalls relevant sind. Überdies sollten Untersuchun­
gen zur Effizienz und zu den Auswirkungen der umgesetzten 
familienpolitischen Maßnahmen durchgeführt werden. In diesem 
Zusammenhang wäre es wünschenswert, dass die Familienplatt­
form ihre Tätigkeit nicht einstellt, sondern auf Dauer fortführt, 
wie dies auch von den im Bereich der Familienpolitik tätigen 
Verbänden und Organisationen gewünscht wird. 

8.9 Wünschenswert wäre zudem, dass die Familienverbände 
sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene in die 
Gestaltung familienpolitischer Maßnahmen bzw. solcher, die 
sich auf die Familien auswirken, eingebunden werden. 

8.10 Alle Europäerinnen und Europäer waren bzw. sind Mit­
glied einer Familie, welches Schicksal dieser auch immer be­
schert gewesen sein mag und unabhängig von der Entwicklung, 
die die Familie in den letzten Jahrzehnten insgesamt genommen 
hat. Niemand kommt durch Spontanzeugung zur Welt, und alle 
Meinungsumfragen zeigen, dass Familiensolidarität nach wie vor 
zu jenen Grundwerten zählen, denen die Bürgerinnen und Bür­
ger Europas am meisten Bedeutung beimessen. Tatsache ist, dass 
sich zahlreiche politische Maßnahmen, die auf EU-Ebene be­
schlossen werden, unmittelbar auf die Familien auswirken 
(Freizügigkeit, Beschäftigung und Sozialschutz, Umwelt- und 

Verbraucherschutz, Festlegung der MwSt-Sätze auf Babyarti­
kel ( 16 ), Medienpolitik oder auch Bildungs- und Kulturpro­
gramme sowie soziale Maßnahmen). 

8.11 Der EWSA empfiehlt daher, die familienpolitische Di­
mension durchgehend in allen EU-Politikbereichen und ins­
besondere bei der nunmehr für alle EU-Rechtsakte obligatori­
schen Erstellung von Folgenabschätzungen zu berücksichti­
gen ( 17 ), und ihr ist bei allen Bewertungen der bestehenden 
Politikbereiche im Hinblick auf eine Überarbeitung Rechnung 
zu tragen. In Spanien sah die Wasserpreisfestlegung mit der 
Verbrauchsmenge ansteigende Kosten pro Kubikmeter vor, um 
den Verbrauch einer begrenzten Ressource zu senken. Dieses 
Verfahren war indes für kinderreiche Familien sehr nachteilig, 
da eine fünfköpfige Familie automatisch mehr verbraucht als ein 
Alleinstehender oder ein kinderloser Haushalt. Infolge einer ge­
richtlichen Klage wurde dieses Berechnungssystem aufgege­
ben ( 18 ). Es wäre folglich wünschenswert, auf europäischer 
Ebene eine systematische Untersuchung der Folgen von Rechts­
vorschriften für die Familien durchzuführen, um mögliche wi­
dersinnige und für Familien nachteilige Folgen zu vermeiden. 

8.12 Ferner ist zu betonen, in welchem Maße Regionalpoli­
tik, Investitions- und Bildungs-, Wohnungs- und Beschäftigungs­
politik miteinander verknüpft sind und - abgesehen von der 
Familienpolitik im engeren Sinne - bestimmte Mitgliedstaaten 
oder Regionen für Familien und junge Menschen attraktiv ma­
chen und zu einer insgesamt lebhaften demografischen Entwick­
lung beitragen können. 

8.13 Zudem befürwortet er nachdrücklich den Vorschlag, 
2014 zum Europäischen Jahr der Familie auszurufen und das 
20. Jubiläum des internationalen Jahres der Familie der Verein­
ten Nationen zu begehen. Denn die Zukunft der Gesellschaften 
liegt in den künftigen Generationen, und diese kommen in den 
Familien auf die Welt. Abschließend muss unterstrichen werden, 
dass es einen ausschlaggebenden Faktor bei der Gründung einer 
Familie gibt: Die Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Die Re­
gierungen müssen für die Hoffnungen der von ihnen regierten 
Bevölkerungen einstehen. Darin liegen die Größe und die Last 
ihrer Aufgabe. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 15 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Familie und 
die demografische Entwicklung“, ABl. C 161 vom 13.7.2007, S. 66, 
Ziffer 4.5. 

( 16 ) Der EWSA hat sich diesbezüglich für eine Senkung ausgesprochen, 
insbesondere für Windeln. Siehe Stellungnahme des EWSA zum 
Thema „Die Solidarität zwischen den Generationen fördern“, 
ABl. C 120 vom 16.5.2008, S. 66 Ziffer 4.7. 

( 17 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Solidarität 
zwischen den Generationen fördern“, ABl. C 120 vom 16.5.2008, 
S. 66, Ziffer 4.8. 

( 18 ) http://sentencias.juridicas.com/docs/00285332.html.
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema 
„Nachhaltigkeitsprüfungen und EU-Handelspolitik“ 

(2011/C 218/03) 

Berichterstatterin: Evelyne PICHENOT 

Die Europäische Kommission beschloss am 22. April 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 262 AEUV um Stellungnahme zu folgendem Thema zu ersuchen: 

„Nachhaltigkeitsprüfungen und EU-Handelspolitik“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Außenbeziehungen nahm ihre Stellungnahme am 7. April 
2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
161 gegen 3 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Um Nachhaltigkeitsprüfungen der EU-Handelspolitik leistungs­
fähiger zu gestalten, schlägt der EWSA der Kommission eine 
Überprüfung des Verfahrens vor, bei der die Anliegen der Zivil­
gesellschaft sowie Globalisierungsaspekte stärker berücksichtigt 
werden. Der EWSA regt an, Nachhaltigkeitsprüfungen umzuge­
stalten und in einen kohärenten Bewertungszyklus einzuglie­
dern. 

1.1 Zu diesem Zweck ist es nach Ansicht des EWSA drin­
gend notwendig, dass von nun an jedes Handelsabkommen mit 
einem Kontrollmechanismus ausgestattet wird, an dem die Zi­
vilgesellschaft teilhat. Nur so kann gewährleistet werden, dass 
die eingegangenen Verpflichtungen überwacht und die Risiken 
und Chancen der Handelsliberalisierung unter Nachhaltigkeits­
aspekten geprüft werden. Durch einen solchen Mechanismus, 
der angesichts des vorgeschlagenen dynamischen Ansatzes un­
verzichtbar ist, wird zu bestimmten Fristen eine erneute Bewer­
tung der in der ersten Untersuchung abgewogenen Risiken und 
Chancen möglich. 

1.2 Um das Instrument mit den Zielen nachhaltiger Entwick­
lung in Übereinstimmung zu bringen, empfiehlt der EWSA, 
Nachhaltigkeitsprüfungen: 

— in eine Ex-ante-, eine laufende und eine Ex-post-Bewertung zu 
gliedern, 

— mit der dem Verhandlungsmandat vorausgehenden Unter­
suchung abzustimmen und innerhalb sinnvoller Fristen 
durchzuführen, 

— vorrangig auf die Erkennung von Risiken für Gesellschaft 
und Umwelt auszurichten, als Ergänzung einer wirtschaftli­
chen Bewertung, durch die in der Praxis hauptsächlich der 
Wunsch der EU nach Abschluss eines Handelsabkommens 
begründet werden soll, 

— weniger zur Abschätzung der aggregierten Auswirkungen 
der Liberalisierung auf die einzelnen Säulen der nachhaltigen 
Entwicklung, sondern vielmehr zu einer gezielteren und 

genaueren Bewertung auf Ebene der Branchen oder Haus­
halte zu nutzen, insbesondere in Volkswirtschaften mit ei­
nem großen Anteil informeller Arbeit, 

— bei der öffentlichen Debatte über die Folgen der Handels­
politik gegenüber dem Europäischen Parlament als Orientie­
rungshilfe zu verwenden, 

— so zu gestalten, dass bei den flankierenden Maßnahmen die 
anderen EU-Politiken berücksichtigt werden. 

1.3 Um die Zweckdienlichkeit der ermittelten Informationen 
zu steigern, empfiehlt der EWSA, dass zur Verbesserung von 
Nachhaltigkeitsprüfungen: 

— die drei Pfeiler in einem ausgewogeneren Verhältnis berück­
sichtigt werden, 

— die Berater aus dem großen Reservoir der vorhandenen - 
insbesondere qualitativen - Methoden schöpfen, um auf 
die Aspekte des betreffenden Handelsabkommens hinzuwei­
sen, die andere als Wirtschaftsfragen betreffen, 

— ökologische Ansätze wie die Lebenszyklusanalyse, die 
CO 2 -Bilanz oder die Messung der Ökosystemleistungen wei­
terentwickelt werden, 

— das für das betreffende Handelsabkommen zuständige Bera­
terteam systematisch Sachverständige zu gewinnen versucht, 
die aus dem jeweiligen Partnerland stammen, 

— die Sozialpartner, Umweltexperten sowie Vertreter der Wirt­
schaft zu unmittelbaren, eingehenden Gesprächen einge­
laden werden, 

— die Auswirkungen auf die Geschlechtergleichstellung beach­
tet werden, 

— diese eine Analyse der Arbeitsbedingungen in Berufen des 
Rechts- und Gesundheitswesens beinhalten sollten, insbeson­
dere, was die Unabhängigkeit und die Gewährleistung kör­
perlicher Unversehrtheit derjenigen anbelangt, die diese Be­
rufe ausüben.
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1.4 Bei der Reformierung des Partizipationsprozesses emp­
fiehlt der EWSA: 

— Nachhaltigkeitsprüfungen in sämtlichen Phasen allen Betei­
ligten und Partnerländern zugänglich zu machen und sie um 
Kurzberichte zu ergänzen, 

— in den einzelnen Phasen des Zyklus eine Konsultation 
durchzuführen, die allen Interessensvertretern der Zivilgesell­
schaft offensteht und angemessen finanziert wird, 

— den EWSA im Vorfeld der Nachhaltigkeitsprüfungen da­
durch einzubinden, dass er Stellung zur Wahl der Indikato­
ren und der zu konsultierenden zivilgesellschaftlichen Orga­
nisationen nimmt sowie Konsultationsverfahren vorschlägt, 

— den EWSA ebenfalls mit einer Stellungnahme zu der dem 
Parlament und dem Rat vorgelegten Folgenabschätzung zu 
befassen, 

— den Ausschuss bei der Organisierung der Konsultationen 
und der Nachbereitung mit den Zivilgesellschaften der Part­
nerstaaten gemeinsam mit den EU-Delegationen als wichti­
gen Partner anzusehen, 

— den EWSA mit einer Vermittlerrolle zu betrauen, um zu 
gewährleisten, dass die Konsultation der Zivilgesellschaft 
im Rahmen von Folgenabschätzungen mit der künftigen 
Einführung von Kontrollmechanismen in den Abkommen 
abgestimmt wird, 

— bei der Ex-post-Bewertung die Zwischenberichte des Begleit­
ausschusses zu berücksichtigen. 

2. Nachhaltigkeitsprüfungen sind notwendig, ihre 
Überarbeitung ist jedoch unumgänglich 

2.1 In ihrer Mitteilung „Handel, Wachstum und Weltgesche­
hen - Handelspolitik als Kernbestandteil der EU-Strategie 
Europa 2020“ ( 1 ) erklärt die Kommission, dass sie ihre Konsul­
tationen mit den Beteiligten und der Zivilgesellschaft intensi­
vieren möchte, um die Auswirkungen der Handelspolitik auf 
die nachhaltige Entwicklung hin zu überprüfen. Der EWSA ist 
sich bewusst, dass der GD Handel durch die Einführung von 
Nachhaltigkeitsprüfungen eine Vorreiterrolle zukommt, und be­
grüßt, dass die Kommission die Diskussion erneut eröffnet, um 
zum einen die Auswirkungen der Maßnahme zu prüfen, zu­
gleich aber auch zu versuchen, ihre Grenzen bzw. Mängel zu 
überwinden. In dieser Sondierungsstellungnahme stellt der 
EWSA Vorschläge zur Verbesserung der Wirkung von Nachhal­
tigkeitsprüfungen und zur Klärung ihres eigentlichen Zweckes in 
den Mittelpunkt. Ziel des EWSA ist es, die Frage nach dem 
gesellschaftlichen und politischen Nutzen von Nachhaltigkeits­
prüfungen zu beantworten. 

2.2 Seit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon verfügt das 
Europäische Parlament über erweiterte Befugnisse und steht in 
der Handelspolitik auf einer Stufe mit dem Rat der EU. Bei der 
ersten Ratifizierung seit Inkrafttreten des Vertrags - der Ratifi­
zierung des Abkommens mit Südkorea im März 2011 - konn­
ten die Akteure insbesondere in den sensiblen Bereichen prüfen, 
wie sich diese neue Macht der Abgeordneten auswirkt. Es ist 

daher erforderlich geworden, die frühere Formel des Dialogs mit 
der Zivilgesellschaft mit diesem institutionellen Wandel in Ein­
klang zu bringen. 

2.3 Der EWSA nimmt die von der Kommission in der ge­
nannten Mitteilung kürzlich vorgeschlagenen Änderungen der 
Maßnahme mit großem Interesse zur Kenntnis. Nachhaltigkeits­
prüfungen gehen auch weiterhin mit der Konsultation der Zi­
vilgesellschaft einher, zudem bleibt die bindende Verpflichtung 
bestehen, sie bei Verhandlungen einzusetzen und ihre Schluss­
folgerungen in einem Positionspapier herauszuarbeiten. Hinzu 
kommt eine neue Stufe: die Kommission kündigt an, dass eine 
Ex-post-Bewertung von Handelsabkommen zur Überwachung 
ihrer Auswirkungen durchgeführt werden soll. Endlich wird 
von der Kommission ein wichtiger Schritt nach der 
Aushandlung und vor der Unterzeichnung eines Abkommens 
eingebaut: eine Folgenabschätzung, die dem Parlament und dem 
Rat übermittelt wird. Von nun an wird es nicht länger möglich 
sein, Nachhaltigkeitsprüfungen als einfache, auf die Verhandlun­
gen beschränkte Instrumente zu begreifen: sie werden sich auf 
den ganzen, die Erarbeitung, Umsetzung und Überwachung der 
Politiken umfassenden Zyklus erstrecken. Dies verleiht den in 
dieser Stellungnahme enthaltenen Vorschlägen zur Reformie­
rung der Nachhaltigkeitsprüfungen Aktualität und eine größere 
Tragweite. 

2.4 Weil Abkommen auf multilateraler Ebene fehlen, sind es 
bilaterale und regionale Freihandelsabkommen, die immer häu­
figer Elemente mit Bezug auf eine nachhaltigere Gestaltung des 
Welthandels enthalten - sowohl durch einen vollständigeren 
Bewertungszyklus (ex ante und ex post) als auch inhaltlich, um­
fassen sie doch der Nachhaltigkeit gewidmete Kapitel, wie etwa 
Umweltschutz- und soziale Verpflichtungen. 

2.5 Zwischen der GD Handel und der Zivilgesellschaft findet 
bereits ein strukturierter Dialog ( 2 ) statt, zu dem Informations- 
und Austauschtreffen in verschiedenen Phasen von Handelsver­
handlungen gehören. Damit wird der Verpflichtung entspro­
chen, die Organisationen der Zivilgesellschaft sowohl in der 
EU als auch in den Partnerstaaten bei der Erarbeitung der von 
Beratern erstellten Nachhaltigkeitsprüfungen zurate zu ziehen. 
Es handelt sich hierbei um ein groß angelegtes Experiment im 
Bereich des zivilen Dialogs, an dem der EWSA gern stärker 
beteiligt wäre. 

2.6 In der derzeitigen Phase des Ausbaus bzw. der Wieder­
aufnahme bilateraler oder regionaler Handelsverhandlungen gibt 
diese Informations-/Konsultationsstrategie nicht nur Anlass zu 
Hoffnungen, sondern auch zu Kritik ( 3 ). Bei den Nachhaltigkeits­
prüfungen selbst fällt der wirtschaftlichen Evaluierung tenden­
ziell großes Gewicht zu, und zwar aufgrund der weit verbreite­
ten Anwendung mathematischer Simulationsmodelle wie etwa 
berechenbarer allgemeiner Gleichgewichtsmodelle, die zur Eva­
luierung der Wirksamkeit makroökonomischer Politikansätze - 
und nicht ihrer Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt - 
entwickelt wurden. Die in Nachhaltigkeitsprüfungen vorgelegten 
Ergebnisse dieser Modelle sind häufig sehr aggregiert und auf 
Intuition gestützt und haben sowohl für die Verhandlungspart­
ner als auch für die Interessenträger nur geringe Aussagekraft,
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( 1 ) KOM(2010) 612 vom 9.11.2010. 

( 2 ) Tätigkeitsbericht der GD Handel zum Dialog mit der Zivilgesellschaft 
aus dem Jahr 2010 http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2010/ 
february/tradoc_145785.pdf. 

( 3 ) Abschlussbericht der öffentlichen Konsultation zur neuen Handels­
politik der Europäischen Union 2010 http://trade.ec.europa.eu/ 
doclib/docs/2010/september/tradoc_146556.pdf.

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2010/february/tradoc_145785.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2010/february/tradoc_145785.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2010/september/tradoc_146556.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2010/september/tradoc_146556.pdf


da die aufgeführten Auswirkungen weder bedeutsam noch aus­
reichend spezifisch sind. Da Daten für den informellen Sektor 
entweder ganz fehlen oder unzuverlässig sind, gestalten sich Nach­
haltigkeitsprüfungen schwierig; mögliche Auswirkungen in die­
sem Bereich werden daher nicht genügend berücksichtigt. 

2.7 In einigen Studien ( 4 ) zum Verfahren haben sich Mängel 
gezeigt, etwa in puncto Erarbeitung der Nachhaltigkeitsprüfun­
gen und Organisation der Konsultationen. Da Nachhaltigkeits­
prüfungen zu spät in den Verhandlungsprozess einbezogen wer­
den, haben sie keinen tatsächlichen Einfluss auf den Verhand­
lungsgegenstand, und ebenso wenig gelingt es, die von den 
problematischsten Auswirkungen betroffenen Akteure rechtzei­
tig dafür zu sensibilisieren. Wer aus welchem Grund während 
des Verfahrens einbezogen wird, ist nicht klar geregelt. 

2.8 Im Falle erheblicher Veränderungen bestimmter sozialer 
Indikatoren aufgrund der weltweiten Finanz- und Wirtschafts­
krise sollten die Ergebnisse der ersten Untersuchung vervollstän­
digt oder geändert werden, um die Daten und die zugrundege­
legten Szenarien zu aktualisieren sowie geeignetere flankierende 
Maßnahmen vorzuschlagen. 

3. Nachhaltigkeitsprüfungen als Teil eines kohärenten 
Bewertungszyklus 

3.1 Bislang waren Nachhaltigkeitsprüfungen nicht zufrieden­
stellend, weil die in ihnen enthaltenen Informationen zu spät 
zur Verfügung standen, keinen Neuigkeitswert für die Verhand­
lungen hatten, politisch folgenlos blieben und nicht aus ange­
messenen Konsultationen stammten. Daher schlägt der EWSA 
vor, ihnen eine neue Dynamik zu verleihen. In erster Linie 
sollten Nachhaltigkeitsprüfungen der Erkennung besonderer Ri­
siken (im Umwelt- und Sozialbereich) sowie ihrer Bewertung 
und Überwachung über einen gewissen Zeitraum hinweg die­
nen. Der Mehrwert von Nachhaltigkeitsprüfungen ergibt sich 
hauptsächlich daraus, dass in ihnen ebendiese Informationen 
über voraussichtliche und erkennbare Risiken bereitgestellt wer­
den. 

3.2 Deshalb werden zugleich eine Ex-ante-Bewertung (vo­
raussichtliche Risiken) und eine laufende Bewertung (Entwicklung 
der Risiken) durchgeführt, hinzu kommt aber eine Ex-post-Be­
wertung (erkennbare Folgen). Nachhaltigkeitsprüfungen werden 
so zu mehr als einer Methode oder einem Diagnosewerkzeug - 
sie gewinnen an Dynamik. Sie dürfen daher nicht länger als ein 
statisches Instrument zur Berechnung des in Zahlen ausdrück­
baren Werts der drei Säulen der Nachhaltigkeit angesehen wer­
den, sondern als ein Verfahren zur Zusammenarbeit und zur 
Verbreitung gezielter Informationen. Diese werden zu Signal- 
oder Warnzeichen für die Zivilgesellschaft und die Verhand­
lungsführer, die zur Wachsamkeit verpflichtet sind. 

3.3 Um wirksam sein zu können, müssen Nachhaltigkeits­
prüfungen Teil eines kohärenten Zyklus von Bewertungen der 
EU-Politiken werden, deren gemeinsames Ziel die Nachhaltigkeit 
ist. 

3.3.1 Zunächst einmal Kohärenz zwischen den drei Säulen, 
wobei der Umwelt- und Klimaaspekt, aber auch im sozialen 
Bereich ausdrückliche Erwägungen zur Wahrung der Menschen­
rechte und menschenwürdigen Arbeitsbedingungen vertieft wer­
den müssen ( 5 ). 

3.3.2 Dann auch Kohärenz zwischen den vorgesehenen Stra­
tegien und flankierenden Maßnahmen sowie den erkannten Ri­
siken und Chancen. Die Empfehlungen müssen ein möglichst 
breites Spektrum an Strategien und Maßnahmen der EU abde­
cken (Strukturfonds und spezielle Programme, Entwicklungs­
hilfe, den Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung, das Europäische Instrument für Demokratie und Men­
schenrechte, EIDHR, Finanzierungen der EIB). Bei ihrer Planung 
müssen im Gegenzug die Ergebnisse von Nachhaltigkeitsprüfun­
gen miteinbezogen werden. 

3.3.3 Und schließlich Kohärenz zwischen den verschiedenen 
von der Kommission durchgeführten Bewertungen. Insbeson­
dere muss geklärt werden, was für ein Zusammenhang zwischen 
der dem Verhandlungsmandat vorausgehenden Folgenabschät­
zung und der Nachhaltigkeitsprüfung besteht. Das Mandat für 
eine Nachhaltigkeitsprüfung kann nach Bedarf angepasst und 
korrigiert werden, je nachdem, ob eine ambitionierte oder 
aber eine bescheidene und unvollständige Abschätzung der Ri­
siken im Sozial- und Umweltbereich vorangegangen ist. 

3.4 Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments und die 
Vertreter der Mitgliedstaaten sowie die Zivilgesellschaft sollten 
während des gesamten Verfahrens einbezogen werden, und 
zwar viel intensiver, als dies derzeit der Fall ist. Die von der 
Kommission erstellte und für das Europäische Parlament und 
den Rat bestimmte Abschätzung der Folgen des Handelsabkom­
mens nimmt eine zentrale Stellung in dem Zyklus ein, und 
durch ihre Berücksichtigung vonseiten der Institutionen wird 
es möglich, den zivilen Dialog auf einen wesentlichen Zeitpunkt 
der politischen Debatte zu fokussieren. 

3.5 Es erscheint notwendig, Nachhaltigkeitsprüfungen auf 
breiter Ebene einzuführen, sie den derzeitigen und künftigen 
Verhandlungsmandaten für Freihandelsabkommen mit den wirt­
schaftsstrategischen Partnern der EU (USA, Volksrepublik China, 
Russische Föderation, Japan, Indien, Brasilien) anzupassen, und 
dabei Aspekte, die sich auf das UNO-Protokoll zu den Wirt­
schafts- und Sozialrechten sowie auf das Recht an geistigem 
Eigentum, die französischen Codes des marchés publics (Ver­
gabevorschriften für öffentliche Aufträge) und Investitionsver­
einbarungen beziehen, präziser zu fassen. 

4. Erhöhung der Zweckdienlichkeit der vorgelegten 
Informationen 

4.1 Damit die möglichen positiven wie negativen Folgen tat­
sächlich berücksichtigt werden, ist es unbedingt notwendig, den 
Verhandlungsführern die Ergebnisse in einem frühen Stadium 
der Gespräche zu übermitteln. Nachhaltigkeitsprüfungen sollten 
allen Interessenträgern und Partnerstaaten in sämtlichen Phasen 
zugänglich bleiben. Obwohl die Erstellungsdauer auf neun Mo­
nate erhöht wurde, sollte diese Frist geändert werden, um das 
Konsultationsverfahren in den Partnerstaaten zu vertiefen.
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( 4 ) Anne Chetaille (2005). Les études d’impact des accords commerciaux 
sur le développement durable: bilan et perspectives. Gret, Paris. 
Ruddy and Hilty (2007). Impact assessment and policy learning in 
the European Commission. Sciencedirect. 
Pascal Gabriel (2008). Problématiques environnementales, emploi et 
cohésion sociale. Un examen des développements politiques au ni­
veau international. Syndex/DG Emploi. 
Ekins and Voituriez (2009). Trade, Globalisation and Sustainability 
Impact Assessment, Earthscan, London. 

( 5 ) Informationsbericht „Menschenwürdige Arbeit und nachhaltige Ent­
wicklung im Mittelmeerraum“, EWSA, September 2010.



4.2 Um der Kritik an der Nützlichkeit von Nachhaltigkeits­
prüfungen zu begegnen, sollte auf Allgemeinplätze und die 
qualitative Messung aggregierter Effekte verzichtet werden (Wirt­
schaft versus Umwelt versus Soziales). Die Prioritäten sollten auf 
der Ermittlung der spezifischen Risiken sowie des Potenzials im 
Umwelt- und Sozialbereich liegen, zusätzlich zu der notwendi­
gen Abwägung wirtschaftlicher Chancen, die in den meisten 
Modellen naturgemäß positiv ausfällt. Schließlich waren genau 
diese voraussichtlichen Wirtschaftschancen der Grund dafür, 
dass die betreffenden Verhandlungen nach der Folgenabschät­
zung und dem Mandat aufgenommen wurden. 

4.3 Bei der Einschätzung der Umwelt- und Sozialrisiken 
muss aus einem möglichst großen Reservoir verfügbarer Metho­
den geschöpft werden, von quantitativen bis hin zu eher quali­
tativen, deren Gegenstand ausdrücklich nicht die wirtschaftliche 
Seite der Handelspolitik betreffende Aspekte sind, wie etwa die 
Auswirkungen auf die Geschlechtergleichstellung, die Ernäh­
rungs- oder die Lebensmittelsicherheit. Berücksichtigt werden 
könnten hier insbesondere stärker ökologisch orientierte An­
sätze wie die Lebenszyklusanalyse, die CO 2 -Bilanz und die mög­
lichen Auswirkungen auf die Artenvielfalt. Daneben könnte 
auch auf qualitative Methoden zur Abschätzung der sozialen 
Folgen (Beschäftigung, menschenwürdige Arbeitsbedingungen) 
in den Zielbranchen zurückgegriffen werden. 

4.4 Zu diesem Zweck sollte die Kommission im Ausschrei­
bungstext ausdrücklich Sozial- und/oder Umweltexperten anfor­
dern. Es wird nachdrücklich empfohlen, vor allem im Falle von 
Volkswirtschaften mit einem hohen Anteil ungeregelter Arbeit 
mehr Sachverständige aus den Partnerstaaten sowie Experten der 
IAO, der WHO oder gegebenenfalls der FAO einzubeziehen. 
Überdies müssen die Berater die Arbeitsbedingungen in den 
Berufen des Rechts- und Gesundheitswesens analysieren, um 
Informationen zum gesetzlichen Schutz ihrer Interessen und 
ihrer körperlichen Unversehrtheit zu erhalten. 

4.5 Die innereuropäischen Folgen dürfen dabei nicht außer 
Acht gelassen werden, insbesondere bei Nachhaltigkeitsprüfun­
gen, die die strategischen Partner betreffen, und hier vor allem 
in puncto Beschäftigung oder Umstrukturierung. Hier ist die 
Einbeziehung der Sozialpartner von wesentlicher Bedeutung, 
unter anderem auch zur Ermittlung möglicher Diskrepanzen 
zwischen sozialen und ökologischen Zielsetzungen mit Blick 
auf einen fairen Übergang sowie umweltverträgliches und inte­
gratives Wachstum. Bei der Beratenden Kommission für den 
industriellen Wandel des EWSA und den für den Dialog der 
einzelnen Wirtschaftszweige zuständigen EU-Ausschüssen, die 
sich für den Handelsverkehr einsetzen, müssen systematisch 
Brancheninformationen eingeholt werden. Durch den unmittel­
baren Dialog mit den Sozialpartnern werden die Ergebnisse der 
Nachhaltigkeitsprüfungen stichhaltiger. 

4.6 Außerdem ist es geboten, die freiwilligen und/oder ver­
traglich ausgehandelten Sozialverpflichtungen multinationaler 
Unternehmen sowie internationale Rahmenvereinbarungen bei 
Nachhaltigkeitsprüfungen zunehmend als Informationsquellen 
zu nutzen. 

4.7 Finanzielle und personelle Ressourcen, die für den Kapa­
zitätenausbau aufseiten der Partnerstaaten verwendet werden 
(Fachwissen, vor allem auf den Gebieten Umwelt und 
Soziales, Konsultationsverfahren), sind für die Qualität von 
Nachhaltigkeitsprüfungen und bei der Einsetzung von Über­
wachungsgruppen von entscheidender Bedeutung. In diesem 

Punkt müssen sich die GD EuropeAid Entwicklung und Zusam­
menarbeit und die GD Handel intensiver miteinander abstim­
men und die Programmplanung des neuen Europäischen Aus­
wärtigen Dienstes mit einbeziehen. 

4.8 Die Auswirkungen von Freihandelsabkommen auf nicht 
von dem Handelsabkommen betroffene Staaten oder Gebiete in 
äußerster Randlage sollten zunehmend unter Einbeziehung re­
gionaler Sachverständiger sowie der Zivilgesellschaft berücksich­
tigt werden, um die ökologischen und sozialen Folgen abzu­
schätzen, die sich aus der Änderung der Handelsströme ergeben. 

4.9 Der Ansatz, ein für Verhandlungsführer und künftige 
Bewertungssachverständige gleichermaßen nützliches Diagnos­
einstrument zu schaffen, sollte sich in einer Überarbeitung des 
2006 von der Kommission erarbeiteten Leitfadens für Nachhal­
tigkeitsprüfungen ( 6 ) niederschlagen. Bei seiner Überarbeitung 
und Umsetzung sollten Sachverständige der GD Entwicklung 
und Zusammenarbeit, der GD Beschäftigung, der GD Umwelt, 
der GD Klimapolitik und der GD Gesundheit und Verbraucher­
schutz intensiv einbezogen werden. 

5. Überarbeitung des Verfahrens für die Partizipation der 
Zivilgesellschaft 

5.1 Einige dieser Empfehlungen beziehen sich auf die kriti­
schen Anmerkungen der Teilnehmer an einer 2010 von der GD 
Handel initiierten Konsultation zur neuen Handelspolitik. 
Ebenso wie Nachhaltigkeitsprüfungen in einen kohärenten Zy­
klus von Bewertungen politischer Maßnahmen eingegliedert 
werden sollten, sollte auch der Konsultation neue Dynamik ver­
liehen werden, indem sie künftig als ein Prozess verstanden 
wird, der den verschiedenen Phasen des Zyklus angepasst wird 
und sich auf einen Grundstock bewährter Verfahren stützt. 

5.2 Der EWSA könnte sich im Rahmen institutioneller Kon­
sultationen noch früher in den Erarbeitungsprozess einer genau 
umrissenen Nachhaltigkeitsprüfung einbringen, indem er Stel­
lung zur Auswahl der sozialen oder Umweltindikatoren nimmt 
und flankierende Maßnahmen aufzeigt sowie die am besten 
geeigneten Konsultationsformen vorschlägt. 

5.3 Bei der Folgenabschätzung gegenüber dem Europäischen 
Parlament erwartet die Zivilgesellschaft, dass die Kommission 
Rechenschaft darüber ablegt, in welcher Form die Verhandlungs­
führer die Schlussfolgerungen der Nachhaltigkeitsprüfungen be­
rücksichtigt haben, und berichtet, welche Änderungen an ein­
zelnen Kapiteln vorgenommen wurden, um den beschriebenen 
Gefahren zu begegnen. 

5.4 Die erste Untersuchung muss im Rahmen eines zwei bis 
drei Jahre dauernden frühen Kontroll- und Bewertungsmecha­
nismus stattfinden, durch den unter breiter Beteiligung der Zi­
vilgesellschaft eine Präzisierung und gegebenenfalls eine Über­
prüfung der beobachteten Folgen sowie die Identifizierung neuer 
Risiken gewährleistet wird. Bei der Überwachung und der Be­
wertung muss das Augenmerk auf den Risiken und ihren über 
einen Zeitraum hinweg feststellbaren Veränderungen sowie auf 
der Wirksamkeit der flankierenden Maßnahmen liegen.
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5.5 Der EWSA verfügt über ein Netz, das er mit weiten 
Teilen der Zivilgesellschaft in Drittstaaten gespannt hat. Daher 
kann er sich in den neuen Bewertungszyklus, in den Nachhaltig­
keitsprüfungen eingegliedert werden, einbringen und eine Ver­
mittlerrolle im Konsultationsverfahren spielen. Mit der Erfah­
rung, die er in bestimmten Verhandlungsphasen erworben hat, 
kann er den Dialog mit den Zivilgesellschaften der Partnerstaa­
ten anstoßen. 

5.6 Diese ständigen geografischen Arbeitsgruppen des EWSA 
für den Austausch mit den Zivilgesellschaften von Drittstaaten 
sind ein wesentlicher Vorteil bei der Organisierung der Keim­
zellen von Ausschüssen zur Überwachung der Abkommen mit 
allen Teilen der Zivilgesellschaft. Da sie über Dialogerfahrung 
und Vergleichswerte in Bezug auf verschiedene Aspekte von 
Assoziierungs- oder Partnerschaftsabkommen verfügen, bieten 
sich diese Arbeitsorgane des EWSA bevorzugt als Gremien für 
die Diskussion über das in Handelsabkommen erzielte Gleich­
gewicht an. Jede gemeinsame Struktur auf geografischer Grund­
lage steuert regionalen Sachverstand zu den empirischen Zu­
sammenhängen zwischen Handelsabkommen und Nachhaltig­
keit bei. 

5.7 Das im CARIFORUM-Abkommen vorgesehene Über­
wachungsinstrument trägt der Forderung nach einer umfassen­
den Überwachung des Abkommens durch die Zivilgesellschaften 
der verschiedenen Seiten Rechnung. Im Abkommen mit Südko­
rea wird die Überwachung des Kapitels „Nachhaltige Entwick­
lung“ ermöglicht. Die Schaffung derartiger Überwachungsinstru­

mente ist für die Glaubwürdigkeit der Nachhaltigkeitsbemühun­
gen der EU von entscheidender Bedeutung. Letztlich hängen 
von der Qualität der Nachhaltigkeitsprüfungen die Wirksamkeit 
der Überwachung und das Vertrauen der verschiedenen Parteien 
in das Konsultationsverfahren ab. Aus diesem Grund bekräftigt 
der EWSA sein Interesse an der Einsetzung eines Begleitaus­
schusses bei sämtlichen Handelsabkommen. 

5.8 Der EWSA unterstützt den partnerschaftlichen Ansatz 
der GD Handel, jedem Abkommen ein Kapitel zur Nachhaltig­
keit hinzuzufügen, das Verpflichtungen im sozialen und im 
Umweltbereich enthält. Nachhaltigkeitsprüfungen sind bei die­
sem auf Anreize gerichteten Ansatz insofern hilfreich, als in 
ihnen empirisch und praktisch aufgezeigt wird, welche Chancen 
der Handel hier bietet und welche Übergangsregelungen bzw. 
Anpassungs-, Ausgleichs- oder Schutzmaßnahmen nötig sind, 
um die sozialen und ökologischen Risiken im Einklang mit 
den in dem Abkommen eingegangenen Verpflichtungen abzu­
wenden oder zu verringern. 

5.9 Der EWSA, der die Überwachung des CARIFORUM-Ab­
kommens koordiniert, wird sich dabei auf die bestehenden Be­
ziehungen zur Zivilgesellschaft stützen. Er wird ebenfalls eine 
Partnerschaft mit der südkoreanischen Zivilgesellschaft auf­
bauen, um die notwendige Überwachung der Maßnahmen wei­
terzuverfolgen. Bei der Überarbeitung des Partizipationsverfah­
rens sollten die Erkenntnisse der ersten Ex-post-Bewertung des 
Abkommens mit Chile genutzt werden. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Landmaschinen-, 
Baumaschinen- und Förderzeugehersteller: Auswege aus der Krise“ (Initiativstellungnahme) 

(2011/C 218/04) 

Berichterstatter: Virgilio RANOCCHIARI 

Ko-Berichterstatter: Patrizio PESCI 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 15. Juli 2010, gemäß Artikel 29 Absatz 2 
der Geschäftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Landmaschinen-, Baumaschinen- und Förderzeugehersteller: Auswege aus der Krise“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission für den industriellen Wandel nahm ihre Stel­
lungnahme am 4. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
151 gegen 3 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Die europäische Bau- und Landmaschinenindustrie wurde 
von der Wirtschaftskrise zu einem Zeitpunkt, da die weltweite 
Nachfrage sich grundlegend wandelt, besonders stark in Mitlei­
denschaft gezogen. Nichtsdestotrotz ist die Branche ein höchst 
wettbewerbsfähiger und technologisch hoch entwickelter Indus­
triezweig. 

Auf EU-Ebene sind jedoch einige Maßnahmen erforderlich, um 
die Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der Branche zu 
gewährleisten und auf längere Sicht Produktionsüberkapazitäten 
in der EU zu vermeiden, und zwar: 

— ein Gesetzesrahmen, durch den weder die Innovativität der 
Hersteller noch ihre Fähigkeit eingeschränkt wird, bei der 
Maschinenentwicklung auf die Bedürfnisse der Kunden ein­
zugehen; 

— gleiche Wettbewerbsbedingungen in der EU durch eine wirk­
same Marktaufsicht: die Marktüberwachung und die Zoll­
behörden sollten die Verordnung Nr. 765/2008 wirksam 
durchsetzen und den EU-Markt verstärkt kontrollieren; 

— Produktvorschriften und eine Handelspolitik, durch die freier 
Zugang zum Weltmarkt gewährleistet wird; 

— gemeinschaftliche Rechtsvorschriften, die dem im Vergleich 
abnehmenden Stellenwert der europäischen Märkte Rech­
nung tragen. Das Zentrum des Weltmarkts verschiebt sich 
immer weiter in Richtung Südamerika und Asien, weshalb 
alle erforderlichen Maßnahmen, wie etwa der Abbau von 
Verwaltungsaufwand und die Förderung freiwilliger Maßnah­
men der Industrie, ins Auge gefasst werden sollten, um die 
Produktionsstätten europäischer Hersteller in der EU zu hal­
ten; 

— einheitliche Straßenverkehrssicherheits- und Umweltschutz­
vorschriften auf europäischer und internationaler Ebene; 

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Durchführungs­
bestimmungen in der gesamten EU, um künftige Überkapa­
zitäten zu vermeiden und die Entwicklung neuer Produkte 
und neuartiger, auf den Erkenntnissen aller Akteure fuß­
ender Arbeitsorganisationskonzepte voranzutreiben; 

— ein Programm zur Förderung sowie Anreize zur Unterstüt­
zung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unter­
nehmen (KMU). 

1.2 Weitere, ausführlichere Empfehlungen werden im Nach­
gang zu einer Anhörung, die am 11. November 2010 im Rah­
men der Internationalen Landmaschinenausstellung EIMA in 
Bologna stattfand und an der viele Interessensvertreter teilnah­
men, in den nachfolgenden Kapiteln ausgesprochen. 

2. Hintergrund der Stellungnahme 

2.1 Die Land- und Baumaschinenindustrie der EU bietet tech­
nische Lösungen an, durch die menschliche Grundbedürfnisse - 
wie die Nahrungsversorgung der wachsenden Weltbevölkerung, 
die Bereitstellung von Wohnraum und die Gewährleistung der 
nötigen Infrastruktur - in effizienter Weise befriedigt werden 
können. 

2.2 Hohe Bodenpreise in Europa bewirken eine starke Nach­
frage nach hocheffizienten und hochgradig innovativen Lösun­
gen in der Landwirtschaft und im Bauwesen in der EU, weshalb 
die europäische Industrie Weltmarktführer im Bereich Technolo­
gie ist. 

2.3 Während die Nachfrage in Europa stagniert, werden sich 
die Wachstumsmärkte in Asien, Lateinamerika, Afrika und der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) auch weiterhin rasch 
vergrößern. Daher sind andere Akteure auf dem Weltmarkt 
erschienen, die allmählich auch außerhalb ihrer heimischen 
Märkte wettbewerbsfähig werden. 

2.4 Durch die Weltfinanzkrise wurden beide Branchen stark 
in Mitleidenschaft gezogen. Das Platzen der Immobilienblase 
führte im zweiten Halbjahr 2008 zu einem starken Abschwung 
in der Baumaschinenbranche. Drastische Investitionseinschnitte 
im Bauwesen waren die Folge, und die Umsätze gingen 2009 
um 42 % zurück. Diese Einschnitte waren im Wesentlichen 
dadurch bedingt, dass es den Auftraggebern an finanziellem 
Spielraum mangelte und die Bautätigkeit zurückging.
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2.5 Die Auswirkungen der Krise waren in der Landmaschi­
nenindustrie später spürbar, und obwohl es 2009 einen weniger 
ausgeprägten Rückgang von 22 % gab, setzte die Erholung nicht 
wie in anderen Branchen im Jahr 2010 ein. Schätzungen zu­
folge ging der Jahresumsatz 2010 um 9 % zurück. Auch hier ist 
die Hauptursache im mangelnden finanziellen Spielraum bei den 
Auftraggebern, gepaart mit Ungewissheit zu suchen. 

2.6 Die Produktnachfrage verändert sich zusehends. Wäh­
rend die außereuropäischen Märkte, auf denen wesentlich weni­
ger strenge Rechtsvorschriften gelten, wachsen, nimmt die 
Nachfrage nach EU-Produkten, die immer anspruchsvollere Si­
cherheits- und Umweltvorschriften erfüllen, ab. Dies führt zu 
einer Verbreiterung der ohnehin bereits komplexen Produktpa­
lette sowie zu einer Verlagerung der Fertigungsstätten, da für 
Drittmärkte bestimmte Produkte näher an den Absatzmärkten 
hergestellt werden und so Arbeitsplätze in der EU verloren 
gehen. 

3. Land- und Baumaschinenindustrie: strategische Bedeu­
tung der Branche, künftige Herausforderungen, Markt­
struktur 

3.1 Geringe Stückzahlen, große Produktvielfalt - starke Abhängigkeit 
von Zulieferern 

Was Betriebsgröße und Sortiment der Hersteller betrifft, weisen 
die beiden Industriezweige zahlreiche Ähnlichkeiten auf. 

Es gibt einerseits große multinationale Unternehmen, deren um­
fangreiche Produktpalette die am stärksten verbreiteten Geräte­
arten umfasst, wie etwa landwirtschaftliche Zugmaschinen, Bag­
ger oder Radlader. 

Andererseits reichen die Betriebe hinsichtlich ihrer Größe von 
relativ großen regionalen Herstellern bis hin zu KMU, die die 
gängigsten Gerätearten anbieten, aber häufig wirtschaftlich über­
leben können, indem sie den Markt mit hoch spezialisierten 
Nischenprodukten beliefern. 

Der Spezialisierungsgrad und die Vielfalt der angebotenen Pro­
dukte stehen oft in einem Missverhältnis zur tatsächlichen Be­
triebsgröße. Recht zahlreich sind Hersteller mit bis zu 200 ver­
schiedenen Modellen, die Geräte für ganz bestimmte Einsatz­
bereiche anbieten und weniger als 1 000 Stück im Jahr verkau­
fen; viele andere überleben, indem sie von jedem Modell weni­
ger als 100 Stück pro Jahr verkaufen. 

3.2 Beschäftigung und Produktion 

3.2.1 Die Landmaschinenindustrie spiegelt die Trends in der 
Landwirtschaft wider. 

Ohne Maschinen auf dem neuesten Stand der Technik gäbe es 
keine moderne, wirtschaftliche und wettbewerbsfähige Landwirt­
schaft. Derzeit arbeiten mehr als 10 Mio. Menschen in diesem 
Sektor, und obwohl die Zahl der Beschäftigten hier abnimmt, 
sind weiterhin große Unterschiede zwischen den 15 alten und 
den 12 seit 2004 beigetretenen neuen Mitgliedstaaten feststell­
bar. 

In den 15 alten EU-Ländern sind „nur“ 4,0 % aller Arbeitnehmer 
in der Landwirtschaft beschäftigt, während es in den 12 neuen 
Mitgliedstaaten 13,4 % sind. 

Deshalb ist der EWSA der Meinung, dass eine starke Gemein­
same Agrarpolitik (GAP) für Landwirte, aber auch für die Indus­
trie unverzichtbar ist, damit diese weiterhin in Forschung und 
Entwicklung investieren und dabei gleichermaßen rechtliche 
Auflagen erfüllen sowie die Nachfrage befriedigen kann. 

In der Landmaschinenindustrie gibt es ungefähr 4 500 Herstel­
ler, deren Umsatz 2008 etwa 28 Mrd. EUR betrug. 135 000 
Menschen arbeiten in diesem Wirtschaftszweig, weitere 125 000 
sind in Vertrieb und Wartung beschäftigt. 

Zwei Drittel aller in den 27 EU-Mitgliedstaaten hergestellten 
Maschinen kommen aus Deutschland, Italien, Frankreich, Spa­
nien und dem Vereinigten Königreich, während die 12 „neuen“ 
Mitgliedstaaten zusammen gerade einmal 7 % der Maschinen­
produktion in der EU beisteuern. 

3.2.2 Im Bauwesen sind 7,1 % der Erwerbstätigen in der EU 
beschäftigt. 

Bei den Baumaschinen ergibt sich ein ähnliches Bild wie bei den 
Landmaschinen: Italien, Deutschland, Frankreich, Spanien und 
das Vereinigte Königreich zusammen produzieren fast drei Vier­
tel aller in der EU hergestellten Maschinen. Insgesamt gibt es in 
der EU ungefähr 1 200 Baumaschinenhersteller, deren Gesamt­
umsatz 2008 31 Mrd. EUR betrug. 2009 fiel er auf 18 Mrd., 
was einem Rückgang von 42 % entspricht. 

In diesem Industriezweig gab es 160 000 unmittelbar Beschäf­
tigte. Schätzungen zufolge hingen weitere 450 000 Arbeitsstel­
len in der Lieferkette sowie in Vertrieb und Wartung mittelbar 
von der Branche ab. Nach Berechnungen der Industrie nahm die 
Zahl der direkt Beschäftigten um 35 % und die der indirekt 
Beschäftigten um 20 % ab. 

Es ist jedoch ein Mangel an qualifizierten und jungen Arbeits­
kräften feststellbar. Eine Arbeitsmarktumfrage des Verbandes der 
finnischen Technologiebranche belegt, dass die Anwerbung qua­
lifizierten Personals schwieriger geworden ist. Fachkräftemangel 
herrscht in Berufsfeldern, die seit zehn Jahren die Liste anführen: 
bei Schweißern, in der Metallverarbeitung, im Maschinenbau 
und bei Ingenieuren. 

3.3 Abhängigkeit von Maschinenteile- und Motorenherstellern 

In diesen beiden Branchen waren Hersteller aus der EU sowohl 
hinsichtlich fortschrittlicher Technologien als auch bei der Qua­
lität des Warenangebots immer schon Weltmarktführer. Fort­
schrittliche Technologien auf dem neuesten Stand, von hoch­
automatisierten Funktionen über hochauflösende weltweite Sa­
tellitenortungssysteme (GPS) für die Präzisionslandwirtschaft bis 
hin zu stufenlosen Getrieben und Elektronik, sind in diesen 
Industriezweigen unabdingbar. 

Da andererseits auch unter extremen Bedingungen (Staub, 
Schlamm, Eis, extreme Hitze und Kälte) ein einwandfreier Ma­
schinenbetrieb gewährleistet sein muss, werden handelsübliche 
Maschinenteile in Zukunft weder den Anforderungen entspre­
chen noch für die spezifische Weiterentwicklung sorgen. 

In der Industrie wächst die Besorgnis, dass die unverzichtbaren 
europäischen Partner in der Maschinenteilbranche in Zukunft 
nicht mehr für gemeinsame Entwicklungen zur Verfügung ste­
hen könnten, mit denen die führende Rolle im Technologie­
bereich gesichert werden kann.
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Motoren sind sowohl für die Produktentwicklung als auch für 
die Einhaltung der Rechtsvorschriften von grundlegender Bedeu­
tung, doch verfügen - anders als in der Automobilindustrie - 
nur die großen multinationalen Unternehmen über Anlagen zur 
Motorenherstellung. 

Die Zahl der unabhängigen Motorenhersteller geht zurück, und 
diese nehmen nur eine Randposition auf dem Markt ein; die 
Mehrheit der Maschinenhersteller hängt oft von Motorenherstel­
lern ab, die von ihren Mitbewerbern beherrscht werden. 

3.4 Bedeutung des Vertriebs- und Wartungsnetzes 

Das Netz der Händler und Kundendienstanbieter ist einer der 
entscheidenden Faktoren für den Erfolg eines Herstellers. Ma­
schinen von einer derart hohen Komplexität können bei unsach­
gemäßer Bedienung und Wartung Sicherheit und Gesundheit 
gefährden. Eine wichtige Voraussetzung ist ein kompetenter 
Fachhandel, der bei der Wahl der zweckdienlichsten Technolo­
gie berät und qualitativ hochwertige Wartungs- und Reparatur­
leistungen anbietet, um so einen schnellen und verlässlichen 
Kundendienst zu gewährleisten, der angesichts des komplexen 
Geräts und der hohen Leistungsanforderungen der Kunden so­
wie in Branchen, in denen klimatische Bedingungen, eine von 
der Jahreszeit abhängige Nachfrage und verbindliche Fristen eine 
Rolle spielen, unverzichtbar ist. 

3.5 Die Folgen der Wirtschaftskrise für Wachstum und Produktion 

Die Wirtschaftskrise hat beide Branchen stark getroffen, und 
zwar zu einem Zeitpunkt, als die weltweite Nachfrage auf einem 
sehr hohen Niveau war. Bei den Baumaschinen brach die Nach­
frage im vierten Quartal 2008 auf der ganzen Welt ein. 2009 
gingen die Gesamtverkaufszahlen der Hersteller in der EU um 
42 % zurück, was die Lagerbestände drastisch anschwellen ließ 
und zu einer sehr geringen Kapazitätsauslastung führte. Wie 
bereits erwähnt, wurde im gesamten Jahr 2010 ein weiterer 
Rückgang um 9 % verzeichnet, während die Nachfrage in Asien 
Ende 2010 wieder anzog. 

In der Landmaschinenindustrie setzten die Folgen der Krise spä­
ter ein, da die Landwirtschaft in geringerem Maße vom allgemei­
nen Wirtschaftsklima abhängt. 2009 ging der Absatz um 22 % 
zurück, und 2010 betrug der Rückgang noch einmal 9 %. 

In beiden Branchen wird 2011 mit einem Anstieg im einstel­
ligen Bereich gerechnet, was weitaus weniger ist, als für die 
Rückkehr auf das Vorkrisenniveau nötig wäre. 

Das größte Hindernis während der Krise war die mangelnde 
Verfügbarkeit von Krediten - vor allem für Kunden, die neue 
Maschinen finanzieren wollten, aber auch für die Hersteller 
selbst. Dazu kam, dass insbesondere die mangelnde Bautätigkeit 
die Nachfrage nach neuen Maschinen und Geräten verständli­
cherweise dämpfte. In beiden Branchen erwies sich die Nach­
frage als sehr schwankend. 

4. Probleme und Herausforderungen nach der Krise 

Während der Wirtschaftskrise sind einige Besonderheiten beider 
Branchen zutage getreten. Dies führte zu einer schwierigen Si­
tuation, zu deren Bewältigung Maßnahmen auf politischer 
Ebene ergriffen werden müssen. 

4.1 Fehlende Zulieferer, mangelndes Fachwissen 

Zunächst muss betont werden, dass sich die Baumaschinen­
industrie derzeit grundlegend verändert. 

Der Schwerpunkt auf dem Weltmarkt verlagert sich immer stär­
ker in Richtung Südamerika und Asien. 

Kamen 2005 noch 20 % der weltweiten Gesamtnachfrage nach 
Baumaschinen aus Europa, so werden es 2014 nur noch 14 % 
sein ( 1 ). 

Am auffälligsten sind die Veränderungen, die China und Indien 
betreffen. Schätzungen zufolge wird 2014 die chinesische Nach­
frage nach Baumaschinen 34 % der Weltnachfrage betragen, 
während es 2005 nur 18 % waren. Das bedeutet, dass sich 
die Nachfrage im Zeitraum von 9 Jahren verdoppelt haben wird. 

Die Folgen dieses Wandels sind gravierend, da die USA und die 
EU gemeinsam nur noch einen Anteil von 29 % an der Welt­
nachfrage haben werden. 

Infolge der Krise hat sich die Tendenz zur massiven Verlagerung 
der Produktionsstätten in Richtung der außerhalb der EU gele­
genen neuen Märkte erheblich verstärkt. Das führte dazu, dass 
die Zahl der Hersteller von Schlüsselkomponenten in Europa 
ebenfalls dramatisch verringerte. Diese Verlagerung betrifft nicht 
nur die Fertigungsstätten, sondern auch das nötige Fachwissen. 

Da die Anforderungen und Spezifikationen der Drittlandsmärkte 
von denen in der EU abweichen, wächst die Befürchtung, dass 
es in Zukunft einen Mangel an europäischen Herstellern von 
Schlüsselkomponenten geben könnte, die erschwingliche, auf 
europäische Anforderungen zugeschnittene Produkte liefern 
können. 

Ein weiteres Problem ist die Verfügbarkeit von Stahl in einer 
sich erholenden Weltwirtschaft, hätten doch Preisanstiege und 
protektionistische Maßnahmen negative Folgen für diesen Indus­
triezweig, wie Zahlen aus der Zeit vor der Krise belegen. 

4.2 Folgen auf dem Arbeitsmarkt: alternde Arbeitskräfte, Fachkräfte­
mangel und Abwanderung Hochqualifizierter 

Im europäischen Maschinenbau sind 3,6 Mio. Menschen be­
schäftigt ( 2 ). 

Davon arbeiten 10 % in der Land- und Baumaschinenindustrie. 
Im Allgemeinen nimmt das Durchschnittsalter der Arbeitskräfte 
immer weiter zu - nur 20,1 % von ihnen sind jünger als 
30 Jahre, während es in den anderen nicht zum Finanzsektor 
zählenden Branchen etwa 25 % sind. 

Auf der Seite der Abnehmer bestehen bei den Landwirten die 
gleichen Probleme: nur 7 % aller Landwirte in der EU sind 
jünger als 35 Jahre. Land- und Bauwirtschaft sind unattraktiver 
als andere Wirtschaftszweige, da die Arbeit härter und das Ar­
beitsentgelt geringer ist als in vielen anderen Berufen in Europa.
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Das geringe öffentliche Ansehen der Industrie, dessentwegen 
ihre Bedeutung für die gesamte Gemeinschaft nicht anerkannt 
wird, der Mangel an Fachkräften und Ingenieuren, das Missver­
hältnis von Fachkräftebedarf und dem Angebot an Fachkräften 
auf dem Arbeitsmarkt; die vielen unterschiedlichen Bezeichnun­
gen für die Ausbildungen und die Abschlüsse in den einzelnen 
Staaten; die mangelnde Elitenförderung bei der Ausbildung in 
den Natur- und Ingenieurwissenschaften - all diese ungünstigen 
Wesensmerkmale der Branche wurden durch die Wirtschafts­
krise noch verschlimmert. 

In der Industrie wurde versucht, Stellenstreichungen so weit wie 
möglich zu vermeiden. Trotzdem sank die Zahl der Beschäftig­
ten in der Baumaschinenindustrie wie erwähnt um 35 % im 
Vergleich zu 2008 ( 3 ). 

Die Krise führte auch dazu, dass Hochqualifizierte nach Fernost 
und Südamerika abwanderten, wo die Märkte starker florieren 
und die Krisenfolgen weniger dramatisch waren. 

5. Notwendige Maßnahmen auf EU-Ebene 

5.1 Gewährleistung der Umsetzung von Maßnahmen gegen unlaute­
ren Wettbewerb 

Der Import von nicht vorschriftsgemäßen Baumaschinen in die 
EU sowie ihr Verkauf und ihre Benutzung ist nach wie vor ein 
großes Problem für die europäische Baumaschinenindustrie. Pro­
dukte, die erstmals in der EU in Verkehr gebracht werden, 
müssen alle geltenden Sicherheits- und Umweltanforderungen 
erfüllen. Maschinen, bei denen dies nicht der Fall ist, entspre­
chen nicht den Rechtsvorschriften, und die Mitgliedstaaten soll­
ten verhindern, dass sie auf den Binnenmarkt gelangen. 

Die derzeitige Situation führt zu unlauterem Wettbewerb und 
beeinträchtigt die Fähigkeit seriöser Anbieter, Forschung und 
Entwicklung voranzutreiben. Dies wiederum gefährdet die Wett­
bewerbsfähigkeit der EU-Baumaschinenindustrie und ihrer Ar­
beitsplätze. Nicht vorschriftsgemäße Baumaschinen sind unfall­
trächtiger und erfüllen oft nicht die Umweltnormen der EU. 

Hersteller, die die Rechtsvorschriften der EU einhalten, sehen 
sich zurzeit mit Produkten konfrontiert, die unter unlauteren 
Bedingungen auf den EU-Binnenmarkt gelangen und zu einem 
Bruchteil des Marktpreises normgerechter Produkte angeboten 
werden. Die Behörden verfügen weder über die Mittel noch 
über die Ressourcen, hiergegen etwas zu unternehmen, während 
die Rechtsvorschriften hinsichtlich des Schutzes vorschrifts­
gemäßer Produkte nicht immer klar und deutlich sind. 

Immer mehr nicht den EU-Vorschriften entsprechende Maschi­
nen gelangen illegal auf den Binnenmarkt, ohne dass Marktauf­
sicht und Zollbehörden wirksam dagegen vorgehen, obwohl am 
1. Januar 2010 strengere Rechtsvorschriften in Kraft traten (Ver­
ordnung Nr. 765/2008). 

Empfehlung: Der EWSA fordert die Europäische Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, alle erforderlichen Schritte zu un­
ternehmen, um einen fairen Wettbewerb auf dem Binnenmarkt 
und gleiche Wettbewerbsbedingungen für die Hersteller zu ge­
währleisten, die international wettbewerbsfähig sein müssen. 

5.2 Für einen wirksameren Schutz der Umwelt müssen die richtigen 
Entscheidungen getroffen werden 

Wie in der Automobilbranche sind die Rechtsvorschriften be­
züglich der Emissionen mobiler Maschinen eine der größten 
Herausforderungen für beide Wirtschaftszweige. Im Vergleich 
zur Automobilindustrie sind die pro Stück anfallenden Kosten 
für die Einhaltung der Normen bei mobilen Maschinen extrem 
hoch, da die Produktions- und Verkaufszahlen deutlich niedriger 
sind und die Anzahl der unterschiedlichen Modelle wesentlich 
größer ist. 

Bei der von 2011 an geltenden nächsten Emissionsstufe III B 
und der für 2014 geplanten folgenden Emissionsstufe IV wer­
den die wichtigsten Luftschadstoffe gegenüber dem derzeitigen 
Niveau um mehr als 90 % reduziert. Diese Veränderungen be­
treffen Motoren, sie werden aber auch eine grundlegende Kon­
struktionsänderung der gesamten Maschinen bedingen. 

Die Technologien, die für Einhaltung dieser Emissionsstufen 
benötigt werden, bedingen die Verwendung von Kraftstoffen 
mit äußerst niedrigem Schwefelgehalt, die für nicht für den 
Straßenverkehr zugelassene mobile Maschinen in der EU nur 
unter Schwierigkeiten und außerhalb Europas definitiv nicht 
erhältlich sind. Dies wird den Absatz von neuen wie gebrauch­
ten Maschinen und Geräten auf Drittlandsmärkten unmöglich 
machen. 

Die Industrie hat die EU als Entlastungsmaßnahme zur Abfede­
rung der Krisenfolgen um einen Rechtsetzungsakt ersucht, 
durch den eine Erhöhung der Motorenproduktion über die 
Menge hinaus ermöglicht wird, die in den bestehenden Richt­
linien bei Anwendung des Flexibilitätsmechanismus erlaubt ist. 
Daraus würden sich beträchtliche Kosteneinsparungen für die 
Industrie ergeben, und dies bei einer einmaligen Emissions­
zunahme um ungefähr 0,5 %. Die Europäische Kommission 
hat dieses Ersuchen unterstützt und zwei Vorschläge zur Ände­
rung der betreffenden Richtlinien vorgelegt. Diese Vorschläge 
werden derzeit von Rat und Parlament geprüft. Jedoch zieht 
sich das Verfahren sehr in die Länge, und dies könnte den 
vorhergesehenen positiven wirtschaftlichen Effekt schmälern. 

Der EWSA empfiehlt, die zusätzlichen Flexibilitätsbestimmun­
gen für die nächste Stufe der Vorschriften zu mobilen Maschi­
nen und einen ähnlichen Vorschlag für landwirtschaftliche Zug­
maschinen so bald als möglich zu verabschieden. 

Für die Verringerung des Ruß- und Stickoxidausstoßes werden 
in der Zukunft spezielle Technologien benötigt, was einen hö­
heren Kraftstoffverbrauch und CO 2 -Emissionen nach sich ziehen 
wird. Anstrengungen der Hersteller, die zu besserer Effizienz der 
gesamten Maschine führten, haben einen tatsächlichen Anstieg 
des Kraftstoffverbrauchs verhindert. Neue Rechtsvorschriften zur 
Begrenzung/Senkung des Kohlendioxidausstoßes sollten im Ein­
klang mit den derzeitigen Emissionsvorschriften stehen, und 
nach Ablauf der aktuellen Emissionsstufen sollte genügend Vor­
laufzeit vor ihrer Einführung bleiben. 

Empfehlung: Vor der Erwägung strengerer oder neuer Rechts­
vorschriften für die gleichen Produkte sollte eine Folgenabschät­
zung auf EU-Ebene durchgeführt werden, bei der mögliche ne­
gative Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie auf 
dem Weltmarkt und die möglicherweise nur marginalen prakti­
schen Verbesserungen dieser Maschinen in Betracht gezogen 
werden.
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5.3 Fortgeschrittenes Alter des Maschinenbestands - Abwrackregelung 
für mobile Maschinen erforderlich 

In Land- und Bauwirtschaft eingesetzte Maschinen haben eine 
lange Lebensdauer. Bei Zugmaschinen sind es durchschnittlich 
mehr als 15 Jahre. Deshalb wirkt sich eine stetig verbesserte 
Umweltverträglichkeit neuer Maschinen nur in begrenztem 
Maße und langsam auf die allgemeine Umweltverträglichkeit 
der im Einsatz befindlichen Maschinen aus. Ein rascherer Fort­
schritt ließe sich eher durch Anreize zur Ausmusterung sehr 
alter und umweltschädlicher Maschinen erreichen. Dieser Ansatz 
hat auch deutliche Vorteile gegenüber der Nachrüstung alter 
Maschinen mit Abgasnachbehandlungsanlagen. Der Einbau 
von Abgasfiltern in alte Maschinen zieht zahlreiche weitere 
Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten in den Bereichen Si­
cherheit und Leistung nach sich. 

Der EWSA empfiehlt eine Abwrackregelung, um das Problem 
alter und umweltschädlicher Maschinen zu lösen und zu einer 
saubereren Umwelt und mehr Sicherheit am Arbeitsplatz bei­
zutragen. 

Der EWSA ist der Meinung, dass jegliche Abgasnachrüstungs­
regelung beim Problem umweltverschmutzender, in bebautem 
Gebiet eingesetzter Maschinen nicht zielführend ist. Durch derlei 
Regelungen wird nicht nur keine Lösung des Problems erzielt, 
sondern man lässt lärmbelastende und unsichere Maschinen in 
Betrieb und erhöht dadurch möglicherweise die Risiken, die sich 
aus unsachgemäßer Installation ergeben. 

Der EWSA empfiehlt zudem einheitliche Vorschriften für Nach­
rüstungssysteme zur Abgasnachbehandlung, nicht nur aufgrund 
ihres Abgasverringerungspotenzials, sondern auch wegen der 
Risiken beim Einbau solcher Systeme in Land- und Baumaschi­
nen. 

5.4 Die Industrie kann sich der Herausforderung CO 2 stellen 

Ähnlich wie in der Automobilindustrie ist der wichtigste Faktor 
für CO 2 -Emissionen in der Branche der Kraftstoffverbrauch. Die 
Möglichkeiten zur Senkung der Emission von Treibhausgasen 
müssen auf Grundlage der jeweiligen Arbeitsleistung der Ma­
schine geprüft werden und nicht - wie in der Automobilbranche 
- einfach auf Grundlage des Kraftstoffverbrauchs pro Kilometer. 

In den vergangenen Jahren wurden mit leistungsfähigeren Ma­
schinen bereits beträchtliche Verbesserungen erzielt. Die über 
die gesamte Lebensdauer anfallenden Kosten einer Maschine, 
an denen die Kraftstoffkosten einen großen Anteil haben, sind 
zu einem immer bedeutenderen Faktor bei der Kaufentschei­
dung geworden. 

Um den CO 2 -Ausstoß so weit wie möglich zu verringern, sollte 
man bei Optimierungsmaßnahmen nicht ausschließlich den Mo­
tor als Kraftquelle im Blick haben, sondern die gesamte Ma­
schine, ihre Einsatzgebiete und den Arbeitsprozess, des Weiteren 
die Betriebseffizienz und die mögliche Verwendung alternativer, 
CO 2 -armer Energiequellen. 

Der EWSA fordert die EU-Institutionen und Vertreter der Mit­
gliedstaaten auf, einen marktorientierten und umfassenden An­
satz bei der Verringerung der von mobilen Maschinen ver­
ursachten CO 2 -Emissionen zu unterstützen. Da es hier kein 
Patentrezept gibt, wäre die Entwicklung angemessener Lösungen 

für die Maschinen mit dem größten Schadstoffausstoß (Zug­
maschinen, Mähdrescher usw.) unter Berücksichtigung der Ge­
samteffizienz der Maschine (d.h. Kraftstoffverbrauch pro Tonne 
geernteten Getreides oder pro Kilometer geteerter Straße) ein 
pragmatischer und vernünftiger Ansatz. 

5.5 Harmonisierung ist der Schlüssel zum Erfolg in der EU und 
weltweit 

Durch die Verlagerung des Marktes von Europa an andere 
Standorte nimmt die Bedeutung weltweit harmonisierter Pro­
duktvorschriften und -normen rapide zu. Dies betrifft auch die 
Straßenverkehrssicherheitsvorschriften, die bei Baumaschinen 
und einigen landwirtschaftlichen Fahrzeugen immer noch nicht 
vereinheitlicht sind. 

Die Industrie Europas hat zudem damit zu kämpfen, dass die 
EU-Anforderungen im Vergleich zum Rest der Welt immer 
strenger werden, wodurch die europäischen Versionen von Ma­
schinen entweder zu teuer oder inkompatibel werden. 

Beispielsweise sollte im Bereich des Umweltschutzes jede Ent­
scheidung auf EU-Ebene vor der Erlassung und Umsetzung jed­
weder Rechtsvorschrift in der EU sorgfältig auf ihre Folgen 
geprüft werden. 

Die Land- und Baumaschinenindustrie trägt in Übereinstim­
mung mit der Richtlinie 97/68/EG für mobile Maschinen und 
Geräte und Richtlinie 2000/25/EG für Zugmaschinen durch die 
Verringerung der Maschinenemissionen ihren Teil zum Umwelt­
schutz bei. Dies führt zu einer beträchtlichen Verringerung der 
Anteile von Feinstaub (97 %), Stickoxid (96 %) und Kohlen­
monoxid (85 %). 

Vergleichbare Anstrengungen hat die Industrie auf dem Gebiet 
des Lärmschutzes unternommen: 10 Jahre lang unternahm sie 
Anstrengungen zur Einhaltung der Lärmemissionsvorschriften in 
Bezug auf 22 Baumaschinen. 

Darüber hinaus gelten bei den Lebenszyklen von Maschinen 
bereits internationale Normen, und die Industrie selbst hat Nor­
men für das Recycling von Maschinen und Geräten für die 
Erdbewegung unterstützt. 

Daher ist es äußerst wichtig, Gesetze und Vorschriften weltweit 
in Einklang zu bringen, um die Wettbewerbsfähigkeit europäi­
scher Produkte für die Zukunft sicherzustellen. 

Der EWSA fordert die EU-Institutionen und die Vertreter der 
Mitgliedstaaten auf, die Entwicklung weltweit geltender Normen 
zu unterstützen, an ihr mitzuwirken und tätig zu werden. Für 
die Erarbeitung solcher Normen bietet sich die UNECE ( 4 ) als 
geeignetes Gremium an. 

5.6 Arbeitsbedingungen und sozialer Dialog in den Branchen 

Da viele der Akteure in der Land- und Baumaschinenindustrie 
kleine und mittlere Unternehmen sind, sind in beiden Branchen 
besondere Vereinbarungen auf dem Gebiet des sozialen Dialogs 
notwendig. Die Personalvertretung hat hier einen geringeren 
Stellenwert, und es gibt weniger Möglichkeiten für den trans­
nationalen Informationsaustausch als in Wirtschaftszweigen, in 
denen Europäische Betriebsräte existieren. Dessen ungeachtet
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weisen verschiedene Unternehmen dieser beiden Branchen eine 
gewisse Einheitlichkeit auf und benötigen vergleichbare Abstim­
mung und Austausch. Daher muss ein besserer Dialog zwischen 
den Unternehmen und ihren Beschäftigten erreicht werden. 

Derzeit nehmen prekäre Arbeitsverhältnisse in der Metallver­
arbeitung und in anderen Branchen zu. Die Folge sind unter 
anderem schlechte Weiterbildungsmöglichkeiten und die stän­
dige Gefahr, erfahrene und qualifizierte Arbeitskräfte an andere 
Branchen zu verlieren. Auch auf die Arbeitsbedingungen wirkt 
sich diese Form der Beschäftigung ungünstig aus. 

Empfehlung: Die Europäische Kommission sollte die Erstellung 
einer branchenspezifischen Analyse fördern, in der speziell die 
Arbeitsbedingungen genauer betrachtet werden. Ferner emp­
fiehlt der EWSA Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits­
bedingungen in der gesamten EU. Schließlich wäre es von 
grundlegender Bedeutung, Maßnahmen zu treffen, mit denen 
in Zukunft Überkapazitäten wie in der Zeit der Wirtschaftskrise 
vermieden werden können, und die Entwicklung neuer Produkte 
und neuartiger, auf den Erkenntnissen aller Akteure fußender 
Arbeitsorganisationskonzepte wieder anzustoßen. 

5.7 Junge Fachkräfte an Europa binden 

Mangel an qualifiziertem Personal, Alterung der verfügbaren 
Arbeitskräfte, Abwanderung von Fachkräften in andere Kon­
tinente - dies sind einige der Beschäftigungsprobleme der Land- 
und Baumaschinenindustrie. Junge Fachkräfte für die Branche zu 
gewinnen, wird immer schwieriger. Die Industrie und die Insti­
tutionen sollten weiterhin die nötigen Investitionen in Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sowie lebenslanges Lernen tätigen, da 
dies einer der wesentlichen europäischen Industriezweige ist. 

Ohne Ausbildung auf höchstem Niveau und qualifizierte Nach­
wuchskräfte gibt es keine Zukunft, und für technische Innova­
tionen werden unbedingt hervorragend ausgebildete und krea­
tive Maschinenbauer benötigt. Auf verschiedenen Ebenen sollten 
an Arbeitnehmer gerichtete Programme durchgeführt werden, 
durch die einerseits die Aus-, Fort- und Weiterbildung gefördert 

und ihr Nutzen für die Beschäftigten hervorgehoben wird, an­
dererseits den Arbeitgebern deutlich gemacht wird, welcher 
Mehrwert und wirtschaftliche Nutzen sich für sie ergibt, wenn 
sie in die Arbeitnehmer und deren Fachkenntnisse investieren. 
Eine breitere Akzeptanz solcher Programme lässt sich über die 
Teilnehmer am sozialen Dialog erreichen. 

Empfehlung: Die Mitgliedstaaten sollten die Industrie weiterhin 
bei der Aus-, Fort- und Weiterbildung, beim lebenslangen Ler­
nen sowie der beruflichen Qualifizierung im Maschinenbau un­
terstützen. Künftig wird die Unterstützung von Umschulungs­
programmen für nicht länger benötigte Arbeitskräfte - und zwar 
vor dem Eintreten der Arbeitslosigkeit - von entscheidender 
Bedeutung sein. 

5.8 KMU sollen Triebfeder der Innovation bleiben 

Wie kürzlich in der von der GD Unternehmen veröffentlichten 
Mitteilung zum Thema „Industriepolitik im Zeitalter der Globa­
lisierung“ treffend bemerkt, ist der nach wie vor eingeschränkte 
Zugang zu Finanzmitteln eine der wesentlichen Herausforderun­
gen bei der Stimulierung von KMU in den unterschiedlichen 
Industriezweigen, auf die die Politik eine Antwort finden muss. 

KMU bringen zwar häufig innovative Produkte auf den Markt, 
doch wurden ihre Möglichkeiten, in Innovation zu investieren, 
durch den erschwerten Zugang zu Finanzmitteln untergraben. 
Während der Finanz- und Wirtschaftskrise geschah genau dies 
in allen Mitgliedstaaten. Insbesondere für die in dieser Branche 
tätigen KMU wurde es immer schwieriger, an Kredite zu kom­
men. Die meisten Regierungen haben daher Staatsgarantieleis­
tungen eingeführt oder ausgeweitet, oder sie haben direkte staat­
liche Beihilfen gewährt. Diese Maßnahmen reichen jedoch nicht 
aus. 

Daher wird den Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommis­
sion empfohlen, KMU in der Land- und Baumaschinenindustrie 
auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene Projekte und Fördermittel 
zur Verfügung zu stellen. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Auswärtige 
Dimension der EU-Industriepolitik: Trägt die EU-Handelspolitik den Interessen der europäischen 

Industrie gebührend Rechnung?“ (Initiativstellungnahme) 

(2011/C 218/05) 

Berichterstatter: Antonello PEZZINI 

Ko-Berichterstatter: Marcel PHILIPPE 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 16. September 2010, gemäß Artikel 29 
Absatz 2 der Geschäftsordnung eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Auswärtige Dimension der EU-Industriepolitik: Trägt die EU-Handelspolitik den Interessen der europäischen Industrie 
gebührend Rechnung?“. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission für den industriellen Wandel (CCMI) nahm ihre 
Stellungnahme am 4. April 2011 an. Berichterstatter war Antonello PEZZINI, Ko-Berichterstatter Marcel 
PHILIPPE. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
106 gegen 2 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) teilt voll und ganz die Sorgen des ungarischen Rats­
vorsitzes, demzufolge „auf der ganzen Welt ein unglaublich 
rascher und tiefgreifender Wandlungsprozess festzustellen (ist), 
und Europa (…) in der Lage sein (muss), einem im Vergleich zur 
Vergangenheit ungleich stärkeren Wettbewerbsdruck stand­
zuhalten“. 

1.2 Der EWSA fordert die EU mit Nachdruck dazu auf, kon­
zertierte und kohärente Maßnahmen für eine integrierte indus­
triepolitische Strategie mit einer auswärtigen Dimension zu er­
greifen, die der EU eine Führungsrolle im Handelssystem garan­
tiert und eine einheitliche Ausrichtung der multilateralen und 
bilateralen Handelsabkommen gewährleistet. 

1.3 Der EWSA hält gleiche Spielregeln für alle Akteure für 
unabdingbar, um in einem Rahmen operieren zu können, der 
durch fairen Wettbewerb, nachhaltiges und wettbewerbsfähiges 
wirtschaftliches und soziales Wachstum sowie uneingeschränkte 
Achtung der internationalen wirtschaftlichen, sozialen und öko­
logischen Standards geprägt ist. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass bis 2015 90 % des weltweiten Wachstums außerhalb Eu­
ropas erzeugt wird, allein ein Drittel davon in China. Aus die­
sem Grund muss die EU-Handelspolitik auch die EU-Entwick­
lungspolitik unterstützen und den zwischen den verschiedenen 
Handelsblöcken und in der Gesellschaft bestehenden Unterschie­
den - insbesondere in den Entwicklungsländern – Rechnung 
tragen. 

1.4 Der Ausschuss hält es für notwendig: 

— einen gemeinsamer Rahmen für eine verstärkte europäische 
Governance zu errichten, um das Potenzial des Binnenmark­
tes ausschöpfen und die europäische Industrie international 
wieder zum Erfolg führen zu können; 

— weltweit mit einer Stimme zu sprechen; 

— kohärente Vorgehensweisen der Mitgliedstaaten zu definie­
ren. 

1.5 Nach Auffassung des Ausschusses muss die langfristige, 
1988 begonnene Arbeit zur Vollendung des Binnenmarktes 
fortgesetzt und intensiviert werden, auch mittels Einführung 
eines europäischen Vertragsrechts für Unternehmen. Dies sollte 
auf der Grundlage einer Verordnung mit einer neuen fortschritt­
lichen Regelung geschehen, die die Unternehmen bei grenzüber­
schreitenden Verträgen wahlweise in Anspruch nehmen können. 

1.6 Der EWSA ist der Ansicht, dass die internationale Füh­
rungsposition der europäischen Industrie verteidigt werden 
kann, und zwar nicht nur mittels Innovation, Forschung und 
Anwendung neuer Technologien, sondern auch durch die Rea­
lisierung guter Infrastrukturen und die Forderung nach einer 
intelligenten Regulierung des Weltmarktes, die saubere und 
nachhaltige Produktions- und Verteilungsverfahren fördert. 

1.7 Der Ausschuss ist der Auffassung, dass Maßnahmen auf 
Ebene der Union, der Mitgliedstaaten und der Regionen in Be­
zug auf Aus- und Weiterbildung der Arbeitnehmer und der 
Wissensverbreitung besonderer Aufmerksamkeit bedürfen. 

1.8 Der EWSA legt nahe, die Interessen der europäischen 
Industrie stets zu berücksichtigen und sie in den Verhandlungen 
mit Nachdruck zu verteidigen, indem alle zur Verfügung stehen­
den Regulierungsinstrumente einschließlich der Handelsabkom­
men in einer klaren, transparenten und vielfältigen Art und 
Weise zum Einsatz kommen. 

1.9 Der EWSA unterstreicht, dass die Unternehmen über 
einen intelligenten, verlässlichen und vor allem weniger Kosten 
verursachenden Rechtsrahmen verfügen müssen, und dass es 
eines besseren Unternehmensumfelds für KMU bedarf.
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1.10 Es liegt im Interesse der europäischen Unternehmen, 
dass bei den Abkommen und bilateralen Kontakten folgende 
Punkte gewährleistet und auf klare und transparente Art und 
Weise geschützt werden: 

— soziale Normen zur Wahrung der Menschenwürde am Ar­
beitsplatz, die den internationalen Konventionen entspre­
chen; 

— Umweltschutznormen; 

— Schranken für die Ausbeutung ökologischer Ressourcen; 

— Normen für Energieeinsparung und Klimaschutz; 

— verbreitete Verwendung von Umweltzeichen; 

— systematischer Einsatz der EMAS-Zertifizierung; 

— Einhaltung technischer Normen; 

— Schutz des gewerblichen und geistigen Eigentums; 

— bestimmte wirksame Instrumente für den handelspolitischen 
Schutz und für den Zugang zu Märkten und strategischen 
Rohstoffen im Hinblick auf die von der Zivilgesellschaft 
beider Seiten vorgebrachte Bedenken hinsichtlich des Res­
sourcenmanagements; 

— Initiativen zur Förderung der Aktivitäten von KMU in Dritt­
staaten; 

— Systeme des sozialen Dialogs und zur Überprüfung durch 
die Zivilgesellschaft, auch mittels Folgeabschätzungen und 
Ex-post-Evaluierungen; 

— hohes Verbraucherschutzniveau. 

1.11 Der EWSA schließt sich der Auffassung des Europäi­
schen Rates vom Dezember 2010 an, „dass die mit der Globa­
lisierung verbundenen Herausforderungen und Chancen effizien­
ter bewältigt bzw. genutzt werden müssen, indem vor der Auf­
nahme von Handelsverhandlungen, die potenziell beträchtliche 
Auswirkungen haben, Folgenabschätzungen durchgeführt [wer­
den]“, um offene Märkte und faire und gleiche Wettbewerbs­
bedingungen zu gewährleisten. Die EU müsste in ihrer Handels­
politik auf jeden Fall den ungleichen Bedingungen Rechnung 
tragen, unter denen die europäische Industrie oft im Wett­
bewerb bestehen muss. 

1.12 Der Ausschuss fordert, den Empfehlungen des Rates der 
EU, „die Kohärenz und die Komplementarität zwischen ihren 
internen und externen Maßnahmen weiter (zu) verbessern“ ( 1 ), 
konkrete Maßnahmen folgen zu lassen. 

1.13 Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die EU für eine 
effektivere und strategische Verteidigung ihrer Interessen und im 
Sinne einer größeren Glaubwürdigkeit des europäischen Wirt­
schafts- und Sozialmodells in der Welt ihre Wettbewerbsvorteile 
ausbauen muss. 

2. Einleitung 

2.1 Die Industrie ist, insgesamt betrachtet und einschließlich 
der mit ihr verbundenen besonderen Dienstleistungen, ein um­
fassender Bereich, der für annähernd die Hälfte des BIP der 
EU - ca. 47 % - aufkommt. 

2.2 Die Industrie kann spezifische Beiträge leisten, die das 
Wachstum der gesamten Wirtschaft ankurbeln, durch 

— eine größere Produktivität Europas; 

— den Export von Industrieerzeugnissen ( 2 ); 

— den technologischen Fortschritt: über 80 % der Ausgaben 
des privaten Sektors für FTE werden vom verarbeitenden 
Gewerbe geleistet. 

2.3 Die Herausforderung bei der Eindämmung der Deindus­
trialisierung liegt darin, alle Politikbereiche der EU auf das Ziel 
auszurichten, das Wachstumspotenzial und die Wettbewerbs­
fähigkeit der Industrie zu fördern und insbesondere ihre aus­
wärtige Dimension zu unterstützen. 

2.4 Es geht nicht darum, eine isolierte Politik zu konzipieren. 
Vielmehr muss der Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit der Indus­
trie und der damit verbundenen Dienstleistungen in alle Politik­
bereiche der EU - angefangen bei der gemeinsamen Handels­
politik - aufgenommen werden. 

2.5 Die Öffnung der Märkte ist zweifellos eine Vorausset­
zung für das Beschäftigungswachstum. Gleichwohl muss die 
EU ihre Strategie aktualisieren, um die Internationalisierung ih­
rer Unternehmen in einem durch Symmetrie und der Gegen­
seitigkeit geprägten Rahmen besser fördern zu können, der glei­
che Spielregeln für alle Akteure gewährleistet. 

2.6 Ein kohärenter Ansatz muss bei einer Reihe von Berei­
chen mit erheblichem Zusatznutzen ansetzen: 

— Die künftige Handelspolitik der EU sollte in den Rahmen der 
„Strategie Europa 2020“ eingebettet werden. Dafür ist ein 
Korpus detaillierter und wirksamer Vorschriften erforderlich, 
um 

— offene und gleichberechtigte Märkte zu fördern und da­
bei die Einhaltung gleicher Spielregeln für die Schwellen­
länder zu fordern und die Bedürfnisse der am wenigsten 
entwickelten Länder zu schützen; 

— gewerbliche und geistige Eigentumsrechte zu schützen; 

— neues und besser vernetztes Wissen zu schaffen; 

— Produktfälschungen entgegenzuwirken; 

— den Wert der „sozialen Marktwirtschaft“ zu schützen 
und zu verbreiten ( 3 );
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— ein hohes Umweltschutzniveau und eine Verbesserung 
der Umweltqualität vorzuschlagen und einzufordern 

— den Euro als internationale Handelswährung zu fördern. 

— Die Öffnung des Weltmarktes und die daraus hervorgehende 
Gegenseitigkeit der Zollsätze werden durch nichttarifäre 
Handelshemmnisse stark beeinträchtigt: „Die EU muss in 
verstärktem Maße auf die Durchsetzung ihrer Rechte aus 
bilateralen und multilateralen Übereinkünften drängen, um 
Märkte aufzubrechen, die unrechtmäßig abgeschottet 
sind“ ( 4 ), um Symmetrie, Gegenseitigkeit und gleiche Spiel­
regeln zu gewährleisten. 

— Die Initiativen zur Unterstützung der Internationalisierung 
von KMU müssten überarbeitet und verstärkt werden. Der 
Anteil der Ausfuhren von KMU in Drittstaaten beträgt we­
niger als 15 %. 

— Im Rahmen der Politik der EU sollte ausgelotet werden, wie 
sich die folgenden weiteren Möglichkeiten der Internationa­
lisierung ausbauen lassen: 

1. ADI (ausländische Direktinvestitionen), 

2. technologische Zusammenarbeit, 

3. Auftragsweitervergabe / Tätigkeiten als Subunternehmer. 

— Die EU-Mitgliedstaaten sollten sich für einen verstärkten 
Dialog mit den Sozialpartnern und allen sozioökonomi­
schen Akteuren einsetzen. 

— Im Bereich der Beschäftigung sollten neue Impulse für die 
Förderung innovativer sektoraler Initiativen nach dem Vor­
bild der Pilotaktionen für „Leitmärkte“ gesetzt werden. 

2.7 Die Rolle des Euro als internationale Handelwährung 
sowohl für Rohstoffe als auch für Erzeugnisse des verarbeiten­
den Gewerbes sollte konsolidiert werden. 

2.8 Der stürmische Prozess der weltwirtschaftlichen Globali­
sierung und die wirtschaftliche Entwicklung der Schwellenländer 
machen eine grundlegende Überarbeitung der EU-Handelspolitik 
erforderlich. Sie muss den Interessen der europäischen Industrie 
umfassend gerecht werden, damit diese ihre Rolle im globalen 
Dorf behalten und ausbauen kann. 

2.9 In allgemeinen Worten basiert die EU-Industriepolitik der 
EU auf: 

— allgemeinen Maßnahmen zur Entwicklung des Binnenmark­
tes; 

— einer Außenhandelspolitik (Antidumpingpolitik, bilaterale 
und multilaterale Handelsabkommen für bestimmte Indus­
triebranchen); 

— zahlreichen sozial-, regional- und umweltpolitischen Maß­
nahmen zur Entwicklung der Humanressourcen; 

— einer Wettbewerbspolitik, einschließlich entsprechender 
Rechtsinstrumente, die bei Marktversagen notwendig und 
für staatliche Beihilfen sinnvoll sind; 

— einer Politik für Forschung und Entwicklung; 

— Maßnahmen zur Förderung von Innovation; 

— dem Ausbau der Zusammenarbeit zwischen europäischen 
Unternehmen; 

— dem Streben nach Dialog und Zusammenarbeit zwischen 
den Sozialpartnern, das insbesondere im Zuge der Aushand­
lung internationaler Übereinkommen auf die Schwellenlän­
der ausgedehnt wird; 

— dem Engagement für die Realisierung umweltpolitischer 
Maßnahmen; 

— einer anspruchsvollen und leistungsfähigen Politik für all­
gemeine und berufliche Bildung. 

2.10 Handel, Wirtschaft, der Dialog zwischen den Religionen 
und Kulturen - kurzum: Wohlstand - werden bedingt und be­
stimmt durch die Qualität der Beziehungen zwischen den Staa­
ten, Regierungen und internationalen Organisationen. Außer­
dem muss bei der Lösung gemeinsamer Probleme den verschie­
denen Entwicklungsniveaus und der gegebenen Ausrichtungen 
Rechnung getragen werden. 

2.11 Der EWSA möchte in dieser Stellungnahme die auswär­
tige Dimension der Industriepolitik beleuchten. 

2.12 Der Industriepolitik kommt in diesem Zusammenhang 
eine zentrale Rolle zu, auch aufgrund des neu gewachsenen 
Bewusstseins, dass Industrie und Unternehmen wieder die ihnen 
zustehende zentrale Rolle spielen müssen. 

2.13 „Eine Industriepolitik für das Zeitalter der Globalisie­
rung“ ( 5 ). Diese Initiative dient dazu, Prioritäten festzulegen, 
mit denen das Unternehmensumfeld - insbesondere für KMU - 
verbessert und die Entwicklung einer soliden und nachhaltigen 
Industriestruktur gefördert werden soll. 

2.14 Wahrhaft „intelligentes, nachhaltiges und integratives 
Wachstum ( 6 )“ ist mit der Stärkung eines diversifizierten und 
innovativen verarbeitenden Gewerbes verbunden, um erfolgreich 
auf den Weltmärkten zu operieren. 

3. Interessensbereiche und Handlungsfelder für eine kohä­
rente auswärtige Dimension 

3.1 Die auswärtige Dimension der europäischen Industrie­
politik ergibt sich aus zahlreichen Interessens- und Interventi­
onsbereichen, aber der EWSA möchte sich auf die folgenden 
Themen konzentrieren: 

— Europäische Strategie für den Rohstoffzugang; 

— Internationalisierung der KMU;
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— Normung und Rechte des geistigen Eigentums; 

— Dialog über Rechtsfragen; 

— Gemeinsame Handelspolitik; 

— Image und Perspektiven der Union; 

— Sektorbezogene Initiativen: Leitmärkte und europäische Platt­
formen. 

3.1.1 Rohstoffzugang. Ein sicherer und einfacher Zugang zu 
Rohstoffen ist ein Schlüsselfaktor für die Infrastrukturen und die 
Voraussetzung für industrielle Entwicklung. Die Initiativen der 
EU sind von grundlegender Bedeutung für: 

— die Beseitigung bestehender Hindernisse und die Einführung 
neuer Regeln und Übereinkommen bezüglich des Zugangs 
zu Rohstoffen, insbesondere zu Energierohstoffen; 

— die Forderung nach ständigen Bemühungen - auch auf Ebene 
der WTO –, um zu garantieren, dass die Förderländer die 
sozialen und ökologischen Mindestnormen einhalten; 

— verbesserte Bedingungen für eine nachhaltige Rohstoffgewin­
nung in Europa; 

— Unterstützung der europäischen oder nationalen Recycling­
wirtschaft, um die Ressourcenverschwendung einzuschrän­
ken, Arbeitsplätze mit hoher Wertschöpfung zu schaffen 
und die ökologischen und sozialen Auswirkungen der Ge­
winnungsverfahren zu begrenzen; 

— die Förderung des effizienten Umgangs mit den Ressourcen 
und die Wiederverwendung von Sekundärrohstoffen; 

— den Ausbau der für die Bewirtschaftung von Rohstoffen 
zuständigen Behörden und Einrichtungen in Entwicklungs­
ländern mit Rohstoffen; 

— die bereits laufenden Forschungen zur Energiegewinnung 
durch Kernfusion unterstützen mittels JET und ITER und 
der Verwendung in der Natur – insbesondere im Meerwasser 
– weit verbreiteter Rohstoffe (Deuterium, Lithium und Tri­
tium). 

3.1.1.1 Die europäische Industrie muss über eine starke und 
integrierte Strategie mit besonderem Augenmerk für die Ener­
gieversorgung und einer echten „Rohstoffdiplomatie“ verfügen, 
wenn sie ihre Präsenz und ihre Wettbewerbsfähigkeit auf dem 
Weltmarkt konsolidieren und verbessern möchte. 

3.1.1.2 Der Zugang zu Rohstoffen, insbesondere zu Energie­
rohstoffen, muss eine der tragenden Säulen der neuen Industrie­
politik sein. Es ist von zentraler Bedeutung, unsere wirtschaftli­
chen und politischen Beziehungen zu Drittstaaten zu verbessern, 
um: 

— mit Maßnahmen gegen Exportbeschränkungen ( 7 ) Verzerrun­
gen bei den Zugangsbedingungen zu beseitigen; 

— die Produktion von Metallen in Europa zu fördern; 

— die Anstrengungen zur Nutzung der in Europa bereits ver­
fügbaren Rohstoffe zu verstärken; 

— die Liste der 14 „strategischen“ Rohstoffe zu überwachen. 
Dabei handelt es sich um: Antimon, Beryllium, Kobalt, 
Flussspat, Gallium, Germanium, Graphit, Indium, Mag­
nesium, Niob, die Metalle der Platingruppe (Platin, Palla­
dium, Iridium, Rhodium, Ruthenium und Osmium), seltene 
Erden, Tantal und Wolfram; 

— strategische Reserven der wichtigsten Rohstoffe anzulegen; 

— Baumwolle als strategischen Rohstoff zu betrachten; 

— einen europäischen Geologischen Dienst zu schaffen. 

3.1.2 Internationalisierung der KMU. Eine andere entschei­
dende Herausforderung stellt die internationale Dimension der 
europäischen Industrie dar: Neben den Großunternehmen müs­
sen auch die kleinen und mittleren Unternehmen auf den Welt­
märkten wettbewerbsfähig sein und dabei ihre eigenen Produk­
tionsgebiete zur Geltung bringen. 

3.1.2.1 Es ist notwendig, Hilfsmittel für die Vorausplanung 
und Finanzierung (Versicherungen, Bürgschaften usw.) zu schaf­
fen und auszubauen, um den KMU die Entwicklung auf interna­
tionaler Ebene zu ermöglichen. 

3.1.2.2 Einer aktuellen Studie der GD Unternehmen zufolge 
waren 25 % der KMU im Laufe der letzten drei Jahre im In- und 
Export tätig. Über den Binnenmarkt hinaus hatten allerdings nur 
13 % der europäischen KMU Beziehungen zu Drittstaaten. Be­
trachtet man die Schwellenmärkte der BRIC-Länder (Brasilien, 
Russland, Indien und China), beträgt dieser Anteil 7 bis 10 %. 

3.1.2.3 Internationalisierung nützt den Unternehmen und 
bietet einen entscheidenden Vorteil: 

— im Hinblick auf die Bereitschaft zur Einstellung neuen Per­
sonals. Im internationalen Bereich tätige KMU verzeichnen 
ein Beschäftigungswachstum von 7 %, die anderen KMU 
hingegen lediglich eines von 1 %; 

— im Hinblick auf die Innovationsfähigkeit. 26 % der interna­
tional tätigen KMU brachten innovative Produkte oder 
Dienstleistungen auf den Markt, von den anderen KMU taten 
dies hingegen nur 8 %. 

3.1.2.4 Leistungsverbesserungen im internationalen Handel 
sind wichtig, um das Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken. 

3.1.2.5 Insbesondere muss die Pilotinitiative zur Schaffung 
europäischer Hilfszentren in Drittstaaten, sogenannte „European 
Business Centres“ ( 8 ), sowie das Engagement für die volle Ein­
satzfähigkeit der sogenannten Kompetenzteams für die Markt­
öffnung („Market Access Teams“) intensiviert und ausgebaut 
werden.
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3.1.3 Normung. Es bedarf entschlossener Maßnahmen im 
Bereich der Normung und des Schutzes geistiger Eigentums­
rechte, um eine auswärtige Dimension der Normungsverfahren 
zu gewährleisten. 

3.1.3.1 Es muss vermieden werden, dass Normen zu Han­
delshemmnissen werden und der Handel durch eine steigende 
Zahl nationaler Normen im Bereich der Dienstleistungen behin­
dert wird. 

3.1.3.2 Der EWSA ist davon überzeugt, dass für alle diejeni­
gen, die Normen konzipieren, die gesetzliche Verpflichtung ein­
geführt werden sollte, dabei die Grundsätze der WTO und des 
Übereinkommens über technische Handelshemmnisse (TBT) zu 
beachten. 

3.1.3.3 Die Interoperabilität ist ein weiteres wichtiges Thema: 
Dienstleistungen und Anwendung müssen wirklich interopera­
bel sein, um vom Markt angenommen werden und den fest­
gelegten Zielen entsprechen zu können. 

3.1.4 Dialog über Rechtsfragen. Damit die europäische In­
dustrie wirklich wettbewerbsfähig sein kann, braucht sie welt­
weit gleiche Bedingungen in puncto Regeln und Rechtsvor­
schriften. 

3.1.4.1 Zu den tarifären Handelshemmnissen kommen häu­
fig nichttarifäre Hemmnisse rechtlicher Natur hinzu. Der EWSA 
hält es deshalb für angezeigt, hier die Bemühungen an mehreren 
Fronten zu verstärken, um zum einen die bestehenden Hemm­
nisse zu beseitigen und zum anderen der Entstehung neuer 
Schranken vorzubeugen. 

3.1.4.2 In diesem Zusammenhang ist der Grundsatz der 
„besseren Rechtssetzung“ von zentraler Bedeutung, um die ho­
hen Kosten, die häufig auf Überreglementierung zurückzuführen 
sind, zu senken und von einem effizienteren Zugang zu den 
internationalen Märkten zu profitieren. Dies ist mittels Verfah­
ren der gegenseitigen Anerkennung möglich. 

3.1.5 Die gemeinsame Handelspolitik ist ein tragendes Ele­
ment der Außenbeziehungen der Europäischen Union. Sie regelt 
die Handelsbeziehungen der Mitgliedstaaten zu Drittstaaten und 
verfolgt das grundlegende Ziel, gleiche Wettbewerbsbedingun­
gen und Spielregeln zu gewährleisten. 

3.1.5.1 Eine wirksamere Bekämpfung von Produktnach­
ahmung und -piraterie - sowohl innerhalb als auch außerhalb 
des Binnenmarktes - muss wegen der gravierenden Auswirkun­
gen auf eine wachsende Zahl immer unterschiedlicherer Bran­
chen sichergestellt werden. 

3.1.5.2 Eine Verbesserung unserer Resultate im (grenzüber­
schreitenden und internationalen) Handel – wie in den neuen 
Vorschriften des Vertrags von Lissabon vorgegeben – ist wichtig, 
um das Wachstum anzukurbeln, die langfristige Wettbewerbs­
fähigkeit und Nachhaltigkeit der Unternehmen zu steigern und 
zu gewährleisten, dass Europa mit einer Stimme spricht. 

3.1.5.3 Die Instrumente für den handelspolitischen Schutz 
und für den Marktzugang haben vor allem den Zweck, die 
europäischen Unternehmen von Handelshemmnissen zu schüt­
zen. Die EU muss die harmonische Entwicklung eines fairen 
und nachhaltigen Welthandels sicherstellen können, der den 

verschiedenen Entwicklungsniveaus der Drittstaaten Rechnung 
trägt. Sie sollte den weniger entwickelten Ländern bei ihrer 
Industrialisierung helfen und die umfassende Achtung der Kon­
ventionen seitens der Schwellenländer einfordern. 

3.1.5.4 Die EU muss genaue wirtschaftliche Kriterien für die 
Aushandlung und den Abschluss von Freihandelsabkommen 
und für die Auswahl ihrer Handelspartner festlegen. Dies gilt 
insbesondere für das Potenzial der Märkte mit Blick auf ihre 
Größe und ihr Wirtschaftswachstum. Sie muss eindeutige Ver­
fahren für Folgeabschätzungen (der politischen Kohärenz) und 
Ex-post-Evaluierungen (der umfassenden Achtung von Sym­
metrie und Gegenseitigkeit) gewährleisten, auch mithilfe des 
europäischen sozialen Dialogs und der organisierten Zivilgesell­
schaft. 

3.1.5.5 Die Senkung der Zolltarife im Rahmen der WTO 
muss flankiert werden durch ein Engagement für die Verbes­
serung der Arbeitsbedingungen gemäß den ILO-Konventionen. 

3.1.6 Image und Perspektiven der Union. Es bedarf einer 
auf die Logik der nachhaltigen Entwicklung ausgerichteten Vi­
sion, mit der langfristig und weltweit inklusive Gesellschaften, 
offene Wirtschaftssysteme und friedliche Beziehungen gefördert 
werden können. 

3.1.6.1 Das Image der Europäischen Union, im Innern wie in 
der Welt, muss gepflegt werden, indem Kohärenz, Einheit und 
rasche Handlungsfähigkeit gewährleistet werden, damit Europa 
voll zur Geltung kommt. Es muss „ein konkreter Aktionsplan 
auf synergetischen und untereinander verzahnten Ebenen“ ent­
wickelt werden für die: 

— Gewährleistung einer ausgewogenen Öffnung der Märkte 
bei gleichzeitigem Schutz der begrenzten Ressourcen unse­
res Planeten und Sicherstellung eines stabilen und nach­
haltigen Zugangs Europas zu den strategisch notwendigen 
Ressourcen; 

— Intensivierung des wirtschaftlichen Dialogs mit allen 
wichtigen Partnern im Rahmen eines multilateralen Ansat­
zes; 

— Stärkung der internationalen Rolle des Euro; 

— Profilierung der EU als „internationale Regulierungs­
macht“, die sich für die Durchsetzung der industriellen, 
ökologischen, sozialen Standards ebenso einsetzt wie für 
jene, die für menschenwürdige Arbeitsbedingungen, das öf­
fentliche Auftragswesen und das geistige Eigentum gelten; 

— Neubelebung der drei wichtigsten Politiken zur För­
derung der externen Entwicklung der EU: die Erweite­
rung, die Nachbarschaftspolitik und Mittelmeerunion sowie 
eine neue Partnerschaft mit Afrika im Rahmen der AKP ( 9 ). 

3.1.6.2 Der EWSA ist fest davon überzeugt, dass es ohne 
eine auf europäischer Ebene abgestimmte Vorausschau auf 
die globalen Perspektiven der europäischen Industrie nicht 
möglich sein wird, eine gemeinsame strategische Vision zu ent­
wickeln, die für eine kraftvolle und kohärente Neubelebung der 
auswärtigen Dimension der europäischen Industriepolitik uner­
lässlich ist.
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3.1.6.3 Der EWSA ist davon überzeugt, dass Wachstum das 
Ziel der europäischen Industrie ist. Das einzige Mittel, dieses zu 
realisieren liegt darin, nicht ständig dem Niedrigkosten-Wett­
bewerb ausgesetzt zu sein. 

3.1.7 S e k t o r b e z o g e n e I n i t i a t i v e n : L e i t m ä r k t e 
u n d P l a t t f o r m e n 

3.1.7.1 Europas Zukunft muss auf seinen Stärken basieren. 
Es werden ständig verschiedene sektorspezifische Lösungen ent­
wickelt, um die globale Wettbewerbsfähigkeit Europas zu ver­
bessern und zu seiner Attraktivität als Wohn- und Arbeitsort 
beizutragen. 

3.1.7.2 Zu den Bereichen möglicher Spitzenprojekte gehören 
u.a.: 

— technologische Infrastrukturen, 

— Energieversorgungsnetze, 

— Wissensgesellschaft und digitale Gesellschaft, 

— Gesundheit und Mobilität, 

— für die Industriebranchen der EU notwendige Querschnitts­
technologien. 

3.1.7.3 Nach Auffassung des EWSA müssen die folgenden, 
bereits bestehenden branchenorientierten Ansätze in einen ein­
deutigen und kohärenten Rahmen gestellt werden: 

— europäische Technologieplattformen; 

— Leitmarktinitiativen; 

— die verschiedenen hochrangigen Beratenden Ausschüsse; 

— Innovationsplattformen wie LeaderSHIP, Cars 21 und IKT- 
Arbeitsgruppe; 

— Hochrangige Gruppe Chemieindustrie. 

3.1.7.4 Der EWSA ist des Weiteren der Auffassung, dass 
bestimmte, besonders sensible und vielversprechende Branchen 
einer weiteren Förderung bedürfen, wie 

— die Raumfahrt; 

— eine nachhaltige Mobilität; 

— die künftigen sozialen Herausforderungen im Bereich 
Klimawandel, 

— die wettbewerbsspezifischen Herausforderungen wie 
z.B. für die Chemieindustrie, das Ingenieurwesen und die 
Agrar- und Ernährungsindustrie; 

— die besonders energieintensive Industriezweige. 

4. Die auswärtige Dimension der EU-Politik - der Schlüssel 
zum Erfolg für die Industrie der EU 

4.1 Wie der ungarische Ratsvorsitz betonte, „ist auf der gan­
zen Welt ein unglaublich rascher und tiefgreifender Wandlungs­
prozess festzustellen, und Europa muss in der Lage sein, einem 
im Vergleich zur Vergangenheit ungleich stärkeren Wettbe­
werbsdruck standzuhalten“. 

4.2 20 Mio. Unternehmen in der EU, vor allem des Mittel­
stands, müssen - von kreativen Köpfen, Arbeitnehmern, Hand­
werkern und Unternehmern geführt - mit der Unterstützung 
einer in ihrer externen Dimension integrierten europäischen 
Industriepolitik zu Innovation, Stärkung ihrer Wettbewerbs­
fähigkeit und zur Schaffung von Arbeitsplätzen befähigt werden. 

4.3 Der EWSA begrüßt die Schlussfolgerungen des Europäi­
schen Rates vom 17. Dezember 2010 zur internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit und zum Binnenmarkt. 

4.4 Der EWSA weist insbesondere darauf hin, wie wichtig es 
ist, dass den Unternehmen ein intelligenter, berechenbarer und 
weniger aufwendiger Rechtsrahmen und den KMU ein besseres 
Unternehmensumfeld zur Verfügung gestellt werden, damit sie 
mit einer langfristigen Perspektive arbeiten können. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Thema 
„Staatsunternehmen aus Drittländern auf den öffentlichen Beschaffungsmärkten der EU“ 

(Initiativstellungnahme) 

(2011/C 218/06) 

Berichterstatter: Corrado ROSSITTO 

Ko-Berichterstatter: Ulrich PAETZOLD 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss beschloss am 16. September 2010 gemäß Artikel 29 
Absatz 2 der Geschäftsordnung, eine Initiativstellungnahme zu folgendem Thema zu erarbeiten: 

„Staatsunternehmen aus Drittländern auf den öffentlichen Beschaffungsmärkten der EU“. 

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten des Ausschusses in diesem Bereich beauftragte Beratende Kommis­
sion für den industriellen Wandel nahm ihre Stellungnahme am 4. April 2011 an. 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 
2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 152 gegen 4 Stimmen bei 9 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) erachtet die Öffnung der Ausschreibungssysteme aller 
Länder für den internationalen Wettbewerb auf der Grundlage 
des Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen 
(Government Procurement Agreement GPA / WTO) für einen ent­
scheidenden Vorteil: Dadurch wird ihre vollständige Gegenseitig­
keit sowie rechtliche und faktische Symmetrie gewährleistet. 
Außerdem können so protektionistische Maßnahmen und un­
lauterer Wettbewerb konterkariert werden, die trotz spezifischer 
Übereinkommen mit den Schwellenländern festzustellen sind, 
gemäß dem Primär- und Sekundärrecht der EU sowie der Recht­
sprechung des EuGH in diesem Bereich. 

1.2 Der EWSA ist der Ansicht, dass die EU auf der Grund­
lage ihres Primär- und Sekundärrechts ihre Verhandlungsposi­
tion stärken muss, um ihren Zugang zu den öffentlichen Märk­
ten der Drittländer zu verbessern. Denn die EU hat mehr als 
80 % ihres öffentlichen Beschaffungsmarkts geöffnet, während 
andere entwickelte Wirtschaften dies lediglich zu 20 % getan 
haben. 

1.3 Der Ausschuss fordert das Europäische Parlament, den 
Rat und die Kommission mit Nachdruck dazu auf, sowohl auf 
EU-interner als auch auf internationaler Ebene zu gewährleisten, 
dass die Interessen der Union in puncto Zugang zu den öffent­
lichen Märkten wirksamer und strategischer vertreten werden, 
damit sie gegenüber ihren Partnern in der Welt an Glaubwürdig­
keit gewinnt und die Beständigkeit und Weiterentwicklung des 
europäischen Wirtschafts- und Sozialmodells unterstützt wird. 

1.4 Nach Ansicht des EWSA müssen für alle Auftragnehmer 
dieselben Wettbewerbsbedingungen gelten, um bei gleichen 
Ausgangsbedingungen (level playing field) einen fairen Wett­
bewerb auf der Grundlage der Gegenseitigkeit mit Unternehmen 
in Drittstaaten zu gewährleisten. Diese müssen die Grundprin­
zipien internationaler Aufträge in Bezug auf verbotene direkte 
oder indirekte staatliche Beihilfen, Preiskalkulationsmethoden 
und die vorsorgliche Berücksichtigung von Kosten und Risiken 
achten. 

1.5 Der Ausschuss rät den Organen, die Rechtsvorschriften 
für den Binnenmarkt erlassen, und den internationalen Verhand­
lungsführern der EU im Bereich internationale öffentliche Aus­
schreibungen mit Nachdruck zu Kohärenz und einem Bewusst­
sein für die möglichen gegenseitigen Auswirkungen ihrer Akti­
vitäten. Er legt ihnen nahe, sich für Gleichbehandlung, Nicht­
diskriminierung, gegenseitige Anerkennung, Verhältnismäßig­
keit, Transparenz, Bekämpfung der Korruption, Einhaltung ge­
sellschaftlicher und ökologischer Standards und Achtung der 
Grundrechte einzusetzen. 

1.6 Der Ausschuss hält es für unerlässlich, eine systematische 
Kontrolle der Kohärenz zwischen den Ergebnissen der Verhand­
lungen, die die Europäische Kommission auf bilateraler und 
multilateraler Ebene im Auftrag der Mitgliedstaaten führt, und 
der nachfolgenden vollständigen und effektiven Umsetzung der 
angenommenen Maßnahmen seitens der Mitgliedstaaten ein­
zuführen. 

1.7 Dem Ausschuss zufolge wäre es angemessen, das pluri­
laterale GPA-Übereinkommen ein multilaterales Übereinkom­
men umzuwandeln, dem neue Mitglieder beitreten und das 
Übergangsmaßnahmen enthält für die Bereiche Kompensatio­
nen, Preispräferenzen, Ergänzung durch neue Körperschaften 
oder Sektoren sowie neue Schwellenwerte. Ferner sollte wieder 
entschlossen der Vorschlag verfolgt werden, Unternehmen aus 
Ländern mit protektionistischen Maßnahmen für mit Unions­
mittel finanzierte öffentliche Aufträge vorübergehend vom Gel­
tungsbereich des GPA auszunehmen. 

1.8 Der EWSA fordert eine schnelle Annahme der angekün­
digten „Initiative zum Zugang für Unternehmen und Waren aus 
Drittstaaten zum EU-Markt für öffentliche Aufträge“ (Market 
Access Scheme for Procurement – MASP). Ferner fordert er 
eindeutige, transparente und bewährte Verfahren zur gegensei­
tigen Öffnung der Märkte, um den symmetrischen Zugang zum 
öffentlichen Beschaffungswesen zu gewährleisten, wofür das Pa­
ket zum öffentlichen Auftragswesen von 2004 entsprechend 
angepasst werden muss.

DE 23.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 218/31



1.9 Nach Ansicht des EWSA sollte ein Ansatz gefördert wer­
den, der auf Prävention und einem „Frühwarnsystem“ für Pro­
jekte und/oder die Verabschiedung restriktiver Vorschriften für 
öffentliche Auftragsvergaben durch Drittländer aufbaut, um 
mögliche Hindernisse frühzeitig erkennen und auf internationa­
ler Ebene anzeigen zu können. Dazu ist eine Optimierung der 
Datenbank der Europäischen Kommission für den Marktzugang 
erforderlich, um über zuverlässige und rasch zugängliche Infor­
mationen über Ausschreibungen und Formalitäten und tech­
nische Spezifikationen der Leistungsverzeichnisse, insbesondere 
für KMU, zu verfügen. 

1.10 Der Ausschuss empfiehlt die Einführung von Maßnah­
men zur Verschlankung und Vereinfachung der Verfahren, die 
an die neuen Herausforderungen auf europäischer Ebene ange­
passt werden müssen. Damit soll gewährleistet werden, dass die 
Vergabestellen innerhalb der EU und weltweit das wirtschaftli­
che und innovative Potenzial der KMU voll ausschöpfen, auch 
mittels Schulung, Information und Unterstützung der Auftrag­
nehmer und der Teilnehmer an internationalen Ausschreibun­
gen und Ausschreibungen in Drittländern, insbesondere für de­
ren leitende Angestellten und Führungskräfte. 

2. Einführung 

2.1 Der Umfang der jährlichen Auftragsvergaben des öffent­
lichen Güter- und Dienstleistungssektors in der Europäischen 
Union entspricht ca. 17 % des BIP bzw. ungefähr 
2 100 Mrd. EUR. Ca. 3 % davon liegen über dem Schwellenwert 
des GPA im Rahmen des Übereinkommens über das öffentliche 
Beschaffungswesen der WTO ( 1 ). Der Umfang des globalen öf­
fentlichen Beschaffungsmarkts wird auf 10-20 % des BIP ge­
schätzt, da für verschiedene Länder, die nicht zum GPA gehö­
ren, keine vergleichbaren Daten vorliegen: Der weltweite Um­
fang des öffentlichen Beschaffungswesens liegt deutlich über 
10 % des weltweiten BIP. 

2.2 Die europäischen Unternehmen – von den weltweit tä­
tigen Großunternehmen bis zu unternehmerisch besonders ak­
tiven KMU – setzen sich mit ganzer Kraft dafür ein, auf den 
Weltmärkten zu bestehen, stoßen dabei jedoch zunehmend auf 
Schwierigkeiten beim Zugang zum globalen öffentlichen Be­
schaffungsmarkt. Diese Schwierigkeiten sind weniger auf Barrie­
ren an den Grenzen, sondern vielmehr auf komplexere und 
technisch problematischere Hindernisse „hinter der Grenze“ zu­
rückzuführen. Diese festzustellen, zu analysieren und aus dem 
Weg zu räumen ist langwieriger und diese Hemmnisse basieren 
auf restriktiven Vorschriften und Verfahren für das öffentliche 
Beschaffungswesen. Sie könnten die Unternehmen der EU daran 
hindern, erfolgreich an öffentlichen Ausschreibungen in Dritt­
ländern teilzunehmen. 

2.3 Die vorliegende Initiativstellungnahme betrifft, wie im 
Titel ausgeführt, einen besonderen Aspekt des öffentlichen Be­
schaffungswesens: Es soll untersucht und deutlich gemacht wer­
den, wie die EU in Bezug auf die Teilnahme von Staatsunter­
nehmen aus Drittländern an Ausschreibungen auf dem Binnen­
markt 

— das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts im Bereich 
Ausschreibungen gewährleisten kann; 

— sicherstellen kann, dass Staatsunternehmen aus Drittstaaten 
auf dem Binnenmarkt operieren dürfen und dabei denselben 
Bedingungen und Zulassungskriterien entsprechen, die auch 
für alle anderen Unternehmen gelten; 

— ebenso Gegenseitigkeit und symmetrischen Zugang für eu­
ropäische Unternehmen auf Drittstaatsmärkten sicherstellen 
kann. 

Weitere Aspekte des öffentlichen Beschaffungswesens waren be­
reits Gegenstand von Stellungnahmen des EWSA oder werden 
dies in Zukunft sein. 

2.4 Zwischen der Öffnung des Außenhandels und den Re­
formen des Binnenmarktes besteht eine Wechselbeziehung: Da 
es in beiden Fällen darum geht, die Kosten überflüssiger Regu­
lierungsbarrieren zu senken, die die Freizügigkeit von Waren, 
Dienstleistungen und Investitionen behindern, macht es die 
wachsende gegenseitige Abhängigkeit zwischen dem Binnen­
markt und den internationalen Märkten erforderlich, dass sich 
die Organe, die Rechtsvorschriften für den EU-Binnenmarkt er­
lassen, und die EU-Verhandlungsführer im Bereich des interna­
tionalen Handels und des internationalen öffentlichen Beschaf­
fungswesens der potenziellen, beiderseitigen Auswirkungen ihrer 
Tätigkeit bewusst sind. Sie müssen eine kohärente Strategie ver­
folgen, die auf die Förderung der - auch vom EuGH und in der 
Charta der Grundrechte bekräftigten - Grundsätze des Primär- 
und Sekundärrechts der EU abzielt: 

— Achtung der Menschenrechte, 

— Bekämpfung der Korruption, 

— Einhaltung sozialer und ökologischer Standards, 

— Transparenz, 

— Verhältnismäßigkeit, 

— Gleichbehandlung, 

— Nichtdiskriminierung, 

— gegenseitige Anerkennung. 

2.5 In den Bereichen Normen und Vorschriften, Dienstleis­
tungen, Investitionen und öffentliches Beschaffungswesen sowie 
geistige Eigentumsrechte und Zertifizierungssysteme sind bei 
vielen unserer Handelspartner noch immer aufwendige Verfah­
ren, Mangel an Transparenz und industriepolitische Maßnahmen 
im Sinne der Erzwingung der Substitution von Importen, des 
obligatorischen Technologietransfers und der Gewährung eines 
bevorzugten Zugangs lokaler Hersteller zu Rohstoffen festzustel­
len. 

2.6 Während die europäischen Unternehmen einem wach­
senden Wettbewerb auf dem Binnenmarkt ausgesetzt sind, des­
sen transparente Öffnung gefördert wurde - wobei mit großem 
Engagement versucht wurde, einen barrierefreien EU-Binnen­
markt zu schaffen -, ist in letzter Zeit deutlich geworden, dass 
diese Öffnung den Binnenmarkt jeglichen Schutzes gegenüber 
Marktteilnehmern aus Drittländern beraubt hat, die sich keines­
falls für eine analoge Öffnung ihrer Märkte einsetzen.
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( 1 ) Vgl. Quelle: Schätzungen der Europäischen Kommission in 
KOM(2010) 612 endg.



2.7 Die EU verfügt in diesem Bereich über strenge Vorschrif­
ten, die einen fairen Wettbewerb mit gleichen Ausgangsbedin­
gungen (level playing field) gewährleisten sollen. Die Erfahrungen 
der letzten Zeit zeugen jedoch davon, dass keine dieser Vor­
schriften auf Staatsunternehmen aus Drittländern angewendet 
wird, vor allem auch dann nicht, wenn diese an Ausschreibun­
gen für öffentliche Aufträge teilnehmen. Dies verstößt gegen die 
Grundsätze des Binnenmarkts und fügt der europäischen Indus­
trie und Wirtschaft schwere Schäden zu. 

2.8 Nach Ansicht des EWSA muss daher untersucht werden, 
wie die EU ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes 
auch in solchen Fällen gewährleisten kann, in denen es Staats­
unternehmen aus Drittländern gestattet wird, auf diesem Markt 
tätig zu werden. Dafür muss sie weiterhin mit großer Aufmerk­
samkeit gegen Protektionismus vorgehen, aber auch im Interesse 
der europäischen Verbraucher, Unternehmen und Steuerzahler 
jede Form von Sozial- und Umweltdumping ( 2 ), undurchsichtige 
Kosten und Preise, staatliche Subventionen, Nichteinhaltung der 
Haushaltsvorschriften und der Regeln der freien Marktwirtschaft 
bekämpfen. 

2.9 Das öffentliche Beschaffungswesen wurde im Allgemei­
nen Zoll- und Handelsabkommen sowie im Allgemeinen Ab­
kommen über den Handel mit Dienstleistungen ausdrücklich 
von der grundlegenden Verpflichtung zur Inländerbehandlung 
ausgenommen. Es muss jedoch daran erinnert werden, dass 
bis 2015 90 % des weltweiten Wachstums außerhalb Europas 
generiert werden, ein Drittel davon allein in China. Wir müssen 
uns in den nächsten Jahren die Möglichkeiten höherer Wachs­
tumsraten in Drittstaaten, insbesondere in Ost- und Südasien, 
zunutze machen ( 3 ). 

2.10 Während der europäische Markt schon eine beachtliche 
Öffnung erfahren hat, wurden die Märkte unserer wichtigsten 
Handelspartner – insbesondere auf regionaler und lokaler Ebene 
– in viel geringerem Maße geöffnet. Dies lässt sich anhand 
einiger Beispiele aus unterschiedlichen Kontinenten belegen: 

2.10.1 In CHINA ist das Marktöffnungspotenzial noch lange 
nicht ausgeschöpft. China wies im Jahr 2009 ein BIP von 
3 573,8 Mrd. EUR auf und exportierte in demselben Jahr Waren 
und Dienstleistungen im Wert von 227 Mrd. EUR in die EU, 
während die Importe aus der EU einen Wert von 
99,7 Mrd. EUR hatten. Die „buy local“-Klauseln bestehen seit 
2003, wie in Artikel 10 des Gesetzes über das öffentliche Be­
schaffungswesen (Government Procurement Law - GPL) vorgese­
hen. 2007 wurde diese Politik des „Buy Chinese“ durch zwei 
Dekrete verschärft, die die Möglichkeit der Auftragsvergabe für 
ausländische Waren auf Fälle beschränken, in denen einhei­
mische Produkte im Vergleich „unverhältnismäßig“ teurer und 
von geringerer Qualität sind. Im Jahr 2009 wurde diese Regel 
noch strenger ausgelegt und jede verbleibende Möglichkeit, ins­
besondere für Hightechprodukte und innovative Produkte, un­
terbunden, während für Bauaufträge in den „internen Konjunk­
turpaketen“ 2008 und 2009 rigorose Kontrollen verfügt wur­
den. Im November 2009 führte China darüber hinaus ein na­
tionales Akkreditierungssystem für innovative Produkte („Indige­
nous Innovation Product Accreditation List“) ein, und 2010 
schlug der Staatsrat Veränderungen für die staatlich kontrollier­
ten Unternehmen vor, die diese dazu bewegen sollen, ihre Ak­

tivitäten auf den heimischen Markt zu beschränken. Gleichzeitig 
wurden jedoch der chinesischen Hochtechnologieindustrie staat­
liche Beihilfen gewährt, um sie auf den internationalen Märkten 
wettbewerbsfähiger zu machen ( 4 ). 

2.10.1.1 Im Bereich der Bauaufträge hat China das System 
der Vergabe von Genehmigungen für „Projektmanagement“, 
„Bauleitung“ und andere Baudienstleistungen aufgegeben und 
durch ein neues System der WFOCE („Wholly Foreign Owned 
Construction Enterprise“) und Joint Ventures ersetzt, durch das 
ausländische Unternehmen von Projekten nationaler Ausschrei­
bungen (NCB) vollständig ausgeschlossen werden und nur an 
den seltenen internationalen Ausschreibungen (ICB) für Projekte 
innerhalb des Landes teilnehmen dürfen. Dabei müssen sowohl 
WFOCE als auch Joint Ventures dem chinesischen Qualifizie­
rungssystem entsprechen, laut dem ein Stammkapital in Höhe 
von mindestens dem Fünffachen des Projektwerts, ein Stab von 
in Schlüsselpositionen beschäftigtem Personal von mindestens 
300 Personen, die mindestens ein Jahr in China ansässig sind, 
Referenzen früherer in China ausgeführter Arbeiten und, im Fall 
von Joint Ventures, die Berücksichtigung des Partners mit der 
niedrigsten Qualifikation erforderlich sind ( 5 ). 

2.10.1.2 Im derzeitigen Angebot Chinas bei den WTO-Ver­
handlungen im Rahmen des Übereinkommens über das öffent­
liche Beschaffungswesen (GPA) sind die Bauvorhaben, die für 
europäische Unternehmen von Interesse sein könnten, zum 
überwiegenden Teil weder auf der Ebene der Tätigkeiten noch 
auf der Ebene der Auftraggeber enthalten. 

2.10.1.3 In RUSSLAND, das nicht dem GPA der WTO bei­
getreten ist, wurden mit einer Verordnung des Ministeriums für 
wirtschaftliche Entwicklung vom Dezember 2008 Zugangs­
beschränkungen zu Ausschreibungen der Regierung und der 
Kommunen auferlegt, wobei eine Präferenz für nationale Pro­
dukte und Dienstleistungen eingeräumt wird, die mit bis zu 
15 % ihres Wertes überbewertet werden können. 2009 wurden 
zur Bekämpfung der Krise Maßnahmen zum Kauf russischer 
Produkte angenommen. 

2.10.2 In BRASILIEN wurde das Gesetz über das öffentliche 
Beschaffungswesen im Juli 2010 modifiziert, um es den Ver­
gabebehörden zu ermöglichen, einen Anteil von 25 % für Pro­
dukte und Dienstleistungen zu reservieren, die vollständig oder 
teilweise aus Brasilien stammen. Brasilien verzeichnete 2009 ein 
BIP von 1 128,5 Mrd. EUR ( 6 ).
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( 2 ) Vgl. KOM(2010) 612 endg. 
( 3 ) Ebenda. 

( 4 ) Eine Hauptsorge mit Blick auf die Vergabe öffentlicher Aufträge, aber 
auch auf geistiges Eigentum ist die Förderpolitik für „einheimische 
Innovation“, mit deren Hilfe sich chinesische Firmen in der Wert­
schöpfungskette nach oben arbeiten sollen. Die erstmals im Novem­
ber 2009 angekündigte Politik beeinträchtigt den Zugang zu öffent­
lichen Aufträgen in China in vielen innovativen Bereichen, von grü­
ner Technologie bis hin zu Telekommunikation, stark 
(Vgl. SEC(2011) 298 endg. (nicht auf DE). 

( 5 ) Siehe Mitteilung der Europäischen Kommission, WTO-Papier 
„S/C/W/286“, Absatz 15-19; darüber hinaus werden bei dem Erwerb 
eines chinesischen Unternehmens durch eine ausländische Gesell­
schaft die von dem chinesischen Unternehmen erworbenen Qualifi­
kationen widerrufen, und es muss wieder ganz neu beginnen. 

( 6 ) Im Juli 2010 wurde durch Zusätze zum brasilianischen Gesetz über 
das öffentliche Beschaffungswesen eine befristete „Buy Brazilian“- 
Klausel eingeführt.



2.10.3 In den USA hat der Kongress die „Buy American“- 
Vorgaben des American Recovery and Reinvestment Act 
(ARRA) ( 7 ) verschärft. Das BIP der USA betrug im Jahr 2009 
10 122,6 Mrd. EUR, der Export von Waren und Dienstleistun­
gen in die EU belief sich auf ca. 286,8 Mrd. EUR und der 
Import aus der EU auf 323,8 Mrd. EUR (ebenfalls bezogen auf 
das Jahr 2009) ( 8 ). 

2.10.4 In JAPAN, das als Exportmarkt für die EU bei Aus­
fuhren von 36 Mrd. EUR gegenüber Einfuhren aus Japan von 
56,7 Mrd. EUR an 7. Stelle steht, haben europäische Unterneh­
men Schwierigkeiten beim Zugang zum öffentlichen Beschaf­
fungswesen, wenngleich Japan dem GPA der WTO beigetreten 
ist. Nur 4 % aller öffentlichen Aufträge mit einem Volumen von 
ca. 22 Mrd. EUR im Jahr 2007 (weniger als 0,7 % des Japa­
nischen BIP) waren für Unternehmen aus der EU zugänglich. 
Japanische Unternehmen indes hatten Zugang zu öffentlichen 
Aufträgen der EU mit einem Volumen von 312 Mrd. EUR (das 
entspricht 2,5 % des BIP der EU) ( 9 ). 

2.10.5 In VIETNAM wurde im April 2010 eine Richtlinie 
des Premierministers über die Nutzung von nationalen Produk­
ten und Materialien und über die durch staatliche Fonds finan­
zierte Auftragsvergabe für diese Produkte verabschiedet. Das 
vietnamesische BIP betrug 2009 66,8 Mrd. EUR bei einem Wa­
renexport in die EU im Wert von 7,8 Mrd. EUR und einem 
Import aus der EU in Höhe von 3,8 Mrd. EUR. 

2.10.6 In AUSTRALIEN haben zwei Bundesstaaten im Jahr 
2009 Vorschriften für als strategisch erachtete öffentliche Auf­
träge angenommen, deren Wert 250 Mio. AUD übersteigt. Für 
diese Aufträge gilt im Bundesstaat Victoria die Verpflichtung, 
40 % lokaler Produkte (aus Australien und Neuseeland) zu ver­
wenden, während in New South Wales eine Preispräferenz von 
20 % festgelegt wird, zu der von Fall zu Fall zusätzliche Präfe­
renzen zwischen 2,5 und 5,0 % hinzukommen. Australien hatte 
2009 ein BIP von 712,8 Mrd. EUR, bei Exporten von Waren 
und Dienstleistungen in die EU im Wert von 14,4 Mrd. EUR 
und Importen im Wert von 34,1 Mrd. EUR. 

2.11 Andererseits sind auch Fälle wie die TÜRKEI zu ver­
zeichnen. Das öffentliche Beschaffungswesen hat sich dort mit 

der Annahme des Gesetzes Nr. 5812 von 2008 verbessert, mit 
dem die türkischen Bestimmungen an die EU-Vorschriften an­
gepasst worden sind. Die Ausschreibungen für Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträge basieren auf Verfahren des offenen Wett­
bewerbs, auch wenn die Umsetzung der EU-Richtlinien und der 
Beschwerdemechanismen noch verbessert werden müssen ( 10 ). 
Die Aufträge, die über dem Schwellenwert der EU lagen, betru­
gen 2008 7 303 Mio. EUR für Bauaufträge, 8 459 Mio. EUR für 
Dienstleistungen und 8 042 Mio. EUR für Güter. 

3. Der derzeitige Rechtsrahmen 

3.1 Der Rechtsrahmen für die Regulierung des öffentlichen 
Beschaffungsmarkts für europäische Unternehmen besteht der­
zeit aus folgenden Elementen: 

— die Vergaberichtlinien aus dem Jahr 2004 bilden den grund­
legenden Rechtsrahmen der Union: Richtlinie 2004/18/EG 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffent­
licher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsauf­
träge; die Richtlinie 2004/17/EG zur Koordinierung der Zu­
schlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser- 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste. Fer­
ner die Richtlinie 2007/66/EG zur Änderung der Ausschrei­
bungsprozeduren und die Best Practices-Vorschriften für den 
Zugang der KMU zu Ausschreibungsverfahren sowie die 
Richtlinien 89/665/EWG und 92/13/EWG ( 11 ); 

— der Vertrag, mit dem die Anerkennung des Rechts auf re­
gionale und lokale Selbstverwaltung in das primäre Gemein­
schaftsrecht aufgenommen und für die öffentlichen Stellen 
eine Möglichkeit geschaffen wurde, zur Erfüllung ihres ge­
meinwirtschaftlichen Auftrags auf eigene Mittel wie etwa 
verschiedene Formen von Partnerschaften zwischen Behör­
den zurückzugreifen; 

— die zahlreichen Urteile des EuGH zur Auftragsvergabe; 

— das derzeit in der Überarbeitungsphase befindliche plurilate­
rale WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaf­
fungswesen (GPA) als zentrales Instrument für die Öffnung 
der internationalen öffentlichen Beschaffungsmärkte, wohin­
gegen im Allgemeinen Übereinkommen über den Handel 
mit Dienstleistungen (GATS) die zentralen Marktzugangs­
bestimmungen im GATS keine Anwendung auf die öffent­
liche Beschaffung von Dienstleistungen finden, abgesehen 
von einem Mandat für die derzeit geführten multilateralen 
Verhandlungen über die öffentliche Beschaffung von Dienst­
leistungen, bei dem sich die EU für einen Marktzugang und 
Nichtdiskriminierung im Beschaffungswesen für Dienstleis­
tungen einsetzt, und von einem Bündel gemeinsamer Ver­
fahrensvorschriften für Beschaffungen; 

— die Klauseln zur Auftragsvergabe in den Freihandelsabkom­
men, den Assoziierungsabkommen, den Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen, den Stabilisierungs- und Assoziie­
rungsabkommen, den Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, 
den Interimsabkommen über Handel und Handelsfragen 
und den Abkommen über handelspolitische und wirtschaft­
liche Zusammenarbeit;
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( 7 ) In der Gesetzgebung sind zwei neue Buy American-Bestimmungen 
enthalten: Durch eine dieser Bestimmungen wird es verboten, Mittel, 
die durch dieses Gesetz zur Verfügung gestellt werden, für Bau-, 
Umbau- oder Wartungsprojekte oder für die Instandsetzung eines 
öffentlichen Gebäudes oder eines öffentlichen Bauwerks zu verwen­
den, wenn nicht die Gesamtmenge des Eisens, Stahls und der hand­
werklichen Güter, die im Projekt zum Einsatz kommen, aus den 
USA stammen; mit der zweiten Bestimmung wird verboten, Mittel, 
die durch dieses Gesetz zur Verfügung gestellt werden, für den 
Erwerb bestimmter Textilerzeugnisse durch das Ministerium für in­
nere Sicherheit (Homeland Security) zu verwenden, wenn diese nicht 
aus US-amerikanischem Anbau und Verarbeitung stammen. 

( 8 ) Ein weiteres Beispiel ist das Verbot für staatliche Stellen in den USA, 
Ankäufe bei „inverted companies“ zu tätigen, bei denen es sich 
ursprünglich um US-Firmen handelt, die das Steuergebiet gewechselt 
und sich dem Besteuerungssystem eines anderen Landes unterworfen 
haben, was ernsthafte Zweifel in Bezug auf die Kompatibilität mit 
den GPA-Verpflichtungen aufwirft. Das führt dazu, dass ein europäi­
sches Unternehmen mit Sitz in der EU keine Verkäufe an die 
US-Regierung tätigen kann, selbst wenn sie durch das GPA gedeckt 
sein sollten. 

( 9 ) Vgl. SEK(2011) 298. 

( 10 ) Türkei – Public Procurement Assessment (Bewertung des öffent­
lichen Beschaffungswesens) 2009, – SIGMA - Unterstützung 
der Verbesserung des Regierungs- und Verwaltungssystems, 
eine gemeinsame Initiative der OECD und der EU. 

( 11 ) SEK(2008) 2193, von den Dienststellen der Europäischen Kommis­
sion veröffentlichte Angaben.



— die Anwendung der Rechtsvorschriften der Union für öffent­
liche Aufträge und Konzessionen auf institutionalisierte öf­
fentlich-private Partnerschaften. 

4. Bemerkungen 

Der EWSA erachtet die Öffnung der Ausschreibungssysteme 
sämtlicher Länder für den internationalen Wettbewerb auf der 
Grundlage des Übereinkommens über das öffentliche Beschaf­
fungswesen (Government Procurement Agreement GPA / WTO) 
für einen entscheidenden Vorteil. Dadurch wird vollständige 
Gegenseitigkeit sowie rechtliche und faktische Symmetrie ge­
währleistet. Außerdem können so protektionistische Maßnah­
men und unlauterer Wettbewerb konterkariert werden, die trotz 
spezifischer Übereinkommen mit den Schwellenländern fest­
zustellen sind. 

4.1 Der EWSA verweist auf die kürzlich von der Kommis­
sion bekannt gegebenen Daten: „Im Jahr 2015 werden 90 % des 
globalen Wachstums außerhalb Europas generiert werden, ein 
Drittel davon allein in China“ ( 12 ). 

4.2 Der EWSA teilt die Ansicht, dass Europa zur Weiterent­
wicklung der eigenen Wettbewerbsvorteile in der Lage sein 
muss „zu gewährleisten, dass die Interessen der Union wirk­
samer und strategischer verteidigt werden“, wodurch die EU 
„gegenüber den Partnern in der Welt an Glaubwürdigkeit“ ge­
winnt und „die Beständigkeit und Weiterentwicklung des euro­
päischen Wirtschafts- und Sozialmodells unterstützt“ wird. Um 
glaubwürdiger zu werden, „muss Europa die eigene Verhand­
lungsposition stärken, um den Zugang auf die öffentlichen 
Märkte der Drittländer zu verbessern, da die EU mehr als 
80 % ihres öffentlichen Beschaffungsmarkts geöffnet hat, wäh­
rend andere große fortgeschrittene Volkswirtschaften die ihren 
lediglich zu 20 % geöffnet haben“ ( 13 ). 

4.3 Dem EWSA zufolge ist der derzeitige Rechtsrahmen der 
Union für das öffentliche Beschaffungswesen im Wesentlichen 
angemessen und reicht aus, um den europäischen Markt unter 
allen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten zu 
regulieren. Leider nutzen einige Mitgliedstaaten die Möglichkei­
ten, die dieser Rechtsrahmen bietet, nicht vollständig aus, um 
einen fairen Wettbewerb zu gewährleisten, und riskieren da­
durch, ihre Märkte ohne eine Basis der Gegenseitigkeit gegen­
über Unternehmen aus Drittstaaten zu öffnen, die die wichtigs­
ten Grundsätze des internationalen Beschaffungswesens nicht 
achten. Es ist jedoch unumgänglich, dass diese Regeln ebenso 
wie die Grundprinzipien des Vertrags und der Charta der 
Grundrechte streng eingehalten werden. 

4.4 Der Ausschuss vertritt die Ansicht, dass durch die Zu­
sammenarbeit zwischen den Behörden keine Parallelmärkte ge­
schaffen werden dürfen, auf die die Regeln für das öffentliche 
Beschaffungswesen nicht angewendet werden und von denen 
private Anbieter ausgeschlossen sind. 

4.5 Die EU ist ihrem Wesen nach eine offene Wirtschaft und 
tritt für den freien Handel ein. Sie bietet einen rechtssicheren, 
diskriminierungsfreien Zugang zu einem großen Beschaffungs­
wesen. Gleichzeitig müssen Vertraulichkeit und Transparenz ge­
währleistet werden, um Innovation und einen nachhaltigen öf­
fentlichen Beschaffungsmarkt zu fördern, auf dem 

— das wirtschaftlich günstigste – im Gegensatz zum preiswer­
testen - Angebot bevorzugt 

— und der gesamte Lebenszyklus des Produkts berücksichtigt 
wird. 

4.6 Nach Auffassung des EWSA müssen für sämtliche Auf­
tragnehmer dieselben Wettbewerbsbedingungen gelten: In die­
sem Zusammenhang hegt der EWSA Zweifel an den Bedingun­
gen für die Teilnahme sogenannter „Staatsunternehmen“ aus 
Drittländern, insbesondere in Bezug auf verbotene direkte oder 
indirekte staatliche Beihilfen, Preiskalkulationsmethoden und die 
vorsorgliche Berücksichtigung von Kosten und Risiken. Tatsäch­
lich gewährleistet der europäische Markt Zugang, ohne ange­
messene Vorkehrungen gegen unlauteren Wettbewerb zu tref­
fen, woraus sich große Risiken in Bezug auf ein mögliches 
Sozial- und Umweltdumping und Nichtbeachtung der ethischen 
Grundsätze der Verträge und der Grundrechtecharta seitens die­
ser Staatsunternehmen ergeben. 

4.7 Nach Auffassung des EWSA muss: 

4.7.1 in den internationalen Verhandlungen und den Ver­
handlungen mit Drittstaaten darauf bestanden werden, dass 
die Werte, Rechte und Grundsätze der EU, wie sie im Primär­
recht der Union – den Verträgen und der Charta der Grund­
rechte – verankert sind, geachtet werden und nicht verhandelbar 
sind; 

4.7.2 in den internationalen Verhandlungen mit einer ein­
zigen, deutlichen, kohärenten und solidarischen Stimme gespro­
chen werden. Nationale Alleingänge müssen vermieden werden, 
da sie die gemeinsame Verhandlungsposition schwächen kön­
nen, und es ist ein Benchmarking der effektiven Öffnung der 
nationalen Märkte im Rahmen der auf Unionsebene abgeschlos­
senen Übereinkommen durchzuführen; 

4.7.3 eine bessere Koordinierung und Kohärenz der Vor­
gehensweise und des Handelns zwischen den mit verschiedenen 
Aspekten der Verhandlungen in puncto Handel, Industrie und 
Kooperation befassten Dienststellen der Europäischen Kommis­
sion ins Werk gesetzt werden. Dies muss im Einklang mit den 
Regeln zur Auftragsvergabe auf multilateraler Ebene des Über­
einkommens über das öffentliche Auftragswesen GPA aus dem 
Jahr 1994 (das einzige rechtsverbindliche diesbezügliche Über­
einkommen der WTO, das derzeit überarbeitet wird), sowie der 
Freihandelsabkommen der neuen Generation, der Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommen oder der Assoziierungsabkommen 
im Rahmen der Europa-Mittelmeer-Partnerschaft erfolgen, und 
es sind Ansätze zu wählen, die systematischer gegen nichttari­
färe Hemmnisse vorgehen und auf die Öffnung von Beschaf­
fungsmärkten für europäische Unternehmen abzielen; 

4.7.4 das plurilaterale Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen (GPA) in ein multilaterales Abkommen um­
gewandelt werden, um dadurch neue Beitritte zu diesem – durch 
die Präzisierung der Übergangsmaßnahmen (Kompensationen, 
Preispräferenzen, Ergänzung durch neue Körperschaften oder 
Sektoren sowie höhere Schwellenwerte) – erneuerten Überein­
kommen zu fördern;
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( 12 ) Vgl. KOM(2010) 612 endg. Ziffer 1. 
( 13 ) Gemeinsame Erklärung Frankreichs, Deutschlands, Spaniens, 
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zwischen der EU und ihren Handelspartnern vom 9.2.2011.



4.7.5 ein vorübergehender Ausschluss vom GPA-Geltungs­
bereich von Unternehmen aus Ländern mit protektionistischen 
Maßnahmen von Aufträgen, die mit Gemeinschaftsmitteln fi­
nanziert werden, erfolgen. Diesen Vorschlag hat der EWSA be­
reits in mehreren früheren Stellungnahmen vorgebracht ( 14 ); 

4.7.6 für die umfassende Anwendung der Grundsätze der 
Gegenseitigkeit und Verhältnismäßigkeit in einigen Sektoren ge­
sorgt werden, gemäß den „Allgemeinen Anmerkungen und Aus­
nahmen zum Artikel III des Anhangs I der EG“ des GPA; 

4.7.7 für Unternehmen aus Drittländern dieselbe Bedin­
gungslage gelten, die auch für die europäischen Unternehmen 
auf deren Märkten gilt. Die EU kann die Verhandlungen nicht 
länger auf formelle Gegenseitigkeit gründen, sondern sie muss 
vielmehr auf die reale wirtschaftliche Gegenseitigkeit bestehen. 
Für Fälle von Ungleichgewichten ist eine Schutzklausel mit auf­
schiebender Wirkung vorzusehen; 

4.7.8 die EU in Fällen, in denen wichtige Handelspartner von 
der allgemeinen Freizügigkeit der EU profitieren, aber eindeutig 
keine Gegenseitigkeit anstreben, erwägen, gezielte Zugangs­
beschränkungen für Teile des EU-Beschaffungsmarkts einzufüh­
ren, um diese Partner langfristig doch dazu zu bewegen, eine 
Marktöffnung auf Gegenseitigkeitsbasis zu gewähren; 

4.7.9 möglichst rasch die angekündigte „Initiative zum Zu­
gang für Unternehmen und Waren aus Drittstaaten zum EU- 
Markt für öffentliche Aufträge“ (MASP) angenommen werden, 
mit eindeutigen, transparenten und bewährten Verfahren zur 
gegenseitigen Öffnung der Märkte. Damit soll der symmetrische 
Zugang zum öffentlichen Beschaffungswesen in den Industrie­
staaten und den großen Schwellenländern für die Sektoren ge­
währleistet werden, die in der Richtlinie 2004/17/EG ( 15 ) und im 
Arbeitsprogramm 2011 ( 16 ) genannt werden; 

4.7.10 die technische Zusammenarbeit in Brüssel zwischen 
Beamten der Mitgliedstaaten und der Kommission in Fragen der 
Marktöffnung intensiviert werden, und es müssen verstärkt Ver­
treter der Industrie zur Beratung herangezogen werden; 

4.7.11 die Einführung strenger Kontrollen sowie von Maß­
nahmen zur Gewährleistung ihrer tatsächlichen Durchführung 
erfolgen, um sicherzustellen, dass insbesondere bei EU-Aus­
schreibungsverfahren, für die Mittel der EU, der EIB, aus den 
Strukturfonds oder von europäischen Netze bereitgestellt wer­
den, tatsächlich keine direkten oder indirekten staatlichen Bei­
hilfen vorliegen – die in der EU eigentlich verboten sind –, und 
dass die sozialen und ökologischen Standards der Gemeinschaft 
umfassend garantiert werden; 

4.7.12 die Marktzugangsdatenbank der Europäischen Kom­
mission verbessert werden, wobei besondere Aufmerksamkeit 
zu richten ist auf zuverlässige und schnell verfügbare Informa­
tionen über Ausschreibungen, die Formalitäten und technischen 
Spezifikationen der Lastenhefte, die die Teilnahme in Drittlän­
dern tatsächlich verhindern, und die statistische Grundlagen und 
Indikatoren für die Auswirkungen von Wettbewerbsverzerrun­
gen bieten; 

4.7.13 ein auf Prävention und einem „Frühwarnsystem“ für 
Projekte und/oder die Verabschiedung von restriktiven Vor­
schriften für die Auftragsvergabe in Drittländern beruhender 
Ansatz gestärkt werden, um eine frühzeitige Feststellung und 
Anzeige von möglichen Hindernissen auf internationaler Ebene 
zu ermöglichen und sie an der Quelle anzugehen, indem syste­
matisch von der Möglichkeit von Notifizierungen nach dem 
Übereinkommen über technische Handelshemmnisse Gebrauch 
gemacht wird; 

4.7.14 die Einführung von Maßnahmen für KMU auf euro­
päischer Ebene erfolgen, um zu gewährleisten, dass die Auftrag­
geber auf EU-interner und internationaler Ebene das wirtschaft­
liche und innovative Potenzial der KMU in den Ausschreibun­
gen voll ausschöpfen; 

4.7.15 die Schulung, Information und Unterstützung der an 
internationalen Ausschreibungen und Ausschreibungen in Dritt­
ländern teilnehmenden Auftraggeber und KMU, insbesondere 
ihrer leitenden Angestellten und Führungskräfte, gewährleistet 
werden, wobei bezüglich der handelspolitischen Schutzmaßnah­
men und des Zugangs zu Märkten und Informationen aner­
kannt wird, dass diese Unternehmen aufgrund ihrer Größe oft 
vor schwerwiegenden Problemen stehen; 

4.7.16 eine Änderung von Artikel 55 Absatz 3 der Richtlinie 
2004/18/EG und von Artikel 57 Absatz 3 der Richtlinie 
2004/17/EG bezüglich ungewöhnlich niedriger Angebote vor­
gesehen werden, um die Annahme von Staatsunternehmen ein­
gereichter Angebote auszuschließen, denen keine Nachweise bei­
liegen, dass das Angebot nicht durch direkte oder indirekte 
staatliche Beihilfen gestützt wird, die nach Unionsrecht verboten 
sind: ein Beispiel für einen „Test auf Staatsbeihilfen“ ist in An­
hang 4 der US Millennium Challenge Corporation zu finden; 

4.7.17 der Verstoß gegen die Urheberrechte bzw. die 
illegale Nutzung von Patenten und technischen Daten als ver­
bindliches Ausschlusskriterium in Artikel 45 ( 17 ) der Richtlinie 
2004/18/EG und Artikel 54 ( 18 ) der Richtlinie 2004/17/EG auf­
genommen werden; 

4.7.18 sichergestellt werden, dass die zukünftigen europäi­
schen Rechtsinstrumente bezüglich der Erleichterung der Freizü­
gigkeit von Arbeitnehmern aus Drittländern, über die derzeit 
diskutiert wird, nicht letztendlich Staatsunternehmen aus Dritt­
ländern zugutekommen, die von verbotenen staatlichen Beihil­
fen profitieren; 

4.7.19 sichergestellt werden, dass die rasche umfassende Ver­
öffentlichung restriktiver Vorschriften und Verfahren im öffent­
lichen Beschaffungswesen, die die Unternehmen der EU von der 
erfolgreichen Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen in 
Drittländern abhalten, erfolgt. Dazu zählen Gesetze über „Buy 
Local“ oder über einen steigenden Anteil lokaler Inhalte oder 
mit Anreizen für lokale Technologien und Innovationen oder 
zur nationalen Konjunkturbelebung, die lokale Strukturen be­
vorzugen und die Zugangsmöglichkeiten von Unternehmen 
aus anderen Ländern behindern;
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( 14 ) Vgl. Stellungnahme des EWSA zu „Internationalen Beschaffungs­
märkten“, ABl. C 224 vom 30.8.2008, S. 32. 

( 15 ) KOM(2009) 592 endg. 
( 16 ) Vgl. KOM(2010) 612/4 und KOM(2010) 623/II, Ziffer 36. 

( 17 ) Artikel 45, Persönliche Lage des Bewerbers bzw. Bieters. 
( 18 ) Artikel 54, Eignungskriterien.



4.7.20 die Kohärenz und Komplementarität zwischen der Innen- und Außenpolitik der Union, wie auf 
der Tagung des Europäischen Rats vom September 2010 erörtert, weiter gestärkt werden. Insbesondere ist 
darauf zu achten, „dass die Schnittstelle zwischen Industriepolitik und Wettbewerbspolitik unter Berück­
sichtigung der Globalisierung überprüft und die Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen gefördert 
werden muss“ ( 19 ). 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 19 ) Siehe Tagung des Rates (Wettbewerbsfähigkeit) vom 10. Dezember 2010 – Schlussfolgerungen zum Thema „Eine 
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III 

(Vorbereitende Rechtsakte) 

EUROPÄISCHER WIRTSCHAFTS- UND 
SOZIALAUSSCHUSS 

471. PLENARTAGUNG AM 4. UND 5. MAI 2011 

Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine integrierte Industriepolitik für das 

Zeitalter der Globalisierung — Vorrang für Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit“ 

KOM(2010) 614 endg. 

(2011/C 218/07) 

Berichterstatter: Joost VAN IERSEL 

Ko-Berichterstatter: Enrico GIBELLIERI 

Die Europäische Kommission beschloss am 28. Oktober 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine integrierte Industriepolitik für das Zeitalter der Globalisierung — 
Vorrang für Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit“ 

KOM(2010) 614 endg. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Beratende Kommission für den industriellen Wandel (CCMI) nahm ihre 
Stellungnahme am 4. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
119 gegen 1 Stimme bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt die Mitteilung zur Industriepolitik als Leitinitiative der 
Europa-2020-Strategie. Er unterstützt nachdrücklich den ganz­
heitlichen Ansatz und eine verstärkte Verzahnung der EU-Poli­
tikbereiche sowie eine umfassendere industriepolitische Koor­
dinierung zwischen der Europäischen Union und den Mitglied­
staaten. Das Ziel ist eine nachhaltige europäische Industrie, die 
in der Weltwirtschaft wettbewerbsfähig ist. 

1.2 Der EWSA fordert den Rat und die Kommission auf, auf 
der Grundlage der Mitteilung und der entsprechenden Schluss­
folgerungen ( 1 ) des Rates eine Prioritätenliste und Zeitpläne zu 
erstellen. 

1.3 Diese verstärkte Verzahnung sollte nach Auffassung des 
EWSA zu integrierten Ansätzen in einem gänzlich funktions­
fähigen Binnenmarkt im Rahmen einer sozialen Marktwirtschaft 
führen, und zwar durch intelligente Regulierung, FuE und 
Innovation, Zugang zu Finanzmitteln, energieeffiziente und 
CO 2 -arme Wirtschaft, Maßnahmen in den Bereichen Umwelt, 
Verkehr, Wettbewerb und Beschäftigung, Verbesserung von 
Qualifikationen und Kompetenzen, Handel und verwandte The­
men sowie Zugang zu Rohstoffen. 

1.4 Durch die Straffung der internen Planung und Koordinie­
rung in den EU-Institutionen und die Konzentration auf eine 
engere Beziehung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten 
rückt die Verbesserung der Regierungsführung in den Mittel­
punkt der künftigen Industriepolitik. Die Mitgliedstaaten sollten 
die Koordinierung untereinander verbessern. Auch Regionen 
und Ballungsräume sollten Verantwortung übernehmen. 
Kurzum: sowohl vertikale als auch horizontale Verbindungen 
sollten in ganz Europa ausgebaut werden, um mit anderen Kon­
tinenten Schritt halten zu können.

DE C 218/38 Amtsblatt der Europäischen Union 23.7.2011 
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mene Schlussfolgerungen des Rates (Ref. 17838/10). Die ersten 
Schritte des Europäischen Rates am 4. Februar 2011 in Bezug auf 
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1.5 Der EWSA unterstreicht die Bedeutung der jährlichen 
Kommissionsberichte über die nationalen Industriepolitiken, 
die auf gemeinsam vereinbarte Ziele ausgerichtet sein sollten. 
Diese Berichte müssen offen diskutiert werden, um die Koor­
dinierung zu verbessern und bewährte Methoden zu fördern 
sowie zu gleichen Wettbewerbsbedingungen in Europa beizutra­
gen. 

1.6 Der EWSA fordert nachdrücklich ein angemessenes Ni­
veau an privaten und öffentlichen Finanzressourcen für Wett­
bewerbsfähigkeit und Innovation zum Ausgleich schwindender 
Haushaltsmittel. Er begrüßt sehr die angekündigte Verbesserung 
der grenzüberschreitenden Bedingungen für Risikokapital sowie 
die Vorschläge für projektbezogene Euro-Anleihen, über die öf­
fentliche und private Finanzmittel für vorrangige Investitions­
vorhaben im Energie-, Verkehrs- und IKT-Bereich beschafft wer­
den sollen ( 2 ). Projektbezogene Anleihen auch für andere Berei­
che, z.B. Forschungs- und Demonstrationsprojekte, sollten ge­
prüft werden. Die Struktur- und Kohäsionsfonds müssen eben­
falls auf industriepolitische Ziele ausgerichtet werden. Es bedarf 
neuer kreativer Ideen, um privates Kapital in den Industriesektor 
zu holen. 

1.7 Die Industriepolitik betrifft alle Arten von miteinander 
verbundenen Verarbeitungs- und Dienstleistungsbranchen. Die 
Grenzen zwischen diesen Branchen verwischen sich mehr und 
mehr. Die KMU werden immer wichtiger, was die Wertschöp­
fung wie auch die Schaffung von Arbeitsplätzen betrifft. Diese 
Faktoren erfordern eine intelligente horizontale und sektorspezi­
fische Gesetzgebung und/oder Regulierung sowie flankierende 
Maßnahmen. Dabei muss die Komplexität der internationalen 
Netze und integrierten Verarbeitungsprozesse berücksichtigt 
werden. 

1.8 Wegen der komplexen Sachverhalte und zahlreichen 
Querverbindungen besteht nach Auffassung des EWSA die Not­
wendigkeit eines (gemeinsamen) Engagements der öffentlichen 
und privaten Interessenträger im Rahmen von hochrangigen 
Gruppen, Technologieplattformen, sozialen Dialogen und Bil­
dungsprogrammen. 

1.9 Der EWSA hebt folgende Prioritäten hervor: 

— Notwendigkeit einer intelligenten Regulierung, eines stabilen 
Regelungsrahmens, angemessener Beurteilungen und 
Ex-post-Evaluierungen; 

— Zugang zu Finanzmitteln auf EU-Ebene: 7./8. Rahmenpro­
gramm, CIP ( 3 ), EIB und EIF, namentlich für KMU; 

— die Innovationsunion muss in engem Zusammenhang mit 
der Industriepolitik stehen, insbesondere bei Schlüsseltech­
nologien und energieintensiven Industriezweigen; 

— die Koordinierung innerhalb und zwischen Wissensketten – 
Forschungszentren, Hochschulen, Unternehmen - sollte ge­
fördert werden; 

— das europäische Patent ist ein Prüfstein für die Glaubwürdig­
keit der Industriepolitik; 

— Arbeitnehmer sollten einbezogen werden und aktiv mitwir­
ken; 

— schulische und berufliche Bildung ist auf allen Ebenen erfor­
derlich, neben der Förderung des Unternehmergeists, um 
eine hochwertige und stabile Beschäftigung mit angemesse­
nem und solidem Lohnniveau zu gewährleisten; bewährte 
Methoden sollten verbreitet werden; 

— globale Entwicklungen benötigen eine aktive Handelspolitik 
und eine effiziente Marktkontrolle; sie machen es unum­
gänglich, dass die EU mit einer Stimme spricht, um weltweit 
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu erreichen; 

— eine ressourceneffiziente und CO 2 -arme Wirtschaft in Eu­
ropa sollte implizieren, dass die EU von ihren Handelspart­
nern die Einhaltung der gleichen Standards verlangt; 

— der Zugang zu Rohstoffen und diversifizierten Energiequel­
len sollte gewährleistet werden. 

2. Einleitung 

2.1 Die Industriepolitik „neuen Stils“ datiert vom April 
2004 ( 4 ). Nach einem langwierigen Liberalisierungs- und Priva­
tisierungsprozess bestand weiterhin ein breites Spektrum an 
nationalen industriepolitischen Konzepten. 

2.2 Auf Unionsebene spielten Rahmenbedingungen zur Stär­
kung von Industriezweigen eine wichtige Rolle. Analysen wur­
den sektorweise durchgeführt. 

2.3 Der EWSA beteiligte sich aktiv an dieser Entwicklung 
und äußerte sich in einer Reihe von Stellungnahme zu sektor­
spezifischen Interessen und Wesensmerkmalen auf EU-Ebene ( 5 ). 

2.4 Gleichzeitig ändert sich das Umfeld ständig: Wegen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise wirken sich Meinungsunterschiede 
hinsichtlich des Regierens auf EU-Ebene und unterschiedliche 
Produktionsleistungen der Mitgliedstaaten auf das Vermögen 
Europas aus, auf Veränderungen entsprechend zu reagieren. 

2.5 Gleichzeitig haben sich neue Fragestellungen und gesell­
schaftliche Herausforderungen ergeben, einschließlich der demo­
grafischen Alterung, des Klimaschutzes und der nachhaltigen 
Entwicklung, des Zugangs zu Energie, der verstärkten Globali­
sierung, der wissensbasierten und digitalisierten Gesellschaft so­
wie der Veränderungen auf den Arbeitsmärkten. 

2.6 Innovation ist heute ein Muss, getrieben sowohl durch 
den ständigen Fortschritt in Forschung und Technologie als 
auch den verstärkten Wettbewerb auf in- und ausländischen 
Märkten. 

2.7 In den letzten zehn Jahren wurde die schulische und 
berufliche Bildung auf allen Ebenen immer mehr zur Priorität.
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2.8 Trotz eindeutiger Fortschritte bestehen die Zergliederung 
des Binnenmarkts und eine mangelnde Fokussierung fort, was 
teilweise auf divergierende Konzepte von Wirtschaft zurück­
zuführen ist. Der Bezug zwischen der Vollendung des Binnen­
markts und der Industriepolitik wird allzu häufig übersehen. Der 
EWSA hat mehrfach gefordert, angemessene Voraussetzungen 
zu schaffen, wobei maßgeschneiderte Regelungen für Sektoren 
und thematische Fragen nötig sind, die den weitverzweigten 
globalen value networks Rechnung tragen. 

3. Neue Aspekte der Mitteilung 

3.1 In der Industriepolitik geht es darum, eine solide ver­
arbeitende Industrie in Europa aufrechtzuerhalten und das all­
gemeine Bewusstsein in der Gesellschaft und bei den Interes­
senträgern zu stärken, dass Europa die Lage bewerten und an­
gepasste Bedingungen schaffen muss, damit sich die (Verarbei­
tungs- und Dienstleistungs-) Industrie auf in- und ausländischen 
Märkten erfolgreich entwickeln kann. 

3.2 Die Industriepolitik muss die Herausforderung in Form 
wachsender Unsicherheiten und Ungleichgewichte sowie eines 
harten Wettbewerbs und strenger Vorgaben seitens anderer glo­
baler Akteure angehen, indem ein Rahmen für eine tragfähige 
industrielle Basis in Europa sowie für Investitionen und neue 
Arbeitsplätze geschaffen wird. 

3.3 Die Industriepolitik ist eine Leitinitiative der Europa- 
2020-Strategie neben anderen Leitinitiativen und wichtigen Be­
reichen, wie Innovation, Kompetenzen, Handel und Binnen­
markt. Der ganzheitliche Ansatz unterstreicht die Notwendigkeit 
einer effizienten Koordinierung und Kohärenz aller EU-Politik­
bereiche. Koordinierung und Kohärenz - einschließlich der da­
mit einhergehenden Transparenz und Sichtbarkeit der EU-Poli­
tikbereiche - müssen den technischen Fortschritt und die Inno­
vation (namentlich Grundlagentechnologien), die Umstrukturie­
rung, die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze ( 6 ) und die eu­
ropäische Präsenz auf internationalen Märkten unterstützen. 

3.4 Ein neues Instrument im Kommissionsvorschlag ist die 
„Prüfung auf Wettbewerbsfähigkeit“ durch ein Verfahren, bei 
dem die Wettbewerbsfähigkeit nicht nur unter dem Aspekt 
der Preise bzw. Kosten, sondern auch im Hinblick auf Investi­
tions- und Innovationsfaktoren beurteilt wird. 

3.5 Die vielfach vernachlässigte Außendimension der Indus­
triepolitik erhält Priorität. Ebenso wird jetzt auch dem Zugang 
zu Rohstoffen als Grundvoraussetzung für jede Industriepolitik 
mehr Aufmerksamkeit gewidmet. 

3.6 Das Augenmerk wird erneut auf einen integrierten hori­
zontalen Ansatz in Verbindung mit sektoriellen Anwendungen 
und maßgeschneiderten Konzepten gerichtet, d.h. auf die Not­
wendigkeit der Untersuchung der Querverbindungen zwischen 
den Branchen und die Verknüpfung der Wertschöpfungs- und 
Lieferketten (entscheidend für KMU), Netzen und Clustern, der 
Wirkung unternehmensbezogener Dienstleistungen und des Zu­
gangs zu Finanzmitteln. 

3.7 Neben kontinuierlichen Veränderungs- und Umstruktu­
rierungsprozessen in weiten Teilen der europäischen Industrie 
wird in der Mitteilung auf neue Branchen hingewiesen, in denen 
mehr und mehr Investitionen und Arbeitsplätze zu verzeichnen 
sind, z.B. Raumfahrt ( 7 ), neue Sicherheitsdienste und Kultur- und 
Kreativindustrie. 

3.8 Sehr wichtig und ehrgeizig ist nach Auffassung des 
EWSA der auf Artikel 173 des Lissabon-Vertrags beruhende 
Vorschlag der Kommission, jährliche Berichte über Zustand 
und Entwicklung der nationalen Industriepolitik zu veröffent­
lichen, die die gemeinsamen Analysen und die gemeinsam ver­
einbarten Ansätze und Maßnahmen stärken sollen. 

3.9 Der EWSA begrüßt, dass der Rat „Wettbewerbsfähigkeit“ 
den Rahmen für strategische Leitlinien für das Handeln der EU 
voll und ganz unterstützt, was eine gemeinsame Auffassung von 
den Prioritäten einfacher machen wird. Am wichtigsten ist je­
doch, dass der Rat auch die Notwendigkeit der Koordinierung 
der Industriepolitik der Mitgliedstaaten unterstreicht. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Angesichts der derzeitigen Sachzwänge ist der EWSA der 
Auffassung, dass die Mitteilung zur Industriepolitik sowie die 
Schlussfolgerungen des Rates genau zur rechten Zeit kommen. 

4.2 Die Tatsache, dass die Industriepolitik eine Leitinitiative 
der Europa-2020-Strategie ist, beweist, dass die Kommission 
entschlossen ist, eine koordinierte Strategie auf der Ebene der 
EU wie auch der Mitgliedstaaten zu konzipieren. Entscheidend 
und dringend erforderlich ist dabei das Engagement der Mit­
gliedstaaten. 

4.3 Der EWSA betont die Bedeutung einer wettbewerbsfähi­
gen und nachhaltigen Verarbeitungsindustrie in Europa. Das 
erfordert eine starke industrielle Basis in Verbindung mit Dienst­
leistungen, die für die Industrie von grundlegender Bedeutung 
sind. In zuverlässigen Quellen wird der schrittweise Übergang 
im Beschäftigungsbereich vom verarbeitenden Gewerbe hin zu 
industriebezogenen Dienstleistungen hervorgehoben; dabei geht 
es nicht nur um Vorleistungen, sondern auch um Leistungen, 
die von den verarbeitenden Unternehmen selbst erbracht wer­
den ( 8 ). 

4.4 Zur Gestaltung der Zukunft ist eine beherzte Politik er­
forderlich: intelligente Energie, Nanotechnologie und Biowissen­
schaften, neue Materialien, Unternehmensdienstleistungen und 
soziale Medien, Notwendigkeit der Ausweitung der IKT. In Eu­
ropa gibt es keine Unternehmen wie Apple oder Google. China 
holt schnell auf und überholt Europa sogar in einigen Bereichen. 

4.5 Die EU benötigt dringend eine Vision und ein Programm 
zur Verbesserung der Anlageinvestitionen und der Produktivität. 
Genau definierte gemeinsame Handlungsgrundsätze in der EU 
und den Mitgliedstaaten müssen Anreize für ambitionierte In­
vestitionsprogramme von Unternehmen und öffentlichen Stellen 
schaffen.
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( 6 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Innovative Arbeits­
plätze als Grundlage für Produktivität und hochwertige Beschäfti­
gung“, verabschiedet am 18.3.2011 (noch nicht im Amtsblatt ver­
öffentlicht), insbesondere Ziffer 2.6. 

( 7 ) Der EWSA betont die besondere Bedeutung der Raumfahrtindustrie 
für die Entwicklung entlegener und ländlicher Gebiete. 

( 8 ) Siehe u.a.: Les secteurs créateurs d'emploi à court-moyen terme après la 
crise, Veröffentlichung des dem französischen Premierminister unter­
stellten Centre d'analyse stratégique vom November 2010.



4.6 Die Industriepolitik erfordert ein angemessenes Niveau 
privater und öffentlicher Finanzmittel. Die gegenwärtig schwin­
denden Haushaltsmittel sollten durch andere, gemeinsam verein­
barte Finanzmittel ausgeglichen werden ( 9 ). 

4.7 Folgende drei Hauptthemen sollten aus Sicht des EWSA 
in den nächsten Jahren vorangetrieben werden: 

— die Verknüpfung und Interaktion eines breiten Spektrums an 
horizontalen und sektoriellen EU-Politiken; 

— die komplexen internationalen Netze und integrierter Ver­
arbeitungsprozesse ( 10 ) und 

— die Bewertung und verstärkte Koordinierung nationaler 
Maßnahmen auf der Ebene der EU und unter den Mitglied­
staaten. 

4.8 Durch die Straffung der internen Planung und Koordinie­
rung in den EU-Institutionen und durch die Konzentration auf 
eine engere Beziehung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten 
rückt die Verbesserung der Regierungsführung in den Mittel­
punkt der künftigen Industriepolitik. 

4.9 Die Mitgliedstaaten entwickeln ihre eigenen industriepoli­
tischen Konzepte und Ziele. Für eine erfolgreiche EU-Industrie­
politik „neuen Stils“ sollte der Rat die Schlussfolgerungen des 
Rates „Wettbewerbsfähigkeit“ als Grundlage für eine intensivere 
Zusammenarbeit weiter ausarbeiten. 

4.10 Der EWSA teilt uneingeschränkt die Auffassung, dass 
ein ganzheitlicher, integrierter Ansatz erforderlich ist. Die ver­
stärkte Verzahnung der Politikfelder ist ein wichtiges Konzept 
für eine nachhaltige soziale Marktwirtschaft in Europa. Es muss 
zu einem integrierten Ansatz für die Zukunft der europäischen 
Industrie in einem funktionsfähigen Binnenmarkt führen, und 
zwar durch intelligente Regulierung, FuE- und Innovationspoli­
tik, Zugang zu Finanzierungsmitteln, Energie- und CO 2 -Reduk­
tionspolitik, Umweltpolitik, Verkehrspolitik, Wettbewerbspolitik, 
Verbesserung von Qualifikationen und Kompetenzen, Handels­
politik und verwandte Themenkreise sowie Zugang zu Rohstof­
fen. Durch sektorspezifische Ansätze werden weitere Potenziale 
erschlossen. Diese Themen sind Gegenstand gesonderter Mittei­
lungen ( 11 ). 

4.11 Der EWSA begrüßt die effektive „Prüfung auf Wett­
bewerbsfähigkeit“, die zunächst selektiv vorzunehmen ist. 

4.12 Es ist äußerst wichtig, die Finanzmittel der EU in den 
Bereichen FuE und Innovation aufrechtzuerhalten oder sogar 
aufzustocken. Europäische Großprojekte, z.B. im Energiesektor 
und zur Verwirklichung einer gesamteuropäischen Infrastruktur, 
die von einem oder mehreren Mitgliedstaaten kofinanziert wer­
den, sollten Hebelwirkungen erzielen. 

4.13 Industrielle Cluster bilden sich üblicherweise in traditio­
nellen Industriezentren heraus, die sich aufgrund von neuen 
Investitionen, Technologie und Innovation, Wertschöpfungsket­
ten, Qualifikationen und Kompetenzen sowie regionaler und 
internationaler Vernetzung unaufhörlich weiterentwickeln ( 12 ). 
Fortgeschrittene Regionen sind Zugpferde für Europa. 

4.14 Der EWSA ist der Auffassung, dass verzahnte Politik­
felder und Maßnahmen auf EU-Ebene in Verbindung mit trans­
parenteren und aktuellen ständigen Informationen über natio­
nale Entwicklungen maßgeblich dazu beitragen werden, dass 
gleiche Wettbewerbsbedingungen und ein solider Binnenmarkt, 
das Herzstück der europäischen Integration, Wirklichkeit wer­
den. 

4.15 Daten und Analysen haben eine Schlüsselfunktion. Der 
EWSA würdigt die ausführlichen Analysen der Kommission. 
Eingehende Untersuchungen und präzise, vergleichbare Daten 
auf EU-Ebene sind für jede Politik unerlässlich. Für eine ge­
nauere und vorausschauende Kontrolle und Bewertung sind ver­
lässliche Daten über dynamische aktuelle Tendenzen erforder­
lich ( 13 ). Trotz aller Fortschritte bleibt noch viel zu tun. 

4.16 Neben nationalen Statistiken spielen die Statistiken von 
Eurostat eine wichtige Rolle. Eurostat sollte hinreichend aus­
gestattet werden, um entsprechende Daten zu sammeln und 
europäische und weltweite Tendenzen und Entwicklungen zeit­
nah zu analysieren, und mehr Mittel für den Datenzugriff er­
halten. Informationen sollten so schnell und vollständig wie 
möglich zur Verfügung stehen. 

5. Regieren auf EU-Ebene; horizontale und sektorielle An­
sätze: Sektoren und value networks 

5.1 Die Schaffung eines einzigen Rahmens für die Tätigkeiten 
der Kommission unterstreicht die Notwendigkeit, die Segmen­
tierung zu überwinden sowie die Sichtbarkeit und Effizienz zu 
verstärken. 

5.2 Die Industriepolitik bleibt bis zu einem gewissen Grad 
eine nationale Aufgabe. Die Liste der in der Mitteilung erwähn­
ten Bereiche, in denen die EU (Kommission, Rat, EP) für Maß­
nahmen zuständig ist oder intervenieren könnte, ist ebenfalls 
beeindruckend. Vor diesem Hintergrund eröffnet der kohärente 
Rahmen der Europa-2020-Strategie vielversprechende Möglich­
keiten. 

5.3 Der EWSA ist mit den politischen Absichten der Kom­
mission einverstanden. Die Rolle der Kommission ist jedoch 
nicht immer klar definiert, was teilweise auf fehlende formelle 
Befugnisse in einigen Bereichen zurückzuführen ist. In bestimm­
ten Sektoren (z.B. Energie) sind nach wie vor nationale Zielset­
zungen und Verfahren maßgeblich, wobei die Befugnisse der 
Kommission und der Mitgliedstaaten nicht kohärent wahr­
genommen werden.
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( 9 ) Beispielsweise hat Deutschland seinen Innovationsetat um 20 % 
erhöht. 

( 10 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Entwicklung der 
Wertschöpfungs- und Lieferketten: europäische und globale Tenden­
zen“ (ABl. C 168 vom 20.7.2007, S. 1). 

( 11 ) Das erste Beispiel für die Anwendung dieser Methode findet sich in 
der 2005 initiierten Strategie „LeaderSHIP 2015“ für den europäi­
schen Schiffbausektor. 

( 12 ) Veranschaulicht wird dies durch zunehmende Tendenzen in einer 
Reihe von Regionen und Ballungsräumen in Europa, in denen ver­
altete industrielle Strukturen durch zukunftsorientierte Investitionen 
ersetzt werden und eine neue Dynamik vorherrscht. 

( 13 ) Diese Ansicht vertrat der EWSA bereits in dem Informationsbericht 
„Branchenspezifische Untersuchung von Betriebsverlagerungen“ 
(2006), in dem Fehler bei der Vergleichbarkeit von Daten, die die 
Kommission verwendet, nachgewiesen wurden.



5.4 Verbesserungsbedürftig sind dementsprechend die Befug­
nisse und Effizienz des Rates „Wettbewerbsfähigkeit“, der ge­
meinsam mit der Kommission Ziele festlegt und für die Regu­
lierung in einer Vielzahl von Themenbereichen zuständig ist. 

5.5 Der EWSA fordert den Rat und die Kommission auf, eine 
praxistaugliche Prioritätenliste und einen entsprechenden Zeit­
plan zu erstellen. Diese Prioritäten müssen die wirtschaftliche 
Infrastruktur umfassen, wie z.B. fortschrittliche Verkehrsnetze, 
diversifizierte Energiequellen und Zugang zu diesen, die digitale 
Agenda und IKT. 

5.6 Die Außendimension des Binnenmarkts und das Ziel 
weltweit gleicher Wettbewerbsbedingungen machen zunehmend 
eine aktive Handelspolitik und einen effektiven europäischen 
diplomatischen Dienst erforderlich. 

5.7 Die Industrie unterliegt einmal mehr grundlegenden Um­
gestaltungsprozessen, ausgelöst durch FuE und Innovation, ge­
änderte Regulierung und internationale Industrie- und Dienst­
leistungsmärkte. Diese Entwicklungen betreffen alle Branchen. 
Die in aufeinanderfolgenden Arbeitsprogrammen der EU fest­
gelegten Prioritäten sollten diese Tendenzen widerspiegeln um 
angemessene Rahmenbedingungen sicherzustellen, und eine 
konkrete Agenda umfassen, die als Orientierungshilfe und Si­
cherheit für industrielle Investitionen dienen kann. Notwendig 
ist ein stabiler langfristiger Rechtsrahmen. 

5.8 Die Beziehung zwischen Industriepolitik und Binnen­
markt ist von entscheidender Bedeutung. Der EWSA betont, 
dass der Beschlussfassungsprozess bezüglich der Binnenmarkt­
akte neben gezielteren industriepolitischen Maßnahmen die 
Rolle der Kommission und der EU sowie die Notwendigkeit 
europaweit gleicher Wettbewerbsbedingungen eindeutig bekräf­
tigen wird. 

5.9 Der EWSA betont erneut, dass an dem Ziel von 3 % des 
BIP für FuE-Ausgaben festgehalten werden muss. Schwindende 
Finanzmittel dürfen nicht zulasten entscheidender innovativer 
Kräfte gehen. 

5.10 Im Hinblick auf die Effizienz und den Mehrwert der 
Maßnahmen und Finanzierungsinstrumente hat der EWSA be­
reits in mehreren Stellungnahmen branchenspezifische hochran­
gige Gruppen, Technologieplattformen, die Anregung innovati­
ver Cluster und der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zwischen Forschungsgremien und -zentren, die alle mit EU-Mit­
tel finanziert werden, begrüßt. Es sollten Vorzeige- und Vorbild­
projekte entwickelt werden. 

5.11 Ein erfolgreiches Projekt ist die Leitmarktinitiative (LMI) 
für sechs wichtige Branchen mit dem Ziel des Abbaus von 
Hemmnissen für Erzeugnisse und Dienstleistungen ( 14 ). In die­
sem Sinne sollte die EU neue Industrieprojekte in Angriff neh­
men, z.B. umweltfreundliche und energieeffiziente Fahrzeuge, 
CO 2 -Abscheidung und –Speicherung, europaweite Netze, Welt­
raumunternehmungen und Schlüsseltechnologien. 

5.12 Der EWSA sieht in der Annahme eines europäischen 
Patents einen Testfall für die Glaubwürdigkeit der EU-Industrie­
politik. Wenn ein europäisches Patent zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht für die gesamte EU erreicht werden kann, dann sollte eine 
begrenzte Zahl von Ländern den Anfang damit machen. 

5.13 Grundsätzlich hat der Schutz des geistigen Eigentums in 
der heutigen Welt einen hohen Stellenwert. 

5.14 Auf einzelne Sektoren zugeschnittene Konzepte sind 
wichtig, um zu besseren und angemesseneren Regelungen zu 
gelangen und die erforderlichen Instrumente und Maßnahmen 
zu entwickeln. 

5.15 Dennoch verliert eine traditionelle sektorspezifische Un­
tersuchung der Industrie aus der Sicht der Politik wegen der 
Globalisierung, der Zergliederung der Lieferketten über Grenzen 
hinweg und der starken gegenseitigen Abhängigkeit der ver­
schiedenen Akteure an Bedeutung. Damit soll aber nicht die 
Existenz einer Reihe sektorspezifischer Probleme in Abrede ge­
stellt werden; diese sollten aber im Einzelfall aus europäischer 
Sicht untersucht werden. 

5.16 Ein flexibler sektorieller Ansatz ermöglicht einen erfolg­
reichen Meinungsaustausch und ist eine gute Grundlage für das 
Engagement öffentlicher und privater Interessenträger. Dazu 
zählen neben Kommissions- und Regierungsbeamten Vertreter 
von Unternehmen, Forschungsinstituten, (Hoch-)Schulen, Sozial­
partnern, Nichtregierungsorganisationen und Regionen. 

6. Spezielle Kernfragen 

6.1 Die Industriepolitik ist ein übergeordnetes Konzept mit 
einer Reihe von anverwandten und miteinander verwobenen 
Bereichen. 

6.2 Der Zugang zur Finanzierung und die Mittelbeschaf­
fung sind ernste Problembereiche, die umgehend angegangen 
werden müssen. Der EWSA begrüßt nachdrücklich die angekün­
digte Verbesserung der grenzüberschreitenden Bedingungen für 
Risikokapital und die Vorschläge für projektbezogene Euro-An­
leihen, über die öffentliche und private Finanzmittel für Inves­
titionsvorhaben im Energie-, Verkehrs- und IKT-Bereich be­
schafft werden sollen ( 15 ). Projektbezogene Anleihen auch für 
andere Bereiche, z.B. Forschung, sollten geprüft werden. Es be­
darf neuer kreativer Ideen, um privates Kapital in den Industrie­
sektor zu holen. 

6.3 Von der Finanzkrise sind insbesondere KMU betroffen. 
Innovative Ideen müssen entwickelt werden, um privates Kapital 
zu mobilisieren, z.B. die Fremdfinanzierung durch eine anonyme 
Masse von Kapitalgebern (crowd funding). Der EWSA schlägt vor, 
dass die Kommission Diskussionsforen mit externen Interessen­
trägern veranstaltet, um Mittel und Wege zur Mobilisierung 
privaten Kapitals für industrielle Zwecke zu untersuchen. Welt­
weit gängige Verfahren sollten berücksichtigt werden. Erfolgver­
sprechende Ideen und Methoden sollten verbreitet werden. 

6.4 Der EWSA empfiehlt, dass auch die EIB - zusammen mit 
dem EIF - ermutigt werden sollte, ihre Anstrengungen zur Ent­
wicklung gezielter Förderinstrumente für europäische KMU fort­
zusetzen.
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( 14 ) Hier werden folgende Märkte herausgestellt: Elektronische Gesund­
heitsdienste („eHealth“), Schutztextilien, nachhaltiges Bauen, Recyc­
ling, biobasierte Produkte und erneuerbare Energie. ( 15 ) Siehe Fußnote 2.



6.5 Die Rolle der EIB ist umso wichtiger, als sie ein Vorbild 
für andere private Investoren sowie ein Katalysator für die An­
ziehung zusätzlicher Finanzmittel ist. Das schließt auch die För­
derung langfristiger Investitionen ein, die für die Entwicklung 
innovativer Prozesse erforderlich sind. Soziale und ökologische 
Kriterien sollten für EIB-Darlehen herangezogen werden, ein­
schließlich Ex-post-Evaluierungen der Auswirkungen der EIB- 
Ausgaben für die europäische Industrie insgesamt und für die 
Verwirklichung von Zielen der EU. 

6.6 In Bezug auf das RP7 und das RP8 begrüßt der EWSA, 
dass die Kommission ihr Augenmerk zunehmend auf innovative 
Industrieprojekte und (grenzüberschreitende) Zusammenarbeit 
legt. 

6.7 Derzeit stehen die Verbreitung und Vertiefung von Wis­
sen im Mittelpunkt jedweder EU-Mittelbereitstellung für FuE. 
Projekte, die im Einklang mit den Positionen der EU-Technolo­
gieplattformen stehen, müssen unterstützt werden, ebenso wie 
das Europäische Institut für Innovation und Technologie 
(EIT) ( 16 ). Der EWSA plädiert für weitere Vereinfachungen bei 
der Umsetzung. Die EU-Finanzmittel sollten zielgerichtet inves­
tiert werden, um einen Multiplikatoreffekt der öffentlichen 
und/oder privaten Investitionen zu erzeugen. 

6.8 Das bedeutet, dass das RP8 neben der Grundlagenfor­
schung auch an industriepolitischen Zielen ausgerichtet sein 
muss. In jedem Falle ist für industrielle Großprojekte eine effi­
ziente Koordinierung zwischen der (zentralisierten) EU-Finanzie­
rung und der nationalen Finanzierung notwendig. 

6.9 Dasselbe gilt für das Wettbewerbsfähigkeits- und Innova­
tionsprogramm (CIP) für KMU in den Bereichen Energie, IKT 
und Unternehmergeist. 

6.10 Die Entwicklungen in monoindustriellen Regionen soll­
ten ganz neu betrachtet werden, um die industrielle Diversifi­
zierung erfolgreicher anzuregen. Die EU-Finanzierung von 
CO 2 -Reduzierungs- und Umweltschutzprojekten ist im Interesse 
der nachhaltigen Entwicklung. 

6.11 Die Beziehung zwischen Innovation und Industriepoli­
tik liegt auf der Hand. Innovation ist ein sehr großer Themen­
bereich, der auch nichttechnische Aspekte umfasst. Richtiger­
weise haben die innovations- und industriepolitischen Leitinitia­
tiven weitgehend dieselben Schwerpunkte und Ziele wie Inno­
vationspartnerschaften. Dies wird die Wirksamkeit und Sicht­
barkeit erhöhen. 

6.12 Eine mögliche Deindustrialisierung muss vermieden 
werden, indem die Verbindungen zwischen Innovation und In­
dustrie gestärkt werden ( 17 ), u.a. durch die Herausstellung von 
„Grundlagentechnologien“. Die Bedingungen für wissensbasierte 
Industriezweige sollten verbessert werden. 

6.13 Die Forschungs- und Innovationspolitik auf nationaler 
und EU-Ebene ist mit der Industriepolitik eng verknüpft, 
insbesondere aufgrund des Drucks schwindender Haushaltsmit­
tel und der Anstrengungen auf anderen Kontinenten. Die 

Reduzierung und/oder die Auslandsverlagerung (offshoring) von 
Forschungsausgaben von Unternehmen ist ebenfalls besorgnis­
erregend. 

6.14 Die Umwandlung von Forschungs- und Wissenschafts­
ergebnissen in Produkte mittels angewandter Technologie bleibt 
ein Schwachpunkt in ganz Europa. Auch wenn die Grundlagen­
forschung von entscheidender Bedeutung bleibt, betont der 
EWSA die Notwendigkeit eines effizienten, nachhaltigen und 
schnelleren Übergangs vom „Labor“ in die Realwirtschaft. 

6.15 Die Ziele im Rahmen des Übergangs hin zu einer ener­
gieeffizienten und CO 2 -armen Wirtschaft eröffnen zusätzliche 
Chancen für bahnbrechende Innovationen. 

6.16 Eine bessere Koordinierung innerhalb und zwischen 
Wissensketten muss Priorität haben. Dies sollte von allen Inte­
ressenträgern im öffentlichen und privaten Sektor diskutiert 
werden, um Lücken zu schließen sowie Mehrwert und Effizienz 
zu fördern. 

6.17 Die Universitäten werden ihrer Rolle als Bestandteil des 
Wissensdreiecks immer noch nicht voll gerecht. Mehr Aufmerk­
samkeit verdienen offene und grenzüberschreitende Netze zwi­
schen Hochschulen und Industrie. Die EU sollte sich auf die 
Förderung entsprechender Entwicklungen konzentrieren. 

6.18 Das Sozialkapitel von Europa 2020 umfasst mehrere 
Elemente. Die Schaffung von Arbeitsplätzen durch private In­
vestitionen und durch Liefer- und Wertschöpfungsketten und 
KMU ist von zentraler Bedeutung. Dieses Ziel sollte die öffent­
liche Akzeptanz der Strategie verstärken. 

6.19 Arbeitnehmer sollten einbezogen werden und aktiv 
mitwirken. Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit eines 
wirkungsvollen sozialen Dialogs und die Förderung gemein­
samer Ziele und Verpflichtungen in dieser Ära dynamischer 
Veränderungen. Der soziale Dialog ist auch nötig für sozialver­
trägliche Lösungen und für die Schaffung von Vertrauen in die 
wirtschaftliche Umgestaltung; darüber hinaus sollte er die öf­
fentliche Sensibilität und Akzeptanz verstärken. 

6.20 Die Mitgliedstaaten haben auf diesem Gebiet ihre eige­
nen Traditionen. Nach Auffassung des EWSA sollten die Ein­
beziehung und Beteiligung von Arbeitnehmern auf der Ebene 
von Unternehmen, Regionen, Ländern und der EU stattfinden, 
um Veränderungen besser voraussehen und gestalten zu kön­
nen. Auf EU-Ebene sind branchenspezifische soziale Dialoge 
sehr nützliche Instrumente, die die Kommission weiterhin unter­
stützen und dort, wo es sie noch nicht gibt, anregen sollte. 

6.21 Schulische und berufliche Bildung auf allen Ebenen 
hat oberste Priorität. Arbeitsmarktanalysen (auf Branchenebene) 
sollten als Grundlage für Leitlinien zur Aufstellung von Lehr­
plänen dienen, um mittel- und langfristigen Kompetenzerforder­
nissen Rechnung zu tragen. Geschlechtsspezifische Unterschiede 
müssen beseitigt werden. In einigen Bereichen wie Ingenieurs- 
und Technikberufen ist das Missverhältnis zwischen Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt besorgniserregend. Der 
Unternehmergeist ist zu fördern.
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( 16 ) Die ersten drei sog. Wissens- und Innovationsgemeinschaften wur­
den bereits auf den Weg gebracht. 

( 17 ) Siehe u.a. „The de-industrialisation of Europe. There is no more 
time to lose!“, Académie Royale de Belgique, 2010.



6.22 Leitlinien und die Verbreitung bewährter Vorgehenswei­
sen sind nötig, um (Hoch-) Schulcurricula entsprechend zu ge­
stalten ( 18 ). Der EWSA fordert die Kommission auf, ihr Engage­
ment auf diesem Gebiet zu verstärken. 

6.23 Globale Entwicklungen machen eine aktive europäi­
sche Handelspolitik erforderlich. Die arbeitsbezogene Unter­
scheidung zwischen Ländern mit „hohem“ und mit „niedrigem“ 
Wert verschwimmt immer mehr. Es finden rasante wirtschaftli­
che und soziale Umwälzungen statt, insbesondere in Asien. 
Gleiche globale Wettbewerbsbedingungen in Bezug auf ökologi­
sche und soziale Standards, die Wechselseitigkeit des Markt­
zugangs, das geistige Eigentum usw. sind daher umso wichti­
ger ( 19 ). 

6.24 Der EWSA betont, dass im EU-Beschlussfassungspro­
zess und bei der Beurteilung künftiger Rechtsvorschriften stets 
dem Aspekt der weltweiten Bedingungsgleichheit Rechnung zu 
tragen ist. Darüber hinaus bedarf es eines besseren Monitorings 
und einer strengeren und wirksameren Marktüberwachung in 
der EU. Die Befugnisse im Bereich der Zollkontrolle sollten 
ausgeweitet werden. 

6.25 Die Bedeutung der Standardisierung als wichtiges Bin­
nenmarktinstrument kann gar nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. Amerikanische und chinesische Unternehmen überneh­
men diese Normen häufig spontan, weil sie eine weltweite Weg­
bereiterfunktion haben. 

6.26 Der EWSA unterstreicht die Beziehungen zwischen In­
dustrie- und Handelspolitik und damit zusammenhängenden 
Themenbereichen. Künstlichen Handels- und Investitionshemm­
nissen in anderen Weltregionen muss entgegengewirkt werden. 
Diesbezügliche Verhandlungen können über den Rahmen der 
WTO hinausgehen und müssen in bi- oder multilateralen Kon­
texten angegangen werden. Die Außendimension der Industrie­
politik impliziert, dass die EU auf jedwedem internationalen 
Wirtschaftsforum mit einer Stimme sprechen muss ( 20 ). 

6.27 Die EU muss den von ihren Handelspartnern auferleg­
ten Einschränkungen des Zugangs zu Rohstoffen energisch ent­
gegentreten. Der EWSA begrüßt die Empfehlungen für Maßnah­
men in Bezug auf Rohstoffpreise und die Marktkonsolidierung 
im Bergbausektor. Spekulationen auf Rohstoffmärkten sollten 
auch Gegenstand des Interesses sein. 

6.28 Unbeschadet vereinbarter Energie- und Klimaziele und 
-normen der EU müssen politische Instrumente im Hinblick auf 
das Ausmaß ihrer Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der In­
dustrie sorgfältig geprüft und gestaltet werden ( 21 ). Eine ressour­
ceneffiziente und kohlenstoffarme Wirtschaft in Europa impli­
ziert, dass die EU von ihren Handelspartnern die Erreichung 

derselben Normen verlangt ( 22 ). Multilaterale Abkommen sind 
hier die beste Lösung. Handelssanktionen sollten hingegen ver­
mieden werden. 

6.29 In Bezug auf Sozialstandards verweist der EWSA auf 
die Erklärungen der ILO über Kernarbeitsnormen von 1998 zu 
Diskriminierung, Kinderarbeit und Zwangsarbeit sowie die Frei­
heit von Gewerkschaften und Tarifverhandlungen ( 23 ). Die 
ILO-Konventionen sind konkreter, doch werden sie von einer 
Reihe von Ländern nicht unterzeichnet bzw. umgesetzt. 

6.30 Die soziale Verantwortung der Unternehmen 
(engl. CSR) muss eine international gängige Praxis sein, die 
auf den Erklärungen der ILO und den OECD-Leitlinien sowie 
auf anderen allgemein anerkannten internationalen Instrumen­
ten beruht ( 24 ). Unternehmen benutzen CSR bereits als Gütezei­
chen zur Imagepflege. 

7. Verhältnis zwischen der nationalen Industriepolitik und 
der EU 

7.1 Trotz der Unterschiede zwischen den Bundesstaaten 
funktioniert die US-Wirtschaft mit einem Markt und einer Zen­
tralregierung. Dies gilt auch für China und andere Länder. 

7.2 In Europa hingegen haben die Mitgliedstaaten jeweils 
eine eigene Form der Industriepolitik ( 25 ). Die Vielfalt dieser 
Form ist auch auf die unterschiedlichen einzelstaatlichen Ent­
scheidungsstrukturen und -traditionen, besondere Beziehungen 
zwischen öffentlichen und privaten Sektoren und divergierende 
Wirtschaftssysteme und komparative Vorteile zurückzuführen. 
Außerdem mag die derzeitige Krise zu einem versteckten Pro­
tektionismus verleiten. 

7.3 Aufgrund all dieser Disparitäten gibt es in den Mitglied­
staaten sehr unterschiedliche Fortschritte in den Bereichen Wirt­
schaftswachstum und Beschäftigung. Der Rat hält jährliche Be­
richte über die Entwicklung der nationalen Industriepolitik für 
wünschenswert. Angesichts der begrenzten Befugnisse der Kom­
mission in diesem Bereich ist dies keineswegs ein leichtes Unter­
fangen. 

7.4 Ein Hauptziel der Europa-2020-Strategie besteht darin, 
die EU und die Mitgliedstaaten einander anzunähern. Die Kom­
missionsberichte können ein Zusatzaspekt des Regierens auf 
EU-Ebene sein. Transparenz, Erfolgsbeispiele und bewährte Me­
thoden können zu einer positiven Übereinstimmung zwischen 
den Positionen der Regierungen führen. Sie sollten Anlass zur 
Diskussion im Rat über verschiedene Konzepte und ihren prak­
tischen Ergebnissen sein.
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( 18 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Universitäten für 
Europa“ (ABl. C 128 vom 18.5.2010, S. 48). 

( 19 ) Siehe die Mitteilung zur Handelspolitik SEK(2010) 1268. 
( 20 ) Siehe die Stellungnahmen des EWSA zum Thema „Auswärtige Di­

mension der EU-Industriepolitik: Trägt die EU-Handelspolitik den 
Interessen der europäischen Industrie gebührend Rechnung?“ (Siehe 
Seite 25 dieses Amtsblatts) und ABl. C 128 vom 18.5.2010, S. 41. 

( 21 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Die Auswirkungen 
der aktuellen Entwicklung auf den Energiemärkten auf die indus­
triellen Wertschöpfungsketten in Europa“ (ABl. C 77 vom 
31.3.2009, S. 88), insbesondere Ziffer 1.6. 

( 22 ) Siehe die Stellungnahme des EWSA zum Thema „Auswirkungen 
internationaler Abkommen zur Reduzierung der Treibhausgasemis­
sionen auf den industriellen Wandel in Europa“ (ABl. C 185 vom 
8.8.2006, S. 62). 

( 23 ) Siehe die Erklärung der ILO über grundlegende Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit (1998). 

( 24 ) Z.B. „UN Global Compact“ und „International Financial Reporting 
Standards“ (IFRS, einschließlich „International Accounting Stan­
dards“). Erwähnenswert sind die von John Ruggie erarbeiteten 
UN-Leitprinzipien für Unternehmen und Menschenrechte. 

( 25 ) Überspitzt formuliert, macht das 27 Industrie- und Innovationspoli­
tiken.



7.5 Natürlich ist es jedem Mitgliedstaat überlassen, seine ei­
genen Stärken zu definieren sowie Kenntnisse und andere In­
frastrukturen zu schaffen, wenn die Maßnahmen in Einklang 
mit den EU-Bestimmungen stehen. Foren für die Diskussion 
über Erfahrungen können die Zusammenarbeit zwischen Grup­
pen von Mitgliedstaaten verstärken. 

7.6 Die Überwachung und Bewertung einzelstaatlicher Leis­
tungen kann neue Chancen für Regierungen, Regierungen und 
Kommission und selbstverständlich für Unternehmen (insbeson­
dere die zahlreichen international operierenden KMU) eröffnen. 

7.7 Mehrere Länder haben eigene Innovationsplattformen 
mit nationalen Zielsetzungen. Diese nützen nur selten den ge­
meinsamen europäischen Zielen. Der EWSA spricht sich dafür 
aus, zu untersuchen, wie grenzüberschreitende Konzepte die 
Effizienz steigern könnten. Bewährte Methoden sollten verbreitet 
und erörtert werden. 

7.8 In den Jahresberichten sollte die Kohärenz zwischen der 
EU-Industriepolitik und der nationalen Politik analysiert werden. 
Seit kurzem veröffentlichen Mitgliedstaaten – z.B. Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Spanien und die Niederlande – Stra­
tegiepapiere zu ihrer nationalen Politik ( 26 ). Die Verknüpfung 
mit europäischen Zielen und Maßnahmen ist jedoch weiterhin 
nicht sehr ausgeprägt. Der EWSA empfiehlt der Kommission, 
diese nationalen Berichte in ihrem nächsten Jahresbericht aus 
europäischer Perspektive zu analysieren. 

7.9 Die Mitgliedstaaten intensivieren auch ihren Meinungs­
austausch über wünschenswerte industriepolitische Maßnahmen. 
Derartige Methoden sollten ebenso wie operative Ergebnisse 
eine EU-weite Verbreitung finden, um den nationalen Tunnel­
blick zu überwinden und den Horizont zu erweitern. 

7.10 Auch die Regionen und Ballungsräume müssen Verant­
wortung übernehmen. Sie sollten in die Lage versetzt werden, 
Cluster zu entwickeln und die Zusammenarbeit mit Schulen, 

Wissenszentren und der Industrie auszubauen (z.B. durch die 
Entwicklung regional-sektorialer Netze). 

7.11 Die Bewertung der Kommission sollte auf Leistungen 
und Verfahren in spezifischen Bereichen abheben, z.B. im öf­
fentlichen Auftragswesen (17 % des BIP), wo - laut Analysen 
und im Widerspruch zu EU-Richtlinien - einzelstaatliche Indus­
trieziele weiterhin vorherrschen. 

7.12 Ein häufig übersehener Sonderfall sind Militärgüter. 
Schwindende Haushaltsmittel gehen häufig auf Kosten von Rüs­
tungsausgaben. Unabhängige Untersuchungen sollten die 
Grundlage für ein günstigeres Kosten-Nutzen-Verhältnis schaf­
fen. 

7.13 In diesem Bereich unterstreicht der EWSA die Notwen­
digkeit, innerhalb der EU Hürden zu beseitigen und gleichzeitig 
wettbewerbsfähige grenzüberschreitende Lieferketten zu ent­
wickeln. Übertragungs- und Nebeneffekte zwischen militärischer 
und ziviler Produktion sollten gefördert werden. Parallel dazu 
sollte eine europäische Harmonisierung von Ausfuhrgenehmi­
gungen erwogen werden. 

7.14 Ein weiterer interessanter Bereich ist die Versorgungs­
wirtschaft. Auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme der 
Kommission sollte auf mehr Offenheit bei der grenzüberschrei­
tenden Zusammenarbeit und/oder bewährten Methoden hinge­
wirkt werden. 

7.15 EU-Analysen können aufschlussreiche Informationen 
über die Qualität eines breiten Spektrums von Bedingungen in 
den Mitgliedstaaten zutage fördern. Es sollten Anreize für die 
Vereinfachung von Verwaltungsverfahren (ohne Beeinträchti­
gung der Produktsicherheit und des Verbraucherschutzes) und 
die Verringerung der finanziellen Belastungen geschaffen wer­
den ( 27 ). Entsprechende Schritte wurden in einigen Bereichen 
und Ländern bereits eingeleitet. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 26 ) Im Fokus: Industrieland Deutschland (Deutschland), Feuilles de route des 
comités stratégiques de filière (Frankreich), The Growth Agenda (Groß­
britannien; darauf folgt bald ein detailliertes Programm), Plan Inte­
gral de Política Industrial 2020 (Spanien), Naar de top: de hoofdlijnen 
van het nieuwe bedrijfslevenbeleid (Niederlande). ( 27 ) Stoiber-Gruppe.



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die wirksame Durchsetzung der 

haushaltspolitischen Überwachung im Euroraum“ 

KOM(2010) 524 endg. — 2010/0278 (COD) 

(2011/C 218/08) 

Berichterstatter: Vincent FARRUGIA 

Der Rat der Europäischen Union beschloss am 6. Dezember 2010, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss gemäß Artikel 136 und 121 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die wirksame Durchsetzung der 
haushaltspolitischen Überwachung im Euroraum“ 

KOM(2010) 524 endg. — 2010/0278 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 8. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4. und 5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) 
mit 139 gegen 10 Stimmen bei 33 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) vertritt die Auffassung, dass Reformen des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts (SWP) vorgenommen werden müssen, um 
die Probleme infolge der Krise von 2008 sowie die seit langem 
bestehenden Mängel zu beseitigen, die auch schon vor der Krise 
zutage getreten sind. Zudem weist der EWSA darauf hin, dass es 
mit dem SWP nicht gelungen ist, Haushaltsungleichgewichte zu 
vermeiden, die auf andere Ursachen wie z.B. makroökonomi­
sche Ungleichgewichte oder Mängel hinsichtlich der Praktiken 
und der Regulierung des Bank- und Finanzwesens zurückzufüh­
ren sind. 

1.2 Der EWSA begrüßt den Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die wirksame 
Durchsetzung der haushaltspolitischen Überwachung als einen 
Schritt hin zu der dringend nötigen Reform, hält es jedoch für 
erforderlich, die präventiven und korrektiven Komponenten die­
ses Vorschlags einer angemessenen Überprüfung zu unterziehen. 

1.3 Der EWSA ist der Auffassung, dass bei den haushalts­
politischen Vorschriften folgenden Aspekten zentraler Stellen­
wert beigemessen werden sollte: 

— der Frage der Qualität haushaltspolitischer Maßnahmen im 
Hinblick auf einen stärkeren Beitrag der Einnahmen-/Aus­
gabenmechanismen zur Angebotsseite der Wirtschaft; 

— der Tatsache, dass sich die Nachhaltigkeit haushalts- und 
finanzpolitischer Positionen am besten durch eine stärkere 
Anwendung präventiver statt korrektiver Ansätze erzielen 
lässt, und 

— der Tatsache, dass anreizbasierte Mechanismen größere Er­
folgschancen haben als Mechanismen, die ausschließlich auf 
Sanktionen beruhen. 

Dies schmälert jedoch nicht die Bedeutung des korrektiven An­
satzes, der für die Verbesserung der Haushaltsdisziplin entschei­
dend ist. 

1.3.1 Ein solcher Ansatz wird als voll und ganz mit den 
Zielen der Europa-2020-Strategie für ein intelligentes, nachhal­
tiges und integratives Wachstum übereinstimmend angesehen. 

1.4 Im Einklang mit den im Jahreswachstumsbericht auf­
geführten Zielen wird in Bezug auf die präventive Komponente 
vorgeschlagen, dass die Festlegung konkret bezifferbarer Haus­
haltsvorgaben auf der Grundlage eines zweigleisigen Ansatzes 
erfolgt, bei dem bestimmte Elemente von oben nach unten, 
andere hingegen von unten nach oben ausgerichtet sind. Das 
von oben nach unten gerichtete Element würde auf der Fest­
legung eines Ziels für die Anstrengungen zur Haushaltskonsoli­
dierung beruhen, die für das gesamte Euro-Währungsgebiet er­
forderlich sind, während im Rahmen des von unten nach oben 
gerichteten Elements festgelegt würde, wie diese Bemühungen in 
Form konkreter Maßnahmen der einzelnen Mitgliedstaaten um­
gesetzt werden. Auf diese Weise könnten mittels eines formalen 
Ansatzes die Bemühungen der Kommission um eine stärkere 
Berücksichtigung der länderspezifischen Gegebenheiten bei der 
Anwendung des SWP unterstützt werden. 

1.5 Im Rahmen eines solchen Ansatzes kann es im Hinblick 
auf die von einer Währungsunion erwarteten positiven Signale 
in Bezug auf die Glaubwürdigkeit erforderlich sein, dass die 
Mitglieder aufgefordert werden, entsprechend ihrer relativen 
Größe innerhalb des Währungsgebiets und ihrer diesbezüglichen 
Leistungsfähigkeit Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung 
zu unternehmen. 

1.6 Des Weiteren schlägt der EWSA vor, dass im Zusam­
menhang mit der Verpflichtung zur Hinterlegung verzinslicher 
und unverzinslicher Einlagen und zur Zahlung von Geldbußen 
verlangt wird, dass die entsprechenden Mittel in erster Linie
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direkt durch die Korrektur derjenigen politischen Entscheidun­
gen aufgebracht werden, die nicht nachhaltige Finanzlagen be­
wirken. Ob eine solche vorliegt, würde anhand einer Bewertung 
der Abweichungen der einnahmen- und ausgabenseitigen Ele­
mente von den im Rahmen der präventiven Komponente er­
mittelten Vorgaben zur Gewährleistung der Konvergenz be­
stimmt. Ihr Wert soll im Verhältnis zur Höhe der Ausgaben 
und/oder Einnahmen errechnet werden, die nachweislich unmit­
telbar zu der mangelnden Nachhaltigkeit der Haushaltspolitik 
führen. Dieses Konzept würde zur Gestaltung einer besseren 
Haushaltspolitik beitragen. 

1.7 Zudem wird vorgeschlagen, ergänzend zu den im Rah­
men der korrektiven Komponente ergriffenen Sanktionen eine 
konsequente Folgenabschätzung durchzuführen, um sicher­
zustellen, dass tatsächlich Verbesserungen bei der Gestaltung 
der Haushaltspolitik des betreffenden Mitgliedstaats erzielt wer­
den. 

1.8 Zur Herstellung eines Gleichgewichts zwischen anreiz- 
und sanktionsbasierten Ansätzen im Rahmen der korrektiven 
Komponente schlägt der EWSA vor, dass der jeweilige Mitglied­
staat Zinsen auf nicht verzinsliche Einlagen erhalten kann, so­
bald er einen Abbau der Staatsschulden erzielt hat, der der Höhe 
nach mindestens diesen Zinsen entspricht und voraussichtlich 
dauerhaft sein wird. Geldbußen würden wiederum in den Euro­
päischen Stabilitätsmechanismus fließen. 

1.9 Der EWSA ist der Ansicht, dass eine gründliche Reform 
der haushaltspolitischen Überwachung ein Eckpfeiler für die 
Stärkung der Ordnungspolitik und die Wiederherstellung der 
Glaubwürdigkeit im Euroraum sein wird. 

2. Wirksame Durchsetzung der haushaltspolitischen Über­
wachung im Euroraum 

2.1 Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 
hat zu einem starken Anwachsen der Haushaltsdefizite und der 
Schulden geführt. Dies hat die Besorgnis in Bezug auf die lang­
fristige Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte verschärft. Die 
unterschiedlichen Ergebnisse bei der haushaltspolitischen Kon­
solidierung in den einzelnen Mitgliedstaaten, wobei in einigen 
Fällen die Möglichkeit einer Zahlungsunfähigkeit der öffent­
lichen Hand nicht auszuschließen ist, gepaart mit einer unzurei­
chenden haushaltspolitischen Abstimmung und mangelhaften 
Ausgleichsmechanismen sind eine weitere große Herausforde­
rung. Zusätzlichen Anlass zu Besorgnis geben die Unzulänglich­
keiten in den Banken- und Finanzsystemen und in der Regulie­
rungsinfrastruktur sowie die in diesem Zusammenhang mögli­
chen Fälle von Zahlungsunfähigkeit. 

2.2 Der SWP, ein Rahmen mit festen Regeln für die Koor­
dinierung der nationalen Haushaltspolitik in der Wirtschafts- 
und Währungsunion, wurde eigens geschaffen, um die Haus­
haltsdisziplin zu gewährleisten, doch haben die Erfahrungen 
der jüngsten Zeit gezeigt, dass das System nach wie vor Lücken 
und Mängel aufweist, die die Stabilität des Euro beträchtlich 
schwächen können. Dies hat Diskussionen über die Bedeutung 
der wirtschaftspolitischen Steuerung in der EU ( 1 ) in Gang ge­
bracht, in deren Rahmen die Kommission im September 2010 
ein Legislativpaket von sechs Mitteilungen vorlegte. Dabei geht 
es um die Stärkung des SWP durch 

— eine umsichtige Haushaltspolitik ( 2 ), 

— die Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Un­
gleichgewichte ( 3 ), 

— die Schaffung solider haushaltspolitischer Rahmen der Mit­
gliedstaaten ( 4 ) sowie 

— eine wirksamere Durchsetzung ( 5 ). 

2.3 In dieser Stellungnahme geht es insbesondere um den 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die wirksame Durchsetzung der haushalts­
politischen Überwachung im Euroraum ( 6 ) und damit um As­
pekte der Durchsetzung. Zudem sei darauf hingewiesen, dass 
der EWSA derzeit eine weitere Stellungnahme zur Kommis­
sionsmitteilung KOM(2010) 527 endg. ( 7 ) ausarbeitet. 

3. Hintergrund 

3.1 Das Hauptinstrument der haushaltspolitischen Koordinie­
rung und Überwachung im Euroraum ist der SWP, mit dem die 
Bestimmungen des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union zur Haushaltsdisziplin umgesetzt werden. Der Eu­
ropäische Rat stellte in seiner Tagung vom Juni 2010 einhellig 
fest, dass die Koordinierung der Wirtschaftspolitik dringend ver­
stärkt werden muss. Dazu vereinbarte er folgende Orientierun­
gen: 

(i) sowohl die präventive als auch die korrektive Komponente 
des SWP u.a. durch Sanktionen zu stärken und der beson­
deren Lage der Mitgliedstaaten, die dem Euro-Währungs­
gebiet angehören, gebührend Rechnung zu tragen, 

(ii) den Schuldenständen und ihrer Entwicklung sowie der glo­
balen Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen im Rahmen 
der haushaltspolitischen Überwachung sehr viel stärkere Be­
achtung zu schenken, 

(iii) zu gewährleisten, dass alle Mitgliedstaaten über nationale 
Haushaltsvorschriften und mittelfristige Haushaltsrahmen 
verfügen, die mit dem SWP in Einklang stehen, 

(iv) die Qualität der statistischen Daten sicherzustellen. 

3.2 Zur wirksamen Durchsetzung der haushaltspolitischen 
Überwachung im Euroraum sollen die Verordnungen (EG) 
Nr. 1466/97 und (EG) Nr. 1467/97, die die Grundlage des 
SWP bilden, durch den Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates geändert werden ( 8 ). 
Konkret zielt der Verordnungsvorschlag auf eine Untermaue­
rung der präventiven und eine Stärkung der korrektiven Kom­
ponente des SWP ab.
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( 1 ) Siehe die EWSA-Stellungnahme im ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7. 
( 2 ) KOM(2010) 522 endg. und KOM(2010) 526 endg. 

( 3 ) KOM(2010) 527 endg. 
( 4 ) KOM(2010) 523 endg. 
( 5 ) KOM(2010) 524 endg. und KOM(2010) 525 endg. 
( 6 ) KOM(2010) 524 endg. 
( 7 ) Siehe Stellungnahme des EWSA zum Thema „Makroökonomische 

Ungleichgewichte“, Siehe Seite 53 dieses Amtsblatts. 
( 8 ) Diese Verordnungen wurden 2005 durch die Verordnung (EG) 

Nr. 1055/2005 und die Verordnung (EG). Nr. 1056/2005 geändert 
und durch den Bericht des Rates vom 20. März 2005 über die 
„Verbesserung der Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts“ 
ergänzt.



3.2.1 Was die präventive Komponente betrifft, so soll nach 
dem Verordnungsvorschlag das derzeitige mittelfristige Ziel der 
Stabilitäts- und Konvergenzprogramme sowie die Anforderung 
einer jährlichen BIP-Konvergenz von 0,5 % zwar beibehalten 
werden, gleichzeitig aber durch den neuen Grundsatz einer vor­
sichtigen Haushaltspolitik konkret ausgestaltet werden. Dieser 
Grundsatz beinhaltet dem Vorschlag zufolge, dass das jährliche 
Ausgabenwachstum nicht über eine vorsichtige mittelfristige 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts hinausgehen sollte, 
es sei denn, diese Überschreitung wird durch einen Anstieg 
der Staatseinnahmen in gleicher Höhe ausgeglichen oder diskre­
tionäre Einnahmensenkungen werden durch Ausgabenkürzun­
gen kompensiert. Wird von einer vorsichtigen Haushaltspolitik 
abgewichen, gibt die Kommission eine Empfehlung ab, mit der 
ein Durchsetzungsmechanismus gemäß Artikel 136 des Vertrags 
in Gang gesetzt und eine verzinsliche Einlage in Höhe von 
0,2 % des BIP verlangt wird. 

3.2.2 Die korrektive Komponente steht im Zusammenhang 
mit der Verpflichtung der Mitgliedstaaten des Euroraums, ein 
übermäßiges Defizit und eine übermäßige Verschuldung zu ver­
meiden. Diese werden anhand numerischer Schwellenwerte für 
Defizit (3 % des BIP) und Staatsschuld (60 % des BIP oder hin­
reichend rückläufiger Trend) ermittelt. 

3.2.2.1 Die Kommission erkennt in ihrem Vorschlag an, dass 
das dem jährlichen Haushaltssaldo beigemessene Gewicht dazu 
führen kann, dass der Schwerpunkt zu stark auf kürzerfristige 
Entwicklungen gelegt wird, und dass die Schulden als Indikato­
ren für die längerfristige Nachhaltigkeit der Haushalte mehr 
Aufmerksamkeit verdienen. 

3.2.2.2 In dem Vorschlag für eine Verordnung heißt es in 
Bezug auf die korrektive Komponente, dass die Durchsetzung 
durch die Einführung einer Reihe neuer finanzieller Sanktionen 
für die Mitgliedstaaten des Euroraums, die nach einem schritt­
weisen Ansatz früher im Verfahren zum Einsatz kämen, gestärkt 
wird. Nach dem Beschluss über das Vorliegen eines übermäßi­
gen Defizits in einem Land soll insbesondere eine unverzinsliche 
Einlage in Höhe von 0,2 % des BIP fällig werden, die in eine 
Geldbuße umgewandelt wird, falls die Empfehlung zur Korrek­
tur des übermäßigen Defizits nicht befolgt wird. 

3.2.3 Sowohl bei der präventiven als auch bei der korrekti­
ven Komponente schlägt die Kommission ein Verfahren der 
„umgekehrten Abstimmung“ vor, bei der die Kommission dem 
Rat eine Empfehlung unterbreitet, nach der der Mitgliedstaat die 
Einlage zu entrichten hat. Dieser Empfehlung ist nachzukom­
men, es sei denn, der Rat beschließt innerhalb von zehn Tagen 
mit qualifizierter Mehrheit das Gegenteil. 

3.2.4 Des Weiteren hält die Kommission in ihrem Verord­
nungsvorschlag fest, dass der Rat die Höhe der Einlage einstim­
mig oder in Sonderfällen auf der Grundlage eines Vorschlags der 
Kommission oder eines begründeten Antrags des betreffenden 
Mitgliedstaats verringern kann. Im Rahmen der präventiven 
Komponente wird die Einlage zuzüglich der aufgelaufenen Zin­
sen an den betreffenden Mitgliedstaat freigegeben, sobald sich 
der Rat davon überzeugt hat, dass der Mitgliedstaat der zu­
grunde liegenden Situation abgeholfen hat. Zur unverzinsliche 
Einlage im Rahmen der korrektiven Komponente weist die 
Kommission im Verordnungsvorschlag darauf hin, dass diese 

nach der Korrektur des übermäßigen Defizits freigegeben wird, 
während die Zinsen auf solche Einlagen und die vereinnahmten 
Geldbußen unter den Mitgliedstaaten aufgeteilt werden, deren 
Währung der Euro ist und die weder ein übermäßiges Defizit 
zu verzeichnen haben noch Gegenstand eines Verfahrens bei 
einem übermäßigen Ungleichgewicht sind. 

3.2.5 Der Vorschlag steht im Zusammenhang mit generellen 
Forderungen nach einer breiteren makroökonomischen Bewer­
tung, um strukturelle Ungleichgewichte, die sich nachteilig auf 
die Wettbewerbsfähigkeit auswirken, einbeziehen zu können. 
Dazu wurden auch ein Vorschlag für eine Verordnung des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates über Durchsetzungsmaß­
nahmen zur Korrektur übermäßiger makroökonomischer Un­
gleichgewichte im Euroraum ( 9 ) sowie ein Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleich­
gewichte ( 10 ) veröffentlicht. 

3.3 Zur Gewährleistung der Wirksamkeit der haushaltspoliti­
schen Überwachung im Euroraum muss auch der haushaltspoli­
tische Rahmen der Mitgliedstaaten im Blickpunkt stehen. 

3.4 Diese Vorschläge sind Teil einer breiteren Reform der 
wirtschaftspolitischen Steuerung im Rahmen der Ziele der Eu­
ropa-2020-Strategie. Die wirtschaftspolitische Koordinierung, 
einschließlich der Überwachung der Haushaltslage durch Einhal­
tung der Haushaltsregeln und Umsetzung der Strukturreformen, 
soll in das sogenannte Europäische Semester eingebunden wer­
den. Dabei wird die Haushalts- und Strukturpolitik der Mitglied­
staaten innerhalb eines bestimmten Zeitraums überprüft, um 
Unvereinbarkeiten und drohende Ungleichgewichte zu ermitteln 
und die Koordinierung zu stärken, solange wichtige haushalts­
politische Entscheidungen noch nicht gefallen sind ( 11 ). 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Erforderlich ist eine Reform des SWP, um die Schwächen 
des Systems zu beseitigen, die im Zuge der beispiellosen Krise 
von 2008 deutlich geworden sind, aber auch die Mängel, die 
schon vor der Krise zutage getreten sind. 

4.2 Eine Reihe von Mitgliedstaaten des Euroraums wies näm­
lich schon einige Jahre vor der Krise ein Haushaltsdefizit über 
dem Referenzwert von 3 % sowie eine steigende Schuldenquote 
auf ( 12 ). Mit dem Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise 
sind die Haushaltsdefizite erheblich angewachsen, so dass das 
durchschnittliche Defizit im Euroraum Ende 2010 voraussicht­
lich 6,3 % des BIP und die Schuldenquote 84,1 % betragen 
wird ( 13 ). Der SWP war nicht dafür ausgelegt, derartige Un­
gleichgewichte zu verhindern, die in vielen Fällen auch aus 
starken Spannungen innerhalb des Weiteren makroökonomi­
schen und finanziellen Umfelds resultierten.
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auch auf den Zielen der Strategie Europa 2020 liegt. 

( 12 ) Eurostat-Daten, 16.12.2010. 
( 13 ) Europäische Kommission, European Economic Forecast, Herbst 2010.



4.3 Zwei wesentliche Punkte sind in Bezug auf den SWP in 
Angriff zu nehmen. Erstens kann der Durchsetzungsmechanis­
mus verbessert werden. Zweitens wird dem Defizitkriterium 
übermäßiges Gewicht beigemessen, und gleichzeitig werden 
die Schulden zu wenig berücksichtigt. Dem Konjunkturzyklus 
wurde bei der Anwendung des SWP nicht ausreichend Rech­
nung getragen. 

4.3.1 Probleme mit der Durchsetzung zeigen sich daran, dass 
einige Länder jahrelang gegen das Defizit- und das Schulden­
standskriterium verstoßen haben. Da keine Sanktionen folgten, 
kam es zu einer Haushaltspolitik, bei der nicht nur die Nach­
haltigkeit des Haushalts in dem einzelnen Mitgliedstaat vernach­
lässigt wurde, sondern auch die Auswirkungen der nicht nach­
haltigen Haushaltspolitik eines Mitglieds auf die gesamte Wäh­
rungsunion unberücksichtigt blieben. Die mangelnde Durchset­
zung in der Vergangenheit hat den SWP geschwächt und seine 
Glaubwürdigkeit untergraben. 

4.3.1.1 Reformen der präventiven und der korrektiven Kom­
ponente des Pakts, flankiert von neuen, strengeren finanziellen 
Sanktionen, sollen diesem Mangel abhelfen. Es bleibt jedoch 
abzuwarten, inwieweit eine glaubwürdige Umsetzung erfolgen 
wird. 

4.3.1.2 Einerseits ließe sich geltend machen, dass das Risiko 
diesmal extrem hoch ist, wenn die Maßnahmen nicht greifen. 
Mehr als je zuvor werden die Finanzmärkte mit besonderer 
Wachsamkeit verfolgen, wie die Länder des Euroraums das 
Haushaltsgleichgewicht und das gesamtwirtschaftliche Gleichge­
wicht überwachen. Das Fehlen einer glaubwürdigen Durchset­
zung würde das Scheitern des SWP bedeuten und die Stabilität 
des Euroraums deshalb ernsthaft untergraben. 

4.3.1.3 Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass die Vor­
schläge für eine verstärkte Überwachung angesichts der Auswir­
kungen einer beispiellosen Krise und zu einer Zeit nach wie vor 
schwachen Wirtschaftswachstums vorgelegt werden. Die Regie­
rungen mussten Banken mit Kapital unter die Arme greifen, um 
einen vollständigen Zusammenbruch des Finanzsystems abzu­
wenden. Sie mussten zudem Maßnahmen ergreifen, um die 
wirtschaftlichen und sozialen Kosten der Krise abzufedern. 

4.3.2 Angesichts des zu starken Gewichts, das dem Defizit­
kriterium beigemessen wird, wurde bei der Überarbeitung des 
SWP 2005 versucht, den Schwerpunkt auf die strukturellen 
Defizite zu verlagern, damit der konjunkturellen Lage in jedem 
Mitgliedstaat Rechnung getragen werden kann. Dabei wurde 
jedoch versäumt, die Haushaltsdisziplin langfristig gesehen zu 
berücksichtigen. Indem das Schuldenstandskriterium mehr Ge­
wicht erhält, soll diesem Mangel bis zu einem gewissen Grade 
abgeholfen werden. 

4.3.2.1 Bei dem Mechanismus müssen jedoch die Gründe für 
die Anhäufung von Schulden berücksichtigt werden. Schulden 
zur Finanzierung öffentlicher Investitionsprojekte, die einen ho­
hen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen haben, sind 
anders zu bewerten als Schulden, die zur Deckung von Kosten 
aufgenommen werden, die nur eine geringe Rentabilität aufwei­
sen. 

4.3.2.2 Bei der Reform der Überwachungsmechanismen sol­
len länderspezifische Faktoren wie die Schuldenstruktur und 
damit zusammenhängende Risiken, die Verschuldung des Privat­
sektors sowie Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit der Be­
völkerungsalterung berücksichtigt werden. Wichtig ist aber 

auch, eine Unterscheidung zwischen Auslands- und Inlandsver­
schuldung zu treffen, zumal letztere zur gesamtwirtschaftlichen 
Stabilität beiträgt. 

4.3.2.3 Die Kritik am Überwachungsmechanismus zielt auch 
auf die Bedeutung konkreter Referenzwerte ab, deren Festlegung 
weitgehend willkürlich ist ( 14 ). Nichtsdestoweniger gilt es als an­
erkannt, dass der Wert des Referenzwerte-Ansatzes in seiner 
Einfachheit, in der Transparenz und der Stärkung der Gover­
nance liegt. 

4.3.2.4 Abweichungen der einzelnen Mitgliedstaaten von 
derartigen Referenzwerten machen deutlich, wie weit die EU 
bisher von einer Konvergenz entfernt ist. Eine rasche Konver­
genz zwischen den Ländern ist wünschenswert, und es ist rich­
tig, dass der Europäische Rat dieser Frage kürzlich besondere 
Bedeutung beigemessen hat. Dies erfordert andererseits, dass in 
jedem Land sorgfältig abgewogen wird zwischen der erforderli­
chen Einhaltung der Haushaltsdisziplin und konkreten Erforder­
nissen an Umstrukturierung, Investitionen und Wachstum, de­
nen durch haushaltspolitische Maßnahmen möglicherweise 
Rechnung getragen werden muss. 

4.4 Es ist wichtig darauf hinzuweisen, dass die Nachhaltigkeit 
des Haushalts nicht losgelöst von makroökonomischen Un­
gleichgewichten betrachtet werden kann. Eine umfassende ma­
kroökonomische Überwachung, die dazu dient, die Korrektur 
von Ungleichgewichten zu überprüfen, ist also höchst gerecht­
fertigt. 

4.5 Die Tendenz hin zur Schaffung nationaler Haushaltsrah­
men als Ergänzung zum SWP beruht auf der Anerkennung der 
Tatsache, dass Haushaltsdisziplin zwar alle Länder des Euro­
raums angeht, die Gesetzgebungsbefugnis in haushaltspoliti­
schen Angelegenheiten jedoch bei der nationalen Ebene liegt. 

4.5.1 Ein stärker dezentral ausgerichteter Ansatz in Fragen 
der Haushaltsdisziplin ließe sich einerseits durch eine Änderung 
des Vertrags erreichen, wobei die nationalen Interessen gegen­
über den gemeinsamen Interessen eingeschränkt würden, sowie 
andererseits durch eine flexiblere Regelung auf der Grundlage 
von Vereinbarungen auf der Ebene der Mitgliedstaaten. Wenn 
eine solche Änderung nicht erfolgt, werden die nationalen Inte­
ressen tendenziell dominieren – unabhängig davon, wie gerecht­
fertigt die gemeinsamen Interessen sind ( 15 ). Es sollte daher ge­
prüft werden, welche Rolle die nationalen Bestimmungen über 
die finanzpolitische Verantwortung im Hinblick auf die Haus­
haltsdisziplin spielen können. Erfolgreich umgesetzt können 
diese nämlich den Anstoß für die Stärkung der finanzpolitischen 
Nachhaltigkeit im gesamten Euroraum geben. 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Die Ziele der vorgeschlagenen Verordnung, d.h. die Stär­
kung des SWP durch Bereitstellung von Instrumenten für eine 
wirksame Durchsetzung, sind zu begrüßen, doch sollten be­
stimmte Aspekte der präventiven und der korrektiven Kom­
ponente des Pakts nach Auffassung des EWSA noch einmal 
geprüft werden.
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5.2 Bei dem Ausgabenziel, das im Rahmen der präventiven 
Komponente beschrieben wird und das sich an einer vorsichti­
gen Schätzung des mittelfristig tragfähigen BIP-Wachstums ori­
entiert, werden die verschiedenen Elemente der Staatsausgaben 
nicht berücksichtigt, obwohl eine Zielvorgabe in Bezug auf die 
Gesamtausgaben Vorteile in puncto Einfachheit und Stärkung 
der Governance aufweist. Dies gilt auch für die Haushaltsregeln, 
die sich ausschließlich auf die übergreifenden Indikatoren wie 
das Defizit- und das Schuldenstandskriterium konzentrieren. Bei 
diesem Kriterium bleibt das langfristige Wachstum auf der An­
gebotsseite, das durch bestimmte Arten von Staatsausgaben aus­
gelöst wird, ebenso unberücksichtigt wie die Entwicklungen bei 
der Ausgabenqualität und die Mechanismen zur Einnahmenge­
nerierung im Allgemeinen. 

5.2.1 Deshalb muss der Schwerpunkt auf die Qualität der 
öffentlichen Haushalte gelegt werden, indem die Struktur und 
die Effizienz der Staatsausgaben bewertet werden. Dies kann 
besonders bei Investitionen in Humanressourcen in Form von 
Ausgaben für Bildung und Gesundheit, Forschung und Entwick­
lung, öffentliche Infrastruktur und den Aufbau von Institutionen 
der Fall sein ( 16 ) ( 17 ). Es wird daher vorgeschlagen, diesen Aus­
gabentyp insbesondere dann von der Ausgabenobergrenze aus­
zunehmen, wenn es sich um mit EU-Mitteln getätigte Ausgaben 
und die entsprechende nationale Kofinanzierung handelt. Im 
Hinblick auf die Wahrung der Qualität der Sozialausgaben 
könnten auch die Pflichtleistungen im Rahmen der Arbeitslosen­
unterstützung ausgenommen werden. Darüber hinaus muss die 
Umsetzung der haushaltspolitischen Ziele im Einklang mit der 
Verwirklichung der Ziele der Europa-2020-Strategie für ein in­
telligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum erfolgen, 
wobei die Erreichung dieser Ziele möglicherweise höhere Staats­
ausgaben erfordert ( 18 ). 

5.2.2 Außerdem schlägt der EWSA zur Vermeidung von Un­
sicherheiten bezüglich der Verordnung vor, die Begriffe „vor­
sichtige Haushaltspolitik“, „vorsichtige Schätzung des mittelfris­
tig tragfähigen BIP-Wachstums“ und „außergewöhnliche Um­
stände“ klar zu definieren. 

5.3 Der Durchsetzungsmechanismus sollte nicht nur bei Ab­
weichungen von den numerischen Werten ausgelöst werden, 
sondern es sollten auch weitergehende Aspekte wie die wirt­
schaftlichen, politischen und sozialen Bedingungen in dem je­
weiligen Mitgliedstaat berücksichtigt werden. Mit diesem Vor­
schlag soll die präventive Komponente nicht verwässert werden, 
sondern vielmehr die Berücksichtigung der in den einzelnen 
Ländern des Euroraums dominierenden Erwägungen ermöglicht 
werden. Dies steht im Übrigen im Einklang mit dem Vorschlag 
für eine Verordnung zu makroökonomischen Ungleichgewich­
ten, in dem vorgesehen ist, dass nach Auslösung des Warn­
mechanismus eine eingehende Prüfung zur Lage des betroffenen 
Mitgliedstaats vorgenommen wird. 

5.4 Weiter wird vorgeschlagen, dass die Verpflichtung zur 
Hinterlegung verzinslicher oder unverzinslicher Einlagen und 

die Verhängung von Geldbußen in jedem Fall so erfolgt, dass die 
entsprechenden Mittel direkt durch die Korrektur politischer 
Entscheidungen finanziert werden, die eine unvernünftige und 
nicht nachhaltige Haushaltslage verursachen. Ob eine solche 
vorliegt, wird anhand der Abweichungen von den Bestimmun­
gen der präventiven Komponente ermittelt. Ferner würde ihr 
Wert im Verhältnis zur Höhe der Ausgaben und/oder Einnah­
men bestimmt, die nachweislich direkt zur mangelnden Nach­
haltigkeit der Haushaltspolitik führen. Auf diese Weise würde 
der Gefahr begegnet, dass Einlagen und Strafen durch Regie­
rungsausgaben finanziert werden, die eine hohe Rentabilität auf­
weisen. Obwohl die Ermittlung nicht nachhaltiger Vorgehens­
weisen als schwieriges Unterfangen gilt, sollten Bemühungen 
unternommen werden, klare und in der Praxis anwendbare De­
finitionen festzulegen, die sich in diesem Zusammenhang als 
nützlich erweisen können. 

5.4.1 Zudem ist wichtig, dass die Einlage nur dann freigege­
ben wird, wenn sich der Mitgliedstaat verpflichtet hat, diese 
Mittel wieder produktiv einzusetzen. In diesem Zusammenhang 
könnte es erforderlich sein, eine Kosten-Nutzen-Rechnung ähn­
lich jener vorzunehmen, die bei der Vergabe von Kohäsions- 
und Strukturfondsmitteln ( 19 ) durchgeführt wird. 

5.5 Auch den Auswirkungen der Durchsetzung muss gebüh­
rend Rechnung getragen werden, etwa wenn eine unverzinsliche 
Einlage auferlegt oder eine Sanktion zu einem Zeitpunkt ver­
hängt wird, an dem die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Situation in einem Mitgliedstaat möglicherweise nicht stabil 
ist. Deshalb sollten sämtliche Empfehlungen der Kommission 
zur Anwendung der korrektiven Komponente einer Folgen­
abschätzung unterliegen, aus der hervorgeht, inwiefern die An­
wendung tatsächlich zu einer Verbesserung der Qualität der 
Finanzpolitik in dem betreffenden Mitgliedstaat und im Euro­
raum insgesamt führen würde. Im Hinblick auf die Durchset­
zung kommt es darauf an, dass unterm Strich nicht mehr Scha­
den angerichtet als behoben wird. 

5.6 In Artikel 7 der Verordnung ist festgelegt, dass die Ein­
nahmen der Kommission aus Zinsen und Geldbußen auf die 
Mitgliedstaaten des Euroraums, bei denen weder ein übermäßi­
ges Defizit festgestellt noch ein Verfahren bei einem übermäßi­
gen Ungleichgewicht eingeleitet wurde, entsprechend ihrem je­
weiligen Anteil am Bruttonationaleinkommen aufgeteilt werden. 
Das System der Aufteilung kann dann zu größeren Ungleichge­
wichten innerhalb der Währungsunion führen, die möglicher­
weise beträchtliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten 
des Euroraums verursachen, die den Erfordernissen einer Wäh­
rungsunion widersprechen. 

5.7 Zur Herstellung eines Gleichgewichts zwischen anreiz- 
und sanktionsbasierten Ansätzen im Rahmen der korrektiven 
Komponente schlägt der EWSA vor, dass der jeweilige Mitglied­
staat Zinsen auf nicht verzinsliche Einlagen erhalten kann, so­
bald er einen Abbau der Staatsschulden erzielt hat, der der Höhe 
nach mindestens diesen Zinsen entspricht und voraussichtlich 
dauerhaft sein wird. Geldbußen würden wiederum in den Euro­
päischen Stabilitätsmechanismus fließen.

DE C 218/50 Amtsblatt der Europäischen Union 23.7.2011 

( 16 ) Salvador BARRIOS und Andrea SCHÄCHTER, (2008), The Quality of 
Public Finances and Growth, European Commission Economic 
Papers 337. 

( 17 ) António AFONSO, Werner EBERT, Ludger SCHUKNECHT und Mi­
chael THÖNE, (2005), Quality of Public Finances and Growth, ECB 
Working Paper Series No. 438. 

( 18 ) Siehe EWSA-Stellungnahme ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7. 
( 19 ) Europäische Kommission, Generaldirektion für Regionalpolitik: 

Guide to Cost-Benefit Analysis of Investment Projects, Juni 2008.



5.8 Diesem Vorschlag liegt der Gedanke zugrunde, dass der 
SWP eher als Anreiz für eine nachhaltige Politik denn als aus­
schließlich strafendes Instrument dienen sollte. 

5.9 Zwar ist unbestritten, dass die Vorgabe einer grundlegen­
den wirtschaftlichen und haushaltspolitischen Konvergenz auf 
gemeinsamen Zielstellungen beruhen muss, doch lässt sich gel­
tend machen, dass ein „Einheitsziel“ möglicherweise flexibel um­
gesetzt werden muss, indem die Nachhaltigkeit der Haushalte 
kurzfristig bewertet wird, zumindest so lange, bis eine ausrei­
chende wirtschaftliche Konvergenz zwischen den Ländern erzielt 
worden ist, aber auch indem berücksichtigt wird, dass die Mit­
gliedstaaten in ganz unterschiedlichem Maße von der jüngsten 
Rezession betroffen sind. 

5.9.1 Auch ist es wichtig, die erforderlichen Rahmenbedin­
gungen zu schaffen, damit die einzelnen Mitgliedstaaten von 
den positiven Signalen in Bezug auf die Glaubwürdigkeit pro­
fitieren können, die die Existenz einer großen Währungsunion 
nach außen ausstrahlen dürfte. Es wäre deshalb überlegenswert, 
ob die Länder nicht dennoch aufgefordert werden sollten, Be­
mühungen zur Konsolidierung ihres Haushalts entsprechend ih­
rer relativen Größe innerhalb des Währungsgebiets und ihrer 
diesbezüglichen Leistungsfähigkeit zu unternehmen. Auf diese 
Weise ließe sich das gemeinsame übergreifende Ziel für den 
Euroraum kohärent verwirklichen. Dies würde allen Ländern 
direkt zugute kommen, da das Währungsgebiet als Ganzes 
und insbesondere die Politikgestaltung der leistungsstärkeren 
Länder wirtschaftlich vertrauenswürdiger wäre. 

5.9.2 Ob ein solches Konzept funktioniert, hängt in hohem 
Maße von dem von der Kommission vorgeschlagenen Über­
wachungsmechanismus ab, der gewährleisten soll, dass die im 
Rückstand befindlichen Länder alles in ihren Kräften Stehende 
tun, um in optimalem Tempo zu den Spitzenreitern aufzuschlie­
ßen. Auch muss immer wieder betont werden, wie wichtig eine 
korrekte statistische Erfassung ist und dass Statistiken und Be­
richterstattung verbessert werden müssen, damit rechtzeitig ver­
lässliche Daten vorgelegt werden können. 

5.9.3 Deshalb schlägt der Ausschuss vor, in nächster Zeit 
und bis eine ausreichende wirtschaftliche Konvergenz zwischen 
den Mitgliedstaaten erzielt worden ist, einen zweigleisigen An­
satz mit Top-down- und Bottom-up-Elementen anzuwenden, 
der die Anstrengungen, die gegenwärtig zur Wiederherstellung 
der Nachhaltigkeit der Haushalte im Euroraum unternommen 
werden, ergänzt und verstärkt, indem planvoll und geordnet 
eine gewisse Flexibilität eingeführt wird. 

5.9.4 Das Top-down-Element beruht auf der Festlegung eines 
Ziels für das gesamte Gebiet, in dessen Rahmen die auf dieser 
Ebene erforderlichen Bemühungen zur Konsolidierung der Haus­
halte bestimmt werden. Die Umsetzung dieses Ziels stärkt die 
Glaubwürdigkeit des Euroraums insgesamt, d.h. sämtliche Län­
der würden davon profitieren. Das Bottom-up-Element bedeutet, 
dass die Anstrengungen, die im gesamten Währungsraum zu 
unternehmen sind, auf die einzelnen Mitgliedstaaten auf­
geschlüsselt werden. Dabei sind bestimmte objektive wirtschaft­
liche Kriterien zu berücksichtigen, zum Beispiel der Entwick­
lungsstand, der Investitionsbedarf, das Ausmaß der Rentenre­
form, die Qualität der öffentlichen Finanzen und die Effizienz 
des Steuersystems. Darüber hinaus könnte mit diesem Ansatz 

vermieden werden, dass eine zu restriktive Handhabung des 
SWP das Wachstum in bestimmten Ländern dauerhaft beein­
trächtigt. 

5.9.5 Dieser Ansatz würde einerseits ein Element der Solida­
rität zwischen den Ländern des Euroraums mit sich bringen, das 
durchaus angebracht ist, und andererseits einen Schritt hin zu 
einer besseren Abstimmung und haushaltspolitischen Integra­
tion bedeuten. Wenn eine grundlegende wirtschaftliche Konver­
genz in ausreichendem Maße gegeben ist, bedeutet die Auf­
schlüsselung der Anstrengungen auf die Mitgliedstaaten nach 
dem Bottom-up-Element, dass die verschiedenen Länder ge­
meinsame bezifferbare Ziele verfolgen. Bis dahin würde die er­
forderliche Flexibilität im Falle einzelner Länder nicht länger 
offenbar ad hoc und eventuell ungerechtfertigt gewährt, wie es 
in der Vergangenheit oft der Fall war, sondern Teil eines kohä­
renten und konsistenten Systems sein, damit die erforderlichen 
Anstrengungen zur Konsolidierung der Haushalte in den Län­
dern des Euroraums unternommen werden können. So ließe 
sich die Glaubwürdigkeit des Systems erheblich verbessern. 

5.9.6 Dieser Ansatz ähnelt seinem Wesen nach dem der 
Europa-2020-Strategie im Hinblick auf die Ableitung von Zie­
len, bei dem die Mitgliedstaaten eigene nationale Ziele beschlie­
ßen, die im Einklang mit den übergreifenden Zielen der EU 
stehen. Anhang 1 des Jahreswachstumsberichts, der die vorläu­
figen Ziele der Mitgliedstaaten enthält, bezieht sich auf die Tat­
sache, dass ein wichtiges Element der Strategie darin besteht, 
dass sich jeder Mitgliedstaat mit Blick auf die Ziele von Europa 
2020 eigene Vorgaben setzt. Es wird geltend gemacht, dass sich 
die Mitgliedstaaten weitaus mehr mit den Zielen identifizieren, 
wenn diese Gegenstand einer politischen Debatte im Land wa­
ren und unter Berücksichtigung der Ausgangslage und der ak­
tuellen Situation festgelegt wurden. In diesem Zusammenhang 
schlägt der EWSA zudem vor, für jene Länder, die besonders 
umfangreiche Konsolidierungsarbeit zu leisten haben, ausdrück­
lich Übergangsfristen innerhalb eines realistischen Zeitrahmens 
für die Konsolidierung festzulegen. 

5.9.7 Ziel des vorgeschlagenen Ansatzes ist es nicht, die von 
der Kommission in ihrem Verordnungsvorschlag beschriebene 
präventive Komponente zu verwässern, da mit diesem eine lang­
fristige Erreichung der bezifferten Konvergenzziele in allen Staa­
ten des Euroraums angestrebt wird. Es soll jedoch nach dem 
Vorbild der von der Kommission selbst vorgeschlagenen länder­
spezifischen Ansätze die Möglichkeit eines formellen Rahmens 
geschaffen werden, innerhalb dessen die einzelnen Mitgliedstaa­
ten des Euroraums die Konvergenzziele unterschiedlich schnell 
erreichen können. Dies ist ein wichtiger Schritt, um die Glaub­
würdigkeit des Systems durch eine formale Verankerung der 
Flexibilität in den länderspezifischen Konvergenzplänen zu stär­
ken. 

5.10 Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass dem sozialen 
Dialog großes Gewicht zukommen muss. Auf nationaler Ebene 
ist der soziale Dialog wichtig für die Entwicklung eines natio­
nalen politischen Rahmens, der vor allem die Haushaltspolitik 
und die makroökonomische Überwachung umfasst. Ein reifer 
und umfassender politischer und sozialer Dialog ermöglicht 
die Bewältigung der sozialen und wirtschaftlichen Herausforde­
rungen, vor allem langfristiger Natur wie die Rentenreform und 
die Gesundheitsausgaben. Damit die Regierungen Ziele wie 
Nachhaltigkeit der Haushalte und makroökonomisches Gleich­
gewicht erreichen, sind ein hohes Maß an sozialer Partnerschaft 
und Zusammenarbeit sowie politischer Konsens erforderlich.
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5.10.1 Eine wichtige Aufgabe des EWSA besteht auch darin, einen effizienten Dialog seiner Mitglieder 
über Fragen der Nachhaltigkeit der Haushalte zu ermöglichen. Dazu kann er in enger Abstimmung mit dem 
nationalen sozialen Dialog Empfehlungen und Reformvorschläge vorlegen. Wie in der Stellungnahme „Stär­
kung der wirtschaftspolitischen Koordinierung für Stabilität, Wachstum und Beschäftigung - Instrumente für 
bessere wirtschaftspolitische Steuerung der EU“ vorgeschlagen, könnte der EWSA jährliche Sitzungen zu 
diesem Thema abhalten, um Empfehlungen und Reformvorschläge zu diskutieren. Darüber hinaus hat der 
EWSA als Vertretung der nationalen Sozialpartner die wichtige Aufgabe, zu gewährleisten, dass die natio­
nalen Sozialbehörden im Einklang mit den gemeinschaftlichen Zielen, die der sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung dienen, tätig werden. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu folgenden Vorschlägen: 
„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte im 

Euroraum“ 

KOM(2010) 525 endg. — 2010/0279 (COD) 

und „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Vermeidung und Korrektur makroökonomischer Ungleichgewichte“ 

KOM(2010) 527 endg. — 2010/0281 (COD) 

(2011/C 218/09) 

Berichterstatter: Stefano PALMIERI 

Der Rat der Europäischen Union beschloss am 1. Dezember 2010, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss gemäß Artikel 136 und Artikel 121 Absatz 6 AEUV um Stellungnahme zu folgenden 
Vorlagen zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Durchsetzungsmaßnahmen zur 
Korrektur übermäßiger makroökonomischer Ungleichgewichte im Euroraum“ 

KOM(2010) 525 endg. — 2010/0279 (COD) 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Vermeidung und Korrektur 
makroökonomischer Ungleichgewichte“ 

KOM(2010) 527 endg. — 2010/0281 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt nahm ihre Stellungnahme am 8. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
189 gegen 2 Stimmen bei 11 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) begrüßt, dass es die Europäische Kommission im Rah­
men der Verbesserung der wirtschaftspolitischen Steuerung der 
EU für notwendig hält, den makroökonomischen Ungleichge­
wichten größere Beachtung zu schenken und sie - ebenso wie 
die öffentlichen Haushaltsdefizite - als Faktoren für die wirt­
schaftliche, finanzielle und soziale Instabilität der Volkswirt­
schaften der EU-Mitgliedstaaten anzusehen. 

1.2 Der EWSA anerkennt, dass die derzeitige Wirtschaftskrise 
die wirtschaftliche, soziale und auch die politische Verfassung 
der EU im Allgemeinen und der Wirtschafts- und Währungs­
union (WWU) im Besonderen auf eine harte Probe stellt. Zur 
Vermeidung der Krise war es nicht ausreichend, nur die quan­
titative Dimension des Wirtschaftswachstums eines Landes zu 
betrachten; es hätten auch die Qualität dieses Wachstum bewer­
tet, d.h. die makroökonomischen Faktoren ermittelt werden 
müssen, die für oder gegen seine Nachhaltigkeit sprechen. 

1.3 Der EWSA fordert, bei der Verbesserung der wirtschafts­
politischen Steuerung den Erfordernissen der Stabilität und eines 
neue Arbeitsplätze schaffenden Wachstums gleichermaßen Be­
achtung zu schenken. 

1.4 Aus diesem Grunde hofft der EWSA, dass die Verbes­
serung der wirtschaftspolitischen Steuerung als Eckpfeiler der 

Wirtschafts-, Sozial- und Kohäsionspolitik der EU tatsächlich 
zum Erreichen der Ziele der Europa-2020-Strategie und der 
neuen europäischen Kohäsionspolitik beiträgt. 

1.5 Der EWSA will dazu beitragen, den für eine stärkere 
wirtschaftspolitische Steuerung erforderlichen breiten Konsens 
zu erzielen, indem er einige dem Ansatz der Kommission inne­
wohnende Nachteile und Risiken, aber auch die sich daraus 
ergebenden bedeutenden Möglichkeiten hervorhebt. 

1.6 Die Kommission hat betont ( 1 ), dass das Auftreten und 
Andauern von makroökonomischen Ungleichgewichten in den 
Mitgliedstaaten auf Wettbewerbsfähigkeitsfaktoren zurückzufüh­
ren ist, wobei die Kommission selbst Wettbewerbsfähigkeit als 
„die Fähigkeit der Wirtschaft, der Bevölkerung nachhaltig einen hohen 
und wachsenden Lebensstandard und eine hohe Beschäftigung zu si­
chern“ ( 2 ) definiert hat. Wenn dem so ist, ergibt sich ausgehend 
von dieser Feststellung und Definition, dass für die Bewertung 
solcher Ungleichgewichte ein umfassenderes Spektrum von wirt­
schaftlichen, finanziellen und sozialen Faktoren betrachtet wer­
den muss, was auch der EWSA für notwendig hält.
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( 1 ) Europäische Kommission – GD ECFIN: „The impact of the global 
crisis on competitiveness and current account divergences in the 
euro area“ (Die Auswirkungen der globalen Krise auf die Wett­
bewerbsfähigkeit und Leistungsbilanzunterschiede im Euroraum) in: 
Quartalsbericht über den Euroraum, Nr. 1/2010. 

( 2 ) KOM(2002) 714 endg.



1.7 Aus diesem Grund sollte der Referenzrahmen (Scorebo­
ard) für die Bewertung makroökonomischer Ungleichgewichte 
nach Ansicht des Ausschusses wirtschaftliche, finanzielle und 
soziale Indikatoren umfassen. In diesem Zusammenhang weist 
der EWSA darauf hin, dass jenen Ungleichgewichten Rechnung 
zu tragen ist, die sich aus den großen und zunehmenden Un­
gleichheiten bei der Einkommensverteilung innerhalb der Mit­
gliedstaaten ergeben, welche zu den Ursachen der jüngsten 
Wirtschafts- und Finanzkrise gehören ( 3 ). 

1.8 Makroökonomische Unterschiede sind nicht nur die 
Folge der Währungsunion, sondern auch Ergebnis der Eröffnung 
des gemeinsamen Binnenmarktes. Die grenzüberschreitende Ar­
beitsteilung beruht auf unterschiedlichen wettbewerblichen Vor­
teilen und Nachteilen in den jeweiligen Märkten. Die beabsich­
tigten Maßnahmen sollten deshalb nicht eine Nivellierung jeg­
licher Unterschiede zum Ziel haben, wenn diese aus der Dyna­
mik des Binnenmarktes resultieren und keine negativen Auswir­
kungen haben. 

1.9 Der EWSA betont, dass bei der Bewertung der makro­
ökonomischen Ungleichgewichte eine angemessene und aus­
gewogene Evaluierung sowohl der preislichen als auch der 
nicht-preislichen Wettbewerbsfähigkeitsfaktoren erreicht werden 
muss. 

1.10 Der EWSA spricht sich dafür aus, die von der Kommis­
sion geplanten Überlegungen darüber, welche Indikatoren in das 
Scoreboard aufgenommen werden sollen, dergestalt auszuwei­
ten, dass auf europäischer und nationaler Ebene eine umfas­
sende Zahl institutioneller Akteure und die Zivilgesellschaft ver­
tretender Gremien, darunter der EWSA selbst und der Aus­
schuss der Regionen, darin einbezogen werden. 

1.11 Nach Auffassung des EWSA sollte das von der Kom­
mission im Rahmen des Warnmechanismus vorgeschlagene 
Scoreboard wegen der diesem Ansatz inhärenten technischen 
Probleme (Festlegung der Alarmschwellen, Gewichtung der ver­
schiedenen Ursachen der Ungleichgewichte, zu berücksichtigen­
der Übergangszeitraum) im Wesentlichen als Instrument für 
eine erste Bewertung angesehen werden. Daran muss sich je­
doch eine umfassendere und eingehende wirtschaftliche Evalu­
ierung der Ungleichgewichte des jeweiligen Mitgliedstaats an­
schließen. 

1.12 Der EWSA warnt vor der Gefahr, den Zusammenhang 
zwischen Ermittlung der Ungleichgewichte, Durchführung der 
Abhilfemaßnahmen und Korrektur dieser Ungleichgewichte in­
nerhalb eines angemessenen Zeitraums als gegeben vorauszuset­
zen. In diesem Kontext kommen weitere Faktoren ins Spiel, die 
zu einer noch größeren Zeitverzögerung führen könnten: a) die 
komplizierten Zusammenhänge zwischen makroökonomischen 
Zielen und Instrumenten; b) die indirekte Kontrolle der Instru­
mente durch die Politik und c) die mögliche Unwirksamkeit des 
für die WWU-Länder vorgeschlagenen Systems von Sanktionen. 

1.13 Der EWSA weist auf die Gefahr hin, dass mögliche 
restriktive Ausgleichsmaßnahmen eine prozyklische Politik be­
günstigen könnten, die die derzeitige Phase der wirtschaftlichen 
Rezession verstärkt und verlängert. Es ist sogar möglich, dass 

die den einzelnen Mitgliedstaaten verordnete Mischung wirt­
schaftspolitischer Maßnahmen zwar für die internen Ungleich­
gewichte notwendig, für die EU in ihrer Gesamtheit aber nicht 
die richtige Mischung ist. 

1.14 Nach Ansicht des EWSA wurde bei den Maßnahmen 
zur Vermeidung makroökonomischer Ungleichgewichte, die im 
Wesentlichen mit der Verschuldung des privaten Sektors zusam­
menhängen, die Aufsichts- und Kontrollrolle unterschätzt, die 
die Europäische Zentralbank (EZB), das Europäische Zentralban­
kensystem, der Europäische Ausschuss für Systemrisiken und 
die Europäische Bankaufsichtsbehörde spielen könnten. Aus die­
sem Grund fordert der EWSA, dass im Rahmen einer Koor­
dinierung zwischen den genannten Institutionen die Bedingun­
gen für die Gewährleistung einer wirksamen direkten oder in­
direkten Beaufsichtigung des Bankensystems und für geeignete 
Regulierungsmaßnahmen für die Kreditvergabe (deren Regulie­
rungskriterien entsprechend festzulegen sind) geschaffen wer­
den. 

1.15 Der EWSA betont, dass in dem Paket von Rechtsvor­
schriften zur Prävention und Korrektur von makroökonomi­
schen Ungleichgewichten entsprechende Überlegungen zum 
EU-Haushalt fehlen. Asymmetrische Schocks in den Mitglied­
staaten des Euroraums machen den Einsatz von Instrumenten 
zur Herstellung eines makroökonomischen Gleichgewichts er­
forderlich. In diesem Zusammenhang hält es der EWSA für 
zweckmäßig, das Potenzial eines flexibleren und mit mehr Mit­
teln als bisher ausgestatteten Haushaltssystems zu bewerten. 
Dies würde die notwendigen Mittelübertragungen von Berei­
chen, die von den Schocks profitiert haben, auf geschädigte 
Bereiche ermöglichen, entweder durch automatische Stabilisie­
rungsmechanismen oder durch die Finanzierung von gesamt­
europäischen Investitionsvorhaben (z.B. durch die Ausgabe 
von Euro-Anleihen) ( 4 ). 

1.16 Der EWSA bekräftigt seinen Standpunkt, dass eine 
wirksame Koordinierung der europäischen Wirtschaftspolitik, 
aus der sich eine starke demokratische Legitimierung gegenüber 
den Unionsbürgern schöpfen lässt, eine stärkere Stellung des 
Europäischen Parlaments, des EWSA und des Ausschusses der 
Regionen 6 d.h. der die Bürger, die Sozialpartner und die Zivil­
gesellschaft vertretenden Institutionen 6 voraussetzt ( 5 ). 

1.17 Das EP kann nach Ansicht des EWSA entscheidend 
dazu beitragen, dass der makroökonomische Referenzrahmen, 
die Prioritäten bei der Problemlösung und die Ermittlung der 
zu ergreifenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen mitgetragen 
werden. Das Parlament könnte in diesem Zusammenhang das
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( 3 ) Siehe ILO-IMF, The Challenges of Growth, Employment and Social 
Cohesion (Die Herausforderungen von Wachstum, Beschäftigung 
und sozialem Zusammenhalt), Diskussionspapier für die gemeinsame 
Konferenz von ILO und IWF, Oslo, 13. September 2010, S. 67-73. 

( 4 ) MONTI M., „Eine neue Strategie für den Binnenmarkt – im Dienste 
der Wirtschaft und Gesellschaft Europas“, Bericht an den Präsidenten 
der Europäischen Kommission, Mai 2010. DELORS J., FERNANDES 
S., MERMET E., Le semester européen: un essai à transformer (Das 
europäische Semester - ein Versuch der Änderung). in: Notre Europe, 
Les Brefs, Nr. 22, Februar 2011. AMATO A., BALDWIN R., GROS 
D., MICOSSI S., PADOAN P., „A new political deal for Eurozone 
sustainable growth“, offener Brief an den Präsidenten des Europäi­
schen Rates, VoxEU.org, Dezember 2010, im Internet abrufbar un­
ter: www.voxeu.org/index.php?q=node/5893. 

( 5 ) In den Ziffern 1.15 bis 1.18 werden die Empfehlungen der Stellung­
nahme ECO/282 zur der „Mitteilung der Kommission an das Euro­
päische Parlament, den Rat, die Europäische Zentralbank, den Euro­
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen: Stärkung der wirtschaftspolitischen Koordinierung für Sta­
bilität, Wachstum und Beschäftigung – Instrumente für bessere wirt­
schaftspolitische Steuerung der EU“ aufgegriffen und bekräftigt 
(ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7).

http://www.voxeu.org/index.php?q=node/5893


Forum sein, in dem zusammen mit den anderen Organen eine 
gemeinsame Strategie vereinbart wird, die sich nicht nur auf 
Vorschriften und formale Verfahren beschränkt, sondern im 
Einzelnen auf konkrete Maßnahmen zur Stärkung des Vertrau­
ens und zur Erfüllung der Erwartungen der europäischen Bürger 
eingeht. 

1.18 Der EWSA begrüßt die Schlussfolgerung des Europäi­
schen Rates vom 24./25.3.2011, wonach der EWSA in eine 
„enge Zusammenarbeit“ bei der Durchführung des europäischen 
Semesters einbezogen werden soll, „um sicherzustellen, dass 
diese Maßnahmen von vielen Seiten mitgetragen werden.“ Er 
erklärt seine Bereitschaft zu einer umfassenden Mitwirkung 
und hofft, dass der Rat mit dem EWSA alsbald in entsprechende 
Gespräche eintritt. 

1.19 Als Forum für den zivilgesellschaftlichen Dialog könnte 
der EWSA eine jährliche Sondersitzung (im Herbst) organisieren, 
um die Empfehlungen an die Mitgliedstaaten zu diskutieren und 
sich mit den jeweiligen nationalen Wirtschafts- und Sozialräten, 
den nationalen Parlamenten und dem EP darüber auszutau­
schen. Die verabschiedeten Strategien könnten so einer Bewer­
tung unterzogen und auf nationaler Ebene entsprechend ver­
breitet und propagiert werden. 

1.20 Der EWSA spricht sich für einen stärkeren und zielge­
richteteren Einsatz des makroökonomischen Dialogs aus, um 
die Vermeidung und Korrektur der Ungleichgewichte nicht der 
Kommission und den einzelstaatlichen Regierungen allein zu 
überlassen. Dieser Dialog könnte zu einem Instrument werden, 
mit dem die Regierungen und die Sozialpartner die Wirtschafts­
lage auf EU-Ebene und die zu ergreifenden Maßnahmen gemein­
sam bewerten, und zwar in enger Verbindung mit dem sozialen 
Dialog und der Konzertierung auf nationaler Ebene, um die 
Entwicklungen in der EU insgesamt und in den einzelnen Mit­
gliedstaaten miteinander in Einklang zu bringen. 

2. Maßnahmen zur Korrektur interner makroökonomi­
scher Ungleichgewichte gemäß den Vorschlägen der 
Europäischen Kommission in den Dokumenten 
KOM(2010) 525 und 527 endg. 

2.1 Die Europäische Kommission hat am 30. Juni 2010 die 
Mitteilung „Stärkung der wirtschaftspolitischen Koordinierung 
für Stabilität, Wachstum und Beschäftigung – Instrumente für 
bessere wirtschaftspolitische Steuerung der EU“ vorgelegt ( 6 ). Mit 
dieser Mitteilung setzt die Kommission ihre in der Mitteilung 
„Verstärkung der wirtschaftspolitischen Koordinierung“ ( 7 ) be­
reits angekündigten Bemühungen fort. 

2.2 Die Kommission und die vom Präsidenten des Europäi­
schen Rates Herman VAN ROMPUY geleitete Arbeitsgruppe er­
kennen angesichts der internationalen Finanzkrise an, dass die 
Einhaltung der im Stabilitäts- und Wachstumspakt festgelegten 
Kriterien, die durch die Reform der Überwachung weiter ver­
schärft wurden, nicht ausreicht, um die Stabilität der WWU zu 
gewährleisten. Auch makroökonomische Ungleichgewichte in­
nerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

gefährden das europäische Wirtschaftssystem in seiner Gesamt­
heit, da sie zur Verschlechterung der öffentlichen Finanzen bei­
tragen und Spannungen auf den Finanzmärkten hervorrufen. 

2.3 Davon ausgehend hat die Kommission am 
29. September 2010 ein Paket von sechs Vorschlägen für 
Rechtsvorschriften ( 8 ) vorgelegt, mit denen der Rechtsrahmen 
zur Prävention und Korrektur von nationalen Haushalts­
ungleichgewichten (gem. Stabilitäts- und Wachstumspakt) ( 9 ) 
und von makroökonomischen Ungleichgewichten in den Mit­
gliedstaaten abgesteckt werden soll. Gegenstand dieser Stellung­
nahme ist der Vorschlag der Kommission zur Überwachung der 
makroökonomischen Ungleichgewichte, der sich auf die Vor­
lagen KOM(2010) 525 endg. (Verfahren wegen übermäßigen 
Ungleichgewichts mit Strafen nur für die WWU-Länder) und 
KOM(2010) 527 endg. (Warnmechanismus für alle Mitgliedstaa­
ten) stützt. 

2.3.1 Der Warnmechanismus für alle Mitgliedstaaten um­
fasst: 

— die regelmäßige Bewertung der Risiken, die sich aus makro­
ökonomischen Ungleichgewichten in den einzelnen Mit­
gliedstaaten ergeben, anhand eines Referenzrahmens (Score­
board) mit wirtschaftlichen Indikatoren und Schwellen-Richt­
werten; 

— die Ermittlung der Mitgliedstaaten, bei denen die Kommis­
sion die Gefahr eines Ungleichgewichts sieht, um die tat­
sächliche Schwere der Situation zu beurteilen, und zwar 
durch eine wirtschaftliche und nicht nur rein mechanische 
Auswertung des Scoreboard; 

— eine ausführliche Analyse der gesamtwirtschaftlichen Lage 
derjenigen Mitgliedstaaten, die beim Scoreboard besonders 
schlecht punkten; 

— bei tatsächlichem Vorliegen eines Risikos ggf. eine Empfeh­
lung der Kommission an den betreffenden Mitgliedstaat, das 
Ungleichgewicht zu korrigieren, neben den anderen im „Eu­
ropäischen Semester“ vorgesehenen Empfehlungen (Art. 121 
Abs. 2 AEUV); 

— ggf. Einleitung eines Verfahrens bei einem übermäßigen Un­
gleichgewicht (Excessive Imbalance Procedure - EIP) oder 6 
im Euroraum 6 bei Gefährdung des ordnungsgemäßen 
Funktionierens der WWU durch ein ernstes Ungleichge­
wichtsrisiko oder die Gefahr des Übergreifens auf andere 
Mitgliedstaaten (Art. 121 Abs. 4 AEUV). 

2.3.2 Bei einem Verfahren wegen übermäßigen Ungleichge­
wichts muss der Mitgliedstaat dem Rat der EU einen Korrektur­
maßnahmenplan vorlegen. Wird festgestellt, dass der betreffende 
Mitgliedstaat angemessene Maßnahmen ergriffen hat, ruht das 
Verfahren, bis der Korrekturmaßnahmenplan zur Anwendung 
kommt; der Mitgliedstaat muss aber dem Rat ECOFIN regel­
mäßig über seine Fortschritte berichten. Das EIP-Verfahren 
wird endgültig eingestellt, sobald der Rat auf Empfehlung der 
Kommission zu dem Schluss gelangt, dass das Ungleichgewicht 
soweit abgebaut wurde, dass es nicht mehr übermäßig ist.
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( 6 ) Diese Mitteilung (KOM(2010) 367 endg.) war Gegenstand der Stel­
lungnahme des EWSA zum Thema „Stärkung der wirtschaftspoliti­
schen Koordinierung“, ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7. 

( 7 ) KOM(2010) 250 endg. 

( 8 ) Näheres hierzu unter: 
http://ec.europa.eu/economy_finance/articles/eu_economic_situation/ 
2010-09-eu_economic_governance_proposals_en.htm. 

( 9 ) Stellungnahme des EWSA zum Thema „Haushaltspolitische Über­
wachung in der Eurozone“ (Siehe Seite 46 dieses Amtsblatts).

http://ec.europa.eu/economy_finance/articles/eu_economic_situation/2010-09-eu_economic_governance_proposals_en.htm
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2.3.3 Wenn ein WWU-Mitgliedstaat mit übermäßigen Un­
gleichgewichten untätig bleibt und zweimal hintereinander nicht 
fristgemäß einen geeigneten Korrekturmaßnahmenplan vorlegt 
oder die vorgesehenen Maßnahmen nicht umsetzt, können 
Geldbußen wegen Untätigkeit (in Höhe von bis zu 0,1 % des 
BIP) verhängt werden. 

2.4 Das wichtigste Instrument zur Auslösung des Warn­
mechanismus für makroökonomische Ungleichgewichte ist das 
von der Kommission vorgeschlagene Scoreboard in Verbindung 
mit einer länderspezifischen Prüfung der Wirtschaftslage des 
Mitgliedstaats. Das Scoreboard weist folgende Merkmale auf: 

i) ein begrenzter Satz von Indikatoren für die Erkennung der 
wichtigsten Ungleichgewichte und Probleme bei der Wett­
bewerbsfähigkeit; 

ii) Warnschwellen, deren Überschreiten den Beobachtungssta­
tus auslöst; 

iii) die Möglichkeit differenzierter Schwellenwerte je nachdem, 
ob der Mitgliedstaat dem Euroraum angehört oder nicht; 

iv) die Möglichkeit der Anpassung, denn die Zusammensetzung 
der Indikatoren muss mit der Zeit ggf. geändert werden, um 
sie an die Änderungen bei den verschiedenen Ursachen der 
Ungleichgewichte anzupassen. 

2.4.1 Ausgehend von den ersten Vorschlägen der Kommis­
sion zur Auswahl der Indikatoren soll das Scoreboard ( 10 ) u.a. 
offenbar folgende Indikatoren umfassen, von denen sich die 
ersten drei auf die Zahlungsbilanzposition und die anderen 
vier auf die binnenwirtschaftliche Situation beziehen: 

— Leistungsbilanzsaldo bezogen auf das BIP, aus dem sich 
eine Defizit- oder Überschussposition gegenüber dem Aus­
land ergibt; 

— Nettoauslandsposition bezogen auf das BIP, d.h. die Ge­
genseite der Leistungsbilanz in Form der Bestände; 

— Veränderung des realen effektiven Wechselkurses auf 
der Grundlage der Lohnstückkosten, die die Wettbewerbs­
fähigkeit eines Landes zum Ausdruck bringt (mit unter­
schiedlichen Schwellenwerte für den Euroraum); 

— Veränderung der realen Hauspreise, um die Bildung von 
spekulativen Immobilienblasen zu erkennen, oder alternativ 
dazu die Veränderung des Anteils des Immobiliensek­
tors an der Gesamtwertschöpfung; 

— private Verschuldung bezogen auf das BIP, um die Anfäl­
ligkeit des privaten Sektors gegenüber Veränderungen im 
Wirtschaftszyklus, bei der Inflation und bei den Zinssätzen 
abzuschätzen; 

— Veränderung der Kreditvergabe an den privaten Sektor, 
d.h. die Gegenseite in Form der Ströme des Bestands an 
privater Verschuldung. 

— die öffentliche Verschuldung bezogen auf das BIP als 
traditioneller Indikator für den Zustand der öffentlichen Fi­
nanzen in den Mitgliedstaaten. 

3. Anhaltende Unterschiede bei der Wettbewerbsfähigkeit 
im Euroraum 

3.1 Das Vorhandensein interner makroökonomischer Un­
gleichgewichte in den Mitgliedstaaten hängt mit anhaltenden 
Unterschiede zwischen Gesamtangebot und Gesamtnachfrage 
in einem Mitgliedstaat zusammen, die zu systembedingten 
Überschüssen oder Defiziten bei der gesamtwirtschaftlichen Er­
sparnis einer Volkswirtschaft führen. Dies geht auf eine Vielzahl 
Faktoren (die die Gesamtnachfrage und das Gesamtangebot be­
einflussen) zurück und beeinträchtigt tendenziell die Funktions­
weise der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten, der WWU und 
der EU in ihrer Gesamtheit. 

3.2 Die Tatsache, dass die Kommission den Ungleichgewich­
ten makroökonomischer Art in den Mitgliedstaaten - ebenso 
wie öffentlichen Haushaltsdefiziten - nunmehr große Beachtung 
schenkt und sie als Faktoren für wirtschaftliche und finanzielle 
Instabilität der EU in ihrer Gesamtheit ansieht, ist daher zu 
begrüßen. 

3.3 Nachdem die Kommission mehr als ein Jahrzehnt lang 
ihre Überwachung im Rahmen der WWU ausschließlich auf die 
Ausgeglichenheit der öffentlichen Haushalte ausgerichtet hatte, 
führt sie nun einen Ansatz ein, der eine umfassendere Bewer­
tung der nationalen Ergebnisse ermöglicht und sich auf alle 
Mitgliedstaaten erstreckt. Es wird immer deutlicher, dass die 
bloße Betrachtung der quantitativen Dimension des Wirtschafts­
wachstums eines Landes nicht ausreicht, sondern auch die Qua­
lität dieses Wachstum bewertet und dazu die makroökonomi­
schen Faktoren ermittelt werden müssen, die für oder gegen 
seine Nachhaltigkeit sprechen. 

3.4 In der Geburtsstunde der WWU gab es den Irrglauben, 
dass die Unterschiede bei der Wettbewerbsfähigkeit zwischen 
den Mitgliedstaaten nur vorübergehend bestehen würden. Die 
Erfahrungen mit dem Euro haben nicht nur deutlich gemacht, 
dass solche Unterschiede andauern, sondern dass sie sogar das 
Fundament der WWU gefährden, indem sie unhaltbare Positio­
nen herbeiführen, wie die Finanzkrise der letzten Monate zeigte. 

3.4.1 Insbesondere sind in den zehn Jahren vor der Wirt­
schaftskrise anhaltende Divergenzen bei der Produktivität zwi­
schen den verschiedenen Ländern des Euroraums aufgetreten, 
die im realen effektiven Wechselkurs und in der Wettbewerbs­
fähigkeit (Entwicklung der Ausfuhren) zum Ausdruck kommen 
(Abbildungen 1 und 2 im Anhang) ( 11 ). Was die jetzige Lage 
besonders auszeichnet, ist nicht so sehr ihr Auftreten, sondern 
ihr Andauern, im Unterschied zu früheren Fällen (70er und 
80er Jahre), als die Divergenzen durch Wechselkursanpassungen 
der betreffenden Länder relativ schnell wieder abgebaut wurden.
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3.4.2 Diese Unterschiede haben sich auf die Handelsbilanzen 
der Mitgliedstaaten ausgewirkt. Die Handelsbilanz Deutschlands 
und die der aus Portugal, Irland, Italien, Griechenland und Spa­
nien bestehenden „peripheren“ Staatengruppe weisen gegenläu­
fige Entwicklungen aus, und die Handelsbilanzdefizite und 
-überschüsse auf beiden Seiten entsprechen offenbar einan­
der ( 12 ) (Abbildungen 3 und 4 im Anhang). Dies ist keine vo­
rübergehende Erscheinung, sondern die Divergenzen nehmen 
seit der Bildung der WWU tendenziell zu, obgleich die Krise 
von 2008 sie etwas verringert zu haben scheint. 

3.4.3 Das Anhalten der Divergenzen bei der Wettbewerbs­
fähigkeit und den Ausfuhren schlägt sich tendenziell in den 
Leistungsbilanzen und den Nettoauslandspositionen nieder (Ab­
bildungen 5 und 6 im Anhang) und führt Situationen herbei, 
die für einige Mitgliedstaaten der Eurozone mittelfristig kaum 
haltbar sind. 

4. Entscheidende Punkte der vorgeschlagenen Maßnahme 

4.1 Angesichts eines derart schwierigen Panoramas, das nach 
entschiedenen Lösungen verlangt, gibt es in Bezug auf den von 
der Kommission verwendeten Ansatz und die damit verbunde­
nen Risiken jedoch noch eine Reihe von Bedenken. 

4.2 Die Kommission hat betont ( 13 ), dass das Auftreten und 
Andauern von internen makroökonomischen Ungleichgewich­
ten auf Wettbewerbsfähigkeitsfaktoren zurückzuführen ist, wo­
bei die Kommission selbst Wettbewerbsfähigkeit als „die Fähig­
keit der Wirtschaft, der Bevölkerung nachhaltig einen hohen und 
wachsenden Lebensstandard und eine hohe Beschäftigung zu si­
chern“ ( 14 ) definiert hat. Davon ausgehend hält es der EWSA 
für zweckmäßig, bei der Bewertung der in den EU-Mitgliedstaa­
ten vorhandenen makroökonomischen Ungleichgewichte ein 
umfassenderes Spektrum von wirtschaftlichen, finanziellen und 
sozialen Faktoren zu betrachten und dementsprechend zusätzli­
che Indikatoren in das Scoreboard aufzunehmen, anhand derer 
sich potenzielle makroökonomische Ungleichgewichte erkennen 
lassen. 

4.2.1 Zu den Faktoren der Wettbewerbsfähigkeit gehören 
sowohl preisliche Faktoren (die im realen effektiven Wechsel­
kurs zum Ausdruck kommen) als auch ebenso wichtige nicht- 
preisliche Faktoren. Zu diesem Bereich der nicht-preislichen Fak­
toren gehören die Differenzierung der Erzeugnisse, der Tech­
nologiegehalt der produzierten Güter, die Qualität der angebo­
tenen Erzeugnisse, die Qualität der damit verbundenen Dienst­
leistungen (Kundendienst) usw. Dies sind eine ganze Reihe von 
entscheidenden Elementen, die die Wettbewerbsfähigkeit einer 
Wirtschaft determinieren. Sie lassen sich nur schwer in einem 
einzigen Indikator beziffern, weshalb geeignete Messgrößen er­
mittelt werden sollten, um das Niveau und die Entwicklung 
dieser Faktoren in den Mitgliedstaaten der WWU feststellen zu 
können. 

4.2.2 Aus den ersten Vorschlägen der Kommission zur Aus­
wahl der Indikatoren ergibt sich offenbar, dass die Auswirkun­
gen der großen und zunehmenden Ungleichheiten beim Entste­
hen der Ungleichgewichte unterschätzt werden. Diese haben 
sich nämlich über einen langen Zeitraum (mindestens über die 
letzten 20 Jahre hinweg) herausgebildet und sind durch starke 
Einkommens- und Verteilungsunterschiede innerhalb der Mit­
gliedstaaten gekennzeichnet. Gemeint ist insbesondere ihre Rolle 
als Auslöser der Wirtschafts- und Finanzkrise aufgrund der Un­
gleichgewichte zwischen dem weltweit zunehmenden Angebot 
an Waren und Dienstleistungen und der Verschlechterung der 
Kaufkraft der Verbraucher ( 15 ). 

4.2.3 Die in das Scoreboard aufzunehmenden Indikatoren 
sollten die Erkennung jener Faktoren ermöglichen, die Ungleich­
gewichte in der Gesamtnachfrage und im Gesamtangebot auf­
grund makroökonomischer, finanzieller oder sozialer Erschei­
nungen herbeiführen können. So könnte es zum Beispiel sinn­
voll sein, entweder den Gini-Koeffizienten für die Einkommens­
konzentration, der für die Mittelmeerländer und die angelsäch­
sischen Länder besonders hohe Werte ausweist ( 16 ), oder den 
Unterschied zwischen der aktuellen Produktion und dem Pro­
duktionspotenzial eines Landes in das Scoreboard aufzunehmen, 
um so den Konjunkturzyklus eines Landes berücksichtigen zu 
können. 

4.2.4 Der EWSA spricht sich dafür aus, die von der Kommis­
sion geplanten Überlegungen darüber, welche Indikatoren in das 
Scoreboard aufgenommen werden sollen, dergestalt auszuwei­
ten, dass auf europäischer und nationaler Ebene eine umfas­
sende Zahl institutioneller Akteure und die Zivilgesellschaft ver­
tretender Gremien, darunter der EWSA und der Ausschuss der 
Regionen, darin einbezogen werden. 

4.3 Zudem ist im Ansatz der Kommission die Koppelung 
zwischen fiskalpolitischer Steuerung und makroökonomischer 
Steuerung nur schwach ausgeprägt und wissenschaftlich kaum 
unterfüttert. Es gibt nämlich gute Gründe für eine Kontrolle der 
Fiskalpolitik der WWU-Mitgliedstaaten ( 17 ), während sich in Be­
zug auf interne makroökonomische Ungleichgewichte das Über­
wachungsverfahren zwar aus konkreten Erfordernissen ergibt, 
doch die Gründe und die Umstände für die Koordinierung 
hier viel umstrittener sind ( 18 ). 

4.3.1 Aufgrund der Vielzahl möglicher Ursachen für Un­
gleichgewichte gilt es zahlreiche Faktoren gleichzeitig zu über­
wachen (Außenhandelsströme, Produktionskosten, Verteilungs­
unterschiede, preisliche und nicht-preisliche Produktivitätsfak­
toren, Immobilien- und Spekulationsblasen usw.), die auch mit 
kulturellen und sozialen Elementen außerhalb der Wirtschaft 
zusammenhängen (z.B. mit den Präferenzen und dem Verhalten
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der Verbraucher und Sparer). Neben der Ermittlung und Aus­
wahl dieser Faktoren stellt sich auch das Problem der Festlegung 
der Warnschwellen und die Frage, wie die unterschiedlichen 
Ursachen von Ungleichgewichten zu „gewichten“ sind ( 19 ). 

4.3.2 Hinzu kommt, dass man den Zusammenhang zwi­
schen Ermittlung der Ungleichgewichte (über die Warnschwel­
len), Durchführung der Abhilfemaßnahmen und anschließender 
Korrektur dieser Ungleichgewichte innerhalb eines angemesse­
nen Zeitraums nicht als gegeben voraussetzen kann. Es ist nicht 
sicher, dass die Maßnahmen zur Wiederherstellung des makro­
ökonomischer Gleichgewichts die richtigen wirtschaftspoliti­
schen Antworten liefern. Falsche Entscheidungen könnten sogar 
zu einer prozyklischen Politik führen, die die derzeitige Phase 
der wirtschaftlichen Rezession durch restriktive Maßnahmen 
verstärkt und verlängert, statt die notwendigen expansiven Maß­
nahmen zur Ankurbelung der Nachfrage zu ergreifen. Es ist 
sogar möglich, dass die den einzelnen Mitgliedstaaten verord­
nete Mischung wirtschaftspolitischer Maßnahmen zwar für die 
internen Ungleichgewichte notwendig, für die EU in ihrer Ge­
samtheit aber nicht die richtige Mischung ist. 

4.3.3 Die von der Kommission offenbar favorisierten Indika­
toren für die Überwachung – vor allem Preise sowie Löhne und 
Gehälter, d.h. Wettbewerbsfähigkeit – hängen in erster Linie von 
nicht-öffentlichen Akteuren (Unternehmen und Gewerkschaften) 
ab und können damit nur mittelbar und mit einiger Verzöge­
rung durch wirtschaftspolitische Maßnahmen wie Anreize, 
Wettbewerbsvorschriften oder sozialen Dialog gesteuert werden. 
Aus diesem Grunde sind diese Messgrößen weitgehend immun 
gegen automatische und frühzeitige staatliche Interventionen. 
Nicht ohne Grund weist die Kommission auf die notwendige 
Flexibilität bei der Anwendung der neuen Vorschriften und auf 
ihre kontinuierliche Weiterentwicklung hin. 

4.4 In dem vorgeschlagenen Paket von Rechtsvorschriften 
fehlen überdies Überlegungen zur Geld- und Kreditpolitik. 
Dies ist ein fruchtbareres Terrain für die Suche nach einer stär­
keren Koordinierung, so im Bereich der Finanzaufsicht und der 
Kontrolle der Anhäufung von Schulden (und Kreditforderungen) 
im Privatsektor ( 20 ), und der Ausschuss hat dazu bereits einige 
Vorschläge ( 21 ) unterbreitet. Überhaupt nicht erwähnt wird die 
Rolle für die wirtschaftliche Stabilität, die die Europäische Zen­
tralbank unter Wahrung ihrer satzungsmäßigen Unabhängigkeit 
im Zusammenwirken mit dem Zentralbankensystem und dem 
neu geschaffenen Europäischen Ausschuss für Systemrisiken 
und der ebenfalls neuen Europäischen Bankaufsichtsbehörde 
spielen könnte. 

4.4.1 Die zuletzt genannten Einrichtungen scheinen zumin­
dest potenziell in der Lage, eine vorsichtigere und wachsamere 
europäische Kreditaufsicht zu gewährleisten als in der Vergan­
genheit, als unangemessene Vorschriften und Praktiken 

Auswüchse ermöglichten, einige Mitgliedstaaten in die Krise 
stürzten und damit die Stabilität der gesamten WWU gefähr­
deten. Es muss daran erinnert werden, dass Länder wie Irland 
und Spanien, die sich heute in Schwierigkeiten befinden, bis 
2007 die Auflagen des Stabilitätspakts - ausgeglichene Haushalte 
und geringe Staatsverschuldung - einhielten, bei der Kreditver­
gabe aber das Angebot deutlich vergrößerten und damit den 
Bauboom anheizten, ohne dass sich die Währungsbehörden 
der EU um dieses exzessive Kreditwachstum kümmerten. Diese 
Probleme hängen auch mit der Rolle der Ratingagenturen und 
insbesondere mit den Auswirkungen der Entscheidungen dieser 
Agenturen auf die öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten zu­
sammen, hinsichtlich derer der EWSA bereits seine Bedenken 
zum Ausdruck gebracht hat ( 22 ). 

4.4.2 Aus diesem Grund sollten nach Ansicht des Ausschus­
ses auf EU-Ebene spezifische Aufsichts- und Regulierungsbefug­
nisse erteilt werden, um ein exzessives Kreditwachstum in den 
Mitgliedstaaten - vor allem bei der Vergabe von Hypotheken­
darlehen - zu verhindern ( 23 ). In einem integrierten Finanzraum 
wie der WWU sollten die Aufsichts- und Regulierungsbefugnisse 
nicht den nationalen Behörden, sondern einer Drittstelle über­
tragen werden. Gerade die neuen europäischen Finanzbehörden 
könnten mit Zuständigkeiten und Befugnissen für eine wirk­
same direkte oder indirekte Beaufsichtigung des Bankensystems 
und für geeignete Regulierungsmaßnahmen im Kreditwesen (de­
ren Regulierungskriterien entsprechend festzulegen sind) aus­
gestattet werden. 

4.5 In dem vorgeschlagenen Paket von Rechtsvorschriften 
fehlen auch Überlegungen zum EU-Haushalt. Das mögliche Auf­
treten asymmetrischer Schocks in den Mitgliedstaaten des Euro­
raums, d.h. Änderungen der Nachfrage oder des Angebots, die 
in einigen Ländern positiv und in andern negativ zu Buche 
schlagen, ohne dass Spielraum für Änderungen des Wechsel­
kurses oder des Zinssatzes ( 24 ) besteht, erfordert den Einsatz 
anderer wirtschaftspolitischer Anpassungsinstrumente. Abge­
sehen von den Preisen und Löhnen und Gehältern, die im All­
gemeinen wenig flexibel sind, ist laut Volkswirtschaftslehre ein 
flexibles und mit mehr Mitteln als bisher ausgestattetes Haus­
haltssystem das einzige wirksame Instrument. Dies würde Mit­
telübertragungen von Bereichen, die von den Schocks profitiert 
haben, auf geschädigte Bereiche ermöglichen, entweder durch 
automatische Stabilisierungsmechanismen oder durch die 
Finanzierung von gesamteuropäischen Investitionsvorhaben 
(z.B. durch die Ausgabe von Euro-Anleihen) ( 25 ).
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4.6 Zur Herstellung eines Gleichgewichts zwischen anreiz- 
und sanktionsbasierten Ansätzen zum Ausgleich übermäßiger 
makroökonomischer Ungleichgewichte in der Eurozone spricht 
sich der EWSA dafür aus, dass die Geldbußen nicht, wie es die 
Kommission vorschlägt, nach der Höhe ihres jeweiligen BNE 
unter die Mitgliedstaaten verteilt werden, sondern in den Euro­
päischen Stabilitätsmechanismus fließen. 

4.7 Auch in dieser Stellungnahme möchte der EWSA bekräf­
tigen ( 26 ), dass bei Vorschriften und Automatismen immer die 
Gefahr besteht, dass sie im Hinblick auf die Prävention von 
schweren Krisen, die ja fast immer von außerordentlichen und 
nicht vorhersehbaren Ereignissen ausgelöst werden, nicht nur 
unwirksam bleiben, sondern dass sie die Situation sogar ver­
schärfen können. Dies könnte zum einen das Vertrauen in die 
EU-Institutionen schmälern, die aus der Sicht der europäischen 
Bürger vor politischen Entscheidungen zurückschrecken und 
sich lieber auf die Brüsseler Eurokraten verlassen, wie die Euro­
barometer-Umfragen zeigen ( 27 ). Zum anderen führen diese Vor­
schriften und Automatismen zu einem traditionellen Lösungs­
ansatz, der die Bereiche Wachstum, soziale Gerechtigkeit und 
Umwelt vernachlässigt, wodurch die ehrgeizigen Ziele der Eu­
ropa-2020-Strategie bereits im Keim erstickt werden könnten. 

4.8 Der gleiche kurzfristige Ansatz, der das Finanzgeschäft 
bestimmt und als latenter Krisenfaktor ausgemacht zu sein 
schien, wird nunmehr offenbar zum Leitprinzip der europäi­
schen Politik ( 28 ). Ad-hoc-Maßnahmen sowohl der EU-Institio­
nen als auch auf zwischenstaatlicher Ebene ( 29 ) sind die vorherr­
schenden Antworten auf Krisensituationen, die rasche Entschei­
dungen verlangen, oder auf Entwicklungen der öffentlichen Mei­
nung in den wichtigsten Mitgliedstaaten, die von den Politikern 
- insbesondere wegen der immer neuen Wahltermine - mit 
größter Aufmerksamkeit beobachtet werden. 

5. Potenzial der Maßnahmen zur Behebung makroöko­
nomischer Ungleichgewichte 

5.1 Eine wirksame Koordinierung der europäischen Wirt­
schaftspolitik, die sich nicht von Wahlkämpfen und plötzlichen 
Meinungsumschwüngen in der Bevölkerung beeinflussen lässt, 
setzt eine stärkere Stellung des Europäischen Parlaments, des 
Ausschusses der Regionen und des EWSA – d.h. der die Bürger 
und die Zivilgesellschaft vertretenden Institutionen – voraus. 
Aus diesen Institutionen kann die Kommission für die von ihr 
vorgesehene Koordinierung und für die entsprechenden Präven­
tiv- und Korrekturmaßnahmen eine starke demokratische Legi­
timierung schöpfen und dadurch den breiten Konsens finden, 
der für eine wirksame Umsetzung dieser Maßnahmen erforder­
lich scheint. 

5.2 Zurzeit scheint das Parlament jedoch beim Europäischen 
Semester nur eine geringe Rolle in der Anfangsphase der De­
batte und bei der ersten Ausrichtung des Koordinierungsprozes­
ses zu spielen. Es könnte jedoch eine größere und effizientere 
Rolle ausfüllen, wenn seine Tätigkeit mit der der nationalen 

Parlamente, die die Haushalte der einzelnen Mitgliedstaaten 
erörtern und verabschieden, abgestimmt würde. Das EP kann 
sogar entscheidend dazu beitragen, dass der makroökonomi­
schen Referenzrahmen, die Prioritäten bei der Problemlösung 
und die Ermittlung der zu ergreifenden wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen breiten Rückhalt finden. Es könnte das Forum sein, 
in dem eine gemeinsame Strategie vereinbart wird, die sich nicht 
nur auf Vorschriften und formale Verfahren beschränkt, sondern 
im Einzelnen auf konkrete Maßnahmen zur Stärkung des Ver­
trauens und zur Erfüllung der Erwartungen der europäischen 
Bürger eingeht. 

5.3 Die Fokussierung auf die Ungleichgewichte bei der Wett­
bewerbsfähigkeit erfordert, dass den Verhandlungen zwischen 
Regierungen, Sozialpartnern und Zivilgesellschaft zunehmend 
Aufmerksamkeit geschenkt wird, insbesondere in der Eurozone, 
in der die Mitgliedstaaten nicht mehr über die Möglichkeit 
schwankender Wechselkurse verfügen. Die Beziehungen zwi­
schen den Regierungen, den Partnern des sozialen Dialogs (Ge­
werkschaften und Unternehmensverbände) und der Zivilgesell­
schaft sollten daher fester Bestandteil der von der Kommission 
konzipierten Strategie sein. 

5.4 In diesem Rahmen kann der EWSA entsprechend seiner 
Rolle als die europäischen Institutionen beratendes Organ durch 
eine effektive Mitwirkung zur Verbesserung der wirtschaftspoli­
tischen Steuerung der EU beitragen, da er als Forum den Aus­
tausch zwischen den repräsentativen Organisationen der Zivil­
gesellschaft fördern kann. Der Mehrwert des EWSA besteht ge­
rade darin, dass in ihm die Organisationen vertreten sind, die - 
nach sorgfältiger Bewertung - den Konsens über die Wirtschafts­
politik in den Mitgliedstaaten mittragen können. Dadurch kann 
der Ausschuss einen wichtigen Beitrag dazu leisten, dass nicht 
nur die Politiker, sondern auch und vor allem die Bürger der 
Mitgliedstaaten Engagement zeigen und Eigenverantwortung 
übernehmen. 

5.4.1 Der EWSA könnte eine jährliche Sondersitzung orga­
nisieren, um die Empfehlungen und die Möglichkeiten für einen 
Konsens über die Reformen auf nationaler Ebene unter Berück­
sichtigung der sozialen Auswirkungen dieser Maßnahmen zu 
erörtern ( 30 ). Diese Debatte könnte jeweils im Herbst nach der 
formellen Entscheidung über die Empfehlungen an die Mitglied­
staaten stattfinden und ihre Schlussfolgerungen könnten die 
Grundlage für entsprechende Diskussionen mit den nationalen 
Wirtschafts- und Sozialräten, den nationalen Parlamenten und 
dem EP bilden. Dabei könnten die verabschiedeten Strategien 
einer angemessenen Bewertung unterzogen und die als nützlich 
erachteten Strategien auf nationaler Ebene entsprechend verbrei­
tet und propagiert werden. 

5.5 Zudem sollte ein verstärkter und zielgerichteter Einsatz 
des makroökonomischen Dialogs gefördert werden. Durch einen 
Qualitätssprung könnte dieser Dialog zu einem Instrument wer­
den, mit dem die Regierungen und die Sozialpartner die Wirt­
schaftslage auf EU-Ebene und die zu ergreifenden Maßnahmen 
gemeinsam bewerten, und zwar in enger Verbindung mit dem 
sozialen Dialog und den Vereinbarungen auf nationaler Ebene, 
um die Entwicklungen in der EU insgesamt und in den einzel­
nen Mitgliedstaaten unter Wahrung der Sozialverträglichkeit 
miteinander in Einklang zu bringen.
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( 26 ) Siehe Stellungnahme des EWSA zum Thema „Stärkung der wirt­
schaftspolitischen Koordinierung“, ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7. 

( 27 ) Der Vertrauensverlust vollzieht sich nicht so sehr in Bezug auf die 
EU-Institutionen an sich, sondern vielmehr bei der Frage, ob die 
EU-Mitgliedschaft überhaupt sinnvoll ist. Daten der Eurobarometer- 
Umfrage 73, erste Ergebnisse, Fragen QA9a und QA10a. 

( 28 ) MONTI M., Europe must buck short-term tendencies, Financial Ti­
mes, 13. Dezember 2010. 

( 29 ) Zum Beispiel der Pakt für Wettbewerbsfähigkeit, den die Regierun­
gen Frankreichs und Deutschlands am 4. Februar 2011 vorstellten. 

( 30 ) Siehe Stellungnahme des EWSA „Stärkung der wirtschaftspolitischen 
Koordinierung“, ABl. C 107 vom 6.4.2011, S. 7.



5.5.1 Die Vermeidung und Korrektur der Ungleichgewichte 
darf nicht der Kommission und den einzelstaatlichen Regierun­
gen allein überlassen werden ( 31 ). Der Prozess der Bildung der 
Löhne und Gehälter und der Preise ist ein entscheidender As­
pekt des allgemeinen Systems zur Überwachung der makroöko­
nomischen Ungleichgewichte, weshalb bei allen politischen 
Maßnahmen in diesem Bereich Art. 153 Abs. 5 des Vertrags 
zu beachten ist und die Sozialpartner auf nationaler und euro­
päischer Ebene einbezogen werden müssen. In diesem Rahmen 
kann der makroökonomischen Dialog auf europäischer Ebene 
durch eine feste Struktur und Organisation gestärkt und auf 
nationaler Ebene besser mit dem sozialen Dialog und den vor­

handenen Gremien verknüpft werden. Die nationalen Regierun­
gen sollten die Präsenz von Unternehmen und Gewerkschaften 
in diesen Gremien sowie die damit zusammenhängenden For­
men der Tarifverhandlungen fördern und konkret unterstützen. 
Angesichts der Komplexität und der Verzögerungen bei der 
Korrektur der Ungleichgewichte durch nationale Reformen 
wäre die Stärkung des makroökonomischen Dialogs ein wirk­
sameres, schneller anschlagendes und koordiniertes Instrument, 
das für die notwendige Kohärenz zwischen den makroökonomi­
schen Problemen und den Entwicklungen des Arbeitsmarktes 
sorgen kann. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 31 ) WATT A., Economic Governance in Europe: A Change of Course 
only after ramming the Ice (Wirtschaftspolitische Steuerung in Eu­
ropa: Kurswechsel erst nach dem Rammen des Eisbergs), Social 
Europe Journal, 30. Juli 2010, im Internet abrufbar unter: www. 
social-europe.eu/2010/07/economic-governance-in-europe-a- 
change-of-course-only-after-ramming-the-ice. WATT A., European 
economic governance: what reforms are to be expected and what 
are needed? (Wirtschaftspolitische Steuerung in Europa: welche Re­
formen sind zu erwarten und welche sind nötig?), Diskussions­
papier für European Alternatives, 2010, im Internet abrufbar unter: 
www.euroalter.com/wp-content/uploads/2010/11/Watt-ENG.pdf.
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Weißbuch: 
Sicherungssysteme für Versicherungen“ 

KOM(2010) 370 endg. 

(2011/C 218/10) 

Berichterstatter: Joachim WUERMELING 

Die Europäische Kommission beschloss am 12. Juli 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Weißbuch: Sicherungssysteme für Versicherungen“ 

KOM(2010) 370 endg. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 5. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
148 gegen 7 Stimmen bei 10 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt das Weißbuch der Europäischen Kommission zu Siche­
rungssystemen für Versicherungen. Er unterstützt die Bemühun­
gen der Kommission, innerhalb der EU Maßnahmen zum 
Schutz von Versicherungsnehmern vorzuschlagen. 

1.2 Der EWSA unterstützt die Bemühungen der Kommission 
zur Einführung von harmonisierten Regeln für Sicherungssys­
teme. Er bestärkt die Kommission in der Absicht, eine europäi­
sche Richtlinie mit hohem Schutzniveau in der Form der Mini­
malharmonisierung vorzusehen, damit die nationalen Systeme 
auch einen weiteren Schutzumfang vorsehen können. Das Si­
cherungssystem soll als letztes Mittel („last resort“) eingesetzt 
werden, wenn andere Instrumente, etwa aufsichtsrechtliche, aus­
geschöpft sind. 

1.3 Es sollte dabei berücksichtigt werden, dass in den letzten 
Jahren erheblich verbesserte Vorkehrungen für die Solvabilität 
von Versicherungen durch Aufsicht und Eigenkapitalanforderun­
gen getroffen worden sind. Die Konkursquote bei Versicherun­
gen ist empirisch gering und sollte aufgrund dieser Maßnahmen 
weiter sinken. Dies sollte bei der Konzeption der Sicherungs­
systeme berücksichtigt werden, damit Nutzen und Kosten in 
einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Der EWSA spricht 
sich deshalb für EU-Vorgaben aus, die einerseits das Ziel der 
Sicherung von Verbrauchern und Beschäftigten erreichen und 
andererseits den Aufwand für die Unternehmen und Versicherte 
gering halten. 

1.4 Aus Sicht des EWSA ist es richtig, dass die Kommission 
im Weißbuch die Frage einer unbegrenzten Deckung der Siche­
rungssysteme problematisiert. Es muss vermieden werden, dass 
solide Versicherungsunternehmen durch unbegrenzte Einstands­
pflichten selbst in eine Schieflage geraten. Deshalb begrüßt der 
EWSA, dass die Kommission im Weißbuch erwägt, Beschrän­
kungen der Ansprüche einzuführen. 

1.5 Besonderes Augenmerk sollte die Kommission im Fall 
einer Legislativinitiative der Frage schenken, zu welchem 

Zeitpunkt das Sicherungssystem eingesetzt werden kann. Aller­
dings sollten vor dem Eingreifen des Sicherungssystems alle 
aufsichtsrechtlichen Eingriffsmöglichkeiten ausgeschöpft sein. 
Ein Unterschreiten der Mindestkapitalanforderungen nach Sol­
vency II muss für die Aktivierung des Sicherungssystems aus­
reichen. 

1.6 Der EWSA empfiehlt, zur Frage der finanziellen Ausstat­
tung der Systeme die verschiedenen Optionen auf der Grundlage 
der Ergebnisse der „fünften quantitativen Auswirkungsstudie 
(QIS 5)“ zu Solvency II noch einmal zu prüfen. Es dürfte sich 
empfehlen, auf EU-Ebene ein bestimmtes Schutzniveau festzule­
gen, die spezifische Ausstattung aber nach dem jeweiligen na­
tionalen Risiko und jeweiligen Spartenrisiko zu bestimmen. 

1.7 Mit Rücksicht auf die bestehenden nationalen Siche­
rungssysteme sollte die europäische Regelung einen hohen 
und angemessenen Schutzstandard vorschreiben. Die Fragen 
der Ausgestaltung können dann der Ausführung durch die Mit­
gliedstaaten überlassen bleiben, so die Aufbringung der Beiträge 
im Detail, der Zeitpunkt der Finanzierung, die Entscheidung 
über Bestandsfortführung oder Entschädigung und die Einfüh­
rung von spezifischen Sicherheitssystemen für die jeweiligen 
Sparten. 

2. Einleitung 

2.1 Versicherungen decken für den Verbraucher elementare 
Risiken wie Krankheit, Unfall oder Haftpflicht ab und sorgen für 
das Alter vor ( 1 ). Ein Versicherungsausfall kann zu einem irrepa­
rablen Verlust des gesamten oder von wesentlichen Teilen des 
Vermögens des Verbrauchers bis hin zur Verarmung führen. 

2.1.1 Die Frage der Notwendigkeit eines Sicherungssystems 
stellt sich in den Versicherungszweigen unterschiedlich dar. 
Während bei der Lebensversicherung regelmäßig die Gefahr be­
steht, dass das angesparte Kapital verloren geht, ist dies in der 
Schadenversicherung nicht der Fall.

DE 23.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 218/61 

( 1 ) ABl. C 48 vom 15.2.2011, S. 38, Ziffer 1.4.



2.1.2 Die kapitalbildende Lebensversicherung dient der lang­
fristigen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung. Bei ihrem Aus­
fall wäre ohne Insolvenzschutz ein wesentlicher Teil der pri­
vaten Vorsorge entwertet. Im Ernstfall müssten staatliche Sozial­
systeme einspringen. Somit ist aus der Sicht des EWSA hier die 
Einführung von Sicherungssystemen am dringlichsten. 

2.1.3 In der Schadens- und Haftpflichtversicherung müssen 
die Versicherungsnehmer geschützt werden, die zum Zeitpunkt 
der Insolvenz einen noch nicht regulierten Anspruch auf eine 
Schadenleistung hatten. Für die anderen Versicherten stellt sich 
jedoch nicht das Problem, einen neuen Vertrag bei einem ande­
ren Versicherer nur zu ungünstigeren Konditionen zu erhalten, 
da der Versicherungsnehmer in der Zwischenzeit gealtert ist 
oder sich sein Gesundheitszustand verschlechtert hat. Eine An­
schlussdeckung kann regelmäßig zu vergleichbaren Konditionen 
am Markt beschafft werden. 

2.2 Von den 5 200 Versicherungsunternehmen (2008) wur­
den nach Angaben der Kommission seit 1994 130 Unterneh­
men zahlungsunfähig. Hierbei ist aber zu berücksichtigen, dass 
die Unternehmen gesetzlich gezwungen sind, Eigenkapital vor­
zuhalten, mit dem die Ansprüche der Versicherungsnehmer in 
einem solchen Fall ganz oder zumindest zum Teil befriedigt 
werden können. 

2.3 Es wurde deshalb bislang nicht für erforderlich gehalten, 
europaweit Sicherungssysteme für den seltenen Fall der Insol­
venz eines Versicherers einzuführen. Zwar hatte die Kommis­
sion 2001 mit Vorarbeiten für eine Richtlinie begonnen. Das 
Projekt wurde aber zurückgestellt. Kollektive Sicherungssysteme 
sind in marktwirtschaftlichen Systemen nicht üblich, wurden 
aber im Finanzbereich mit Blick auf die besonderen Risiken 
für die Verbraucher vielfach eingeführt. 

2.4 Im Bankenbereich ist eine europaweite Einlagensicherung 
wegen der Gefahr eines die Finanzmärkte grundlegend destabi­
lisierenden „Runs“ bereits seit 1994 vorhanden ( 2 ). Sie wird der­
zeit aktualisiert ( 3 ). Die Risiken im Versicherungssektor sind je­
doch andere als bei Banken. Insbesondere gibt es keinen Run 
und keinen Refinanzierungsbedarf. Deshalb muss ein effektives 
System für Versicherungen strukturell anders ausgestaltet wer­
den als für Banken. 

2.5 Um den Kunden vor dem Verlust seiner Ansprüche zu 
schützen, hat der Gesetzgeber bei Versicherungen umfangreiche 
Vorkehrungen getroffen: eine umfassende, proaktive Aufsicht, 
hohe Eigenkapitalanforderungen, strenge Regeln für die Kapital­
anlage und Schutz der Anwartschaften im Konkursrecht. Mit der 
Umsetzung der Solvency-II-Richtlinie wird die Gefahr der finan­
ziellen Schieflage eines Versicherers weiter gesenkt ( 4 ). 

2.6 Die Risiken der Erstversicherung werden zudem durch 
Rückversicherungen besonders abgesichert, was das Konkurs­
risiko weiter vermindert. Durch die Zusammenfassung und Di­
versifizierung einer Vielzahl von Risiken auf der Ebene der 
Rückversicherung wird ein starker Verbund der Versicherer ge­
schaffen, der den Verbraucher zusätzlich schützt. 

2.7 Zudem hat die EU in der Folge der Finanzmarktkrise die 
Finanzaufsicht auf eine völlig neue, europäische Grundlage ge­
stellt. Dazu gehört im Bezug auf Versicherungen auch die Schaf­
fung einer „Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versiche­
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung“ (EIOPA). 

2.8 Der Versicherungssektor ist in der Finanzkrise weit­
gehend stabil geblieben. Er war nicht ihr Auslöser ( 5 ), wurde 
jedoch von ihren Auswirkungen betroffen. Europäische Ver­
sicherer haben Abschreibungen vornehmen müssen und die 
durch die Rettungsaktionen und die Geldpolitik niedrig gehalte­
nen Zinsen erschweren es den Versicherern, die erforderlichen 
Renditen auf die Kapitalanlagen zu erwirtschaften. Spektakuläre 
Schieflagen in der Branche, etwa der US-amerikanischen AIG 
oder jüngst Ambac, sind nicht durch die klassische Versiche­
rungstätigkeit, sondern durch bankähnliche Absicherungs­
geschäfte entstanden. Dies ist auch in der Zukunft möglich, 
insbesondere bei Unternehmen und Finanzkonglomeraten, die 
sowohl das Bank- als auch das Versicherungsgeschäft betreiben. 

2.9 In 12 von 27 Mitgliedstaaten bestehen bereits Siche­
rungssysteme für Versicherungen ( 6 ). Sie sind sehr komplex: In 
manchen Mitgliedstaaten besteht eine Sicherung nur für be­
stimmte Sparten. Zudem ist der Deckungsumfang der Systeme 
unterschiedlich. Zum Teil gibt es auch staatliche Garantien. 

2.10 Europaweit aktive Versicherungskonzerne arbeiten in 
den nationalen Märkten in aller Regel mit national eigenständi­
gen Tochterunternehmen, die dort in die jeweiligen nationalen 
Sicherungssysteme einzahlen würden. Käme ein großes europäi­
sches Unternehmen in eine Schieflage, würden die nationalen 
Sicherungssysteme in der Regel ausreichend sein, um die Kun­
den zu schützen. Der EWSA regt jedoch an, mit einem euro­
päischen Sicherungssystem für grenzüberschreitend tätige Ver­
sicherungsunternehmen für den Fall vorzusorgen, dass die na­
tionalen Sicherungssysteme nicht ausreichen würden. 

2.11 Die entstehenden Kosten eines Sicherungssystems wer­
den letztlich über höhere Prämien auf die Versicherungsnehmer 
umgelegt. Zwar wird der einzelne Verbraucher vor der Insol­
venz geschützt. Die Gesamtheit der Verbraucher trägt jedoch 
dafür die Kosten. 

3. Anmerkungen zu den Überlegungen der Kommission in 
Kapitel 3 des Weißbuchs 

3.1 Art möglicher Maßnahmen auf EU-Ebene (Weißbuch 3.1) 

Die nationalen Versicherungsmärkte unterscheiden sich stark im 
Hinblick auf Produkt- und Risikostruktur. Es sollte deshalb das 
Instrument einer Richtlinie zur Mindestharmonisierung gewählt 
werden, damit die Mitgliedstaaten den nationalen Besonderhei­
ten im Insolvenz-, Vertrags-, Steuer- und Sozialrecht sowie der 
Möglichkeit der Beibehaltung bestehender und bewährter Siche­
rungseinrichtungen, sofern sie mit den Bestimmungen der 
Richtlinie im Einklang stehen, gebührend Rechnung tragen kön­
nen.
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( 2 ) ABl. L 135 vom 31.5.1994, S. 5; ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22. 
( 3 ) KOM(2010) 368 endg. 2010/0207 (COD) vom 12.7.2010. 
( 4 ) ABl. C 224/11 vom 30.8.2008, Ziffer 3.1. 

( 5 ) ABl. C 48 vom 15.2.2011, S. 38, Ziffer 1.3. 
( 6 ) Einen umfassenden Überblick zu solchen Systemen in den 

OECD-Staaten gibt der Bericht Nr. DAF/AS/WD (2010) 20 der 
OECD vom 10. November 2010.



3.2 Zentralisierungsniveau und Rolle der Sicherungssysteme für 
Versicherungen (Weißbuch 3.2) 

3.2.1 In erster Linie kommt es darauf an, dass es gar nicht 
erst zu einer Insolvenz eines Versicherers kommt. Hierfür muss 
zunächst ein effizientes Aufsichtssystem sorgen. Gelingt dies 
nicht, können die Sicherungssysteme genutzt werden. 

3.3 Geografischer Geltungsbereich (Weißbuch 3.3) 

Die Kommission favorisiert zu Recht das Heimatlandprinzip. 
Dies stimmt mit den Grundsätzen der europäischen Versiche­
rungsaufsicht überein: Die Beaufsichtigung aller Aktivitäten der 
in der EU zugelassenen Versicherer erfolgt nach Solvency II in 
ihrem Heimatland. Dies gilt auch für das Geschäft, das im Wege 
der Niederlassungsfreiheit über unselbstständige Niederlassungen 
oder der Dienstleistungsfreiheit über grenzüberschreitende 
Dienstleistungen betrieben wird. 

3.4 Gedeckte Policen (Weißbuch 3.4) 

3.4.1 Aufgrund der Unterschiede in der Lebens- und Scha­
denversicherung ist es sinnvoll, für diese Bereiche separate Si­
cherungseinrichtungen zu schaffen. Innerhalb der Sparten ist das 
Risiko halbwegs homogen. Die Rechtfertigung für ein gegen­
seitiges Eintreten ist hier noch vertretbar. Hingegen fällt es 
schwer zu begründen, warum z.B. Hausratversicherte Beiträge 
für ein Sicherungssystem tragen müssen, aus dem Mittel für 
das Auffangen eines Lebensversicherers bereitgestellt werden. 
Da dies von nationalen Besonderheiten abhängen kann, wie 
etwa davon, ob es im jeweiligen Markt eine Verpflichtung zu 
rechtlich getrennten Unternehmen der verschiedenen Versiche­
rungssparten gibt (sog. Spartentrennungsprinzip), sollte der eu­
ropäische Gesetzgeber insoweit den Mitgliedstaaten freie Hand 
lassen. 

3.4.2 In Bezug auf die Kraftfahrtversicherung und im Ein­
klang mit der Stellungnahme des CEIOPS (Ausschuss der Euro­
päischen Aufsichtsbehörden für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung) vertritt der EWSA die Ansicht, 
dass dieser Bereich aus Gründen der Klarheit, wettbewerblichen 
Ausgewogenheit und besseren Verständlichkeit für die Verbrau­
cher in die künftige Richtlinie über Sicherungssysteme für Ver­
sicherungen aufgenommen werden sollte. 

3.4.3 Der Schutz von Betriebsrenten wird von den Vorschlä­
gen der Kommission nicht umfasst. Nur betriebliche Rentenver­
sicherungen im klassischen Sinne fallen unter das Sicherungs­
system. Der EWSA sieht allerdings auch bei anderen Betriebs­
renten Handlungsbedarf und spricht sich dafür aus, diese Frage 
in den Rahmen der Folgemaßnahmen des Grünbuchs Pensionen 
einzubeziehen. 

3.4.4 Eine angemessene und verkraftbare Beteiligung des 
Versicherungsnehmers ist ein wirksamer Anreiz, sich über die 
Solidität des Versicherers zu informieren, soweit das dem Ver­
braucher möglich ist. 

3.4.5 Sinnvoll wären Obergrenzen oder andere Formen für 
die Limitierung der Leistungen des Sicherungssystems, wie Ba­
gatellgrenzen oder Selbstbehalte, wie sie auch CEIOPS in seiner 
Stellungnahme vorschlägt. Dabei dürfen die Versicherungsneh­
mer nicht durch eine Kumulation der Einschränkungen über­
fordert werden. Hierdurch würde eine spürbare Entlastung der 

Sicherungssysteme erreicht, die sich auf die Kosten niederschla­
gen würde. Mithin würde auch die Gemeinschaft der Versicher­
ten profitieren, die letztlich die Kosten trägt. 

3.5 Anspruchsberechtigte (Weißbuch 3.5) 

3.5.1 Zu Recht führt die Kommission aus, dass eine Siche­
rung zu Gunsten aller Marktteilnehmer zu unverhältnismäßig 
hohen Kosten führen würde. Im ersten Satz des Weißbuchs 
werden Sicherungssysteme als eine Maßnahme des Verbraucher­
schutzes vorgestellt. Das bedeutet jedoch nicht, dass sich der 
geschützte Personenkreis auf Verbraucher beschränken muss. 
Vielmehr sollte er sich auch auf diejenigen erstrecken, die im 
nationalen Recht mehrerer Staaten denselben Schutz genießen 
wie Verbraucher, sei es als Versicherungsnehmer, Versicherte 
oder Begünstigte. 

3.5.2 Den Mitgliedstaaten sollte freigestellt werden, rein ge­
werbliche Versicherungen, z.B. für Betriebsunterbrechungen 
oder Transport, aus dem Anwendungsbereich der Sicherungs­
systeme von vorneherein auszunehmen. Ebenfalls sollten die 
Mitgliedstaaten darüber entscheiden, ob die Einbeziehung von 
kleinen Unternehmen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
sinnvoll erscheint. 

3.6 Besonderes Augenmerk sollte die Kommission im Fall 
einer Legislativinitiative der Frage schenken, zu welchem Zeit­
punkt das Sicherungssystem eingesetzt werden kann und wer 
darüber entscheidet. Die Kommission erwägt den Einsatz des 
Sicherungssystems nicht erst im Konkursfall, sondern schon 
zur Abwendung eines Konkurses. Nach Auffassung des EWSA 
muss, damit dieses System Wirkung entfalten und seinem Sinn 
und Zweck gerecht werden kann, ein Unterschreiten der Min­
destkapitalanforderungen nach Solvency II für die Aktivierung 
des Sicherungssystems ausreichen. 

3.7 Finanzierung (Weißbuch 3.6) 

3.7.1 Z e i t p u n k t d e r F i n a n z i e r u n g ( W e i ß b u c h 
3.6.1) 

3.7.1.1 Die Frage, ob eine ex-post-, eine ex-ante-Finanzierung 
oder ein Mischsystem zu wählen ist, wird kontrovers diskutiert. 
Alle Systeme haben Vor- und Nachteile. 

3.7.1.2 Eine ex-post-Finanzierung entzieht dem Markt weni­
ger Liquidität, was über niedrigere Kosten auch die Prämien für 
die Versicherungsnehmer senkt. Sie vermeidet das Problem einer 
Zwischenanlage der eingesammelten Mittel. Bei einer 
ex-post-Finanzierung wird nicht bereits vor Eintritt eines Insol­
venzfalls ein Teil der Mittel für die Verwaltung verbraucht. 

3.7.1.3 Eine ex-post-Finanzierung macht es hingegen schwie­
rig, dem Problem des Moral Hazard zu begegnen. Da gerade 
unsolide Marktteilnehmer zum Finanzierungszeitpunkt infolge 
ihrer Insolvenz aus dem Markt ausgeschieden sind, können sie 
nicht mehr zur Kostentragung herangezogen werden. 

3.7.1.4 Der Vorteil der ex-ante-Finanzierung liegt vor allem 
darin, dass die Beiträge am Insolvenzrisiko bemessen werden 
können. Marktteilnehmer mit riskantem Geschäftsgebaren wer­
den stärker herangezogen. Auch lassen sich prozyklische Effekte 
bei einer ex-ante-Finanzierung eher vermeiden als bei einer 
ex-post-Finanzierung.
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3.7.1.5 Für die Effizienz eines Sicherungssystems kann die 
Frage des Finanzierungszeitpunkts entscheidend sein. Ein 
Ex-nunc-Finanzierungssystem hat weit mehr Vorteile als Nach­
teile, und es ist nicht ersichtlich, warum nationalen Traditionen 
und Besonderheiten entsprechend, die Entscheidung den Mit­
gliedstaaten überlassen bleiben sollte. Um die Effizienz des Sys­
tems zu gewährleisten, sollte in der Richtlinie eine einzige 
Ex-nunc-Finanzierungsform vorgesehen werden. 

3.7.2 Z i e l a u s s t a t t u n g ( W e i ß b u c h 3.6.2) 

3.7.2.1 Die finanziellen Aufwendungen für die Sicherungs­
systeme sollten begrenzt werden, wie es auch CEIOPS in seiner 
Stellungnahme fordert. Eine unbegrenzte Deckungspflicht würde 
die finanziellen Risiken für das einzelne Unternehmen unkalku­
lierbar machen. Sie würde dazu führen, dass jeder Versicherer 
für den gesamten Markt haftet ( 7 ). Das Risikomanagement des 
einzelnen Unternehmens würde nicht mehr von eigenen Ent­
scheidungen, sondern maßgeblich vom Risikoverhalten der üb­
rigen Wettbewerber abhängen. 

3.7.2.2 Die Kommission hat als ersten Aufschlag eine Ziel­
ausstattung der Sicherungseinrichtungen von etwa 1,2 % der 
gebuchten Brutto-Beitragseinnahmen angesetzt. Der EWSA 
würde es begrüßen, wenn die verschiedenen Optionen auf der 
Grundlage der aktuell verfügbaren Zahlen zu Solvency II noch 
einmal geprüft werden könnten. Dabei sollte auch berücksichtigt 
werden, dass Solvency II und weitere Interventionsmechanismen 
zum besseren Schutz der Versicherungsnehmer eingeführt wor­
den sind. Dies hat auch CEIOPS in seiner Stellungnahme betont. 

3.7.2.3 Die Kommission geht in ihren Berechnungen von 
einer durchschnittlichen Eintrittswahrscheinlichkeit des Siche­
rungssystems von 0,1 Prozent aus. Allerdings ist die Grundlage 
eine Eigenkapitalbedeckung von 100 Prozent des Solvency Ca­
pital Requirements (SCR). Sollte in Mitgliedstaaten und Sparten 
das Eigenkapital das SCR übersteigen, sinkt das Konkursrisiko 
entsprechend. Die Richtlinie sollte es deshalb ermöglichen, dass 
die nationalen Sicherungssysteme die Ausstattung nach dem 
tatsächlichen Schadensrisiko in den nationalen Märkten und in 
den Sparten bemessen. 

3.7.2.4 Die Kommission befasst sich in dem Weißbuch nicht 
mit der Frage, ob in das Sicherungssystem erneut eingezahlt 
werden muss, wenn ein Schaden eingetreten ist. Dazu bedarf 
es aber klarer Regeln und Grenzen, damit eine unbegrenzte 
Haftung ausgeschlossen wird und die Unternehmen ihre Ver­
pflichtungen im Voraus kennen und dafür vorsorgen können. 

3.7.3 B e i t r ä g e ( W e i ß b u c h 3.6.3) 

3.7.3.1 Die Beitragsordnung sollte auf vorhandenen Daten 
aufbauen, um den bürokratischen Aufwand zu reduzieren. In 
der Lebensversicherung könnte an die vorhandenen Kapitalanla­
gen und in der Schadenversicherung an die Höhe der versiche­
rungstechnischen Rückstellungen angeknüpft werden. Auch die 
Ausstattung mit Eigenkapital gemessen an dem SCR könnte ein 
Kriterium sein. Der europäische Gesetzgeber sollte die Methodik 
festlegen und Einzelheiten der Beitragsordnung den Mitgliedstaa­
ten überlassen, damit sie auf nationale Besonderheiten Rücksicht 
nehmen können. 

3.7.3.2 Vor der Inanspruchnahme der Sicherungssysteme 
sollten solvente Versicherer die Gelegenheit erhalten, ohne fi­
nanzielle Zuwendungen gefährdete Unternehmen zu überneh­
men, wenn sie den Kundenbestand übernehmen wollen. 

3.8 Portfoliotransfer und/oder Entschädigung der Ansprüche 
(Weißbuch 3.7) 

3.8.1 Für Sicherungssysteme stehen zwei unterschiedliche 
Techniken zur Verfügung: eine punktuelle Entschädigungszah­
lung an den Versicherungsnehmer oder die Vertragsfortführung 
durch eine Insolvenzsicherungseinrichtung, nachdem der Be­
stand auf sie übertragen wurde. Dieser „Portfoliotransfer“ ist 
aus der Sicht des EWSA in der Lebensversicherung für den 
Versicherungsnehmer von Vorteil. In der Schaden- und Unfall­
versicherung hingegen dürften Ausgleichszahlungen zum Schutz 
des Verbrauchers ausreichend sein. Die europäische Richtlinie 
sollte jedenfalls nicht verhindern, dass das für den Verbraucher 
günstigere System genutzt wird. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE C 218/64 Amtsblatt der Europäischen Union 23.7.2011 

( 7 ) ABl. C 48 vom 15.2.2011, S. 38, Ziffer 2.7.3.1.



ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgender abgelehnter Änderungsantrag erhielt mindestens ein Viertel der Stimmen (Artikel 54 Absatz 3 der Geschäfts­
ordnung): 

Ziffer 2.10 

Wie folgt ändern: 

„Europaweit aktive Versicherungskonzerne arbeiten in den nationalen Märkten in aller Regel mit national eigenständigen 
Tochterunternehmen, die dort in die jeweiligen nationalen Sicherungssysteme einzahlen würden. Käme ein großes europäisches 
Unternehmen in eine Schieflage, würden die nationalen Sicherungssysteme in der Regel ausreichend sein, um die Kunden zu 
schützen. Der EWSA regt jedoch an, zu einem späteren Zeitpunkt mit einem europäischesn Sicherungssystem für grenzüber­
schreitend tätige Versicherungsunternehmen für den Fall zu erwägen vorzusorgen, dass die nationalen Sicherungssysteme nicht 
ausreichen würden“. 

Begründung 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt scheint ein EU-weites gegenseitiges Aufkommen für Verbindlichkeiten von Versicherungs­
unternehmen verfrüht. 

Ergebnis der Abstimmung über den Änderungsantrag: 

68 Ja-Stimmen, 

78 Nein-Stimmen und 

13 Stimmenthaltungen.
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission über die Überwachung und Meldung von Angaben über die Zulassung neuer 

Personenkraftwagen“ 

KOM(2010) 657 endg. 

(2011/C 218/11) 

Berichterstatter: Mihai MANOLIU 

Die Europäische Kommission beschloss am 10. November 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission über die Überwachung und Meldung von Angaben über die Zulassung neuer Personen­
kraftwagen“ 

KOM(2010) 657 endg. 

Die mit der Vorbereitung der Arbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch 
nahm ihre Stellungnahme am 5. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
148 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen 

1.1 Für den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
bedeutet nachhaltige Mobilität, dass der Personen- und Waren­
verkehr in ganz Europa so effizient wie möglich abgewickelt, 
der Emissionsausstoß verringert und der Kraftstoffverbrauch ge­
senkt werden. Dafür müssen Informationen über den bzw. die 
geeignetsten Verkehrsträger zur Verfügung stehen und der Zu­
gang zu diesen gewährleistet sein; außerdem muss in Technolo­
gie, Infrastruktur und Managementsysteme investiert werden, die 
eine freie und nachhaltige Mobilität fördern. 

1.2 Nach Ansicht des Ausschusses muss zur Förderung einer 
nachhaltigen Mobilität ein Rechtsrahmen gestaltet werden, in dem 
die europäische Automobilindustrie gedeihen und innovative Lösun­
gen finden sowie die Technologien und CO 2 -armen Fahrzeuge 
entwickeln kann, die für eine nachhaltige Zukunft notwendig 
sind. 

1.3 Der Ausschuss betont, dass der Rechtsrahmen für die 
Erreichung des Durchschnittsziels für Neufahrzeuge wettbe­
werbsneutrale, sozialverträgliche und nachhaltige Reduktions­
ziele gewährleisten sollte, die der Vielfalt der europäischen Au­
tomobilhersteller gerecht werden und zu keiner ungerechtfertig­
ten Verzerrung des Wettbewerbs zwischen den Automobilher­
stellern führen. 

1.4 Der Ausschuss begrüßt, dass die Europäische Kommis­
sion künftig eine „bessere Rechtsetzung“ anstrebt und „ein sinnvolles 
Zusammenwirken der verschiedenen Politikbereiche erreichen, die Poli­
tik berechenbar machen, das öffentliche Interesse wahren (z.B. bei 
Sicherheit und Umweltschutz) und zugleich die Belastung der Industrie 
durch Regelungen senken“ will. 

1.5 Der Ausschuss begrüßt außerdem das erklärte Anliegen, 
einen umfassenden Ansatz zu entwickeln und die unterschied­
lichen Dimensionen der Industrieentwicklung und ihrer Wett­
bewerbsfähigkeit sowie die verschiedenen Interessenträger mit ein­
zubinden. 

1.6 Nach Auffassung des Ausschusses müssen bei der Fest­
setzung von Emissionsnormen unbedingt die Auswirkungen auf 
die Verbraucher, die Märkte, die Wettbewerbsfähigkeit der Her­
steller, die Innovationsförderung und die Senkung des Energie­
verbrauchs berücksichtigt werden. Es ist wichtig, dass die Fahr­
zeughersteller Planungssicherheit vorfinden. 

2. Hintergrund 

2.1 Der EU-Markt für neue Personenkraftfahrzeuge verzeich­
nete 2010 einen Absatzrückgang um 5,5 %; laut den Daten des 
Verbands der Europäischen Automobilhersteller (ACEA) wurden 
insgesamt 13 360 599 neue Fahrzeuge zugelassen. Dieses Er­
gebnis ist auch darauf zurückzuführen, dass in vielen EU-Län­
dern die staatlichen Fördermaßnahmen zur Erneuerung der Au­
tomobilflotte ausliefen. Im Dezember 2010 wurden insgesamt 
1 009 638 Neuzulassungen registriert, d.h. ein Minus von 3,2 % 
im Vergleich zum Vorjahr. 

2.2 Die Nachfrage nach Neufahrzeugen ging im Dezember 
(Gesamtminus von 3,2 %) in Spanien (– 23,9 %), Italien 
(– 21,7 %) und dem Vereinigten Königreich (– 18 %) erheblich 
zurück. Der französische Automobilmarkt blieb stabil (– 0,7 %), 
wohingegen der deutsche Markt sogar einen Zuwachs um 6,9 % 
verzeichnete. 

2.3 Das PKW-Segment umfasst eine weitaus breitere Modell­
palette als je zuvor. Polyvalente neue Fahrzeugtypen wie Sport­
wagen und Softroaders bzw. Crossovers konkurrieren mit Li­
mousinen (Stufen- und Schräghecklimousinen), Coupes, Cabrios 
und Kombis um Marktanteile. Diese neuen Fahrzeugtypen sind 
in allen Fahrzeugsegmenten vom Kompaktwagen bis zur Luxus­
limousine vertreten. 

2.4 Für die Käufer ist dies eine gute Nachricht, da sie ein 
umfassenderes Angebot in Bezug auf Preis, Stil und Funktiona­
lität vorfinden. Das Verbraucherverhalten hat allerdings Auswir­
kungen auf die Gesamtemissionen von Personenkraftwagen. Da­
her sollten die Verbraucher darüber informiert werden, ob ein 
Neuwagen den Emissionszielen genügt.
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2.5 Nachhaltige Mobilität bedeutet, dass die Verbraucher eine 
echte Wahl haben; nachhaltige Mobilität bedeutet aber auch, die 
Verbraucher zum Kauf des Fahrzeugs zu bewegen, das ihren 
Anforderungen am besten entspricht, und ihnen eine umwelt­
freundliche Fahrweise beizubringen, um unnötige Umweltver­
schmutzung zu vermeiden und die Kosten zu senken. 

2.6 In Bezug auf die Automobilherstellung bedeutet nach­
haltige Mobilität, nachhaltigere Materialien zu finden, die Logis­
tik in der Lieferkette zu verbessern, um Abfälle und Emissionen 
möglichst zu vermeiden, und mehr Bauteile zu konzipieren, die 
nach Ablauf ihrer Lebensdauer wiederverwertet werden können. 

2.7 Die Maßnahmen der Mitgliedstaaten müssen auch kos­
teneffizientere Mittel zur CO 2 -Minderung, gemeinsame steuerli­
che Anreize sowie die Entwicklung alternativer Kraftstoffe und 
erneuerbarer Energieträger – gekoppelt an die entsprechende 
Infrastruktur – umfassen. 

2.8 Deshalb sollte eine neue Methode konzipiert werden, die 
es ermöglicht, die CO 2 -Einsparungen durch Fahrzeuge mit 
Zweistoffbetrieb oder mit alternativen Kraftstoffen betriebene 
Flex-Fuel-Fahrzeuge angemessen zu berücksichtigen. 

2.9 Die Industrie wird noch mehr in Technologien zur Emis­
sionsverminderung, darunter in intelligente Verkehrsmanage­
mentsysteme, investieren und die Effizienz der Motoren weiter 
verbessern müssen. 

2.10 Die EU hat eine ehrgeizige Strategie zur Verringerung 
der CO 2 -Emissionen von Straßenfahrzeugen vorgestellt, und es 
wurde bereits viel erreicht. Nach der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 zur Festsetzung von Emissionsnormen für neue 
Personenkraftwagen ( 1 ) muss das Ziel von 130 g CO 2 /km im 
Flottendurchschnitt für neue PKW bis 2015 erreicht sein. 

2.11 Die Automobilhersteller arbeiten an Möglichkeiten zur 
Verwirklichung der ehrgeizigen Ziele für CO 2 -Emissionen für 
Neuwagen für 2012 und des weitreichenderen Ziels für 2020. 
Die Automobilindustrie wird sich aktiv in die Debatte über 
nachhaltigen Verkehr einbringen. 

2.12 In den letzten 20 Jahren ist der CO 2 -Ausstoß von Per­
sonenkraft- und Nutzfahrzeugen erheblich gesunken, und zwar 
um rund 20 % seit 1995. Die Europäische Kommission hat 
diese Fortschritte und die Tatsache, dass Investitionen in die 
Fahrzeugtechnologie der Hauptimpulsgeber hierfür waren, aner­
kannt; für weitere erhebliche Verringerungen müssen nach Mei­
nung des Ausschusses Möglichkeiten jenseits der Fahrzeugtech­
nologie gesucht werden. 

2.13 Nach Ansicht des Ausschusses ist ein „integrierter An­
satz“ erforderlich, mit dem die Wettbewerbsfähigkeit und das 
nachhaltige Wachstum der Automobilbranche zur Sicherung 
des Produktionsstandorts Europa gewährleistet werden und 
gleichzeitig ein effizienter Rahmen für die Entwicklung und 
Markteinführung sauberer und energieeffizienter Fahrzeuge ge­
schaffen wird. 

2.14 Die Mitgliedstaaten sollten die Anzahl der nach diesen 
Verfahren zugelassenen Fahrzeuge erfassen, um die Auswirkun­
gen dieser Entwicklung auf den Prozess der Überwachung der 

durchschnittlichen CO 2 -Emissionen der Neuwagenflotte in der 
EU und die Erreichung des Emissionsziels entsprechend der 
Stellungnahme des Ausschusses für Klimaänderung bewerten 
zu können. 

2.15 Der Ausschuss erachtet die Festlegung gemeinsamer 
EU-Ziele für Neuwagen als unerlässlich, um einer Fragmentie­
rung des Binnenmarkts durch die Annahme unterschiedlicher 
Maßnahmen in den Mitgliedstaaten vorzubeugen. 

2.16 Gemeinsame Ziele bedeuten auch eine größere Pla­
nungssicherheit und mehr Flexibilität für die Hersteller bei der 
Erfüllung der Anforderungen zur CO 2 -Reduzierung als separate 
nationale Minderungsziele. 

3. Daten, Datenübermittlung, Datenquellen, Datenverwal­
tung und Datenkontrolle 

3.1 Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 
müssen die Mitgliedstaaten jedes Jahr bestimmte Angaben 
über neue Personenkraftwagen, die im vorangegangenen Kalen­
derjahr in ihrem Hoheitsgebiet zugelassen wurden, erfassen und 
der Europäischen Kommission übermitteln ( 2 ). 

3.2 Diese Daten dienen als Grundlage für die Bestimmung 
der Zielvorgaben für die spezifischen CO 2 -Emissionen für Her­
steller neuer Personenkraftwagen und für die Beurteilung, ob die 
Hersteller diese Ziele erfüllen. Die Vorschriften für die Erfassung 
und Meldung dieser Daten müssen harmonisiert werden. 

3.3 Um beurteilen zu können, ob jeder Hersteller seine Ziel­
vorgaben für die spezifischen CO 2 -Emissionen erfüllt, und um 
die notwendigen Erfahrungen mit der Anwendung der genann­
ten Verordnung zu sammeln, benötigt die Europäische Kommis­
sion ausführliche Angaben. Die Mitgliedstaaten sollten daher 
sicherstellen, dass diese Angaben erfasst und der Europäischen 
Kommission übermittelt werden. 

3.4 Unabhängig davon, welche Datenquelle jeder Mitglied­
staat zur Erstellung der aggregierten Überwachungsdaten und 
der ausführlichen Überwachungsdaten verwendet, basieren diese 
Daten auf den Angaben in der Übereinstimmungsbescheinigung 
des betreffenden Personenkraftwagens. 

3.5 Die wichtigsten Datenquellen, die die Mitgliedstaaten zur 
Datenerfassung ausschöpfen sollten, sind Konformitätsbescheini­
gungen oder Typgenehmigungsunterlagen. Die Zulassungs­
bescheinigung kann jedoch die Konformitätsbescheinigung für 
die Zulassung eines Fahrzeugs nicht ersetzen; sie wird erst nach 
der Fahrzeugzulassung ausgestellt. 

3.6 Es ist wichtig, dass die Daten über die Zulassung neuer 
Personenkraftwagen genau sind und für die Zwecke der Fest­
setzung der Zielvorgaben für die spezifischen Emissionen effek­
tiv verarbeitet werden können. Die Mitgliedstaaten sollten Infor­
mationen über neu zugelassene Fahrzeuge erfassen und melden, 
die für den Betrieb mit alternativen Kraftstoffen konstruiert sind, 
einschließlich des Prozentsatzes der Tankstellen in ihrem Ho­
heitsgebiet.
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3.7 Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Verwaltung, Sammlung, Kontrolle, Überprüfung und Übermitt­
lung der aggregierten Überwachungsdaten und der ausführlichen Überwachungsdaten. 

3.8 Da Daten herstellerbezogen überwacht und erfasst werden müssen, sollte der Hersteller eindeutig 
identifiziert werden können und anhand der Fabrikmarke erkennbar sein. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der 

Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden“ 

KOM(2010) 791 endg. — 2011/0001 (COD) 

(2011/C 218/12) 

Berichterstatter: Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER 

Der Rat und das Europäische Parlament beschlossen am 19. bzw. 18. Januar 2011, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu 
ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 über die Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zustän­
digen nationalen Behörden“ 

KOM(2010) 791 endg. — 2011/0001 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 5. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
104 gegen 13 Stimmen bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss befür­
wortet den Vorschlag der Kommission und begrüßt ihre Ab­
sicht, den Rechtsvorschriften der Europäischen Union größere 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit zu verleihen. 

1.2 Der EWSA bedauert jedoch, dass die vorgeschlagene Re­
vision inhaltlich so knapp gefasst ist und dass die Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004, deren Änderung sich aufgrund der Erfah­
rungen seit ihrem Inkrafttreten als erforderlich erwiesen hat, 
nicht in allen Aspekten angegangen wird. 

1.3 Der EWSA ersucht die Kommission, bei der nächsten 
Revision der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 die in dieser 
Stellungnahme enthaltenen Vorschläge zu berücksichtigen, da­
mit die Funktionsweise der derzeitigen Zusammenarbeit der 
zuständigen Behörden im Bereich des Verbrauchs verbessert 
werden kann. 

2. Hintergrund 

2.1 Der EWSA nahm zu dem Vorschlag für eine Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 befürwortend Stellung ( 1 ), monierte jedoch 
einige Unzulänglichkeiten, insbesondere in Bezug auf das Sys­
tem der gegenseitigen Amtshilfe und das System der Gegensei­
tigkeit, die zu Situationen führen könnten, die der Funktions­
weise des Binnenmarkts zuwiderlaufen. 

2.2 Am 27. Oktober 2004 wurde die Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 ( 2 ) über die Zusammenarbeit zwischen den für 
die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen na­
tionalen Behörden weitgehend entsprechend dem Kommissions­
vorschlag erlassen. 

3. Bericht über die Anwendung 

3.1 Am 2. Juli 2009 legte die Kommission einen Bericht 
über die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
vor ( 3 ). Darin werden der institutionelle Rahmen für die Rechts­
durchsetzung im Zuge der Einrichtung des Netzes, die Funk­
tionsweise des Netzes sowie der Rahmen für die Zusammen­
arbeit untersucht. Der EWSA bedauerte schon in seiner Stel­
lungnahme ( 4 ), dass ihm der Bericht über die Anwendung von 
der Kommission nicht zur Stellungnahme übermittelt wurde. 

3.2 Abschließend vertritt die Kommission die Ansicht, dass 
das Netz sein volles Potenzial noch nicht erreicht hat und seine 
Arbeitseffizienz durch eine Reihe von Maßnahmen verbessern 
muss. Diese würden zu gegebener Zeit auch Folgendes beinhal­
ten: eine Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
bei den Aspekten in Bezug auf die Durchführungsbestimmun­
gen, die alljährliche Festlegung eines Aktionsplans zur Durch­
setzung des Verbraucherrechts, gemeinsame Maßnahmen wie 
die EU-weiten „Sweep“-Aktionen oder die Bemühung um eine 
einheitliche Auslegung bzw. Definition des EU-Verbraucher­
rechts, um den Bekanntheitsgrad des Netzes zu erhöhen. 

4. Kommissionsvorschlag 

4.1 Die Kommission legte am 3. Januar 2011 einen Vor­
schlag zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
vor, mit dem bezweckt wird, den jüngsten Entwicklungen im 
Verbraucherschutzrecht Rechnung zu tragen und hierfür den 
Anhang der Verordnung über die Zusammenarbeit im Verbrau­
cherschutz auf den neuesten Stand zu bringen.
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4.2 Die Aktualisierung des Anhangs besteht darin, dass Vor­
schriften gestrichen werden, die für die Zusammenarbeit der 
Durchsetzungsbehörden nicht relevant sind, und alte, nicht 
mehr gültige Vorschriften durch aktuelle Verbraucherschutzvor­
schriften ersetzt werden. 

4.3 Dies impliziert u.a. die Streichung bestimmter Referenzen 
(wie der Richtlinie über irreführende und vergleichende Wer­
bung) ( 5 ) bzw. ihre Ersetzung (wie bei den Richtlinien über 
den Verbraucherkredit, über audiovisuelle Mediendienste oder 
über Teilzeitnutzungsrechte in Immobilien). 

5. Allgemeine Bemerkungen 

5.1 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission, da er 
die Meinung vertritt, dass Klarheit bei der Abfassung der Rechts­
vorschriften der Union für alle Bürger größere Rechtssicherheit 
mit sich bringt. Er äußert sich allerdings besorgt über die Situa­
tion der Selbstständigen und Kleinunternehmen, die derjenigen 
von Verbrauchern ähnelt, wenn sie einen Vertrag mit Groß­
unternehmen schließen, insbesondere in netzgebundenen Wirt­
schaftszweigen. 

5.2 Der EWSA fordert die Kommission erneut auf, diese 
Verwaltungszusammenarbeit, die er für das reibungslose Funk­
tionieren des Binnenmarkts als notwendig erachtet, in kohären­
ter Weise zu unterstützen. Er anerkennt die Bemühungen der 
Kommission um Transparenz, die diese mit der Annahme der 
Empfehlung vom 1. März 2011 unternommen hat, in denen die 
„Leitlinien für die Anwendung der Datenschutzbestimmungen 
im System zur Zusammenarbeit im Verbraucherschutz“ ( 6 ) ent­
halten sind. 

5.3 Der EWSA ist dennoch der Ansicht, dass der Vorschlag 
zu knapp gefasst ist und dass viele der im Rahmen der Zusam­
menarbeit zwischen Verbraucherschutzbehörden derzeit noch 
offenen Fragen außen vor bleiben. So geht die Kommission 
noch nicht einmal auf die Fragen ein, die sie in ihrem Bericht 
über die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 als 
„Unzulänglichkeiten“ bezeichnet. 

5.3.1 Nach Auffassung des EWSA hätten in dem Änderungs­
vorschlag einige der folgenden Punkte angesprochen werden 
können: 

5.4 Systematische Marktüberwachung 

5.4.1 Die Wahrnehmung von Aufgaben zur Überwachung 
und Inspektion von unter EU-Vorschriften fallenden Waren 
und Dienstleistungen erfordert eine größtmögliche gemeinsame 
zeitliche wie inhaltliche Planung der Maßnahmen, die im Einzel­
fall von den Verbraucherschutzbehörden der Mitgliedstaaten 
durchzuführen sind. Es bietet sich an, gleichwertige Überprü­
fungsmechanismen einzuführen, um die Erfüllung der länder­
übergreifenden Bestimmungen über systematische Kampagnen 
zur Marktüberwachung zu gewährleisten, die es ermöglichen, 
jederzeit ein hohes und einheitliches Verbraucherschutzniveau 
auf dem Gebiet des Binnenmarktes aufrechtzuerhalten. 

5.4.2 Diese jährliche Koordinierung der Inspektionstätigkeit 
könnte gerade auch bei horizontalen Vorschriften mit Markt­
aufklärungs- und -erforschungsinitiativen einhergehen, und zwar 
über die entsprechenden „Screenings“ zur Standardisierung der 
„Sweep-Aktionen“, die derzeit konjunkturbedingt durchgeführt 
werden. 

5.5 Sanktionsverfahren 

5.5.1 Um bei der Anwendung von Ausgleichsmaßnahmen 
im Falle einer Missachtung der geltenden EU-Vorschriften einen 
Grenzeffekt zu vermeiden, sollte eine Mindestharmonisierung 
der gemeinsamen Kriterien für das Sanktionsverfahren und die 
von den Verbraucherschutzbehörden zu verhängenden Sanktio­
nen vorgesehen werden, um bei der Einleitung und Lösung von 
Fällen, in denen es um die gleichen Verstöße geht, Effizienz und 
gleichwertige Garantien zu erzielen. 

5.6 Nach Ansicht des EWSA können die Unterschiede bei 
wesentlichen Aspekten der Sanktionsregelungen zur Missach­
tung der EU-Vorschriften führen, den Verbraucherschutz und 
die Marktintegrität ernsthaft gefährden, den Wettbewerb im Bin­
nenmarkt verzerren und letztlich das Vertrauen der Verbraucher 
unterminieren. 

5.7 Der EWSA vertritt die Auffassung, dass eine größere 
Konvergenz und mehr Stringenz bei den Sanktionsregelungen 
unerlässlich sind, um das Risiko einer Funktionsstörung des 
Binnenmarktes zu vermeiden. Daher schlägt er vor, einen Min­
destsatz an gemeinsamen Kriterien für eine Mindestangleichung 
der einzelstaatlichen Sanktionsregelungen festzulegen, der Fol­
gendes umfassen sollte: 

— angemessene Verwaltungssanktionen bei der Verletzung 
grundlegender Bestimmungen; 

— Bekanntmachung der schwerwiegenden Sanktionen; 

— Geldbußen von ausreichender Höhe je nach Art des Versto­
ßes; 

— Kriterien, die bei der Anwendung der Sanktionen zu berück­
sichtigen sind; 

— Sanktionen für natürliche und juristischen Personen; 

— mögliche Einführung von Strafsanktionen für schwerwiegen­
dere Verstöße; 

— angemessene Unterstützungsmechanismen für eine wirk­
same Anwendung der Sanktionen. 

5.8 Überwachung der Qualität von Waren und Dienstleistungen 

5.8.1 Ein Sonderfall im Rahmen der Entwicklung der vorste­
hend genannten Initiative „Systematische Marktüberwachung“ ist 
die Methodik zur Überwachung von Waren und Dienstleistun­
gen und die dazugehörigen Analysen, mit denen die Erfüllung 
der einschlägigen Vorschriften und die Aussagekraft der damit 
einhergehenden Informationen überprüft werden sollen, ins­
besondere im Hinblick auf Prävention und die Gewährleistung 
der Qualität.
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5.8.2 Es geht darum, für diese Überwachung ein gemein­
sames Verfahren festzulegen, das zur methodischen Überein­
stimmung bei diesem Vorgehen sowie zum Entwurf und zur 
Ausarbeitung einer grenzüberschreitenden Planung führt. Mit 
deren Hilfe soll das Überwachungsspektrum möglichst effizient 
auf die Verwendung der in jeder teilnehmenden Behörde zur 
Verfügung gestellten Mittel erweitert werden, und zwar der­
gestalt, dass Überschneidungen und Doppelungen vermieden 
werden, die ein unerwünschtes Aufwandsgefälle verursachen 
können. 

5.8.3 Im Rahmen des gemeinsamen Verfahrens müssen nicht 
nur einheitliche Handlungskriterien für die Auswahl der zu 
überwachenden Produkte festgelegt werden, sondern auch As­
pekte im Zusammenhang mit der Identifizierung der Proben, 
der amtlichen Dokumentation, der Durchführung einer Erstana­
lyse, Gegenanalyse und Schlussanalyse sowie aller sonstigen 
Punkte, die in den Qualitätsbestimmungen oder den sonstigen 
einschlägigen Rechtsvorschriften nicht berücksichtigt werden. 

5.9 In einem globalen Markt, bei dem grenzüberschreitende 
Geschäfte im Zuge der Wunsch- und Bedürfnisbefriedigung der 
Verbraucher immer mehr den Normalfall darstellen, liegt die 
Notwendigkeit dieser Initiative klar auf der Hand. 

5.10 Produktsicherheit. Dies ist zweifellos der Kooperati­
onsbereich schlechthin, und er weist daher einen höheren 
Grad an harmonischer Entwicklung auf. Dennoch hat er nach 
wie vor einige Schwächen, die außerhalb des Systems für den 
raschen Informationsaustausch (dem „Frühwarnnetz“) liegen, 
ließe sich aber mit Hilfsmitteln und Instrumenten für die Fest­
stellung, das Management und die Kommunikation von Risiken 
(entsprechend denen, die für Lebensmittelrisiken vorgesehen 
sind) weiter verbessern. 

5.10.1 Konkret ist die regelmäßige Erarbeitung von Euroba­
rometer-Umfragen zur Analyse der Art und Weise, wie die Ver­
braucher die Risiken von Non-Food-Produkten wahrnehmen, 
sicherlich von Vorteil, wenn es darum geht, weitere damit zu­
sammenhängende Fragen, darunter auch Aspekte im Zusam­
menhang mit der Information und Aufklärung der Bürger in 
Verbraucherfragen, anzugehen. 

5.10.2 Eine weitere Maßnahme in diesem Bereich, die sich 
anbietet, um die heutigen Frühwarnnetze effizienter zu gestal­
ten, wäre die Zusammenlegung aller Netze in einem einzigen 
Instrument, das die Interoperabilität, d.h. den Austausch von 
Daten unabhängig von Ursprung und Herkunft der Informatio­
nen wie auch der zuständigen Verwaltungsstellen (Gesundheits­
wesen, Landwirtschaft und Ernährung, Steuer usw.), ermöglicht. 

5.11 Ethische und ökologische Aspekte der Genehmi­
gung für die Vermarktung von Waren und Dienstleistun­
gen. Sehr interessant und für die Umsetzung unerlässlich ist die 
Ausweitung der mit der Warnmitteilung zusammenhängenden 
Verfahren auf Produkte, die aus ökologischen, ethischen oder 
sonstigen Gründen im Zusammenhang mit Unternehmensprak­
tiken, die mit der Würde der Menschen unvereinbar sind oder 
dem Umfeld, in dem diese sich entwickeln, Schaden im Sinne 
der in den Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorgani­
sation genannten Verstöße zufügen, wegen Umweltzerstörung 
oder Erschöpfung der natürlichen Ressourcen vom Markt ge­
nommen werden müssen, und zwar sowohl in der Produktions- 
und Vertriebsphase als auch bei der Vermarktung und Bereit­
stellung der entsprechenden Waren und Dienstleistungen. 

5.11.1 Besonders relevant ist im Kontext der ausgelagerten 
Herstellung und Produktion, dass es den Verbrauchern an ent­
sprechenden Informationen über die Herkunft der Produkte 
fehlt, wie Herkunftsort, Produktions- und Vertriebsart sowie 
wirtschaftliche und soziale Auswirkungen auf die Gemeinschaft, 
die diese Produkte herstellt oder erzeugt. Daher müssen die 
Verbraucher nach Möglichkeit mittels Internet oder anderer Me­
dien Informationen zu diesen Themen erhalten sowie über In­
formationen verfügen, die es ihnen ermöglichen, nicht wider 
besseres Wissen zum Konsum von Produkten beizutragen, die 
mit illegalen Praktiken verbunden sind. In die Pflichtkennzeich­
nung müssen Inhalte aufgenommen werden, die es den Ver­
brauchern ermöglichen, ihre Kaufentscheidungen auf der Grund­
lage anderer als der herkömmlichen Kriterien Qualität und Preis 
zu treffen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass ihr Konsum­
verhalten nicht unfreiwillig zur Wiederholung illegitimer Prakti­
ken beiträgt, die direkt oder indirekt in Verbindung mit dem 
fraglichen Produkt stehen, das sie in Kenntnis der relevanten 
Information gar nicht erst gewählt hätten. 

5.11.2 Verknüpft mit dem Recht des Verbrauchers auf Zu­
gang zu umfassender Information über die angebotenen 
Waren - die sog. „Rückverfolgbarkeit der Produkte“ - wären 
sowohl die Verteidigung des Wettbewerbs als auch die Stärkung 
der potenziellen Handlungskompetenz der Verbraucher und ih­
rer Marktfunktion, und zwar über die freie Auswahl, die sie bei 
ihrer Kaufentscheidung treffen („Dein Kauf ist Dein Ja“). 

5.12 Förderung guter Unternehmenspraktiken im Bereich des 
verantwortungsvollen Verbrauchs 

5.12.1 Die zunehmende Sichtbarkeit und Außenwirkung von 
Programmen für die soziale Verantwortung der Unternehmen 
machen es erforderlich, dass die einschlägigen Verbraucher­
schutzmaßnahmen in den Vordergrund gerückt und die Ver­
braucher beratend in die Berichterstattung über die soziale Ver­
antwortung eingebunden werden. 

5.12.2 Die Annahme gemeinsamer Förderkriterien und 
-maßnahmen, anhand derer die Auswirkungen der Programme 
der sozialen Verantwortung grenzüberschreitender Unterneh­
men auf die länderübergreifende Gruppe der Verbraucher und 
Nutzer überprüft werden sollen, muss zudem mit überzeugen­
den Mechanismen zur Anerkennung bewährter Praktiken wie 
Selbstregulierung, Verhaltenskodizes, Gütezeichen und sonstigen 
Initiativen, die auf die Konvergenz der jeweiligen Interessen 
abheben, einhergehen. 

5.12.3 Zudem erhöhen diese Maßnahmen die Wettbewerbs­
fähigkeit der Unternehmen im Rahmen eines Marktes des fairen 
Wettbewerbs, der positive Rückmeldungen erhalten kann, wenn 
er Vorteile für alle in ihm agierenden Marktteilnehmer (Erzeu­
ger, Vertreiber, Verbraucher) einführt, und zwar über Synergien, 
die zeigen, dass Differenzen durchaus vermeidbar sind, vor al­
lem wenn die Ausübung der verschiedenen Tätigkeiten im Zei­
chen der Gegenseitigkeit steht und ihr Mehrwert von Verbrau­
chern und Nutzern anerkannt wird. 

5.12.4 Bei dieser Initiative sollten speziell auch die mit 
Agrarumweltmaßnahmen, fairem Handel, verantwortungsvollem 
Konsum, Lebensmittelsouveränität usw. verbundenen Fragen so­
wie andere Aspekte von aktueller Relevanz, wie etwa im Zu­
sammenhang mit genetisch veränderten Organismen, berück­
sichtigt werden.
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5.13 Kollektivklagen 

5.14 Kollektive Unterlassungsklagen sind durch EU-Rechts­
vorschriften geregelt, was bei kollektiven Wiedergutmachungs- 
oder Schadensersatzklagen derzeit nicht der Fall ist, bezüglich 
derer sich der EWSA wiederholt für einen harmonisierten Ge­
meinschaftsrahmen ausgesprochen hat, der auch die Möglichkeit 
zur Geltendmachung sogenannter „Bagatellschäden“ vorsieht. 

5.15 Bei schweren Verstößen sollten ergänzend zu den von 
den Behörden zu verhängenden Sanktionen die Einziehung der 
illegalen Erträge aus Straftaten und Strafschadensersatz vorgese­
hen werden. Die entsprechenden Beträge müssen - wie der 
EWSA bereits betont hat ( 7 ) - einem „Hilfsfonds zur Förderung 
von Sammelklagen“ zugeführt werden, der die Erhebung dieser 
Art kollektiver Wiedergutmachungsklagen durch Verbraucher­
verbände erleichtern würde. Verbraucherorganisationen und Be­
hörden sollten sich jedoch ebenfalls an der Verwaltung dieses 
Fonds beteiligen. In diesem Zusammenhang erinnert der EWSA 
die Kommission daran ( 8 ), dass eine supranationale Regelung 
zur Harmonisierung von Kollektivklagen geschaffen werden 
muss, um ein hohes Schutzniveau der wirtschaftlichen Verbrau­
cherinteressen zu erreichen. 

5.16 Der EWSA wiederholt seinen Standpunkt, dass die Ver­
stärkung der Zusammenarbeit der Behörden mit den Verbrau­
cherverbänden in den Verordnungstext aufgenommen werden 
könnte, sodass die entsprechende nationale Behörde „sonstige 
Stellen“ damit beauftragen kann, die Einstellung oder das Verbot 
von Verstößen in der EU durchzusetzen. 

5.17 Alternative Streitbeilegungsverfahren 

5.17.1 Die Kommission hat ein „Konsultationspapier zum 
Gebrauch alternativer Streitbeilegungsverfahren in Bezug auf 
Handelsgeschäfte und -praktiken in der Europäischen Union“ 

veröffentlicht, zu dem der Ausschuss nicht um Stellungnahme 
ersucht wurde. Der EWSA erwartet mit Interesse den Vorschlag 
der Kommission, um abermals zu solchen komplementären 
Systemen für den Zugang zu wirksamem Rechtsbehelf Stellung 
nehmen zu können. 

5.17.2 Zur Stärkung des Vertrauens der Verbraucher sollte 
daher über die Möglichkeit der Einführung eines „EU-Gütezei­
chens“ für die Einrichtungen oder Unternehmen nachgedacht 
werden, die an diesen Systemen teilnehmen. 

5.18 Ressourcennetze und -knoten 

5.18.1 Mithilfe der Einsetzung von Maßnahmen zum Ausbau 
der derzeitigen Kooperationsnetze sollten europäische Knoten 
als Anreiz für die Information, Bildung und Aufklärung der 
Verbraucher gefördert werden (wie europäische Verbraucherzen­
tren, Veröffentlichungen, Programme und Vorhaben usw.). 

5.19 Rückverfolgbarkeit der Preise. In einem Binnen­
markt, in dem die Verbraucher die gleichen Sorgen und Pro­
bleme teilen und dessen Globalität einerseits den Zugang zu 
korrekten Informationen erschweren und andererseits die Ge­
staltung der Warenpreise verschleiern kann, ist es sicher zweck­
mäßig, eine Methode zur Rückverfolgbarkeit der Preise ver­
gleichbarer Grundgüter festzulegen. Diese Methode würde dem 
Binnenmarkt mehr Zusammenhalt zugunsten der Verbraucher 
und Nutzer und insbesondere größere Transparenz verleihen. 
Dadurch würde das Vertrauen der Verbraucher wiederhergestellt, 
das ein starker Indikator für das wirtschaftliche Wohlergehen 
eines bestimmten Gebiets ist (in diesem Fall der Europäischen 
Union). 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

A) Die folgende Textstelle der Stellungnahme der Fachgruppe wurde zugunsten eines im Plenum angenommenen Än­
derungsantrags geändert, erhielt jedoch mindestens ein Viertel der Stimmen (Artikel 54 Absatz 4 der Geschäfts­
ordnung): 

„5.7 Der EWSA vertritt die Auffassung, dass eine größere Konvergenz und mehr Stringenz bei den Sanktionsregelungen 
unerlässlich sind, um das Risiko einer Funktionsstörung des Binnenmarktes zu vermeiden. Daher schlägt er vor, einen 
Mindestsatz an gemeinsamen Kriterien für eine Mindestangleichung der einzelstaatlichen Sanktionsregelungen festzulegen, 
der Folgendes umfassen sollte: 

— angemessene Verwaltungssanktionen bei der Verletzung grundlegender Bestimmungen; 

— Bekanntmachung der Sanktionen; 

— Geldbußen von ausreichender Höhe; 

— Sanktionen für natürliche und juristischen Personen; 

— Kriterien, die bei der Anwendung der Sanktionen berücksichtigt werden müssen; 

— mögliche Einführung von Strafsanktionen für schwerwiegendere Verstöße; 

— angemessene Unterstützungsmechanismen für eine wirksame Anwendung der Sanktionen.“ 

Ergebnis der Abstimmung über den Änderungsantrag: 

Ja-Stimmen: 82 
Nein-Stimmen: 44 
Stimmenthaltungen: 10 

B) Folgende abgelehnte Änderungsanträge erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen (Artikel 54 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung): 

Ziffer 5.11.2 

„5.11.2 Verknüpft mit dem Recht des Verbrauchers auf Zugang zu umfassender Information über die angebotenen Waren - die 
sog. ‚Rückverfolgbarkeit der Produkte‘ - wären sowohl die Verteidigung des Wettbewerbs als auch die Stärkung der 
potenziellen Handlungskompetenz der Verbraucher und ihrer Marktfunktion, und zwar über die freie Auswahl, die sie bei 
ihrer Kaufentscheidung treffen (‚Dein Kauf ist Dein Ja‘).“ 

Begründung 

Insbesondere für KMU ist es praktisch nicht machbar, alle geforderten Informationen auf dem Etikett zu liefern. 
Hierdurch entstehen eine zusätzliche (administrative) Belastung für KMU, die Waren und Dienstleistungen produzieren 
und vertreiben, ein Wettbewerbsnachteil und Probleme beim Import von Waren aus Drittländern. 

Zudem stellt sich die Frage, ob die Verbraucherverbände bereits über Studien verfügen, in denen die Verwendung 
dieser Informationen durch die Verbraucher und ihre Bereitschaft, die für deren Bereitstellung anfallenden Mehrkosten 
zu tragen, untersucht werden. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 45 
Nein-Stimmen: 75 
Stimmenthaltungen: 4 

Ziffer 5.16 

„5.16 Der EWSA wiederholt seinen Standpunkt, dass die Verstärkung der Zusammenarbeit der Behörden mit den Verbraucher­ 
verbänden in den Verordnungstext aufgenommen werden könnte, sodass die entsprechende nationale Behörde ‚sonstige 
Stellen‘ damit beauftragen kann, die Einstellung oder das Verbot von Verstößen in der EU durchzusetzen.“ 

Begründung 

Eine Organisation, die eine der Seiten vertritt, kann nicht damit beauftragt werden, die Einstellung oder das Verbot 
von Verstößen in der EU durchzusetzen. 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 38 
Nein-Stimmen: 76 
Stimmenthaltungen: 8
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der technischen 
Vorschriften für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung 

(EG) Nr. 924/2009“ 

KOM(2010) 775 endg. — 2010/0373 (COD) 

(2011/C 218/13) 

Berichterstatter: Joachim WUERMELING 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 18. Januar 2011 bzw. am 28. Januar 2011, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der technischen Vorschriften 
für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009“ 

KOM(2010) 775 endg. — 2010/0373 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 5. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
137 gegen 8 Stimmen bei 19 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Ausschusses 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) unterstützt die Europäische Kommission bei der Schaf­
fung des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA). Es 
ist ein wichtiger Schritt für die Verwirklichung des Binnenmark­
tes, dass bargeldlose Euro-Zahlungen von einem Konto aus mit 
einheitlichen Zahlungsverfahren europaweit getätigt werden 
können. 

1.2 Allerdings hält es der EWSA für notwendig, den von der 
Europäischen Kommission vorgelegten Verordnungsvorschlag 
noch in einzelnen Punkten zu modifizieren, um im Interesse 
der Verbraucher und Unternehmen als Nutzer sowie der Banken 
als Anbieter einen reibungslosen Übergang zu ermöglichen. 

1.3 Die in dem Verordnungsvorschlag gewählten Fristen für 
den verpflichtenden Übergang zu den SEPA-Zahlungsverfahren 
erscheinen dem EWSA zu kurz bemessen. Nur wenn alle Kredit­
institute ausreichend Zeit zur Vorbereitung haben, können 
Funktionsfähigkeit, Sicherheit und Anwenderfreundlichkeit ge­
währleistet werden. Für Überweisungen sollte die Umsetzungs­
frist nicht nur ein Jahr, sondern drei Jahre nach Inkrafttreten der 
Verordnung betragen. Im Fall der Lastschrift sollte die Frist für 
das Enddatum nicht auf zwei Jahre nach Inkrafttreten der Ver­
ordnung, sondern auf vier Jahre festgelegt werden. 

1.4 Die Ermächtigung des Verordnungsvorschlags für dele­
gierte Rechtsakte sollte deutlich eingeschränkt oder gestrichen 
werden, da die Anpassung der durch die Verordnung geregelten 
Anforderungen der Zahlungsverfahren an den technischen Fort­
schritt und die Marktentwicklungen erhebliche praktische Wir­
kungen haben. Darüber muss der Gesetzgeber im Gesetz­
gebungsverfahren - auch unter Beteiligung des EWSA - entschei­
den. 

1.5 Der EWSA begrüßt ausdrücklich, dass nach dem 
Verordnungsvorschlag multilaterale Interbankenentgelte für 

Lastschriften künftig grundsätzlich verboten sind. Das schafft 
Klarheit und Transparenz der in den Zahlungsvorgängen zu­
grundeliegenden komplexen Vertragsbeziehungen. Dies kommt 
insbesondere den kleinen und mittleren Unternehmen zugute. 

2. Hintergrund der Stellungnahme 

2.1 Die Vollendung des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrs­
raums gehört zu den Prioritäten der Europäischen Kommission 
bei der Verwirklichung des Binnenmarktes. Nutzer von Zah­
lungsinstrumenten können mit den neuen europäischen Verfah­
ren der SEPA-Überweisung und der SEPA-Lastschrift bargeldlose 
Zahlungen national wie grenzüberschreitend in ein und demsel­
ben Verfahren vornehmen. Das erleichtert die Zahlungen, min­
dert den Verwaltungsaufwand und spart Kosten für alle Betei­
ligten des innergemeinschaftlichen Handels, seien es Verbrau­
cher oder Unternehmen. Künftig sollen die über 500 Mio. Bür­
ger und über 20 Mio. Unternehmen im Binnenmarkt von den 
neuen Verfahren profitieren. 

2.2 Erste wesentliche rechtliche Rahmenbedingungen für 
SEPA wurden bereits in den vergangenen Jahren gesetzt. Die 
Richtlinie 2007/64/EG über Zahlungsdienste im Binnenmarkt 
führte harmonisierte Bedingungen und Rechte für Kunden von 
Zahlungsdiensten in der EU ein. Damit wurde zwar der Binnen­
markt für Zahlungsdienste eröffnet. Die Vielfalt der nationalen 
Systeme und die Unterschiedlichkeit der Verfahren für nationale 
und grenzüberschreitende Zahlungen blieb jedoch vorerst beste­
hen. Allerdings wurde bereits eine Rechtsgrundlage für die 
Schaffung eines einheitlichen Verfahrens für alle grenzüber­
schreitenden Zahlungen geschaffen. 

2.3 Mit der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 über grenzüber­
schreitende Zahlungen in der Gemeinschaft wurde festgelegt, 
dass die Gebühren für grenzüberschreitende und inländische 
Lastschrift-Zahlungen grundsätzlich gleich sein müssen. Zudem 
wurde die Grundlage für die SEPA-Zahlungsinfrastruktur gelegt.
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2.4 Der EWSA hat zu beiden Gesetzgebungsverfahren Stel­
lungnahmen abgegeben ( 1 ). Dabei wurde begrüßt, dass nach 
Einführung des Euro nun auch der einheitliche Euro-Zahlungs­
verkehrsraum geschaffen werden soll. 

2.5 Die SEPA-Überweisung wird seit dem 28. Januar 2008 
zur Abwicklung von Zahlungen von den Banken angeboten. 
Die Abwicklungszeit für eine Überweisung darf seit November 
2009 nicht mehr als drei Bankgeschäftstage betragen. Ab 2012 
soll die Abwicklungszeit auf einen Bankgeschäftstag reduziert 
werden. 

2.6 Die SEPA-Lastschrift ist seit dem 2. November 2009 
möglich. Es sind zwei unterschiedliche Verfahren vorgesehen: 
die SEPA-Basislastschrift als allgemeine Variante (SEPA Core 
Direct Debit) und die SEPA-Firmenlastschrift für den Zahlungs­
verkehr unter Geschäftspartnern (SEPA Business to Business 
Direct Debit). Seit November 2010 sind alle Banken verpflichtet, 
für SEPA-Basislastschriften erreichbar zu sein. 

2.7 Die Nutzung der SEPA-Zahlungsverfahren fällt derzeit 
noch gering aus. So beträgt die Zahl der SEPA-Überweisungen 
Anfang 2011, d.h. drei Jahre nach ihrer Einführung, um die 4 %. 
Wenn dieser Trend anhält, wird es noch über 25 Jahre dauern, 
bis die Vorteile von SEPA voll zum Tragen kommen. 

2.8 Die Europäische Kommission hält den über den rein 
marktwirtschaftlichen Ansatz beim SEPA-Projekt erreichten 
Fortschritt für zu gering. Sie schlägt deshalb legislative Maßnah­
men mit dem Ziel der verpflichtenden Einführung der SEPA- 
Zahlungsinstrumente vor. Die nationalen Zahlungsinstrumente 
sollen zu einem festgelegten Enddatum durch die SEPA-Verfah­
ren abgelöst werden. 

2.9 Die Europäische Kommission hat Berechnungen erstellen 
lassen, wonach die Banken auf der Anbieterseite 52 Mrd. EUR 
für den Wechsel zu SEPA-Zahlungsverfahren abschreiben müs­
sen. Nach den Berechnungen profitieren hingegen die Nutzer 
auf der Nachfrageseite aufgrund niedrigerer Preise und opera­
tionaler Vorteile. 

2.10 Der Vorschlag der Europäischen Kommission vom 
16. Dezember 2010 enthält somit die Festlegung der Enddaten, 
zu denen die nationalen Überweisungen und Lastschriften einge­
stellt und nur noch die SEPA-Zahlungsinstrumente eingesetzt 
werden sollen. Nach dem Inkrafttreten der Verordnung in den 
Euro-Mitgliedstaaten sollen nationale Überweisungsverfahren 
noch 12 Monate und nationale Lastschriftverfahren noch 
24 Monate möglich sein. 

2.11 Ein wesentlicher Unterschied der SEPA-Überweisung 
und -Lastschrift zu den bisherigen nationalen Verfahren liegt 
für Verbraucher und Unternehmen darin, dass auch bei rein 
nationalen Zahlungen anstelle der vertrauten nationalen Bank­
leitzahl und Kontonummer die International Bank Account 
Number (IBAN) und der Bank Identifier Code (BIC) verwendet 
werden müssen. Bei der IBAN handelt es sich um eine stan­
dardisierte, internationale Bankkontonummer, die aus maximal 
34 Stellen besteht. Der BIC ist die internationale Bankleitzahl 
eines Kreditinstituts und besteht aus maximal 11 Stellen. 

3. Allgemeine Anmerkungen 

3.1 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Europäischen 
Kommission. Der Verordnungsvorschlag ist der entscheidende 
Schritt, um einen gut funktionierenden, einheitlichen Euro-Zah­
lungsverkehrsraum Wirklichkeit werden zu lassen. 

3.2 Der Binnenmarkt zählt zu den wichtigsten Motoren für 
das Wirtschaftswachstum in der EU. Die Einführung des Euro 
war ein wichtiger Schritt, um die Mitgliedstaaten weiter zusam­
menwachsen zu lassen. Von daher ist es aus Sicht des EWSA 
nur konsequent, wenn nun auch das Projekt zum europaweit 
einheitlichen Zahlungssystem zum Erfolg geführt werden soll. 

3.3 Allerdings ist der Verordnungsvorschlag aus der Sicht des 
EWSA bei der Festlegung der Fristen für die Enddaten für die 
Einstellung nationaler Zahlungsverfahren zu ehrgeizig. Entschei­
dend muss der Erfolg des Projekts sein, nicht die Schnelligkeit 
der Umsetzung. Zahlungen sind vor allem für Verbraucher, aber 
genauso für alle anderen Wirtschaftsbeteiligten eine sehr sensi­
ble Angelegenheit. Ähnlich wie bei der Euro-Einführung müssen 
alle erdenklichen Vorkehrungen wie Testläufe, Probephasen, In­
formationskampagnen usw. getroffen werden, um Funktionsstö­
rungen, Pannen, fehlgeleitete Zahlungen, Abhandenkommen 
von überwiesenen Beträgen oder Ähnliches ausschließen zu 
können. Dafür muss unbedingt die erforderliche Zeit zur Ver­
fügung stehen. Der EWSA warnt deshalb vor übertriebener Eile, 
die den Erfolg des Projekts bei den Bürgern gefährden könnte. 
Allerdings sollte auch berücksichtigt werden, dass zu lange 
Übergangsfristen zusätzliche Kosten verursachen könnten. 

3.4 Noch sind nicht alle Fragen abschließend geklärt, um 
einen reibungslosen Übergang zu den SEPA-Zahlungsverfahren 
zu gewährleisten. Dabei ist zu berücksichtigen, dass viele offene 
Punkte nur auf nationaler Ebene zwischen den am SEPA-Projekt 
beteiligten Parteien abgearbeitet werden können. Es muss ins­
besondere ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Interessen 
der Banken auf der Anbieter- und den Nutzern auf der Nach­
frageseite gefunden werden. 

3.5 Sowohl aus Sicht der Verbraucher, als auch aus Sicht der 
Wirtschaft stellt sich häufig die Frage, warum für SEPA die 
bewährten nationalen Zahlungsverfahren aufgegeben werden 
sollen. Die nationalen Verfahren mit den alten Kontonummern 
und Bankleitzahlen sind den Beteiligten aufgrund jahrelanger 
Übung vertraut. Durch die neuen SEPA-Zahlungsverfahren wer­
den grenzüberschreitende Überweisungen und Lastschriften 
zwar vereinfacht. Allerdings wird SEPA auch für die zumeist 
nationalen Zahlungsvorgänge zur Pflicht. Hier sind die Europäi­
sche Kommission und die Banken gefordert, die Vorteile der 
neuen SEPA-Zahlungsverfahren im Hinblick auf Schnelligkeit 
und Kosten besser aufzuzeigen. 

3.6 Der Erfolg des SEPA-Projekts hängt wesentlich von der 
Akzeptanz der Nutzer auf Seiten der Verbraucher und der Wirt­
schaft ab. Zu diesem Zweck muss zunächst der Bekanntheits­
grad der SEPA-Zahlungsinstrumente und ihrer Bestandsmerk­
male IBAN und BIC dringend erhöht werden. Hier bedarf es 
einer größeren Informationskampagne von Seiten der Kredit­
wirtschaft. Dies ist bislang in nicht allen Mitgliedstaaten ausrei­
chend geschehen. Mithin sind die Anforderungen der neuen 
SEPA-Produkte in weiten Teilen der Bevölkerung, aber auch 
bei vielen kleinen und mittleren Unternehmen noch nicht aus­
reichend bekannt.
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3.7 Die Nutzerfreundlichkeit der bis zu 34-stelligen IBAN 
könnte zumindest durch die Absetzung (Leerzeichen, Binde­
strich, neues Feld) von jeweils vier Zahlen erhöht werden. Es 
sollte berücksichtigt werden, dass insbesondere ältere Verbrau­
cher Schwierigkeiten mit den neuen Daten und Zahlenreihen 
haben können. Die Banken sollten daher den Verbrauchern 
Hilfestellungen geben, zum Beispiel über Konversionspro­
gramme. 

3.8 Daneben bedarf es zudem der ausreichenden Erprobung 
der neuen Zahlungsinstrumente. Dies war bisher nicht bei allen 
SEPA-Produkten möglich, da zum Beispiel die SEPA-Lastschrift 
erst seit der verpflichtenden Erreichbarkeit aller Banken ab No­
vember 2010 flächendeckend genutzt werden kann. Lediglich 
der praktische Versuch gibt den beteiligten Parteien auf Banken- 
und Nutzerseite die Möglichkeit, Anfangsschwierigkeiten und 
Praktikabilitätshindernisse zu erkennen und zu beseitigen. 
Durch entsprechend lange Vorlauffristen muss vor allem ge­
währleistet sein, dass die neuen SEPA-Zahlungsverfahren auto­
matisiert abgewickelt werden können und massentauglich sind. 

3.9 Die verpflichtende Einführung von SEPA muss aus der 
Sicht des EWSA mit ausreichenden Sicherheitsvorkehrungen 
einhergehen, wobei die Praxistauglichkeit der Verfahren ins­
besondere für das Massengeschäft gewahrt bleiben muss. Der 
Zahlende, der Zahlungsempfänger und der Zahlungsdienstleister 
müssen die Gewähr haben, dass die Zahlungen korrekt, pünkt­
lich und zuverlässig abgewickelt werden. 

3.10 Nicht zuletzt stellen sich Umsetzungsschwierigkeiten 
auf nationaler Ebene beim Wechsel zu den SEPA-Zahlungsver­
fahren. So ist zum Beispiel in Deutschland - dem Land mit der 
mit Abstand höchsten Nutzung von Lastschriften in der gesam­
ten EU - noch nicht geklärt, ob bestehende Lastschriftmandate 
auch für SEPA-Lastschriftverfahren eingesetzt werden können. 
Hier muss eine effiziente und rechtssichere Lösung gefunden 
werden, die weder Verbraucher noch Unternehmen unangemes­
sen benachteiligt. Nicht vertretbar wäre es, wenn alle Kunden 
angeschrieben und um die Erteilung neuer Mandate gebeten 
werden müssten. Dies würde einen unverhältnismäßigen Auf­
wand an Verwaltung und Kosten verursachen. Auch dem Ver­
braucher wäre hiermit nicht gedient, da er dann einer Flut von 
Schreiben seiner Vertragspartner ausgesetzt wäre. 

3.11 Zudem bedarf es auf europäischer und nationaler Ebene 
der besseren Einbindung der Nutzer in die Gestaltung der Zah­
lungsverfahren. Dies gilt nicht nur für die derzeitige Phase der 
Implementierung der SEPA-Zahlungsinstrumente, sondern ge­
rade auch im Hinblick auf die Fortentwicklung der Verfahren. 
Die Europäische Kommission und die Europäische Zentralbank 
haben durch die Gründung des SEPA-Rats einen ersten Schritt 
in die bessere Einbindung der Nutzer in den Gestaltungsprozess 
getan. Leider spiegeln aber die im SEPA-Rat vertretenen Nutzer­
verbände nicht ausreichend die am SEPA-Projekt beteiligten Par­
teien. Zudem wäre es wichtig, unterhalb des SEPA-Rats eine von 
Anbieter- und Nutzerseite paritätisch besetzte Expertengruppe 
zur technischen Fortentwicklung der SEPA-Zahlungsverfahren 
zu installieren. 

4. Besondere Anmerkungen 

4.1 Artikel 5 Absätze 1 und 2 - Ausreichende Fristen für den 
Übergang zu SEPA 

4.1.1 Aus Sicht des EWSA sind die von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagenen Fristen für den zwingenden 
Wechsel zu den SEPA-Zahlungsverfahren zu kurz. Erst muss 

garantiert werden, dass die neuen SEPA-Produkte genau so ef­
fizient und sicher sind wie die bisherigen nationalen Zahlungs­
verfahren. 

4.1.2 Für Überweisungen sollte die Umsetzungsfrist nicht 
nur ein Jahr, sondern drei Jahre nach Inkrafttreten der Verord­
nung betragen. 

4.1.3 Im Fall der Lastschrift sollte die Frist für das Enddatum 
nicht auf zwei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung, sondern 
auf vier Jahre festgelegt werden. 

4.1.4 Die längeren Fristen sind erforderlich, um vor allem 
das Vertrauen der Verbraucher in die neuen SEPA-Zahlungsver­
fahren zu gewinnen. Der Bekanntheitsgrad von SEPA muss er­
höht werden. Dies gilt insbesondere für die Kenntnis von IBAN 
und BIC. Zudem müssen die Vorteile der SEPA-Zahlungsverfah­
ren besser vermittelt werden. Die neuen Produkte müssen sich 
in der praktischen Anwendung als effizient und sicher erweisen. 
Nationale Problemstellungen wie die Mandatsmigration müssen 
zudem noch behoben werden. 

4.1.5 Aus Sicht der Unternehmen sind längere Fristen auf­
grund der aufwändigen Umstellungen der Prozessabläufe erfor­
derlich. So müssen die Unternehmen zusätzliche Investitionen 
tätigen und ihre Arbeitsabläufe und Betriebssysteme anpassen. 
Hierzu zählt zum Beispiel die Umstellung der kompletten Kun­
dendatenbestände auf IBAN und BIC. Die Europäische Kommis­
sion hat im Rahmen der Folgenabschätzung selber festgestellt, 
dass der übliche Investmentzyklus für die IT-Systeme in den 
Unternehmen drei bis fünf Jahre beträgt. 

4.2 Artikel 5 Absatz 4 i. V. m. Artikel 12 – Keine zu weitgehende 
Kompetenzübertragung 

4.2.1 Es ist nach Meinung des EWSA erforderlich, dass auch 
künftig die wesentlichen Entscheidungen bei der Ausgestaltung 
von SEPA vom europäischen Gesetzgeber unter Beteiligung der 
beratenden Institutionen, wie dem EWSA, getroffen werden. 
Eine allgemeine Ermächtigung der Europäischen Kommission, 
in Form von delegierten Rechtsakten jegliche Anpassungen an 
den technischen Fortschritt und die Marktentwicklungen vor­
zunehmen, geht nach Auffassung des EWSA zu weit. Auch 
kleine Veränderungen bei den Verfahren für jegliche europäische 
Zahlungsvorgänge können erhebliche Auswirklungen für Ver­
braucher, Unternehmen und Zahlungsdienstleister haben, die 
zuvor in dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren eingehend 
erörtert und entschieden werden sollten. 

4.2.2 Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) schreibt vor, dass die Übertragung 
der Befugnis zur Verabschiedung delegierter Rechtsakte nur zur 
Ergänzung oder Änderung bestimmter nicht wesentlicher Vor­
schriften des betreffenden Gesetzgebungsaktes zulässig ist. 

4.2.3 Bei den im Anhang des Verordnungsvorschlags auf­
gelisteten Anforderungen an SEPA-Überweisungen und -Last­
schriften handelt es sich um entscheidende Kriterien für die 
künftigen SEPA-Produkte. Jede nur geringfügige Änderung der 
Anforderungen ist geeignet, die betriebstechnischen Abläufe auf 
Seiten der Anbieter und der Nutzer entscheidend zu beeinflus­
sen. Letztlich ergibt sich aus den im Anhang aufgelisteten An­
forderungen auch das Erfordernis zur Abschaffung nationaler 
Verfahren, da diese den SEPA-Anforderungen nicht mehr ent­
sprechen. Eine Änderung der Anforderungen ohne ausreichende 
Einbeziehung des Europäischen Parlaments und des Rates ist 
daher abzulehnen.
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4.3 Artikel 6 – Klarheit über die künftige Kostenstruktur 

4.3.1 Der EWSA begrüßt, dass multilaterale Interbankenent­
gelte für Lastschriften künftig grundsätzlich verboten sind. Es 
muss sichergestellt werden, dass die künftigen Gebühren für 
Zahlungsverfahren transparent sind und diese den konkreten 
Dienstleistungen der Banken zugeordnet werden können. 

4.3.2 Die Europäische Kommission hat von Anfang des Pro­
jekts an betont, dass die neuen SEPA- Verfahren nicht teurer 
werden dürfen als die alten nationalen Verfahren. Der EWSA 
teilt diese Forderung nachdrücklich und drängt die Kommission, 
alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, 
dass die neuen SEPA-Zahlungen nicht dadurch teurer als die 
alten nationalen Zahlungen werden, dass – wie bei der Euro- 
Einführung – die nationalen Gebühren angehoben werden. 
Sonst kann die Akzeptanz der neuen Zahlungsverfahren vor 
allem von Seiten der Verbraucher nicht gewährleistet werden. 

Multilaterale Interbankenentgelte sind nicht in allen Euro-Län­
dern üblich. Es wäre daher ein grundlegend falsches Signal, 
wenn diese in einzelnen Euro-Ländern mit den SEPA-Zahlungs­
verfahren neu eingeführt würden. 

4.3.3 Der EWSA betont des Weiteren, dass im Falle von 
Lastschriften, die ein Zahlungsdienstleister nicht ordnungsgemäß 
ausführen kann, weil der Zahlungsauftrag zurückgewiesen, ver­
weigert, zurückgegeben oder rücküberwiesen wird („R-Trans­
aktionen“), die Verbraucher nur dann ein multilaterales Inter­
bankenentgelt zahlen müssen, wenn ihr Konto zu dem Zeit­
punkt, an dem die Zahlung per Lastschrift fällig wird, kein 
ausreichendes Guthaben aufweist. In allen anderen Fällen ist 
ein solches Entgelt vom Zahlungsempfänger zu zahlen. Der 
Zahlungsempfänger, dessen Bank oder die Bank des Zahlenden 
dürfen nicht Entgelte für R-Transaktionen auf den Zahler ab­
wälzen, die nicht von ihm verursacht wurden. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON 

ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Folgende abgelehnte Änderungsanträge erhielten mindestens ein Viertel der Stimmen (Artikel 54 Absatz 3 der Geschäfts­
ordnung): 

Ziffer 3.11 (neu) 

Neue Ziffer einfügen: 

„Der EWSA ist der Ansicht, dass das Mandat bei der Bank des Schuldners verbleiben sollte, weil eine Aufbewahrung beim 
Gläubiger ein höheres Risiko für die Sicherheit darstellt, da die Bank des Verbrauchers (des Schuldners) keine Kontrolle über das 
Mandat hat. Der EWSA ist außerdem der Ansicht, dass die IBAN des Zahlenden dem Zahlungsempfänger niemals automatisch 
und ohne Zustimmung des Zahlenden mitgeteilt werden sollte.“ 

Begründung 

Die Sicherheit des europaweiten Zahlungssystems ist für die Stärkung des Vertrauens der Verbraucher in Bezug auf 
Zahlungsdienste maßgeblich. 

Ergebnis der Abstimmung über den Änderungsantrag: 

64 Ja-Stimmen, 
74 Nein-Stimmen und 
13 Stimmenthaltungen. 

Ziffer 3.12 (neu) 

Neue Ziffer: 

„Der EWSA unterstützt die Maßnahmen uneingeschränkt, durch die der Kunde seine Bank anweisen kann, Lastschrifteinzüge auf 
einen bestimmten Betrag oder eine bestimmte Periodizität oder beides zu begrenzen und eine beliebige Lastschrift zulasten des 
Kontos des Zahlenden zu blockieren. In Bezug auf das Rückerstattungsrecht betont der EWSA jedoch, dass angesichts dessen, 
dass dieses Recht vom Zahlungsempfänger nicht gewährleistet wird, es von ihm auch nicht ausgeschlossen werden kann.“ 

Begründung 

Standpunkt im Einklang mit Artikel 62 der Zahlungsdiensterichtlinie. 

Ergebnis der Abstimmung über den Änderungsantrag: 

64 Ja-Stimmen, 
83 Nein-Stimmen und 
10 Stimmenthaltungen.
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die 

Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen“ 

KOM(2010) 748 endg./2 — 2010/0383 (COD) 

(2011/C 218/14) 

Hauptberichterstatter: Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER 

Der Rat beschloss am 15. Februar 2011, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß 
Artikel 67 Absatz 4 und Artikel 81 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen“ 

KOM(2010) 748 endg./2 — 2010/0383 (COD). 

Das Präsidium des Ausschusses beauftragte die Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch am 
1. Februar 2011 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten bestellte der Ausschuss auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 
2011 (Sitzung vom 5. Mai) Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER zum Hauptberichterstatter und verabschiedete 
mit 162 gegen 1 Stimme bei 2 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der EWSA unterstützt den Vorschlag der Kommission, 
da er diesen für geeignet hält, die angestrebte Beseitigung recht­
licher Hindernisse zu erreichen, somit den Bürgerinnen und 
Bürgern und den Unternehmen das Leben leichter zu machen 
und den wirksamen Rechtsschutz zu verbessern. 

1.2 Der Ausschuss fordert die Kommission auf, ihre Bemü­
hungen um Beseitigung der rechtlichen Hindernisse in der Eu­
ropäischen Union fortzusetzen, um einen echten europäischen 
Rechtsraum zu verwirklichen, und dabei die vom EWSA in 
seinen einschlägigen Stellungnahmen vorgebrachten Anmerkun­
gen im vollen Umfang zu berücksichtigen. 

2. Einführung 

2.1 Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 ersetzt seit dem 
1. März 2002 das Brüsseler Übereinkommen und ganz all­
gemein sämtliche einschlägigen bilateralen Abkommen zwi­
schen den verschiedenen Mitgliedstaaten. Diese Verordnung 
(„Brüssel I“) ist die bislang wichtigste Rechtsvorschrift der EU 
für die gerichtliche Zusammenarbeit in Zivilsachen. 

2.2 Im Wesentlichen wurde es durch die Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 möglich, in bestimmten Fällen natürliche oder 
juristische Personen im Rahmen eines grenzüberschreitenden 
Rechtsstreits in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Wohn­
sitz-Mitgliedstaat zu verklagen, wobei das Kriterium des am 
nächsten liegenden Anknüpfungspunkts gefördert wurde. 

2.2.1 Andererseits ist in Artikel 5 der Verordnung vorgese­
hen, dass bei Verträgen und insbesondere beim Verkauf beweg­
licher Sachen ein Unternehmen in dem Mitgliedstaat verklagt 
werden kann, in dem die Ware geliefert wurde oder hätte ge­
liefert werden müssen. 

2.2.2 Die Bereiche, auf die die neue Bestimmung Anwen­
dung findet, werden in Artikel 5 aufgezählt (vertragliche und 
außervertragliche Haftung, Schadenersatzklagen, Betrieb einer 
Zweigniederlassung, einer Agentur oder einer sonstigen Nieder­
lassung usw.). 

2.2.3 Der Zuständigkeit in Versicherungssachen ist in der 
Verordnung ein ganzer Abschnitt (Abschnitt 3) gewidmet. Da­
nach kann der Versicherungsnehmer an seinem Wohnsitz eine 
Klage gegen den Versicherer einreichen, und zwar auch dann, 
wenn dieser seinen Sitz in einem anderen Mitgliedstaat hat. Will 
jedoch der Versicherer den Versicherungsnehmer, den Versicher­
ten oder den Begünstigten verklagen, muss er dies an dem Ort 
tun, an dem diese ihren Wohnsitz haben. 

2.3 Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 ist an sich eine Ab­
folge von ausdrücklichen Zuständigkeitsregelungen, in der mit­
unter dem Schutz bestimmter Zielgruppen (Verbrauchersachen, 
individuelle Arbeitsverträge) besondere Aufmerksamkeit ge­
schenkt wird. Bezieht sich der Rechtsstreit auf Immobilien, die 
Auflösung von Gesellschaften oder juristischen Personen, Ein­
tragungen in öffentliche Register oder auf die Zwangsvollstre­
ckung gerichtlicher Entscheidungen, gelten für die gerichtliche 
Zuständigkeit jedoch weiter die herkömmlichen Vorschriften. 

2.4 Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 enthält zunächst zwei 
umfangreiche Abschnitte zur Regelung der Vollstreckung ge­
richtlicher Entscheidungen und der Anerkennung öffentlicher 
Urkunden anderer Mitgliedstaaten und am Ende eine Reihe 
von Schluss- und Übergangsbestimmungen, insbesondere zu 
der Frage, wie sich dieses neue Instrument der gerichtlichen 
Zusammenarbeit zu den anderen spezifischen Abkommen ver­
hält, die die einzelnen Mitgliedstaaten geschlossen haben.
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2.5 Am 21. April 2009 nahm die Kommission einen Bericht 
über die Anwendung der Verordnung an sowie ein Grünbuch, 
zu dem sich der Ausschuss hinsichtlich einiger Änderungsvor­
schläge der Kommission bereits zustimmend geäußert hat ( 1 ). 

3. Vorschlag für eine Verordnung 

3.1 Die Überarbeitung erfolgt mit dem Ziel der Weiterent­
wicklung des europäischen Rechtsraums und dient die Beseiti­
gung der noch verbleibenden Hindernisse für den freien Verkehr 
gerichtlicher Entscheidungen nach dem Grundsatz der gegen­
seitigen Anerkennung. Mit dem vom Europäischen Rat 2009 
auf den Weg gebrachten Stockholmer Programm ( 2 ) wurde die­
sem Ziel erneut Nachdruck verliehen. Das konkrete Ziel des 
Vorschlags besteht darin, die Beschreitung des Rechtswegs und 
den freien Verkehr von gerichtlichen Entscheidungen in der 
Europäischen Union über die Ländergrenzen hinweg zu erleich­
tern. Ferner soll die Neufassung durch Schaffung der entspre­
chenden rechtlichen Rahmenbedingungen einen Beitrag zur Ge­
sundung der europäischen Wirtschaft leisten. 

3.2 Bei der Neufassung wird Folgendes vorgeschlagen: 

— Abschaffung des Zwischenverfahrens für die Anerkennung 
und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen (Exe­
quatur) außer bei Entscheidungen über Verleumdungsklagen 
und kollektiven Schadenersatzklagen; mit mehreren Rechts­
behelfen, um im Notfall zu verhindern, dass ein in einem 
Mitgliedstaat ergangenes Gerichtsurteil in einem anderen 
Mitgliedstaat rechtswirksam wird; 

— der Vorschlag beinhaltet auch eine Reihe von Formblättern, 
die die Anerkennung und Vollstreckung von ausländischen 
Gerichtsentscheidungen bei Wegfall des Exequaturverfahrens 
sowie den Antrag auf Nachprüfung im Rahmen des Verfah­
rens zum Schutz der Verteidigungsrechte erleichtern sollen; 

— Ausweitung der Zuständigkeitsvorschriften der Verordnung 
auf Streitsachen, bei denen der Beklagte ein Drittstaatsange­
höriger ist; hierzu gehört auch die Regelung von Sachver­
halten, bei denen dieselbe Sache vor einem Gericht inner­
halb und außerhalb der EU anhängig ist. Konkret wird mit 
der Änderung sichergestellt, dass die Zuständigkeitsvorschrif­
ten zum Schutz von Verbrauchern, Arbeitnehmern und Ver­
sicherten auch dann greifen, wenn die beklagte Partei ihren 
Wohnsitz außerhalb der EU hat; 

— Verbesserung der Wirksamkeit von Gerichtsstandsverein­
barungen, wozu zwei Änderungen vorgesehen werden: 

— Treffen die Parteien für den Streitfall ein Gerichtsstands­
vereinbarung, soll dem Vorschlag zufolge zunächst das 
vereinbarte Gericht die Möglichkeit haben, sich für zu­
ständig zu erklären, gleich, ob es zuerst oder später 
angerufen wurde. 

— Außerdem ist die Einführung einer harmonisierten Kol­
lisionsnorm zur materiellen Wirksamkeit der Gerichts­
standsvereinbarungen vorgesehen, um sicherzustellen, 
dass diesbezüglich unabhängig vom angerufenen Gericht 
überall annährend gleich entschieden wird. 

— bessere Verzahnung von Verordnung und Schiedsgerichts­
barkeit; 

— Erleichterung des gerichtlichen Rechtsschutzes bei bestimm­
ten Arten von Rechtsstreitigkeiten und 

— Klärung der Voraussetzungen, unter denen einstweilige Maß­
nahmen in der EU ohne Weiteres länderübergreifend aner­
kannt und vollstreckt werden können. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Der Ausschuss begrüßt den Vorschlag sehr und befür­
wortet den Erlass einer Neufassung der geltenden Verordnung 
(EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (Brüssel I). 

4.2 Wie aus dem Kommissionsvorschlag klar hervorgeht, 
handelt es sich um eine notwendige Initiative zur Verbesserung 
der Funktionsweise des Raumes der Freiheit, die Sicherheit und 
des Rechts sowie des Binnenmarktes, die zudem nur auf supra­
nationaler Ebene vorangebracht werden kann. Sie stellt überdies 
in einer globalisierten Welt ein wertvolles Rechtsinstrument dar, 
mit dem der internationale Geschäftsverkehr erleichtert und eine 
Verbesserung der Lage hinsichtlich der die EU-Grenzen über­
schreitenden Streitigkeiten erreicht werden kann. 

4.2.1 In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass 
die wichtigen vorgeschlagenen Neuerungen auf rechtlichem Ge­
biet sowie die Festschreibung bestimmter Regeln und Grund­
sätze auf diesem Gebiet, die in der EU bereits Anwendung 
finden, auf den Erfahrungen basieren, die die grenzüberschrei­
tend arbeitenden Juristen, Fachleute und zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Kommission im Zuge der 
öffentlichen Konsultation übermittelt haben. 

4.2.2 Hervorzuheben gilt es nicht nur die grundsätzliche Ein­
haltung des Subsidiaritätsprinzips, das ein Tätigwerden auf EU- 
Ebene rechtfertigt, da die einzelnen Mitgliedstaaten nicht befugt 
sind, einseitig bestimmte Aspekte der geltenden Brüssel-I-Ver­
ordnung zu ändern, wie zum Beispiel das Exequaturverfahren 
und die Bestimmungen über die Zuständigkeit und die Koor­
dinierung der einzelnen Verfahren vor den Gerichten der Mit­
gliedstaaten sowie die Verzahnung dieser Verfahren mit Schieds­
verfahren. Bedeutung kommt hier auch der funktionalen Sub­
sidiarität zu, die ein fester Bestandteil des im EU-Vertrag und im 
Vertrag von Lissabon verankerten Prinzips der partizipativen 
Demokratie ist. Der EWSA hat sich seinerzeit bereits für zahl­
reiche der jetzt von der Kommission vorgebrachten Vorschläge 
ausgesprochen ( 3 ).
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4.3 In dem Vorschlag werden realistische, wohl überlegte 
und flexible rechtstechnische Lösungen für Probleme vor­
geschlagen, die in den Jahren der Anwendung der Brüssel-I-Ver­
ordnung festgestellt wurden. Diese Vorschläge beinhalten zu­
sammenfassend folgendes: die Abschaffung des Exequaturverfah­
rens außer bei Entscheidungen über Verleumdungsklagen und 
kollektiven Schadenersatzklagen, die Anwendung der Verord­
nung auf Streitsachen, bei denen der Beklagte ein Drittstaats­
angehöriger ist; die Verbesserung der Wirksamkeit von Gerichts­
standsvereinbarungen; eine bessere Verzahnung von Verord­
nung und Schiedsgerichtsbarkeit; die Klärung der Voraussetzun­
gen, unter denen einstweilige und Sicherungsmaßnahmen in der 
EU ohne Weiteres länderübergreifend anerkannt und vollstreckt 
werden können, kurz die Verbesserung des gerichtlichen Rechts­
schutzes und der Funktionsweise und Verfahren vor den Ge­
richten der Mitgliedstaaten. 

4.3.1 Es gibt keinen wichtigen Grund dafür, warum in dem 
Vorschlag Kollektivklagen hinsichtlich der Abschaffung des Exe­
quaturverfahrens ausgenommen werden; der Ausschuss hält 
Artikel 37 im derzeitigen Wortlaut daher für nicht zufrieden 
stellend. Der EWSA hat sich bereits mehrfach für eine EU-Re­
gelung für kollektive bzw. Sammelklagen ausgesprochen. Die 
Kommission sollte eine eventuelle Änderung von Artikel 6 
der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 in Erwägung ziehen, um 
die Bündelung von Klagen mehrerer Kläger im Rahmen eines 
Verfahrens zuzulassen, sofern zwischen den Klagen eine so enge 
Beziehung gegeben ist, dass eine gemeinsame Verhandlung und 
Entscheidung geboten erscheint, um zu vermeiden, dass in ge­
trennten Verfahren widersprechende Entscheidungen ergehen 
könnten. 

4.3.2 Im Hinblick auf die Ausnahme von Verleumdungskla­
gen ist festzustellen, dass Artikel 37 Absatz 3 Buchstabe a in 
Wirklichkeit viel weiter gefasst ist, da dort Entscheidungen eines 
Gerichts eines anderen Mitgliedstaats genannt werden, die sich 
auf außervertragliche Schuldverhältnisse aus der Verletzung der 
Privatsphäre oder der Persönlichkeitsrechte beziehen. Die Kom­
mission sollte überdenken, ob diese Ausnahme wirklich so weit 
gefasst sein muss oder ob sie nicht eingegrenzt werden könnte, 
damit gewöhnliche Fälle, wie sie im Alltag der Bürger auftreten, 
nicht herausfallen. 

4.3.3 Im Hinblick auf weiterführende Überlegungen über die 
notwendigen Änderungen an den rechtlichen Mechanismen und 
Verfahren, die in dem Vorschlag behandelt werden, sind jedoch 
einige Bemerkungen angebracht, die die Kommission künftig 
berücksichtigen sollte. 

4.3.4 So bezüglich Artikel 58 Absatz 3 der Neufassung der 
Verordnung, in dem festgelegt ist, dass das Gericht bei Rechts­
behelfen gegen Entscheidungen über Anträge auf Vollstreckbar­
erklärung „seine Entscheidung unverzüglich [erlässt]“. Hier 
könnte präzisiert werden, innerhalb welcher Frist diese Entschei­
dung ergehen muss, um im Interesse der Rechtssuchenden un­
begründete Verzögerungen oder eine Verschleppung des Verfah­
rens zu verhindern. 

4.3.5 In diesem Sinne könnte als Höchstfrist entweder die in 
Artikel 58 Absatz 2 für Entscheidungen über Anträge auf Voll­
streckbarerklärung selbst vorgesehene Frist von 90 Tagen vor­
gesehen werden oder aber eine Frist mittlerer Dauer, die zwi­
schen der Frist von sechs Wochen gem. Artikel 11 Absatz 3 der 

Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (über die Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor­
tung) und der genannten Frist von 90 Tagen liegt. 

4.3.6 Ebenso könnte eine Umformulierung des neuen Ver­
fahrens der gerichtlichen Zusammenarbeit nach Artikel 31 der 
Neufassung ins Auge gefasst werden, um die Rolle des in der 
Hauptsache zuständigen Gerichts zu stärken und zu verhindern, 
dass die Entscheidung in einem Rechtsstreit bewusst hinaus­
gezögert oder verschleppt wird. 

4.3.7 Die Pflicht zur Abstimmung zwischen dem in der 
Hauptsache zuständigen Gericht und dem Gericht eines anderen 
Mitgliedstaats, bei dem einstweilige Maßnahmen beantragt wer­
den, bleibt relativ unbestimmt und wird in dem Vorschlag nur 
dadurch umschrieben, dass letzteres bei ersterem Informationen 
über alle relevanten Umstände des Falles einholen soll (u.a. über 
die Dringlichkeit der beantragten Maßnahme oder die etwaige 
Ablehnung einer ähnlichen Maßnahme durch das mit der 
Hauptsache befasste Gericht). Diese Pflicht könnte daher durch 
eine weitere Bestimmung ergänzt werden, wonach solche An­
träge auf einstweilige Maßnahmen überhaupt nur in Ausnahme­
fällen zuzulassen sind oder für diesen Fall sogar grundsätzlich 
eine Unzuständigkeitserklärung zu Gunsten des in der Haupt­
sache entscheidenden Gerichts vorgesehen wird. 

4.3.8 Die entspräche zudem voll der Auffassung des Ge­
richtshofs bei der Auslegung der diesbezüglichen Rechtsvor­
schriften wie der hier angeführten Verordnung 2201/2003, wo­
nach dem in der Hauptsache zuständigen Gericht im Hinblick 
auf ein schnelles Verfahren und die Umsetzung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung eine zentrale Rolle zukommt. 

4.4 Besonders eingegangen werden soll hier auf die Beibehal­
tung der Klausel bezüglich der öffentlichen Ordnung (ordre 
public) nur in den Fällen, in denen das Exequaturverfahren abge­
schafft wird (Artikel 34 Absatz 1 der geltenden Brüssel-I-Ver­
ordnung), und auf Artikel 48 Absatz 1 der vorgeschlagene 
Neufassung, wonach die angerufenen Gerichte der Mitgliedstaa­
ten befugt sind Entscheidungen nicht anzuerkennen, die der 
öffentlichen Ordnung des Mitgliedstaats, in dem sie geltend 
gemacht wird, offensichtlich widersprechen würden. 

4.4.1 Sicherlich handelt es sich dabei um eine Befugnis, die 
auch Spielraum für Auslegungen und Ermessensentscheidungen 
der jeweils angerufenen Gerichte bietet, doch dieses Risiko ist 
derzeit sehr gering, wie sich während der jahrelangen Anwen­
dung der Brüssel-I-Verordnung gezeigt hat, da es durch drei 
rechtliche Faktoren eingeschränkt wird: die diesbezüglich vom 
EuGH festgelegten Kriterien ( 4 ), die verbindliche Geltung der EU- 
Grundrechtecharta und eine umfassende und konsolidierte 
Rechtsprechung des Gerichtshofs, die die Ordre-public-Klausel 
durch das Kriterium der praktischen Wirksamkeit des Unions­
rechts systematisch einengt.
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4.4.2 Dessen ungeachtet fordert der Ausschuss die Europäi­
sche Kommission auf, die Praxis der Gerichte der Mitgliedstaaten 
bei Entscheidungen über die gerichtliche Zuständigkeit aus 
Gründen der öffentlichen Ordnung sorgfältig zu beobachten, 
um eine korrekte Umsetzung des Prinzips der gegenseitigen 
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen sicherzustellen. 

4.5 Der Vorschlag für eine Neufassung der Verordnung ent­
hält eine besondere Vorschrift, zwar am Rande, aber doch als 
Neuerung, wonach Schiedsgerichtsvereinbarungen über die Zu­
ständigkeit eines Schiedsgerichts in einem Mitgliedstaat der EU 
anerkannt werden, wodurch die Gefahr des „forum shopping“ 
(Wahl des günstigsten Gerichtsstands) etwas eingedämmt wird, 
was der Ausschuss allerdings nicht als ausreichend erachtet. 

4.5.1 Da vermehrt und immer häufiger auf diese Möglichkeit 
der Streitbeilegung – insbesondere bei handelsrechtlichen Sa­
chen - zurückgegriffen wird und diese Form der Konfliktlösung 
auch auf andere, für die Belange der Bürger wesentliche Bereiche 
ausgedehnt werden sollte (u.a. Verbraucherrecht und das Ar­
beitsrecht), fordert der Ausschuss die Kommission auf, kurzfris­
tig die Schaffung eines Instruments des Gemeinschaftsrechts für 
die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen ins 
Auge zu fassen. Die Verordnung (Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe 
d) schließt zwar eine gerichtliche Überprüfung nicht aus, nimmt 
die Schiedsgerichtsbarkeit aber ausdrücklich aus dem Anwen­
dungsbereich der Verordnung aus. 

4.6 In ähnlicher Weise könnte die Kommission zur inhalt­
lichen Klärung und zur Beschleunigung von gerichtlichen Ent­
scheidungen die Erarbeitung einer Mitteilung oder von Leitlinien 
zur Auslegung von Artikel 5 der Neufassung in Erwägung zie­
hen, da in dem Vorschlag die bisherigen Bestimmungen des 
entsprechenden Artikels der Brüssel-I-Verordnung nahezu un­
verändert übernommen werden. 

4.6.1 Den Bestimmungen beider Rechtsvorschriften zufolge 
ist in Handelssachen das Gericht des Ortes zuständig, an dem 
die strittige Verpflichtung erfüllt worden ist oder zu erfüllen 
wäre. Dieser Ort ist, sofern nichts anderes vereinbart wurde, 
beim Verkauf beweglicher Sachen der Ort in einem Mitglied­
staat, an dem sie geliefert worden sind oder hätten geliefert 

werden müssen, und bei der Erbringung von Dienstleistungen 
der Ort in einem Mitgliedstaat, an dem sie erbracht worden sind 
oder hätten erbracht werden müssen. 

4.6.2 Die Rechtsprechung des Gerichtshofes, in der die Be­
griffe „Dienstleistung“ und „bewegliche Sachen“ im Zusammen­
hang mit den Freiheiten des Binnenmarktes ausgelegt werden, 
kann nicht auf den Geltungsbereich der Brüssel-I-Verordnung 
angewandt werden, weshalb der Gerichtshof bislang alle Aus­
legungsfragen bezüglich des Geltungsbereichs von Artikel 5 
durch Verweise auf bestimmte internationale Vorschriften ent­
schieden hat, die aber weder für die EU noch für all ihre Mit­
gliedstaaten verbindlich gelten und deshalb auch nicht als all­
gemeines Recht auf innergemeinschaftliche Verträge angewandt 
werden können. 

4.7 Paradoxerweise steht hinter der Neuformulierung von 
Artikel 24 Absatz 2 der Neufassung der Verordnung offenbar 
das Streben nach einer Beschleunigung der Verfahren, da ledig­
lich eine Voraussetzung für die Anwendung von Artikel 24 
Absatz 1 (wonach ein Gericht, vor dem sich der Beklagte auf 
das Verfahren einlässt, grundsätzlich zuständig wird) eingeführt 
wird, nämlich dass der Beklagte im verfahrenseinleitenden 
Schriftstück über sein Recht, die Unzuständigkeit des Gerichts 
geltend zu machen, und die Folgen der Einlassung auf das Ver­
fahren zu belehren ist. Diese Bestimmung, der durch die Auf­
nahme von Standardklauseln einfach Genüge getan werden 
kann, könnte die Rechte der schwächeren Vertragsparteien be­
einträchtigen, zumal die Anwendung von Artikel 24 Absatz 2 
auf Versicherungsverträge, Verbrauchersachen und individuelle 
Arbeitsverträge beschränkt bleibt. 

4.7.1 Da die Erfüllung dieser Rechtsbelehrung des Beklagten 
durch das Gericht kontrolliert werden muss, bei dem die Klage 
eingereicht wird, es allerdings keine vorherigen diesbezüglichen 
Festlegungen gibt, führt das nach Ansicht des Ausschusses zu 
Ungewissheit und zu einem großen Ermessensspielraum hin­
sichtlich der Anwendung dieser Bestimmung in den 27 ver­
schiedenen souveränen Rechtssystemen in der EU. Der Aus­
schuss fordert daher die Kommission auf, eine Neuformulierung 
dieser Bestimmung in Erwägung zu ziehen, um die rechtliche 
Position der Verbraucher und Arbeitnehmer zu stärken und 
einheitliche Kriterien für die Praxis der zuständigen Gerichte 
zu gewährleisten. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 
2003/71/EG und 2009/138/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde 
für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung und der Europäischen 

Wertpapieraufsichtsbehörde“ 

KOM(2011) 8 endg. — 2011/0006 (COD) 

(2011/C 218/15) 

Berichterstatter: Joachim WUERMELING 

Das Europäische Parlament beschloss am 3. Februar 2011 und der Rat am 2. März 2011, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu 
ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG 
und 2009/138/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und 
die betriebliche Altersversorgung und der Europäischen Wertpapieraufsichtsbehörde“ 

KOM(2011) 8 endg. — 2011/0006 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch nahm ihre 
Stellungnahme am 5. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
111 Stimmen gegen 1 Stimme bei 4 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt ausdrücklich den Vorschlag der Europäischen Kom­
mission für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinien 
2003/71/EG und 2009/138/EG. Er unterstützt die Anstrengun­
gen der Kommission, die sektorspezifischen Vorschriften so zu 
ändern, dass das Europäische Finanzaufsichtssystem (ESFS) wir­
kungsvoll arbeiten kann. Der EWSA bekräftigt seine uneinge­
schränkte Unterstützung der neuen Aufsichtsbestimmungen für 
das Versicherungswesen („Solvabilität II“), insbesondere vor den 
Hintergrund der Erfahrungen mit der jüngsten Finanzkrise. 

1.2 Allerdings sollte bei der Suche nach soliden Solvenznor­
men die notwendige Gewährleistung der Fähigkeit der Ver­
sicherungsmärkte berücksichtigt werden, die Risiken ihrer 
Kunden zu tragen und ihrer Rolle als Geldgeber für Personen­
gesamtheiten und Unternehmen jeder Größe gerecht zu werden. 

1.3 Der EWSA begrüßt die weiteren Änderungen an der 
Solvabilität-II-Richtlinie bei den Übergangsbestimmungen zu­
sätzlich zur Verlängerung der Umsetzungsfrist um zwei Monate. 

1.4 Der EWSA unterstreicht, dass es grundsätzlich einen 
Übergang von dem derzeitigen System (Solvabilität I) zum 
neuen System (Solvabilität II) geben muss, wobei dieser Über­
gang reibungslos verlaufen sollte. Marktstörungen sind durch 
einen Ansatz zu vermeiden, bei dem aufsichtliche Maßnahmen 
konsequent auf die Übergangsbestimmungen abgestimmt wer­
den. Solvabilität II darf nicht zu einer Marktkonsolidierung füh­
ren, insbesondere nicht bei kleinen und mittelgroßen Versiche­
rungsunternehmen. 

1.5 Mit den vorgeschlagenen Übergangsbestimmungen sollte 
ein Prozess des Anlaufens und Auslaufens ermöglicht wer­
den, bei dem die Fähigkeit der Unternehmen berücksichtigt 
wird, die Änderungen umzusetzen. Die als Übergangszeit ange­

setzte Höchstdauer könnte von der Kommission jedoch entspre­
chend verkürzt werden, wenn die Gegebenheiten es eindeutig 
zulassen. Natürlich werden die Übergangszeiträume je nach Be­
reich unterschiedlich ausfallen. 

1.6 Im Umsetzungszeitplan muss realistisch berücksichtigt 
werden, inwieweit sowohl die Aufsichtsbehörden als auch 
die Versicherungsunternehmen - auch die kleineren Unter­
nehmen - die in der Solvabiliät-II-Richtlinie festgelegten Ziele 
erreichen können. Der EWSA fordert die Kommission und die 
Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und 
die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) auf, zu gewährleisten, 
dass die Neuregelung weder zu administrativer Überlastung 
führt noch von nicht zu bewältigender Komplexität ist, da sonst 
die Dienstequalität für die Kunden darunter leiden würde. 

1.7 Der EWSA befürwortet die demokratische Legitimie­
rung des künftigen europäischen Regelwerks für Versiche­
rungsunternehmen („einheitliches Regelwerk“). Die Festlegung 
eines angemessenen Anwendungsbereichs der technischen Nor­
men ist auch als ein zusätzliches Mittel zur Erreichung von 
Aufsichtskonvergenz und zur Entwicklung eines einheitlichen 
Regelwerks anzusehen. 

1.8 Der EWSA ist der Ansicht, dass eine klare Unterschei­
dung getroffen werden muss zwischen einerseits rein tech­
nischen Fragen und anderseits politischen Fragen, für die 
die Institutionen der Union, die über ein politisches Mandat 
verfügen, zuständig sind. 

1.9 Allerdings unterstreicht der EWSA, dass die EIOPA ein 
unabhängiges Gremium ist. Wenn sie zur Entwicklung eines 
einheitlichen Regelwerks beiträgt, so handelt sie im Rahmen 
ihres von den gesetzgebenden Organen festgelegten Mandats 
mit einer politischen Verantwortung.
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1.10 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Versicherungswirt­
schaft den Kunden auch weiterhin langfristig sichere Renten­
versicherungen anbieten und ein verlässlicher Partner für ihre 
Altersvorsorge bleiben muss. Daher ist eine angemessene Zins­
kurve für die Berechnung des Solvenzkapitals unerlässlich. Der 
EWSA spricht sich für eine Lösung aus, die es ermöglicht, die 
wirtschaftliche Tragfähigkeit solcher Produkte zu sichern. 

1.11 Der EWSA empfiehlt des Weiteren, die für die entspre­
chenden Berechnungen angewandten Methoden nicht nur als 
eine technische Angelegenheit zu betrachten, sondern unter 
Aufsicht des Parlaments und des Rates festzulegen, damit die 
politischen Auswirkungen berücksichtigt werden, die die Fest­
legung dieser Methoden auf die Gesamtvorsorgebereitschaft der 
Bürger im Hinblick auf die steigende Lebenserwartung und die 
niedrige Ersetzungsrate durch jüngere Generationen haben kann. 

1.12 Der EWSA unterstreicht die Bedeutung einer kontinu­
ierlichen Konsultation der von der EIOPA betroffenen In­
teressengruppen, u.a. um Vertreter der Wirtschaft, Gewerk­
schaften, Verbraucher von Finanzdienstleistungen sowie Wissen­
schaftler im Bereich der Regulierung und Aufsicht. 

2. Kontext und allgemeine Bemerkungen 

2.1 Die Europäische Kommission nahm am 19. Januar 2011 
einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung von zwei 
früheren Richtlinien an, die Aktivitäten im Bereich der Finanz­
dienstleistungen zum Gegenstand haben, nämlich die Prospekt­
richtlinie und die Solvabilität-II-Richtlinie. Der Vorschlag nennt 
sich „Omnibus-II-Richtlinie“, da es sich hierbei um die zweite 
Richtlinie handelt, mit der mehrere Änderungen bestehender 
Richtlinien zusammengefasst werden, um sie an die neue euro­
päische Struktur für die Finanzaufsicht anzupassen. 

2.2 Die Solvabilität-II-Richtlinie bezieht sich auf die Auf­
nahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rückversiche­
rungstätigkeit. Mit der gründlich vorbereiteten Reform der eu­
ropäischen Versicherungsaufsicht soll das Versicherungswesen 
nachhaltig gestärkt und wettbewerbsfähiger gemacht werden. 
So richten sich die Kapitalanforderungen für Versicherungs­
unternehmen in viel stärkerem Maße nach den Risiken (Säule 
I); die Anforderungen für qualitatives Risikomanagement (Säule 
II) und die Rechnungslegung der Versicherungsunternehmen 
(Säule III) werden ebenfalls modernisiert. 

2.3 Ziel der Omnibus-II-Richtlinie ist die Anpassung der eu­
ropäischen Aufsichtsregeln entsprechend den Schlussfolgerun­
gen der hochrangigen Gruppe unter dem Vorsitz von Jacques 
de Larosière und der Kommissionsmitteilung von Mai 2009, in 
der die Einrichtung eines europäischen Finanzaufsichtssystems 
vorgeschlagen wurde, in dem die nationalen Aufsichtsbehörden 
vernetzt mit den neuen europäischen Aufsichtsbehörden zusam­
menarbeiten. 

2.4 Der EWSA hat bereits mehrere Stellungnahmen 
(u.a. CESE 100/2010 und CESE 446/2010) zum neuen Auf­
sichtsgefüge verabschiedet, breite Unterstützung für die Refor­
men zugesagt und betont, dass zwischen technischen und poli­
tischen Fragen unterschieden werden muss, wobei Letztere von 
den europäischen Institutionen beantwortet werden müssen, die 
ein politisches Mandat haben. In seinen Stellungnahmen hob 
der EWSA hervor, dass die neuen Behörden mit den Verbänden 
der Finanzdienstleistungsbranche, den Gewerkschaften und den 

Kunden von Finanzdienstleistungen im Dialog bleiben müssen, 
ebenso wie mit dem EWSA als der Vertretung der organisierten 
Zivilgesellschaft in Europa. 

2.5 Der EWSA bekundet seine allgemeine Unterstützung für 
die Arbeit der Kommission bei der Ausstattung der neu einge­
richteten Behörden mit Befugnissen, die es ihnen gestatten, tech­
nische Normen festzulegen und bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den nationalen Aufsichtsbehörden zu schlichten, eine 
Möglichkeit, die in dem vorliegenden Vorschlag für den Wert­
papierbereich, das Versicherungswesen und die betriebliche Al­
tersversorgung vorgesehen wird. 

2.6 Der EWSA begrüßt die übergreifenden Ziele der Richt­
linie, nämlich alle Kunden von Finanzdienstleistungen zu schüt­
zen und die Stabilität des Marktes durch einen flexiblen Ansatz 
zu gewährleisten, die Tatsache, dass die Richtlinie auf dem 
Grundsatz der Notwendigkeit und der Verhältnismäßigkeit auf 
dem Weg zur Konvergenz der Aufsichtspraktiken fußt, sowie 
die Entwicklung eines einheitlichen Regelwerks. Diese Ziele kön­
nen zur konkreten Verwirklichung des Binnenmarktes beitragen; 
Europa kann so Vorreiter bei den internationalen Normen und 
gleichzeitig auf Tuchfühlung mit den internationalen Finanz­
dienstleistungsmärkten bleiben. 

2.7 Durch Omnibus II wird in erster Linie die Solvabiliät-II- 
Richtlinie geändert, indem neue Befugnisse für bindende tech­
nische Normen geschaffen und die Verfahren für die Umsetzung 
von Maßnahmen im Zuge des Lissabon-Vertrags aufeinander 
abgestimmt werden. Der Vorschlag enthält allgemeine Änderun­
gen, die in den meisten finanzsektorspezifischen Rechtsvor­
schriften der Omnibus-I-Richtlinie vorgenommen werden müs­
sen, damit die Richtlinien auch im Kontext der neuen Behörden 
funktionieren, wie etwa die Umbenennung von CEIOPS in 
„EIOPA“ oder die Gewährleistung angemessener Kanäle für 
den Informationsaustausch. 

2.8 Auch wird die bestehende Regelung der Durchführungs­
befugnisse („Stufe 2“) an den Lissabon-Vertrag angepasst. Die 
Solvabiliät-II-Richtlinie trat vor dem neuen Vertrag in Kraft. 
Daher müssen die bestehenden Stufe-2-Mandate in Mandate 
für delegierte Rechtsakte, für Durchführungsvorschriften oder 
für technische Normen umgewandelt werden. Es sollten geeig­
nete Kontrollverfahren vorgesehen werden. 

2.9 Übergangsbestimmungen werden ebenfalls in der Solva­
biliät-II-Richtlinie eingeführt, was für eine reibungslose Umstel­
lung auf das neue System notwendig ist. Marktstörungen sollten 
vermieden werden; darüber hinaus sollte es möglich sein, die 
Auswirkungen auf die Bandbreite an wichtigen Versicherungs­
produkten zu berücksichtigen. 

3. Änderungen an der Solvabiliät-II-Richtlinie 

3.1 In seiner Stellungnahme zur Solvabiliät-II-Richtlinie 
(CESE 976/2008) begrüßte der EWSA die grundlegenden 
Anstrengungen zur Stärkung der Versicherungswirtschaft 
und zur Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit durch bessere 
Kapitalzuweisung, besseres Risikomanagement und besseres Be­
richtswesen. In dieser Hinsicht ist Solvabilität II aus Sicht des 
EWSA auch die richtige Antwort angesichts der Erfahrungen
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mit der jüngsten Finanzkrise. Der EWSA befürwortet den An­
satz der Kommission, keine grundlegenden Änderungen an der 
Solvabiliät-II-Richtlinie vorzunehmen. Allerdings könnten in Fäl­
len, in denen die Anpassung von Durchführungsbestimmungen 
unangemessen erscheint, in spezifischen Bereichen weitere Än­
derungen erforderlich sein, die in ihrer Reichweite begrenzt sind. 

3.2 Da die durch den Handel mit Kreditderivaten ausgelöste 
Krise Zweifel an der Unbedenklichkeit aller Finanzaktivitäten 
weckte, kamen auch Befürchtungen auf, dass bei der Feinabstim­
mung der Solvabilitätsnormen für Versicherungsgeschäfte von 
Annahmen ausgegangen werden würde, die sich aus einem 
Hang zu übergroßer Risikovermeidung ergeben. Der EWSA be­
grüßt die Aussagen der Kommission, sie bemühe sich um eine 
ausgeglichene Sicht dieser Normen. Er ruft die Kommission auf, 
das Entstehen von Problemen aufgrund von Volatilität zu 
vermeiden, da in dieser Branche langfristige Verpflichtungen 
die Regel sind. 

3.3 Seit Beginn des Solvabiliät-II-Reformprozesses wurden 
mehrere Phasen einer quantitativen Folgenabschätzung durch­
laufen, wobei die jüngste Phase - „QIS 5“ - rund zwei Drittel 
des europäischen Versicherungsmarktes umfasst. Die Ergebnisse 
wurden vor Kurzem von der EIOPA veröffentlicht und müssen 
noch weiter analysiert werden. Aus den bisherigen Folgen­
abschätzungen ging eindeutig hervor, dass der Zeitplan und 
der Umfang des Übergangs zur neuen Regelung schwerwie­
gende Folgen für die Verfügbarkeit und Erschwinglichkeit 
von Versicherungen für Körperschaften, Unternehmen und 
Privathaushalte sowie für die Geschäftsbedingungen der Ver­
sicherungsunternehmen haben könnten. 

3.4 Der EWSA erneuert seine bereits früher geäußerte Unter­
stützung für die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und Flexi­
bilität. Er bestand darauf, dass sich dies in klaren und angemes­
senen Anforderungen niederschlagen müsse, bei denen der Viel­
falt des Versicherungsmarktes sowohl hinsichtlich der Größe als 
auch der Art der Versicherungsunternehmen angemessen Rech­
nung getragen werden sollte. Zum jetzigen Zeitpunkt ist der 
EWSA besorgt, dass die Umsetzung von Solvabilität II ein 
Maß an Komplexität mit sich bringen wird, zu deren Bewäl­
tigung kleine und mittelgroße Versicherungsunternehmen 
nicht imstande sein werden. 

3.5 Eine angemessene Ausgestaltung der Übergangsbestim­
mungen zu Solvabilität II und der europäischen Finanzaufsicht 
ist für die Gewährleistung der Stabilität der Versicherungs­
märkte von wesentlicher Bedeutung. Diese Ziele sind in Gefahr, 
wenn jetzt nicht die richtige Richtung vorgegeben wird. 

Aufschub bis 1. Januar 2013 

3.6 Der EWSA begrüßt die Verlängerung der Frist für die 
Umsetzung der Solvabiliät-II-Richtlinie um zwei Monate, die 
jetzt zum 1. Januar 2013 in Kraft treten wird. 

3.7 Der EWSA stimmt mit der Kommission darin überein, 
dass es besser ist, die neue Solvabilität-II-Regelung mit entspre­
chend neuen Berechnungs-, Berichts- und sonstigen Anforde­
rungen gleichzeitig mit dem für die Mehrzahl der Versiche­
rungsunternehmen üblichen Beginn des Geschäftsjahres 
(1. Januar) einzuführen, als im Laufe des Geschäftsjahres zu 
beginnen, wie in der Solvabiliät-II-Richtlinie vorgeschlagen 
(1. November). Die anderen in der Solvabiliät-II-Richtlinie ge­
nannten Fristen müssen daher insbesondere bezüglich der Über­

gangsbestimmungen und der Überprüfungsklausel ebenfalls um 
zwei Monate verlängert werden, wie es in Omnibus II vorgese­
hen ist. 

Übergangsregelung 

3.8 Im Vorschlag der Kommission wird die Forderung be­
rücksichtigt, den Übergang von den aktualisierten Solvabilität-I- 
Normen zu den Solvabilität-II-Normen reibungsloser zu gestal­
ten und Marktstörungen zu vermeiden. Konzerne, die sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der EU tätig sind, sollten die Ent­
wicklung ihrer Geschäfte wirksamer steuern können. 

3.9 Es ist von großer Bedeutung, dass der Übergang alle 
drei Säulen von Solvabilität II abdeckt: Der EWSA stimmt 
der Kommission dahingehend zu, dass Übergangsregelungen 
hinsichtlich der Berechnungen, der Governance und der Be­
richtspflichten möglich sein sollten. Die Folgen für die Band­
breite der für nationale Märkte wichtigen Versicherungsprodukte 
müssen berücksichtigt werden. Überlegungen hinsichtlich der 
Übergangsbestimmungen sollten sich vorrangig von der fünften 
Phase der quantitativen Folgenabschätzung (QIS 5) leiten lassen. 
Aus QIS5 geht hervor, dass dringend ein kohärentes Übergangs­
konzept (Anlauf- und Auslaufphase) nötig ist, damit die Unter­
nehmen und die Kontrolleure ausreichend Zeit haben, sich 
darauf einzustellen. 

3.10 Der EWSA empfiehlt, eine angemessene Bewertung der 
Frage vorzunehmen, wie diese Übergangsregelungen kohärent 
mit aufsichtlichen Maßnahmen verbunden werden können 
für den Fall, dass die neuen Bestimmungen nicht eingehalten 
werden. Für einen reibungslosen Übergang sind auch die der­
zeitigen aufsichtlichen Interventionsebenen zu berücksichtigen, 
die sicherstellten, dass der Schutz der Versicherungsnehmer 
nicht niedriger ist als heute. 

3.11 Der EWSA empfiehlt, dass bei der Umstellung aus­
drücklicher auf die aktualisierten Solvabilität-I-Normen als 
(optimalem) Mindestniveau Bezug genommen werden sollte. 

3.12 In Bezug auf die Berichtspflichten empfiehlt der EWSA, 
nicht nur die Methoden, sondern auch den Inhalt und die Frage 
des Zeitpunkts während der Übergangszeit detaillierter auszuar­
beiten. Da Zweifel bestehen, was in den Quartalsberichten oder 
auch in der Eröffnungsbilanz enthalten sein muss, erscheint es 
angebracht, die Möglichkeit vorzusehen, dass die Berichterstat­
tungsnormen auch noch nach dem 1. Januar 2013 angepasst 
werden können. Dies wird von grundlegender Bedeutung für 
kleine und mittelgroße Unternehmen sein. Insbesondere sollten 
Gegenseitigkeitsgesellschaften und andere Versicherer, die keinen 
Zugang zum Aktienmarkt haben, nicht denselben Berichterstat­
tungsanforderungen unterliegen wie internationale börsenno­
tierte Unternehmen, die von Anfang an Abschlüsse nach IFRS 
erstellt haben, bzw. gezwungen sein, dieselben kurzen Fristen 
einzuhalten. 

Langfristige Rentengarantien 

3.13 Der EWSA hat die Bedeutung solider, gut verwalte­
ter Rentenversicherungen und anderer Formen der Altersvor­
sorge vor dem Hintergrund der alternden Bevölkerung in Eu­
ropa hervorgehoben, etwa jüngst in seiner Stellungnahme zu 
dem Grünbuch der Kommission über angemessene, nachhaltige 
und sichere europäische Pensions- und Rentensysteme 
(CESE 72/2011).
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3.14 Die Erarbeitung von Maßnahmen zur Zinsberechnung 
für Renten ist von grundlegender Bedeutung für die Bedingun­
gen, zu denen die Verbraucher einen solchen Schutz in An­
spruch nehmen können. Der EWSA betrachtet die derzeit zur 
Debatte stehende Zinskurve mit Sorge, die wahrscheinlich zu 
einem erheblichen Rückgang des Angebots und höheren Kosten 
für Versicherungsprodukte führen wird. 

3.15 In dieser Hinsicht sieht der EWSA es kritisch, dass die 
Zinskurve und Illiquiditätsprämien dem Omnibus-II-Vorschlag 
der Kommission zufolge nicht von gesetzgebenden Organen 
festgelegt werden. Die Zinskurve und das Zinsrisiko sind be­
stimmend für die Zukunft der privaten Altersversorgung. Solch 
eine wichtige politische Entscheidung kann nicht allein auf 
der Verwaltungsebene der EIOPA getroffen werden. 

Herausforderungen für die EIOPA 

3.16 Da sowohl dieser Vorschlag als auch die Durchfüh­
rungsmaßnahmen erst noch angenommen werden müssen, be­
steht ein noch schwerwiegenderes Problem darin, dass der Zeit­
rahmen für den tatsächlichen Start von Solvabilität II be­
sonders ehrgeizig erscheint. Versicherungsunternehmen kön­
nen nicht dafür verantwortlich gemacht werden, wenn Anwei­
sungen im letzten Moment veröffentlicht werden. Daher fordert 
der EWSA die Kommission auf, solche Anweisungen sofort 
herauszugeben oder angemessene Anpassungsfristen einzuräu­
men. 

3.17 So sieht der EWSA auch den erheblichen Arbeitsauf­
wand, den die EIOPA sich selbst zugewiesen hat, insbesondere 
da sie sich noch im Ausbau befindet und ihre Personaldecke 
noch nicht den erwarteten Umfang erreicht hat. Deshalb ist der 
EWSA der Ansicht, dass der entsprechende Vorschlag ihre ver­
fügbare Kapazität überdehnen könnte, und erwartet, dass die 
Kommission für ein Gleichmaß der zuzuweisenden Prioritäten 
sorgt. 

3.18 Der EWSA ist der Ansicht, dass sorgfältig zu prüfen ist, 
ob die EIOPA zum Zeitpunkt des Inkrafttretens von Solvabilität 
II über ausreichende Ressourcen für die ihr in der Omnibus-II- 
Richtlinie zugewiesenen Befugnisse und Aufgaben verfügen 
wird, insbesondere in Bezug auf technische Input-Daten und 
die verbindliche Vermittlung. Der Vorschlag, die EIOPA solle 
bis spätestens 31. Dezember 2011 einen Entwurf der Durch­
führungsmaßnahmen entwickeln, erscheint etwas optimistisch. 

3.19 Dem EWSA ist klar, dass die EIOPA erst noch im Be­
griff ist, ihr Personal und ihre Kompetenz aufzubauen. Die 
Übergangsregelung muss sich an den Ressourcen orientieren, 
die EIOPA zugewiesen wurden, um keine Störungen hervor­
zurufen. Die Ressourcen müssen im Verhältnis zu den Befug­
nissen und Aufgaben stehen. 

3.20 Dies könnte die gleichmäßige Verteilung der Auf­
gaben zwischen der neuen Behörde und den Aufsichts­
behörden der Mitgliedstaaten beeinträchtigen, die die alltäg­
liche Aufsicht über die in ihren Aufgabenbereich fallenden Un­
ternehmen kohärent ausüben sollen. 

3.21 Der EWSA hält es insbesondere für angezeigt, dass die 
führende Rolle der für die Gruppenaufsicht zuständigen 
Behörde bei der Genehmigung gruppeninterner Modelle bestä­
tigt wird und dass die Richtlinie bezüglich der jeweiligen Befug­
nisse und Verantwortlichkeiten unzweideutig ist. 

3.22 Der EWSA meint, dass die Kommission zu Recht die 
verschiedenen Rollen der nationalen Aufsichtsbehörden und der 
EIOPA als der neuen europäischen Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen anspricht. Es kommt darauf an, in geeig­
neter Weise der EIOPA die Möglichkeit zu geben, im Fall 
von Meinungsverschiedenheiten einen Ausgleich in den Be­
reichen herbeizuführen, in denen die Solvabilität-II-Richtlinie 
oder andere sektorspezifische Rechtsvorschriften bereits eine ge­
meinsame Beschlussfassung vorsehen. 

Durchführungsbefugnis 

3.23 Der EWSA steht auf dem Standpunkt, dass das Funk­
tionieren des „Lamfalussy-Systems“ zum Umsetzen von Finanz­
vorschriften auf verschiedenen rechtlichen Ebenen ein kohären­
tes abgestuftes System voraussetzt, mit dem sichergestellt 
wird, dass technische Normen auf Durchführungsmaßnahmen 
fußen, sodass keine Fragen ohne eine politisch verantwort­
liche Grundlage geregelt werden, insbesondere hinsichtlich 
der Subsidiarität; der Fokus der Durchführungsmaßnahmen 
muss einheitlich und eindeutig sein. 

3.24 Der EWSA nimmt den Kommissionsvorschlag für bin­
dende technische Normen (Stufe 3) in Bereichen, in denen 
Durchführungsmaßnahmen (Stufe 2) bereits vorgesehen sind, 
zur Kenntnis. Zusätzliche bindende technische Normen soll­
ten in ihrem Umfang begrenzt sein. Es wäre erstrebenswert, 
im künftigen Gleichgewicht zwischen den europäischen Institu­
tionen durch Durchführungsbefugnisse eine größere Klarheit 
herzustellen. 

3.25 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Priorisierung bin­
dender technischer Normen ausschlaggebend für die Qualität 
der harmonisierten Regeln sein könnte. Gewisse technische 
Durchführungsnormen sind zu Beginn von Solvabilität II viel­
leicht noch nicht notwendig, wodurch die EIOPA mehr Zeit für 
deren Entwicklung hätte und damit die Praxis der Branche und 
die Erfahrungen der Aufsichtsbehörden berücksichtigen könnte. 
Andere technische Durchführungsnormen könnten als optional 
(Kann-Bestimmungen) behandelt und sollten nur dort erlassen 
werden, wo künftig Bedarf an Harmonisierung besteht. 

3.26 Dem Umfang der technischen Normen sollte besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden. Es stellt sich die Frage, ob 
die vorgesehene Regelungsdichte auf europäischer Ebene im 
Sinne der Subsidiarität wirklich notwendig ist. Im Zweifelsfall 
sollten für individuelle Durchführungsmaßnahmen (Stufe 2) 
keine zusätzlichen technischen Normen (Stufe 3) vorgesehen 
werden; so scheint z.B. Stufe 3 in Bezug auf die interne Risiko- 
und Solvenzbewertung (ORSA), die Klassifizierung des Eigen­
kapitals oder Sonderverbände nicht notwendig zu sein.
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3.27 Die Regeln auf mehreren Ebenen wären nicht transparent. Darüber hinaus könnte es von einem 
Mitgliedstaat zum anderen Abweichungen bei den gleichen Regulierungsobjekten geben. Dies würde eine zu 
große Komplexität bedeuten, insbesondere für KMU. Ein Aspekt, der ebenfalls sorgfältig erwogen werden 
muss, ist die vorgeschlagene Ausweitung bestimmter Durchführungsmaßnahmen zum Inhalt. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die Antwort auf den Bericht der 
Sachverständigengruppe für die Zwischenbewertung des Siebten Rahmenprogramms für 
Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration sowie auf den Bericht der 
Sachverständigengruppe für die Zwischenbewertung der Fazilität für Finanzierungen auf 

Risikoteilungsbasis“ 

KOM(2011) 52 endg. 

(2011/C 218/16) 

Hauptberichterstatter: Gerd WOLF 

Die Europäische Kommission beschloss am 9. Februar 2011, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss und den Ausschuss der Regionen über die Antwort auf den Bericht der Sachverständigengruppe für die 
Zwischenbewertung des Siebten Rahmenprogramms für Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration 
sowie auf den Bericht der Sachverständigengruppe für die Zwischenbewertung der Fazilität für Finanzierungen auf 
Risikoteilungsbasis“ 

KOM(2011) 52 endg. 

Das Präsidium beauftragte die Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch am 14. März 2011 mit 
der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten (Artikel 20 und Artikel 57 Absatz 1 der Geschäftsordnung) 
bestellte der Ausschuss auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) Gerd 
WOLF zum Hauptberichterstatter und verabschiedete mit 118 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 3 Stimm­
enthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Ausschuss begrüßt den Expertenbericht und unter­
stützt nachdrücklich die dort gegebenen Empfehlungen; er un­
terstützt auch die in der Mitteilung der Kommission dazu abge­
gebene Stellungnahme, zu der er sich gesondert äußert. 

1.2 Unter Bezugnahme auch auf den Expertenbericht emp­
fiehlt der Ausschuss insbesondere, 

— das Budget zur Förderung von Forschung und Innovation 
auf einen Anteil des Gesamtbudgets anzuheben, der dem 
erklärten Stellenwert und der Bedeutung dieses Themas in 
der Europa-2020-Strategie auch tatsächlich entspricht; 

— die Förderung auf jene Aufgaben zu konzentrieren, bei de­
nen der Erfolg von einer staatenübergreifenden Zusammen­
arbeit abhängt; 

— die Verbundforschung beizubehalten und zu stärken; 

— große Infrastrukturen in die Förderung einzubeziehen; 

— angesichts der globalen Wettbewerbssituation das Thema 
„Schlüsseltechnologien“ deutlicher hervorzuheben, ohne 
welche die EU weder im weltweiten Wettbewerb bestehen 
noch die großen gesellschaftlichen Herausforderungen be­
wältigen kann; 

— eine größere Beteiligung bislang unterrepräsentierter Mit­
gliedstaaten durch engere Verbindungen zwischen Struktur­
fonds und Rahmenprogramm zu ermöglichen; 

— mindestens 20 % des Gesamthaushalts des Rahmenpro­
gramms für Forschung und Entwicklung unter die Ägide 
des Europäischen Forschungsrates zu stellen; 

— die administrativen Verfahren radikal zu vereinfachen; dazu 
ein Moratorium für neue Instrumente in Erwägung zu zie­
hen. 

1.3 Der Ausschuss appelliert an die Mitgliedstaaten, ihrer 
„3 %-Verpflichtung“ tatsächlich nachzukommen und – sofern 
dies wirtschaftlich machbar ist – dieses Ziel deutlich zu über­
treffen. 

1.4 Bezüglich der im Expertenbericht gewählten Terminolo­
gie für die drei Forschungskategorien äußert der Ausschuss Be­
denken gegenüber dem Begriff „Science for Science“. Er empfiehlt 
stattdessen den Begriff „Science for Knowledge“ zu verwenden. 

1.5 Der Ausschuss begrüßt die Stellungnahme der Kommis­
sion zum Expertenbericht über die Fazilität für Finanzierungen 
auf Risikoteilungsbasis (RSFF). Er unterstützt die Bewertung des 
Expertenberichts, und er meint, dass die RSFF ein sehr hilfrei­
ches und innovationsförderndes Finanzinstrument ist.
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2. Mitteilung der Kommission 

2.1 Beschlüssen des Europäischen Parlaments und des Rates 
folgend wurde durch eine Gruppe externer Sachverständiger 
eine Zwischenbewertung ( 1 ) des 7. F&E-Rahmenprogramms 
durchgeführt. Dabei wurden 10 sehr klare, deutliche und be­
achtenswerte Empfehlungen formuliert. Zu diesem Expertenbe­
richt samt seinen Empfehlungen hat die Kommission ihrerseits 
die obengenannte Mitteilung herausgegeben, in der sie auf die in 
der Zwischenbewertung gemachten Empfehlungen antwortet. 

Die vorliegende Stellungnahme des Ausschusses gilt dieser Mit­
teilung und damit auch dem Expertenbericht und seinen Emp­
fehlungen. 

2.2 Dabei wird in der Mitteilung der Kommission auf fol­
gende Aussagen in den Empfehlungen des Expertenberichts be­
sonders eingegangen: 

1) Vorantreiben der Ziele des Europäischen Forschungsraums 
(EFR) und der Innovationsunion durch Integration der For­
schungsbasis; 

2) Entwicklung und Einführung hochwertiger Forschungsinfra­
strukturen; 

3) Das bisherige Finanzierungsniveau sollte zumindest beibe­
halten werden; 

4) Eine ausgereifte Innovationsstrategie wird benötigt; 

5) Die Vereinfachung braucht einen Quantensprung; 

6) Bei den Fördermaßnahmen des 7. RP und dessen Nach­
folgeprogrammen sollte ein neues Gleichgewicht zwischen 
Bottom-up- und Top-down-Ansätzen in der Forschung er­
reicht werden; 

7) Ein Moratorium für neue Instrumente sollte in Betracht 
gezogen werden; 

8) In den verbleibenden Jahren sollten weitere Schritte zur 
Steigerung des Frauenanteils im 7. RP ergriffen werden; 

9) Ebnung des Wegs für eine größere Beteiligung bislang un­
terrepräsentierter Mitgliedstaaten durch engere Verbindun­
gen zwischen Strukturfonds und Rahmenprogramm; 

10) Öffnung des 7. RP für die internationale Zusammenarbeit. 

2.3 Im Wesentlichen finden diese Empfehlungen des Exper­
tenberichts seitens der Kommission Zustimmung – verbunden 
mit der Absichterklärung, sie im nächsten Rahmenprogramm 
dann auch gebührend zu berücksichtigen. Allerdings werden 
dabei seitens der Kommission auch einige, vorwiegend eher 
geringfügige, Gewichtsverschiebungen und klärende Erläuterun­
gen bzw. Interpretationen hinzugefügt. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Dem Ausschuss fällt auf, dass der Expertenbericht und 
die dazu Stellung nehmende Mitteilung der Kommission die 

Basis für das Grünbuch ( 2 ) der Kommission bilden, in dem die 
seitens der Kommission beabsichtigten Grundsätze für die zu­
künftige Förderung von Forschung und Innovation dargelegt 
werden. Somit kommt diesen beiden Dokumenten eine über 
die Zwischenbewertung hinausgehende Bedeutung zu. 

3.2 Der Ausschuss stellt mit großer Befriedigung fest, dass 
sich die meisten der obengenannten (Ziffer 2.2) Empfehlungen 
des Expertenberichts weitgehend mit den bereits in früheren 
Stellungnahmen des Ausschusses gemachten Aussagen bzw. 
Empfehlungen decken. 

3.3 Dazu äußert sich der Ausschuss zu einigen der von der 
Kommission kommentierten Empfehlungen des Expertenbe­
richts kurz wie folgt: 

3.3.1 „V o r a n t r e i b e n d e r Z i e l e d e s E u r o p ä i ­
s c h e n F o r s c h u n g s r a u m s ( E F R ) u n d d e r 
I n n o v a t i o n s u n i o n d u r c h I n t e g r a t i o n d e r 
F o r s c h u n g s b a s i s“ 

Der Ausschuss unterstützt eindeutig die im Expertenbericht 
dazu gemachte Aussage, nämlich dass sich die Förderung seitens 
der EU auf jene Themen konzentrieren sollte, bei denen eine 
kritische Masse erforderlich ist und der Erfolg von einer staa­
tenübergreifenden Zusammenarbeit abhängt. Dies betrifft nach 
Meinung des Ausschusses insbesondere die erfolgreiche Ver­
bundforschung (collaborative research), deren entscheidende und 
integrierende Schlüsselrolle beibehalten und ausgebaut werden 
sollte. 

3.3.2 „E n t w i c k l u n g u n d E i n f ü h r u n g h o c h w e r ­
t i g e r F o r s c h u n g s i n f r a s t r u k t u r e n“ 

Wie bereits in früheren Stellungnahmen ausgeführt, stimmt der 
Ausschuss diesem Punkt voll und ganz zu. Da große Infrastruk­
turen im Allgemeinen das Finanzierungs- und Nutzungspoten­
tial der einzelnen Mitgliedstaaten übersteigen, erfüllen sie die in 
Ziffer 3.3.1 dargelegten Bedingungen und sollten somit auch 
finanziell seitens der Kommission während der Bau- und Be­
triebsphase unterstützt werden. 

3.3.3 „D a s b i s h e r i g e F i n a n z i e r u n g s n i v e a u 
s o l l t e z u m i n d e s t b e i b e h a l t e n w e r d e n“ 

Während dazu im Expertenbericht ausgeführt wird, dass der 
prozentuale Anteil des 7. FP am EU-Gesamthaushalt am Ende 
seiner Laufzeit als Mindestfinanzierungsniveau angesetzt werden 
muss („The percentage of the total EU budget that FP7 will have 
when it ends should be regarded as a minimum“), was aus Sicht des 
Ausschusses die gerade noch unterstützenswerte Minimalposi­
tion ist, vermittelt die Reaktion der Kommission in deren Mit­
teilung demgegenüber eine noch deutlich defensivere Haltung. 
Der Ausschuss ist über diesen Trend äußerst besorgt, wider­
spricht er doch allen bisherigen politischen Aussagen und Ziel­
setzungen bezüglich der Europa-2020-Strategie. Der Ausschuss 
mahnt daher die Kommission und alle hier in der Verantwor­
tung stehenden politischen Akteure, den Zielen Forschung und 
Innovation im Rahmen des EU-Haushalts und der Europa-2020- 
Strategie auch tatsächlich den erforderlichen Stellenwert und die 
notwendige Bedeutung einzuräumen.
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3.3.4 „E i n e a u s g e r e i f t e I n n o v a t i o n s s t r a t e g i e 
w i r d b e n ö t i g t“ 

Der Ausschuss stimmt diesem Punkt voll und ganz zu und 
verweist auf seine Stellungnahmen INT/545 ( 3 ) und INT/571. 
Innovationen führen zu Fortschritt, Wachstum, Wohlstand, so­
zialer Sicherheit, internationaler Wettbewerbsfähigkeit und Be­
schäftigung. Sie benötigen und unterstützen ein gesellschaftli­
ches Klima der Zuversicht und des Selbstvertrauens, das ange­
sichts der globalen Wettbewerbssituation zu weiterem Fort­
schritt und konstruktiver Dynamik führen kann. Damit Innova­
tionen gut gedeihen, sind ein europäisches Konzept und ein 
europäischer Binnenmarkt erforderlich, wobei der Europäische 
Forschungsraum mit einem starken FuE-Rahmenprogramm eine 
maßgebliche Rolle spielt. 

3.3.5 „D i e V e r e i n f a c h u n g b r a u c h t e i n e n Q u a n ­
t e n s p r u n g“ 

Der Ausschuss stimmt diesem Punkt voll und ganz zu und 
verweist auf seine explizite Stellungnahme ( 4 ) zu diesem Thema 
(wenngleich die Metapher Quantensprung eine Missinterpreta­
tion des entsprechenden physikalischen Begriffs ist). Die zuneh­
mende Diversifikation der verschiedenen Teilprogramme und 
deren Instrumente mit ihren oftmals sehr unterschiedlichen Re­
geln und Verfahren haben sich zu einem zentralen Problem der 
EU-Forschungsförderung entwickelt. Diese Komplexität wird 
zum Teil durch die äußerst unterschiedlichen Regelwerke der 
einzelnen Mitgliedstaaten und deren Zuwendungsgeber noch 
verstärkt. Daher ist eine radikale Vereinfachung einschl. der 
Akzeptanz der gängigen Rechnungslegungsverfahren der Mit­
gliedstaaten erforderlich. 

3.3.6 „B e i d e n F ö r d e r m a ß n a h m e n d e s 7 . R P u n d 
d e s s e n N a c h f o l g e p r o g r a m m e n s o l l t e e i n 
n e u e s G l e i c h g e w i c h t z w i s c h e n B o t t o m - 
u p - u n d T o p - d o w n - A n s ä t z e n i n d e r F o r ­
s c h u n g e r r e i c h t w e r d e n“ 

Richtig, falls damit gemeint sein sollte, dass Bottom-up-Ansät­
zen ein stärkeres Gewicht gegeben werden soll. Top-down-An­
sätze sind das Ergebnis einer strategischen Perspektive der maß­
geblichen Interessenträger ausgehend von dem aktuellen Wis­
senstand, wohingegen Bottom-up-Ansätze das kreative Potenzial 
der Wissenschaftler und Ingenieure nutzen, die direkt an den zu 
untersuchenden bzw. zu verbessernden Objekten arbeiten. Denn 
selbst bei den wichtigen Themen der gesellschaftlichen Heraus­
forderungen wie Gesundheit, Klima und Energie oder bei 
Schlüsseltechnologien sollte mehr Gewicht auf „Bottom-up“- 
Ideen und -Lösungsansätze aus der breiten Wissenschafts-Com­
munity heraus und nicht nur auf „Top-down“-Vorschriften ge­
legt werden. „Innovationspolitische Investitionen sollten […] auf ar­
beitsplatztechnische Innovationen und von den Mitarbeitern aus­
gehende Praktiken gerichtet sein.“ ( 5 ) 

3.3.7 „E i n M o r a t o r i u m f ü r n e u e I n s t r u m e n t e 
s o l l t e i n B e t r a c h t g e z o g e n w e r d e n“ 

Richtig, wie bereits in mehreren Stellungnahmen des Ausschus­
ses betont, welche die wachsende Überzahl an Instrumenten als 

Problem adressieren; siehe dazu auch Ziffer 3.3.5. Soweit dazu 
die klaren Aussagen des Expertenberichts ( 6 ) als nicht ausrei­
chend angesehen werden, sollte das Förderinstrumentarium in 
Zusammenarbeit mit einer breiten Palette an Nutzern dahin­
gehend überprüft werden, welche Instrumente erfolgreich wa­
ren, um es dann von den weniger nützlichen Instrumenten zu 
bereinigen oder diese zu verschlanken. 

3.3.8 „I n d e n v e r b l e i b e n d e n J a h r e n s o l l t e n 
w e i t e r e S c h r i t t e z u r S t e i g e r u n g d e s 
F r a u e n a n t e i l s i m 7 . R P e r g r i f f e n w e r d e n“ 

Richtig; hierfür ist zunächst auch eine Förderung des Frauen­
anteils bei den Studiengängen der Naturwissenschaften und 
technischen Wissenschaften erforderlich. Darüber hinaus gilt 
dies auch für die generelle Gleichstellung für Frauen im Berufs­
leben. In Bezug auf die Karriere in Forschung und Entwicklung 
ist ein besonderer Aspekt die Bereitstellung ausreichender Mög­
lichkeiten für die Berufstätigkeit des Ehe-/Lebenspartners 
(„dual career possibilities“) ( 7 ), die angesichts der notwendigen For­
schermobilität von besonderer Bedeutung sind. 

3.3.9 „E b n u n g d e s W e g s f ü r e i n e g r ö ß e r e B e ­
t e i l i g u n g b i s l a n g u n t e r r e p r ä s e n t i e r t e r 
M i t g l i e d s t a a t e n d u r c h e n g e r e V e r b i n ­
d u n g e n z w i s c h e n S t r u k t u r f o n d s u n d 
R a h m e n p r o g r a m m“ 

Richtig, siehe dazu auch die Stellungnahme des Ausschusses 
zum Grünbuch. Der Ausschuss unterstützt die dazu im Grün­
buch der Kommission ( 8 ) gemachte Aussage: „Langfristig kann 
Exzellenz von Weltrang nur in einem System gedeihen, in dem alle 
Forscher EU-weit die Voraussetzungen erhalten, ihre Exzellenz zu ent­
wickeln und um die besten Plätze zu wetteifern. Dies verlangt von den 
Mitgliedstaaten ehrgeizige Modernisierungsprogramme für ihre öffent­
liche Wissenschaftsbasis und die Bereitstellung öffentlicher Mittel. EU- 
Mittel, auch über den Kohäsionsfonds, sollten dazu beitragen, dass 
Exzellenz dort aufgebaut wird, wo sie benötigt wird“. 

3.3.10 „Ö f f n u n g d e s 7 . R P f ü r d i e i n t e r n a t i o ­
n a l e Z u s a m m e n a r b e i t“ 

Richtig, und auch zu diesem wichtigen Schritt hat sich der 
Ausschuss bereits unterstützend geäußert ( 9 ). Internationale Zu­
sammenarbeit hat positive Auswirkungen auf den wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt und auf die Völkerverständigung. Es 
ist anzuerkennen, dass in diesem Bereich bereits viel erreicht 
wurde. Allerdings hängt der Erfolg der internationalen Zusam­
menarbeit auch von der Attraktivität des Europäischen For­
schungsraums und von der Leistungsfähigkeit der europäischen 
Universitäten und Forschungseinrichtungen ab. 

3.4 Der Ausschuss begrüßt die Stellungnahme der Kommis­
sion zum Expertenbericht über die Fazilität für Finanzierungen 
auf Risikoteilungsbasis (RSFF). Er unterstützt die Bewertung des 
Expertenberichts, und er meint, dass die RSFF ein sehr hilfrei­
ches und innovationsförderndes Finanzinstrument ist. Er ver­
weist dazu auch auf seine Forderungen für Risikokapital ins­
besondere bei Unternehmensgründungen, z.B. unter Ziffer 4.8 
seiner Stellungnahme zur „Innovations-Union“ ( 10 ).
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4. Besondere Bemerkungen 

4.1 In diesem Kapitel möchte der Ausschuss jene Aspekte 
ansprechen, die seiner Meinung nach in der Mitteilung der Kom­
mission nicht deutlich genug zum Ausdruck kommen oder im 
Expertenbericht der Kommentierung bedürfen. 

4.2 Schlüsseltechnologien 

Der Bedeutung einer Führungsstellung in der Entwicklung von 
Schlüsseltechnologien für die globale Wettbewerbsfähigkeit hat 
die Kommission eine eigene Mitteilung und der Ausschuss eine 
darauf Bezug nehmende eigene Stellungnahme ( 11 ) gewidmet. 
Entwicklung und Verfügbarkeit von Schlüsseltechnologien sind 
grundlegende Voraussetzungen, damit die europäische Wirt­
schaft sich im globalen Wettbewerb behaupten und die Auf­
gaben in Verbindung mit den großen gesellschaftlichen Heraus­
forderungen bewältigen kann. Demgegenüber wird in der hier 
zur Diskussion stehenden Mitteilung diesem wesentlichen 
Thema kein ausreichendes Gewicht zugeordnet. Der Ausschuss 
empfiehlt daher ausdrücklich, diese Problematik in den Vor­
bereitungen zu FP8 stärker zu berücksichtigen und herauszustel­
len. 

4.3 Europäischer Forschungsrat 

In den Empfehlungen des Expertenberichts und der darauf be­
zogenen Mitteilung der Kommission wird nicht ausreichend auf 
den schon jetzt erkennbaren Erfolg des vom Europäischen For­
schungsrat begutachteten und verwalteten Programmteils 
„Ideen“ und des hohen Standards der dort durchgeführten Ar­
beiten eingegangen. Darum wiederholt der Ausschuss seine 
Empfehlung, diesem Programmteil 20 % des gesamten FP8-Bud­
gets zuzuordnen. 

4.4 Terminologie 

Um die großen Herausforderungen in Angriff zu nehmen, emp­
fiehlt der Expertenbericht folgende Programmstruktur als Leit­
motiv: 

— Science for science - the researchers set the agenda; 

— Science for competitiveness - industry sets the agenda; 

— Science for society - civil society actors set the agenda. 

Der Ausschuss empfindet diese Formulierungen als sehr einge­
hend und geschickt; umso mehr ist er besorgt, dass sie dem 
komplexen Zusammenhang zwischen bottom-up und top-down 
oder zwischen Grundlagenforschung und angewandter For­
schung nicht ausreichend gerecht werden könnten. Er verweist 
dazu auf seine Stellungnahme INT/571 und betont hier nur, 
dass es eigentlich gar keine Forschung „Science for Science“ gibt, 
sondern immer nur „Science for Knowledge“. In den zwischen den 
drei im Expertenbericht vorgeschlagenen obengenannten Kate­
gorien geht es vielmehr um die Frage, ob bzw. in welchem 
Umfang man das jeweils als Forschungsergebnis erwartete 
neue Wissen bereits a priori als relevant erachtet, um bei der 
Lösung der jeweils anstehenden Probleme zu nützen. 

4.4.1 Der Ausschuss verweist zudem auf seine Aussagen in 
der Stellungnahme INT/545 zu inkrementellen und zu revolu­
tionären Innovationen; daraus geht hervor, dass gerade die re­
volutionären, bahnbrechenden Innovationen nicht – bzw. nur 
selten – aus der Agenda der bereits vorhandenen Industrien 
hervorgegangen sind, sondern dass durch sie erst neue, bisher 
nicht vorhandene Industrien und Wirtschaftszweige geschaffen 
wurden. 

4.4.2 Der Ausschuss empfiehlt daher, diese Terminologie 
trotz ihrer Griffigkeit noch einmal zu überdenken, um auf kei­
nen Fall Missverständnisse entstehen zu lassen, die zu falschen 
Entscheidungen und Fehlallokationen führen könnten. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der „Mitteilung der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat — Politik der EU zur 

Terrorismusbekämpfung: wichtigste Errungenschaften und künftige Herausforderungen“ 

KOM(2010) 386 endg. 

(2011/C 218/17) 

Berichterstatter: Cristian PÎRVULESCU 

Die Europäische Kommission beschloss am 20. Juli 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus­
schuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat — Politik der EU zur Terrorismusbekämp­
fung: wichtigste Errungenschaften und künftige Herausforderungen“ 

KOM(2010) 386 endg. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft nahm ihre 
Stellungnahme am 24. März 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 
167 gegen 2 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss ver­
weist ausgehend von den spürbaren Auswirkungen der gegen­
wärtigen Wirtschaftskrise auf die zunehmende Gefahr der Radi­
kalisierung mit Blick auf sowohl religiös als auch ideologisch 
motivierten Terrorismus. Die Verteidigung der Grundrechte 
sollte bei der Planung und Umsetzung der EU-Politik zur Ter­
rorismusbekämpfung ein grundlegendes Bewertungskriterium 
sein. 

1.2 Der EWSA fordert, den Gesichtspunkt der Prävention zu 
überarbeiten und im Vorfeld eine weitere Dimension vorzuse­
hen, die die Förderung partnerschaftlicher Beziehungen sowie 
eine frühzeitige Klärung von Spannungen ermöglicht. Es handelt 
sich hierbei um einen bereichsübergreifenden Aspekt, der so­
wohl die Politik zur Terrorismusbekämpfung als auch andere 
EU- und einzelstaatliche Politiken betrifft, z.B. in den Bereichen 
Jugend, Kultur, Bildung und Beteiligung am politischen und 
zivilgesellschaftlichen Leben. 

1.3 Der EWSA empfiehlt, in den offiziellen Dokumenten der 
Europäischen Union und der spezialisierten Stellen den Begriff 
„durch Fanatismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit moti­
vierter Terrorismus“ anstelle von „islamistischer Terrorismus“ 
zu verwenden. 

1.4 Der EWSA fordert alle EU-Institutionen und einzelstaat­
lichen Regierungen auf, ihre Maßnahmen auf der Grundlage 
qualitativer und quantitativer Untersuchungen zur Dynamik 
des Terrorismus zu konzipieren. Angesichts der Vielfältigkeit 
des Phänomens wäre ein Patentrezept für alle Konstellationen 
fehl am Platze, kostspielig und ineffizient in der Anwendung. 
Außerdem muss der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt 
werden, damit die jeweilige Reaktion, die vereinbarten Anstren­
gungen und Ausgaben in Bezug auf den Umfang dieser Bedro­
hungen angemessen bleiben. 

1.5 Der EWSA empfiehlt, in die strategischen Dokumente 
zur Terrorismusbekämpfung in der EU neben den vier Säulen 
Prävention, Schutz, Verfolgung und Reaktion und den bereichs­

übergreifenden Aspekten wie Wahrung der Grundrechte, inter­
nationale Zusammenarbeit und Partnerschaften mit Drittländern 
und Finanzierung auch die Arten des Terrorismus einzubezie­
hen, die nach Motivation und Wirkung in separatistischen, 
linksextremen oder anarchistischen, rechtsextremen, streitfragen­
spezifischen und religiös motivierten Terrorismus untergliedert 
werden. Diese strategische Strukturierung wird den einzelstaat­
lichen Regierungen, den gemeinschaftlichen Institutionen und 
den weiteren Akteuren helfen, ihre Sichtweise und Instrumente 
an die spezifischen Herausforderungen der unterschiedlichen 
Arten des Terrorismus anzupassen. 

1.6 Der EWSA schlägt vor, im Rahmen der speziellen EU- 
Strategie zur Bekämpfung von Radikalisierung und Anwerbung 
für den Terrorismus und dem dazugehörigen Aktionsplan auch 
konkrete Maßnahmen zur Verringerung der Ungleichheiten und 
zur Bekämpfung von Diskriminierung vorzusehen und sich da­
bei u.a. auf die Arbeit der Europäischen Grundrechteagentur zu 
stützen. 

1.7 Der EWSA ruft die Europäische Kommission und die 
einzelstaatlichen Regierungen dazu auf, die wirtschaftlichen Fol­
gen der Sicherheitsmaßnahmen für die Privatwirtschaft detailliert 
zu bewerten, und warnt davor, dass die Entwicklung kosten­
intensiver Technologien und die Einführung komplizierter Ver­
fahren die Tätigkeit von Wirtschaftsakteuren und Bürgerinnen 
und Bürgern behindern könnten. 

1.8 Der EWSA weist darauf hin, dass die illegale oder unan­
gemessene Nutzung oftmals sensibler personenbezogener Daten 
im Zusammenhang mit den ausgeweiteten Befugnissen der Be­
hörden zu einer Diskriminierung und Stigmatisierung bestimm­
ter Personen oder Gruppen führen kann. 

1.9 Zur Förderung der Glaubwürdigkeit der Anti-Terror- 
Maßnahmen und wegen der Relevanz der Frage der Wahrung 
der Grundrechte empfiehlt der EWSA der Europäischen Kom­
mission, der Forderung in der Entschließung des Europäischen
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Parlaments von 2007 zu der behaupteten Nutzung europäischer 
Staaten durch die CIA für die Beförderung und das rechtswid­
rige Festhalten von Gefangenen nachzukommen, die Anti-Ter­
ror-Gesetzgebung auf der Ebene der Mitgliedstaaten und die 
sonstigen Verfahren zu bewerten, die derartige Aktionen ermög­
lichen können. 

1.10 Der EWSA plädiert dafür, dass die Europäische Union 
in den Ländern, in denen die Demokratie und die Wahrung der 
Grundrechte durch die Anti-Terror-Maßnahmen gefährdet wer­
den könnte, nachdrücklicher auf ein Modell der Terrorismusbe­
kämpfung dringt, das auf demokratischen Standards und Ver­
fahren fußt. 

2. Einleitung 

2.1 In der vorliegenden Mitteilung präsentiert die Kommis­
sion das Ergebnis einer politischen Bestandsaufnahme der der­
zeitigen EU-Strategie zur Terrorismusbekämpfung, mit der einer 
Forderung des Europäischen Parlaments nachgekommen wird. 
Sie ist somit ein wichtiger Baustein für die Entwicklung einer 
breiter angelegten Strategie der inneren Sicherheit. 

2.2 Eine Bestandsaufnahme und Bewertung der Errungen­
schaften der letzten Zeit und ein Ausblick auf künftige Heraus­
forderungen sind besonders nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
von Lissabon und der Verabschiedung eines neuen Mehrjahres­
programms mit einem Aktionsplan für den Bereich Justiz, Frei­
heit und Sicherheit („Stockholmer Programm“) geboten. In der 
Mitteilung werden die Terrorbekämpfungsmaßnahmen und -ini­
tiativen des Stockholmer Programms ( 1 ) und des dazu gehörigen 
Aktionsplans ( 2 ), die die Grundzüge künftiger EU-Maßnahmen 
in diesem Bereich aufzeigen, aufgegriffen und ergänzt. 

2.3 Die EU-Strategie zur Terrorismusbekämpfung aus dem 
Jahr 2005 ( 3 ), die der EU nach wie vor als Referenzrahmen 
für ihr weiteres Vorgehen dient, beruht auf vier Säulen: Präven­
tion, Schutz, Verfolgung und Reaktion. Die vorliegende Mittei­
lung folgt dieser Struktur: Für jede Säule werden die wichtigsten 
Ergebnisse vorgestellt sowie künftige Herausforderungen heraus­
gearbeitet. 

2.4 Der EWSA begrüßt die umfassende Bestandsaufnahme 
der EU-Politik zur Terrorismusbekämpfung und hält dies für 
wichtig, um sich ein ausgewogenes Bild sowohl von der Bedro­
hung durch den Terrorismus als auch von den Anti-Terror-In­
strumenten zu machen. 

2.5 Der EWSA fordert, dass in der überarbeiteten Terroris­
musbekämpfungsstrategie der EU und der vor kurzem auf den 
Weg gebrachten Strategie der inneren Sicherheit Ziele und In­
strumente so festlegt werden, dass die Erfordernisse der indivi­
duellen Sicherheit in keiner Weise den Schutz der Grundrechte 
und -freiheiten beeinträchtigen. Diese Freiheiten und Rechte, die 
der Eckpfeiler jedes Rechtsstaat und jeder demokratischen Ge­
sellschaft sind, können auf keinen Fall aufgehoben oder einge­
schränkt werden. 

2.6 Der EWSA hat im Vorfeld zwei Stellungnahmen zur 
konkreten Problematik der Terrorismusbekämpfungsstrategie 
verabschiedet. Diese beiden Stellungnahmen betrafen die Prä­
vention und insbesondere die Bekämpfung von Radikalisierung. 
Sie brachten den grundlegenden Standpunkt des EWSA zum 

Ausdruck. Die Überarbeitung und Neuformulierung mit dieser 
Stellungnahme soll nun dazu beitragen, die Terrorismusbekämp­
fungsstrategie an die neuen Tendenzen des Terrorismus anzu­
passen. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Durch die Wirtschaftskrise wurden nicht nur die euro­
päischen Volkswirtschaften, sondern auch das soziale, politische 
und kulturelle Beziehungsgefüge in ganz Europa beeinträchtigt. 
Die Wirtschaftskrise hat die Bande der Solidarität zwischen der 
Bevölkerung, den sozialen Gruppen und den politischen Insti­
tutionen geschwächt. Unter diesen Bedingungen konnten sich 
Misstrauen und Intoleranz gegenüber Bevölkerungsminderheiten 
vermehrt ausbreiten, die dadurch in eine defensive Haltung ge­
drängt wurden. 

3.2 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Strategie der EU zur 
Terrorismusbekämpfung ein komplexes und heikles Thema ist 
und dass die Aufrechterhaltung der Sicherheit und die Entwick­
lung neuer Technologien und legislativer Instrumenten unbe­
dingt in einem soliden Rahmen des Schutzes der Grundrechte 
erfolgen müssen. 

3.3 Angesichts der Vielgestaltigkeit des Terrorismus und sei­
ner Hintergründe empfiehlt der EWSA, die EU-Politik zur Ter­
rorismusbekämpfung durch eine Perspektive der politischen In­
tegration und Zusammenarbeit zu ergänzen, um auf diese Weise 
terroristischen Aktionen jegliche Rechtfertigung zu nehmen. In 
der Debatte über Prävention wird deutlich, dass bestimmte Ziele 
sofort auf die Tagesordnung gesetzt werden müssen, etwa so­
ziale Eingliederung, Bekämpfung von Armut, Gleichstellung von 
Frauen und Männern und bessere Arbeitsplätze, insbesondere 
im Rahmen der sozialen Dimension der Europa-2020-Strategie. 

3.4 Der letzte Bericht von Europol beinhaltet einige wesent­
liche Angaben zur Dynamik des Terrorismus in der Europäi­
schen Union ( 4 ). Im Jahr 2009 ist die Zahl der gescheiterten, 
vereitelten oder ausgeführten Terrorangriffe gesunken und hat 
sich im Vergleich zu 2007 halbiert; die Tendenz ist eindeutig 
fallend. 

3.5 Nicht nur die Wirkung von Terrorakten hat sich ver­
ändert, sondern auch deren Struktur. Im Jahre 2009 handelte 
es sich vor allem um separatistische Anschläge (257), ferner 40 
linksextremistische und anarchistische Anschläge, 4 rechtsextre­
mistische Anschläge und 2 streitfragenspezifische Anschläge. Es 
hat sich gezeigt, dass der religiös motivierte Terrorismus, der in 
der Öffentlichkeit als der meist verbreitete und gefährlichste 
Terrorismus wahrgenommen wird, mit nur einem Fall in Italien 
2009 am seltensten vertreten war. 

3.6 Der EWSA bedauert, dass infolge der terroristischen Ak­
tivitäten Menschenleben zu beklagen sind und Sachschäden ver­
ursacht werden. Die abnehmende Wirkung des Terrorismus 
zeigt jedoch, dass dieses Phänomen durch intelligent und vo­
rausschauend aufeinander abgestimmte Strategien und Maßnah­
men eingedämmt werden kann. Bei der Bekämpfung des Terro­
rismus bedarf es einer spezifischen Herangehensweise, wobei die 
Gebiete, in denen er auftritt, die Motivation, die Art und die 
Ursachen berücksichtigt werden müssen.
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( 2 ) KOM(2010) 171 endg. vom 20.4.2010. 
( 3 ) Dok. 14469/4/05 des Rates vom 30.11.2005. 

( 4 ) Tendenz- und Lagebericht 2010 von Europol (TE-SAT), online abruf­
bar unter http://www.europol.europa.eu/publications/EU_Terrorism_ 
Situation_and_Trend_Report_TE-SAT/Tesat2010.pdf.
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3.7 Angesichts der großen Unterschiede zwischen der öffent­
lichen Wahrnehmung des Terrorismus und seinem konkreten 
Auftreten fordert der EWSA die Regierungen und die Institutio­
nen der EU auf, zur richtigen Information der Bevölkerung über 
die Hintergründe, Ausmaße und Wirkungen des Terrorismus 
beizutragen. Der EWSA warnt vor den Gefahren einer falschen 
oder unvollständigen Aufklärung sowie davor, dass die terroris­
tische Bedrohung zu sozialer Ausgrenzung, Intoleranz und Dis­
kriminierung führen kann. Da das Ziel des Terrorismus darin 
besteht, Angst zu verbreiten, kann eine Übertreibung der terro­
ristischen Bedrohung durchaus im Interesse der potenziellen 
Urheber terroristischer Anschläge sein. Anderseits muss vermie­
den werden, dass sich ein „Terrorismusmarkt“ entwickelt, der 
ein besonderes Interesse der verschiedenen wirtschaftlichen 
und institutionellen Akteure im Bereich der Terrorismusbe­
kämpfung auf sich zieht. 

3.8 Hinsichtlich der Verfolgung und Bestrafung von mit dem 
Terrorismus verbundenen Straftaten ist ein interessanter Trend 
festzustellen. Die meisten Festnahmen erfolgten auf der Grund­
lage der Zugehörigkeit der Verdächtigen zu terroristischen Or­
ganisationen und nicht im Zusammenhang mit Straftaten, die 
direkt mit der Vorbereitung und Durchführung von Anschlägen 
verbunden waren. Dies zeigt, dass es den einzelstaatlichen Stel­
len gelingt, die Vorbereitung oder Ausführung von Terror­
anschlägen zu verhindern, wenn sich diese noch in der Anfangs­
phase befinden. 

3.9 Die Entwicklung und Nutzung von Technologien in die­
sem Bereich, insbesondere in Bezug auf die Überwachung, Er­
fassung und Speicherung von Daten, sollte an die Schwere der 
Bedrohungen angepasst werden. Die Terrorismusbekämpfungs­
strategien dürfen keinesfalls in die Privatsphäre der Bevölkerung 
eindringen. Dies würde dazu führen, dass sich ein allgemeines 
Gefühl der Unsicherheit weiter ausbreitet, anstatt eingedämmt 
zu werden, und dass das Vertrauen in die Tätigkeit der einzel­
staatlichen Regierungen und der gemeinschaftlichen Institutio­
nen schwindet. 

3.10 Der EWSA vertritt die Ansicht, dass der europäischen 
Zivilgesellschaft eine bedeutende Rolle bei der Eindämmung der 
terroristischen Bedrohung zukommt. Sie sollte trotz ihrer Viel­
falt, die sich in verschiedenen Werten, unterschiedlichen Orga­
nisationsformen und den jeweils befürworteten Maßnahmen 
ausdrückt, in alle Dimensionen der Terrorismusbekämpfungs­
strategien und insbesondere in die Phase der Prävention ein­
bezogen werden. Des Weiteren kann die Zivilgesellschaft bei 
der Erstellung eines Modells der Kommunikation, Zusammen­
arbeit und Solidarität mitwirken, das im Vorfeld der eigentlichen 
Prävention angesiedelt ist, also in der Phase, in der Einzelne 
bereit sind, sich von terroristischen Aktionen mitreißen zu las­
sen ( 5 ). Der EWSA ist der Auffassung, dass die wirksamste Be­
kämpfung des Terrorismus darin besteht, an seinen Ursachen 
und nicht an seinen Wirkungen anzusetzen. 

3.11 Der EWSA vertritt die Ansicht, dass die europäische 
Zivilgesellschaft zu einer Brücke zwischen der Bevölkerung, ein­
zelstaatlichen Regierungen und lokalen Behörden einerseits so­
wie potenziell Terrorakte unterstützenden Gemeinschaften und 

Gruppierungen andererseits werden kann. Die Zivilgesellschaft 
kann eine besondere Rolle übernehmen und so die öffentlichen 
Maßnahmen ergänzen, indem sie auf spezifische Instrumente 
und Programme zurückgreift, z.B. im Bereich der Vermittlung 
oder Bildung. 

4. Besondere Bemerkungen 

Wichtigste Errungenschaften der EU und künftige Herausforderungen 

4.1 Prävention 

4.1.1 Der EWSA begrüßt die aktuelle strategische Rückbesin­
nung auf die Säule der Prävention. Dem Stockholmer Programm 
zufolge soll dieser Teil der Strategie in den kommenden fünf 
Jahren durch Forschung im Sicherheitsbereich und in Bezug auf 
politische und gesellschaftliche Aspekte weiter ausgebaut wer­
den. Er begrüßt ferner, dass dem Problem der Internetnutzung 
durch Terroristen zur Kommunikation, Kapitalbeschaffung, Aus­
bildung, Anwerbung und Propaganda Vorrang eingeräumt wird. 
Diese Überwachung der Kommunikationswege sollte aber nicht 
zu einem Instrument werden, das in die Privatsphäre der Bevöl­
kerung eingreift. 

4.1.2 Der EWSA unterstützt die Initiative der Erarbeitung 
einer speziellen EU-Strategie zur Bekämpfung von Radikalisie­
rung und Anwerbung für den Terrorismus ( 6 ). Diese Strategie 
hat drei Zielstellungen: Es geht darum, gegen die Tätigkeiten 
von Netzen und Personen vorzugehen, die Menschen für den 
Terrorismus anwerben, dafür zu sorgen, dass die Stimmen der 
Mehrheit die der Extremisten übertönen und darum, Demokra­
tie, Sicherheit, Recht und Chancengleichheit zu fördern. Mit 
Interesse erwartet der EWSA die Ergebnisse der Halbzeitbewer­
tung der Umsetzung der Strategie und erklärt sich bereit, zur 
ihrer Anpassung im Lichte der Ergebnisse beizutragen. Er weist 
darauf hin, dass der jüngste Aktionsplan zur Terrorismusbe­
kämpfung keinerlei Initiative enthält, mit der etwaige Ungleich­
heit und Diskriminierung beseitigt sowie eine langfristige För­
derung der Wiedereingliederung sichergestellt wird, wo sich dies 
als notwendig erweist ( 7 ). 

4.1.3 Der EWSA begrüßt zwar die der Prävention zugemes­
sene Bedeutung. Gleichwohl reicht dies nicht aus, um die Ur­
sachen des Terrorismus zu bekämpfen. Wie vom EWSA bereits 
festgestellt, ist „es doch möglich (…), viele der terroristischen 
Taten als Ergebnis von Prozessen der Entfremdung, Radikalisie­
rung und Rekrutierung zu betrachten, die durch bereichsüber­
greifende Ungleichheiten zwischen Gruppen innerhalb desselben 
Gebietes, Phänomene der Ausgrenzung und Diskriminierung (in 
sozialer, politischer und wirtschaftlicher Hinsicht) (…) verstärkt 
werden“ ( 8 ). In diesem Sinn befürwortet der EWSA die Intensi­
vierung des Dialogs, um politische Antworten auf die Entwick­
lung des Terrorismus zu finden. In diesen Antworten sollten die 
politischen, institutionellen, sozialen und ökonomischen Ver­
hältnisse auf Ebene der Mitgliedstaaten berücksichtigt werden, 
um historische Spannungen wirksam und friedlich auszuräu­
men.
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4.1.4 Der EWSA begrüßt die Einrichtung des Europäischen 
Netzes der Experten für Radikalisierung (ENER) durch die Euro­
päische Kommission im Jahr 2008 und ist der Auffassung, dass 
ein Beitrag aus den Institutionen, bei dem die Besonderheiten 
der verschiedenen Gesellschaften und Arten von Terrorakten 
berücksichtigt werden, bei einer besseren Ausrichtung der EU- 
Politiken und der Mitgliedstaaten in diesem Bereich behilflich 
sein kann. 

4.1.5 Angesichts der Tatsache, dass die meisten in der EU zu 
verzeichnenden Terrorakte geschichtliche Hintergründe haben 
und separatistische Problematiken betreffen, ist der EWSA der 
Auffassung, dass der Ausschuss der Regionen als die EU-Insti­
tution, die die lokale und regionale Ebene vertritt, stärker in die 
europäische Debatte einbezogen werden sollte, und ist gern 
zum Dialog mit ihm bereit. 

4.1.6 Der EWSA begrüßt die Absicht der Kommission, eine 
Mitteilung über die bewährten Verfahrensweisen der Mitglied­
staaten beim Vorgehen gegen Radikalisierung und Anwerbung 
für terroristische Zwecke auf den Weg zu bringen. Er empfiehlt 
der Kommission, in ihrer Mitteilung die Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen aus seiner Stellungnahme zu der Rolle der EU im 
nordirischen Friedensprozess ( 9 ) zu berücksichtigen. Die auf­
zuführenden bewährten Verfahrensweisen werden es den Akteu­
ren erleichtern, die sich nach Motivation und Wirkung unter­
scheidenden Terrorarten besser zu verstehen. Dies ist ein Fort­
schritt im Hinblick auf die Ausarbeitung spezifischer Strategien 
für die einzelnen Mitgliedstaaten und die verschiedenen Arten 
terroristischer Bedrohung. 

4.2 Schutz 

4.2.1 Der EWSA begrüßt die Bemühungen der Europäischen 
Kommission, der Mitgliedstaaten, der Forschung und der Privat­
wirtschaft, die Bevölkerung und die Infrastruktur zu schützen. 
Dieser äußerst komplexe und kostenintensive Teil der Strategie 
umfasst eine breite Palette von Tätigkeiten: EU-weite Analysen 
der Bedrohungslage, Sicherung der Versorgungsketten, Schutz 
kritischer Teile der Infrastruktur, Sicherung der Verkehrswege 
und der Grenzen und sicherheitsrelevante Forschung. Die Ent­
wicklung der Schutzsysteme sollte allerdings dem Grad der Be­
drohungen entsprechen und an die verschiedenen Terrorarten 
angepasst sein. 

4.2.2 Die Verkehrssicherheit auf dem Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten ist ein Schlüsselthema. Der Binnenmarkt basiert auf 
dem freien Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Kapital und 
Personen. Die Mobilität der Bürger innerhalb und außerhalb der 
Grenzen ihres Mitgliedstaates ist eine wesentliche Komponente 
der Wirtschaftssysteme und der Lebensarten in der EU und 
erleichtert gegenseitiges Kennenlernen, Kommunikation und To­
leranz. Der EWSA vertritt die Ansicht, dass allen Bereichen der 
Verkehrssicherheit seitens der EU-Institutionen und der einzel­
staatlichen Regierungen hohe Aufmerksamkeit gewidmet wer­
den sollte. 

4.2.3 Der EWSA begrüßt die Bemühungen der Forschung im 
Bereich der Sicherheit, Techniken zum Schutz der Bevölkerung 

und der Infrastruktur zu entwickeln. Die Forschergemeinschaft 
sollte sich jedoch bewusst sein, welche Auswirkungen die Tech­
nologie auf das Leben und die Privatsphäre der Bevölkerung 
haben können. Sie sollte gewährleisten, dass die Technologie 
nicht missbraucht wird und dass die Würde und die Rechte 
der Menschen unangetastet bleiben. 

4.2.4 Der EWSA begrüßt die Zusammenarbeit mit der Pri­
vatwirtschaft, insbesondere in den Bereichen der Informations- 
und Kommunikationstechnologie und der chemischen Industrie, 
bei der Bekämpfung von Terroranschlägen. Ferner begrüßt der 
EWSA die Bereitschaft privater Verkehrsunternehmen, erhöhte 
Sicherheitsmaßnahmen einzuführen, obwohl sie zu Verlusten 
führen könnten. In diesem Zusammenhang ruft der EWSA die 
Europäische Kommission und die einzelstaatlichen Regierungen 
dazu auf, die wirtschaftlichen Folgen der Sicherheitsmaßnahmen 
für die Privatwirtschaft detailliert zu bewerten, und warnt davor, 
dass die Entwicklung kostenintensiver Technologien und die 
Einführung komplizierter Verfahren die Tätigkeit von Wirt­
schaftsakteuren und Bürgerinnen und Bürgern behindern könn­
ten. 

4.2.5 Angesichts der Tatsache, dass viele Aktivitäten im Be­
reich der Sicherheit des Personenverkehrs in Europa in Zusam­
menarbeit mit der Privatwirtschaft organisiert werden, erscheint 
es angebracht, die privaten Akteure in die Ausbildungs- und 
Informationsprogramme einzubinden, damit die Integrität und 
die Würde der Passagiere im Rahmen der Sicherheitsmaßnah­
men nicht angetastet werden. 

4.3 Verfolgung 

4.3.1 Der EWSA begrüßt die jüngsten Entwicklungen bei 
diesem Handlungsschwerpunkt, in dem es um Themen wie Da­
tenerfassung und -auswertung, Vereitelung von Reisebewegun­
gen von Terroristen und terroristischen Aktivitäten, polizeiliche 
und justizielle Zusammenarbeit sowie die Unterbindung der 
Terrorismusfinanzierung geht. Sämtliche Akteure in diesem Be­
reich können ihre Vorstellungen in die Ausarbeitung geeigneter 
Antworten auf die terroristische Bedrohung einbringen – je nach 
der Terrorart. 

4.3.2 Der EWSA vertritt die Auffassung, dass die bilaterale 
Zusammenarbeit zwischen einzelstaatlichen Behörden sowie de­
ren Zusammenarbeit mit spezialisierten europäischen Agenturen 
auch für den Erfolg in der Terrorismusbekämpfung entschei­
dend ist. Weiterhin sollte der sensiblen Problematik der Erfas­
sung und Nutzung personenbezogener Daten verstärkte Auf­
merksamkeit geschenkt werden. Bei den Bemühungen um die 
Bekämpfung des Terrorismus muss der Schutz der Privatsphäre 
auch zukünftig ein ständiges Anliegen sein. Der Europäische 
Datenschutzbeauftragte hat darauf hingewiesen, dass die illegale 
oder unangemessene Nutzung oftmals sensibler personenbezo­
gener Daten im Zusammenhang mit den weit reichenden Befug­
nissen der Behörden zu einer Diskriminierung und Stigmatisie­
rung bestimmter Personen oder Gruppen führen kann ( 10 ).
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( 9 ) Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zum Thema „Die Rolle der EU im nordirischen Friedensprozess“, ABl. C 
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( 10 ) Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten zu der 
Mitteilung der Kommission über die Politik der EU zur Terrorismus­
bekämpfung: Counter-Terrorism Policy and Data Protection (Terro­
rismusbekämpfung und Datenschutz), Beitrag von Giovanni Butta­
relli im Rahmen der vom EWSA veranstalteten Anhörung am 
9. Februar 2011.



4.3.3 Die Unterbindung der Terrorismusfinanzierung ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Terrorismusbekämpfungsstrategie. 
Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass die EU-Rechtsvorschriften 
zur Regelung der Verfahren für die Erstellung von Listen mit 
terrorismusnahen Personen und Einrichtungen im Sinne der 
Wahrung der Grundrechte überarbeitet wurden. Er ist der An­
sicht, dass die Verfahren zur Bestrafung von Einzelpersonen und 
zum Einfrieren von Geldern angemessen, deutlich und trans­
parent sein müssen. Die verdächtigten Personen müssen die 
Möglichkeit haben, sich zu verteidigen und die Entscheidungen 
der Behörden anzufechten. 

4.3.4 Der EWSA ist ebenfalls der Ansicht, dass Transparenz, 
gute Regierungsführung und Verantwortlichkeit für nichtstaatli­
che Organisationen von wesentlicher Bedeutung sind. Auch 
wenn freiwillige Verfahren auf europäischer Ebene nützlich 
sein könnten, dürfen diese nicht dazu führen, dass eine neue 
Reihe von Regeln aufgestellt werden, die (angesichts der hier­
durch entstehenden unüberwindbaren rechtlichen oder finan­
ziellen Probleme) im Widerspruch zu der jeweiligen Gesetz­
gebung der Mitgliedstaaten stehen und die die Fähigkeit dieses 
Bereichs oder die Bereitschaft der Bürgerinnen und Bürger be­
einträchtigen würden, sich für die Begünstigten einzusetzen. Der 
EWSA bietet seine Hilfe an für die Suche nach Lösungen für 
eine gemeinsame Strategie bei der Terrorismusbekämpfung so­
wie für die Förderung des Rechts und des Wunsches der Bürger, 
sich zu unabhängigen Organisationen zusammenzuschließen. 
Dieses Grundrecht muss gewahrt werden. 

4.4 Reaktion 

4.4.1 Der EWSA begrüßt die jüngsten Entwicklungen bei 
diesem Handlungsschwerpunkt mit Themen wie zivile Krisenbe­
wältigungsmöglichkeiten nach Terroranschlägen, Frühwarnsys­
teme, Krisenmanagement im Allgemeinen und Unterstützung 
für Terroropfer. Nach seiner Ansicht sollten die Mitgliedstaaten 
ihr Reaktionsvermögen verbessern, um das Leben und die Si­
cherheit der Bevölkerung in kritischen Situationen wirksamer zu 
schützen. 

4.4.2 Der EWSA begrüßt die Bemühungen um die Ein­
schränkung der Möglichkeiten zur Beschaffung chemischen, bio­
logischen, radiologischen oder nuklearen Materials (CBRN-Mate­
rial) durch Terroristen. Die Umsetzung des CBRN-Aktionsplans, 
der aus 130 konkreten Aktionen im Bereich der Verhütung, 
Aufdeckung und Bewältigung der Folgen von CBRN-Anschlägen 
besteht, sollte zu den vorrangigen Bemühungen zählen, wobei 
die Wirkungen der geplanten Maßnahmen auf den betreffenden 
Wirtschaftszweig nicht außer Acht gelassen werden sollten und 
intensive Beratungen mit den Vertretern der jeweiligen Branchen 
notwendig erscheinen. 

4.4.3 Der EWSA begrüßt auch das Engagement der Europäi­
schen Kommission für die Unterstützung von Terroropfern, 
wobei rund 5 Mio. EUR für Opfer von Terroranschlägen zur 
Verfügung gestellt wurden und ein Netz von Vereinigungen von 
Terroropfern finanziert wird. Nach Auffassung des EWSA sollte 
diese Unterstützung weitergeführt und ausgebaut werden. 

Bereichsübergreifende Aspekte 

4.5 Achtung der Grundrechte 

4.5.1 Der EWSA begrüßt, dass der Achtung der Grundrechte 
als bereichsübergreifendem Aspekt Vorrang eingeräumt wird. 
Allerdings sollten die Bemühungen der Kommission in Bezug 

auf die Achtung der Grundrechte durch entsprechende Maßnah­
men der einzelstaatlichen Regierungen ergänzt werden. Des 
Weiteren sollten sich diese Bemühungen nicht auf den Entwurf 
und die Erarbeitung von Instrumenten beschränken, sondern 
auch deren Umsetzung umfassen. 

4.5.2 Das europäische System zum Schutz der Menschen­
rechte steht aus rechtlicher Sicht auf festem Grund. Diese Tat­
sache sollte in den Mitteilungen und Maßnahmen der Kommis­
sion mehr Beachtung finden. Die Regierungen der Mitgliedstaa­
ten müssen die spezifischen Instrumente entschlossener einset­
zen. Auch müssen sich die politischen Zusagen in ihren Maß­
nahmen niederschlagen. Das Zulassen oder Organisieren von 
Folter auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten muss bestraft und 
endgültig abgeschafft werden. Zu beachten ist der Grundsatz, 
dass niemand dorthin zurückgeschickt werden darf, wo er Ver­
folgung ausgesetzt ist. Diskriminierende Verfahren, die im inter­
nationalen, europäischen und nationalen Recht eindeutig iden­
tifiziert und geächtet sind, müssen verfolgt und bekämpft wer­
den. 

4.5.3 Der EWSA schlägt der Kommission vor, festzustellen, 
welches die schnellsten Verfahren für Rückmeldungen und Ent­
scheidungsfindung im Bereich der Achtung der Grundrechte in 
Verbindung mit der Terrorismusbekämpfung sind. In diesem 
Zusammenhang könnte das Potenzial der europäischen Zivilge­
sellschaft besser genutzt werden, deren Kernanliegen der Schutz 
der Rechte und Freiheiten der europäischen Bürgerinnen und 
Bürger der EU ist. 

4.6 Internationale Zusammenarbeit und Partnerschaften mit Dritt­
ländern 

4.6.1 Der Terrorismus, insbesondere der religiös motivierte 
Terrorismus, hat eine bedeutende internationale Tragweite er­
reicht. Die Europäische Union muss mit Drittländern zusam­
menarbeiten, um die terroristische Bedrohung einzudämmen, 
auch wenn sie selbst, wie bereits betont wurde, nicht mehr 
bevorzugtes Ziel dieser Art von Bedrohung ist. 

4.6.2 Die Europäische Union sollte in den Beziehungen zu 
Drittländern für demokratische Verfahren und Standards bei der 
Terrorismusbekämpfung eintreten. Die EU verfügt über zahlrei­
che Systeme, um die Menschenrechte wirksam zu wahren und 
zu fördern. In vielen Drittländern kann Terrorismusbekämp­
fungspolitik aber entgleisen und sowohl die Demokratie als 
auch die Grundrechte beeinträchtigen. 

4.7 Finanzierung 

4.7.1 Der EWSA begrüßt die Einführung des Programms 
„Sicherheit und Schutz der Freiheitsrechte“, das die Einzelpro­
gramme „Prävention, Abwehrbereitschaft und Folgenbewälti­
gung im Zusammenhang mit Terrorakten“ beinhaltet. Die Ver­
teilung der Ausgaben auf die vier Säulen der Strategie (Präven­
tion, Schutz, Verfolgung und Reaktion) muss neu austariert 
werden; den Versprechen hinsichtlich der Prävention muss die 
Zuweisung entsprechender Mittel folgen. Außerdem muss der 
Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen und dem privaten 
Sektor bei der Terrorismusbekämpfung mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden. Der EWSA erwartet mit Interesse die Ergeb­
nisse der Halbzeitbewertung des Programms und hofft, dass die 
bereitgestellten Mittel leicht zugänglich waren, und dass ihre 
Verwendung zu den erwarteten Ergebnissen geführt hat.
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5. Ausblick 

5.1 Durch das Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon wird eine engere Zusammenarbeit der Mitglied­
staaten im Bereich der Terrorismusbekämpfung ermöglicht. Mit diesem Vertrag wurden die Befugnisse der 
Europäischen Union im Bereich der Menschenrechte erweitert. Seither kann eine Anti-Terror-Politik erar­
beitet werden, in der für jeden der einzelnen Schritte – also auch für die Umsetzung – die fortschrittlichsten 
Standards und Verfahren in Bezug auf die Menschenrechte zur Anwendung kommen. Nach Ansicht des 
EWSA sollte diese Politik an die konkrete Entwicklung des Phänomens angepasst werden, wobei der 
Schwerpunkt ganz entschieden auf die Prävention gelegt werden sollte. Diese ist im weitesten Sinne als 
Prozess zu verstehen, bei dem die gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Ursachen des Terro­
rismus unmittelbar angegangen werden. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für die Einreise und 

den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Ausübung einer saisonalen Beschäftigung“ 

KOM(2010) 379 endg. — 2010/0210 (COD) 

(2011/C 218/18) 

Berichterstatterin: Christa SCHWENG 

Der Rat beschloss am 29. September 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß 
Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Ausübung einer saisonalen Beschäftigung“ 

KOM(2010) 379 endg. — 2010/0210 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft nahm ihre 
Stellungnahme am 24. März 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
165 gegen 3 Stimmen bei 9 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Ausschuss begrüßt den Richtlinienvorschlag als ei­
nen Teil der europäischen Anstrengungen, einen umfassenden 
Ansatz für legale Zuwanderung zu entwickeln. Die vorgeschla­
gene Richtlinie kann dazu beitragen, den erhöhten Bedarf an 
Arbeitskräften während bestimmter Jahreszeiten zu decken, der 
nicht durch das im Inland vorhandene Arbeitskräftepotenzial 
befriedigt werden kann. Gleichzeitig leistet dieser Vorschlag ei­
nen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung illegaler Zuwanderung. 

1.2 Der Ausschuss begrüßt besonders die vereinfachten und 
beschleunigten Zulassungsverfahren, da es sich bei der Saison­
arbeit auf Grund ihrer Natur um befristete Tätigkeiten handelt 
und die Unternehmen gerade zu diesen Zeiten mit einem Man­
gel an Arbeitskräften konfrontiert sind. 

1.3 Der Ausschuss unterstützt auch die Bestimmung, dass die 
Anwendung jeder Arbeitsmarktprüfung den Mitgliedstaaten 
überlassen bleibt. In diesem Zusammenhang empfiehlt der Aus­
schuss, die Sozialpartner bei allen Maßnahmen betreffend die 
Zulassung von Drittstaatsangehörigen als Saisonarbeitskräften 
beizuziehen. 

1.4 Der Ausschuss fordert Rat, Kommission und Europäi­
sches Parlament auf, die Bestimmung betreffend den maximalen 
Aufenthalt zu überdenken, da sechs Monate innerhalb eines 
Kalenderjahres den Bedürfnissen der Unternehmen, z.B. in Län­
dern mit zwei Saisonen, nicht entsprechen. Daher schlägt der 
Ausschuss vor, dass in begründeten Fällen jedenfalls nationale 
Ausnahmen von der maximalen Aufenthaltsdauer in enger Ab­
stimmung mit den Sozialpartnern festgelegt werden können. 
Dabei ist sicherzustellen, dass der saisonale Charakter des Be­
schäftigungsvertrages und die entsprechenden Kontrollmöglich­
keiten nicht umgangen werden. 

1.5 Der Ausschuss fordert, klare Regelungen in die Richtlinie 
aufzunehmen, in welchen Wirtschaftssektoren saisonale Tätig­
keiten durchgeführt werden können. Ausnahmen davon sollen 
in enger Abstimmung mit den Sozialpartnern auf nationaler 
Ebene festgelegt werden können. 

1.6 Der Ausschuss weist darauf hin, dass Saisonarbeitskräfte 
zeitlich befristeten Zugang zum Arbeitsmarkt des jeweiligen 
Mitgliedstaates bekommen. Gemäß der Anwendung des Prinzips 
„lex loci laboris“ sind sie daher in Bezug auf das Arbeitsrecht 
den Arbeitnehmern des Aufnahmestaates gleichzustellen, unab­
hängig davon, ob diese Rechte in Gesetzen, allgemeingültigen 
Tarifverträgen oder regionalen Tarifverträgen festgeschrieben 
sind. Die Gleichbehandlung in Bezug auf die soziale Sicherheit 
sollte jedoch von der Existenz bilateraler Abkommen abhängig 
gemacht werden. 

2. Einleitung und Inhalt des Richtlinienvorschlags 

2.1 Im Rahmen der Kommissionsmitteilung „Strategischer 
Plan zur legalen Zuwanderung“ ( 1 ) sah die Europäische Kommis­
sion die Annahme von insgesamt fünf Legislativvorschlägen 
über die Zuwanderung von Arbeitskräften zwischen 2007 und 
2009 vor, darunter einen Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Einreise und den Aufenthalt von Saisonarbeitnehmern. Durch 
das vom Rat am 10./11. Dezember 2009 angenommene Stock­
holmer Programm wurde das Engagement der Kommission und 
des Rates für die Durchführung des Strategischen Plans zur 
legalen Zuwanderung bestätigt. 

2.2 Die Kommission legte ihren Vorschlag ( 2 ) am 13.7.2010 
vor und begründete ihn mit dem Bedarf der Mitgliedstaaten an 
Saisonarbeit, wofür immer weniger EU-Bürger zur Verfügung 
stünden. Trotz steigender Nachfrage nach hochqualifizierten Ar­
beitskräften in der EU, werden traditionelle Bereiche auch wei­
terhin einen zunehmenden strukturbedingten Bedarf an gering 
qualifizierten Arbeitnehmern verzeichnen. Des Weiteren – so 
die Kommission – zeige die Erfahrung, dass Saisonarbeiter aus 
bestimmten Drittstaaten ausgebeutet werden und unter unwür­
digen Bedingungen mit möglichen Risiken für ihre Gesundheit 
und Sicherheit arbeiten müssen. 

2.3 Im Zuge der Konsultationen zur Vorbereitung des Richt­
linienvorschlags wurde deutlich, dass ein Bedarf an einheitlichen 
EU-Regeln für die Zulassungsbedingungen von bestimmten
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Schlüsselkategorien von Wirtschaftsmigranten (insbesondere 
hochqualifizierten Arbeitskräften im Rahmen von konzerninter­
nen Entsendungen und Saisonarbeitnehmern) besteht. Diese Zu­
lassungsbedingungen sollten möglichst einfach, unbürokratisch 
und flexibel gestaltet sein. 

2.4 Der Kommissionsvorschlag sieht ein vereinfachtes Ver­
fahren für die Zulassung von Saisonarbeitnehmern aus Dritt­
staaten auf der Grundlage gemeinsamer Definitionen und Krite­
rien vor. Saisonarbeitnehmer erhalten unter bestimmten Voraus­
setzungen einen kombinierten Arbeits- und Aufenthaltstitel, der 
sie zum Aufenthalt für 6 Monate pro Kalenderjahr berechtigt. 
Die Mitgliedstaaten erhalten die Möglichkeit, eine Mehrfacher­
laubnis für Saisonarbeitnehmer für maximal drei Jahre oder ein 
vereinfachtes Wiedereinreiseverfahren in aufeinanderfolgenden 
Saisonen vorzusehen. Die Arbeitsbedingungen für Saisonarbeit­
nehmer sind klar definiert und sehen vor, dass die Saisonarbeits­
kräfte mit inländischen Arbeitnehmern hinsichtlich bestimmter 
Rechte gleich zu behandeln sind. 

3. Allgemeine Erwägungen 

3.1 Laut Folgenabschätzung der Kommission variiert der 
Umfang der Saisonarbeit, die durch Drittstaatsangehörige ver­
richtet wird, innerhalb der Europäischen Union erheblich: Er 
reicht von 919 in Ungarn über 3 860 in Frankreich und 
7 552 in Schweden bis zu 24 838 zugelassenen Saisonarbeits­
kräften in Spanien (alle Daten aus 2008). Saisonarbeiter über­
nehmen in zahlreichen Mitgliedstaaten Arbeiten mit geringen 
Qualifikationsanforderungen, wie z.B. in der Landwirtschaft 
(60 % der Saisonarbeitskräfte in Italien, 20 % der Saisonarbeits­
kräfte in Griechenland) und Tourismus (in Spanien beliefen sich 
die Arbeitsgenehmigungen für Arbeiten im Hotel- und Gastro­
nomiegewerbe auf 13 % aller im Jahr 2003 erteilten Arbeits­
genehmigungen). Bestimmte Regionen Österreichs sind auf Sai­
sonarbeitskräfte angewiesen, weshalb die Quote für die Winter­
saison 2008/2009 mit 8 000 festgelegt wurde. 

3.2 Der Ausschuss hat sich bereits in zahlreichen früheren 
Stellungnahmen mit der Frage der einheitlichen Zugangsbedin­
gungen für Drittstaatsangehörige auseinandergesetzt. Im Zuge 
der Konsultation zum Grünbuch Wirtschaftsmigration ( 3 ) hat 
sich der Ausschuss für die Festlegung spezifischer Vorschriften 
für Saisonarbeitskräfte ausgesprochen und dabei auch das Vor­
liegen eines Arbeitsvertrages gefordert. 

3.3 Die Kommission hat als Rechtsgrundlage Artikel 79 Ab­
satz 2 lit. a und b gewählt. Aus Sicht des Ausschusses hätte 
auch überlegt werden können, den Richtlinienvorschlag zusätz­
lich auf Artikel 153 zu stützen, da auch Arbeits- und Beschäf­
tigungsbedingungen geregelt werden. Damit wären auch die 
Sozialpartner zu konsultieren gewesen. Der Ausschuss ist sich 
jedoch bewusst, dass laut ständiger EuGH-Rechtsprechung ein 
Richtlinienvorschlag, der zwei Zielsetzungen verfolgt, von denen 
sich eine als hauptsächliche oder überwiegende Zielsetzung aus­
machen lässt, auf die Rechtsgrundlage zu stützen ist, die die 
hauptsächliche oder überwiegende Zielsetzung erfordert. 

3.4 Ein gemeinschaftsweites Verfahren für Aufenthalt und 
Arbeitserlaubnis von Drittstaatsangehörigen zum Zwecke der 
Saisonarbeit leistet einen wesentlichen Beitrag, um eine zu be­
stimmten Jahreszeiten bestehende erhöhte Nachfrage nach Ar­
beitskräften mit dem Angebot in Einklang zu bringen. Unter­
nehmen haben jetzt und in Zukunft einen Bedarf sowohl an 

gering als auch höher qualifizierten Arbeitskräften. Trotz der auf 
Grund der Krise gestiegenen Arbeitslosigkeit finden sich in ei­
nigen Ländern, Branchen und Berufen zu wenige EU-Arbeits­
kräfte, um den saisonalen Bedarf abzudecken. 

3.5 Der Ausschuss erinnert daran, dass die europäischen Ar­
beitnehmer, unabhängig davon, ob sie als mobile Arbeitnehmer 
oder Saisonarbeitskräfte in einem anderen Land als ihrem Hei­
matland arbeiten, sowohl dem europäischen als auch dem je­
weiligen nationalen Recht unterliegen. Die Richtlinie für dritt­
staatsangehörige Saisonarbeitskräfte darf nicht zur Schaffung 
einer Sonderkategorie von Arbeitnehmern führen. Das Arbeits­
recht des Staates in dem die Arbeit geleistet wird, muss in 
vollem Umfang Anwendung finden. 

3.6 Der Ausschuss teilt die Auffassung, dass ein gemein­
schaftsweites Verfahren außerdem dazu beitragen kann, Saison­
arbeitnehmer legal zu beschäftigen und die in manchen Regio­
nen bestehende Ausbeutung zu verhindern. In diesem Zusam­
menhang ist auch die sogenannte Sanktionen-Richtlinie 
2009/52 ( 4 ), zu berücksichtigen, die Arbeitgeber verpflichtet, 
sich vom rechtmäßigen Aufenthalt eines Arbeitnehmers zu 
überzeugen, und Zuwiderhandeln unter Sanktion stellt. Ein all­
fälliger illegaler Verbleib von drittstaatsangehörigen Saison­
arbeitskräften nach Ablauf ihres Aufenthaltstitels wird durch 
die sogenannte „Rückführungs-Richtlinie“ 2008/115 unterbun­
den: diese sieht vor, dass der illegale Aufenthalt von Drittstaats­
angehörigen im Wege eines fairen und transparenten Verfahrens 
beendet wird, wobei der freiwilligen Rückkehr Vorrang vor der 
Rückführung eingeräumt wird. 

3.7 Gerade der vorliegende Richtlinienvorschlag hat zu einer 
Reihe von vertiefenden Prüfungen zur Frage der Einhaltung der 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit durch sieben nationale 
Parlamente ( 5 ) geführt, wobei kritische Stimmen unter anderem 
sowohl in Bezug auf die Dauer des Aufenthaltsrechts als auch 
auf die Frage der Unterkunft laut wurden. 

3.8 Um den Bedenken der nationalen Parlamente in Bezug 
auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips Rechnung zu tra­
gen, schlägt der Ausschuss vor, die Dauer des Aufenthaltstitels 
je nach den nationalen Gegebenheiten auf nationaler Ebene zu 
regeln. Damit könnten auch Mitgliedstaaten, die einen erhöhten 
Bedarf an Saisonarbeitskräften sowohl während der Winter- als 
auch der Sommersaison haben, ihre bisherigen Regelungen bei­
behalten. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Der Ausschuss weist darauf hin, dass die gewählten De­
finitionen von „Saisonarbeitnehmer“ und „saisonabhängige Tä­
tigkeit“ einen weiten Spielraum zulassen und es somit den Mit­
gliedstaaten überlassen bleibt, welche Sektoren als saisonabhän­
gig zu qualifizieren sind. Dies steht in einem gewissen Span­
nungsverhältnis zu Erwägungsgrund 10, in dem klar darauf 
hingewiesen wird, dass es saisonabhängige Tätigkeiten in der 
Regel in Sektoren wie der Landwirtschaft während der Pflanz- 
oder Erntezeit oder im Tourismus während der Urlaubszeit gibt. 
Es sollte daher in die Richtlinie eine klare Regelung aufgenom­
men werden, um die Sektoren zu definieren, in denen saisonale 
Tätigkeiten durchgeführt werden können. Ausnahmen auf na­
tionaler Ebene sollen in enger Abstimmung mit den Sozialpart­
nern festgelegt werden können.
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4.2 Das Erfordernis, dass bei saisonabhängigen Tätigkeiten 
der Bedarf an Arbeitskräften bei weitem den für gewöhnliche 
Tätigkeiten erforderlichen Bedarf übersteigen muss, löst Inter­
pretationsbedarf und damit Rechtsunsicherheit aus. Der Aus­
schuss vertritt die Auffassung, dass auf einen „wesentlich erhöh­
ten“ oder „erhöhten“ Arbeitskräftebedarf abgestellt werden sollte. 
Ob ein solcher „(wesentlich) erhöhter“ Arbeitskräftebedarf gege­
ben ist, sollte von der Behörde gemeinsam mit den nationalen 
Sozialpartnern festgelegt werden. 

4.3 Der Ausschuss begrüßt ausdrücklich, dass das Vorliegen 
eines gültigen befristeten Arbeitsvertrages oder eines verbindli­
chen Beschäftigungsangebots ebenso wie die Angabe des Ent­
geltsatzes und der Arbeitszeit eine Voraussetzung für die Ertei­
lung des kombinierten Titels Saisonarbeitskraft darstellt. Damit 
können die vertraglichen Grundlagen zur Beschäftigung von 
Drittstaatsangehörigen durch die den Aufenthaltstitel erteilende 
Behörde überprüft werden. Gleichzeitig wird damit sicher­
gestellt, dass die jeweiligen nationalen Beschäftigungsbedingun­
gen eingehalten werden. 

4.4 Unter den Gründen für die Ablehnung eines Antrags auf 
Zulassung findet sich auch der Grund „Verhängung einer Sank­
tion gegen den Arbeitgeber wegen Schwarzarbeit und/oder ille­
galer Beschäftigung“. Der Ausschuss verurteilt Schwarzarbeit auf 
das Schärfste, weist aber darauf hin, dass dieser Ablehnungs­
grund dahingehend interpretiert werden könnte, dass bereits 
geringfügige Verstöße zu einer dauerhaften Ablehnung von An­
trägen führen. Im Sinne der Rechtssicherheit sollte analog zur 
Sanktionen-Richtlinie klargestellt werden, dass dieser Ableh­
nungsgrund nur für einen bestimmten Zeitraum, der verhältnis­
mäßig zur Schwere des Vergehens sein muss, nach der Verhän­
gung der Sanktion geltend gemacht werden kann. 

4.5 Der Ausschuss begrüßt, dass Mitgliedstaaten, die dies 
wünschen, weiterhin Arbeitsmarktprüfungen vornehmen kön­
nen. Auch der Möglichkeit, Anträge unter Berufung auf Zulas­
sungsquoten ablehnen zu können, steht der Ausschuss positiv 
gegenüber. Sowohl Arbeitsmarktprüfungen als auch die Fest­
legung von Zulassungsquoten sollten dabei jedoch unter Ein­
bindung der jeweiligen nationalen Sozialpartner wie auch der 
Arbeitsämter erfolgen. Die Festlegung von Quoten sollte auf 
eine Art und Weise erfolgen, die die Verfahren zur Einzelgeneh­
migung nicht massiv verlängert. 

4.6 Die im Artikel 11 festgelegte Aufenthaltsdauer für Sai­
sonarbeitnehmer von höchstens sechs Monaten pro Kalender­
jahr ist aus Sicht des Ausschusses zu unflexibel und könnte dem 
Subsidiaritätsprinzip widersprechen: um den Unternehmen in 
Mitgliedstaaten mit zwei Saisonen die Möglichkeit zu geben, 
während beider Saisonen auf Arbeitskräfte aus Drittstaaten zu­
rückzugreifen, sollte den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gege­
ben werden, Ausnahmen von der maximalen Dauer der Aufent­
halts- und Arbeitserlaubnis für Saisonarbeitskräfte innerhalb ei­
nes bestimmten Zeitraums vorzusehen. Dies sollte in enger Ab­
stimmung mit den nationalen Sozialpartnern erfolgen. Dabei ist 
sicherzustellen, dass der saisonale Charakter des Beschäftigungs­
vertrages und die entsprechenden Kontrollmöglichkeiten nicht 
umgangen werden. 

4.7 Das Abstellen auf das Kalenderjahr ist praxisfremd und 
lässt Tourismusgebiete mit einer Winter- und einer Sommer­
saison außer Acht. Der Arbeitgeber bzw. der Arbeitnehmer 
wäre auf diese Weise gezwungen, während des laufenden Be­
schäftigungsverhältnisses einen neuen Antrag zu stellen. 

4.8 Auch Artikel 11 Absatz 2, der es Saisonarbeitnehmern 
erlaubt, „innerhalb des in Absatz 1 genannten Zeitraums ihren 
Vertrag zu verlängern oder bei einem anderen Arbeitgeber eine 
Beschäftigung als Saisonarbeitskraft aufzunehmen“ ist aus Sicht 
des Ausschusses unklar formuliert und wirft weitere Fragen auf: 
ist mit dem „in Absatz 1 genannten Zeitraum“ das Kalenderjahr 
gemeint, oder wird auf die sechs Monate abgestellt? Kann damit 
beispielsweise ein Saisonarbeitnehmer seinen Aufenthaltstitel auf 
11 Monate pro Kalenderjahr verlängern? 

4.9 Der Ausschuss regt an, dass die Möglichkeit, den Arbeit­
geber zu wechseln, nur unter bestimmten Voraussetzungen und 
Bedachtnahme auf das jeweilige nationale Recht festgelegt wer­
den soll: Saisonarbeitnehmer werden in der Regel beschäftigt, 
um den Arbeitskräftebedarf eines bestimmten Arbeitgebers zu 
decken. Dieser Bedarf stimmt auch mit der Dauer ihres Aufent­
haltstitels überein. Der Wechsel des Arbeitgebers sollte der Be­
hörde jedenfalls angezeigt werden müssen, um Kontrollen zu 
ermöglichen. 

4.10 Die Erleichterung der Wiedereinreise wird vom Aus­
schuss grundsätzlich positiv beurteilt, ermöglicht diese Bestim­
mung doch, dass ein Arbeitgeber auf Saisonarbeitskräfte zurück­
greifen kann, mit denen er gute Erfahrungen gemacht hat. Ar­
beitgeber, die ihren Verpflichtungen aus dem Arbeitsvertrag 
nicht nachgekommen sind und deshalb sanktioniert wurden, 
sind nach dem Vorschlag von der Beantragung von Saison­
arbeitnehmern ausgeschlossen. Um zu vermeiden, dass bereits 
kleinste Vergehen zum Ausschluss von Saisonarbeitskräften füh­
ren, sollte darauf abgestellt werden, ob die Sanktionen wegen 
Verletzung grundlegender arbeitsrechtlicher Vorschriften ver­
hängt wurden. 

4.11 Unter dem Titel „Verfahrensgarantien“ sieht die Richt­
linie vor, dass die Mitgliedstaaten binnen 30 Tagen über den 
Antrag entscheiden und den Antragsteller darüber informieren 
müssen. Der Ausschuss begrüßt die Festlegung einer Entschei­
dungsfrist grundsätzlich, weist jedoch darauf hin, dass es der 
Behörde innerhalb dieses Zeitraums jedenfalls möglich sein 
muss, die gemachten Angaben zu überprüfen. 

4.12 Die Bestimmung in Artikel 14, wonach der Arbeitgeber 
nachweisen muss, dass für den Saisonarbeitnehmer eine Unter­
kunft mit angemessenem Lebensstandard vorgesehen ist, wirft 
die Frage auf, ob dies auch die Verpflichtung des Arbeitgebers 
beinhaltet, diese Unterkunft zur Verfügung zu stellen. Sollte 
diese Interpretation zutreffend sein, wäre dies nach Ansicht 
des Ausschusses praxisfremd. Sollte der Arbeitgeber jedoch 
eine Unterkunft zur Verfügung stellen, sollte diese jedenfalls 
Inspektionen durch die zuständige Behörde zugänglich gemacht 
werden. 

4.13 Der Ausschuss weist darauf hin, dass Saisonarbeitskräfte 
zeitlich befristeten Zugang zum Arbeitsmarkt des jeweiligen 
Mitgliedstaates bekommen. Gemäß der Anwendung des Prinzips 
„lex loci laboris“ sind sie daher in Bezug auf das Arbeitsrecht 
den Arbeitnehmern des Aufnahmestaates gleichzustellen, unab­
hängig davon, ob diese Rechte in Gesetzen, allgemeingültigen 
Tarifverträgen oder regionalen Tarifverträgen festgeschrieben 
sind. Das Abstellen auf allgemeinverbindliche Tarifverträge so­
wie deren Definition in Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2 sollte 
nach Ansicht des Ausschusses daher entfallen.
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4.14 Die Bestimmung, wonach der Saisonarbeitnehmer in 
Bezug auf die Zweige der sozialen Sicherheit mit den Inländern 
gleich zu behandeln ist, sollte grundsätzlich - zumindest für den 
Bereich der Renten, Vorruhestandsleistungen, Leistungen an 
Hinterbliebene, Arbeitslosigkeit und Familienleistungen - nur 
unter der Bedingung möglich sein, dass entsprechende bilaterale 
Abkommen bestehen. Die Verpflichtung, Beiträge in das jewei­
lige nationale System zu zahlen, sollte für diese Personengruppe 
jedoch auch Ansprüche auf entsprechende Leistungen mit sich 
bringen. 

4.15 Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten ermutigt 
werden, ihre Kontrollbehörden (z.B. Arbeitsinspektion) mit 

den nötigen Mitteln auszustatten und sie entsprechend auszubil­
den, damit sie ihre Aufgaben unter Beachtung der Grundrechte 
erfüllen können. 

4.16 Die nationalen Sozialpartner sind neben den Behörden 
wichtige Akteure auf dem jeweiligen nationalen Arbeitsmarkt. 
Entscheidungen betreffend die Festlegung in welchen Sektoren 
Saisonarbeit zugelassen ist, Arbeitsmarktprüfungen, sowie die 
Kontrollen, ob die Bestimmungen des Arbeitsverhältnisses ein­
gehalten werden, sollten daher in enger Abstimmung mit ihnen 
erfolgen. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für die Einreise und 

den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen einer konzerninternen Entsendung“ 

KOM(2010) 378 endg. — 2010/0209 (COD) 

(2011/C 218/19) 

Berichterstatter: Oliver RÖPKE 

Der Rat beschloss am 29. September 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß 
Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen einer konzerninternen Entsendung“ 

KOM(2010) 378 endg. — 2010/0209 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe der Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürger­
schaft nahm ihre Stellungnahme am 24. März 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
152 gegen 2 Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt die Bemühungen der Europäischen Kommission, durch 
den Vorschlag für eine Richtlinie über die Bedingungen für 
die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im 
Rahmen einer konzerninternen Entsendung transparente und 
harmonisierte Zulassungsvoraussetzungen für diese Gruppe 
von befristet entsandten ArbeitnehmerInnen zu schaffen. 

1.2 Der EWSA hat jedoch ernsthafte Bedenken gegen Teile 
des Inhalts des Richtlinienvorschlags sowie die Vorgangsweise 
der Europäischen Kommission gegenüber den europäischen So­
zialpartnern im Vorfeld des Vorschlags. 

1.3 Der Ausschuss bedauert, dass Art. 79 AEUV als alleinige 
Rechtsgrundlage für die Richtlinie gewählt wurde, obwohl sie 
wichtige Vorschriften für die arbeitsrechtliche Stellung von Füh­
rungskräften, Fachkräften und Trainees enthält und deshalb er­
hebliche Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte der Mitgliedstaa­
ten haben wird. Eine solche Initiative sollte deshalb einer for­
mellen Konsultation der Sozialpartner gemäß Art. 154 AEUV 
unterzogen werden, bevor die Kommission einen konkreten 
Richtlinienvorschlag unterbreitet. Eine solche Konsultation hätte 
nicht nur die Absicht des Vertrages von Lissabon unterstrichen, 
die Rolle des Sozialen Dialogs in der EU zu stärken. Sie hätte 
vielmehr auch die Chance geboten, einen Teil der nun aufgetre­
tenen Kontroversen bereits im Vorfeld zwischen den Sozialpart­
nern zu klären. 

1.4 Der Richtlinienvorschlag, der die Bedingungen für die 
Einreise von Drittstaatsangehörigen und ihrer Familienangehöri­
gen im Rahmen einer konzerninternen Entsendung festlegt, be­
zieht sich nicht nur auf eine zahlenmäßig relativ begrenzte 
Gruppe von Führungskräften, sondern auch auf Fachkräfte 
und Trainees. Allerdings hätte nach Ansicht des Ausschusses 
eine Richtlinie, die sich nur auf die Führungskräfte beschränkt, 

der besonderen Stellung und den Erfordernissen dieser Per­
sonengruppe besser gerecht werden können. Umso wichtiger 
ist es aber, dass für alle von der Richtlinie erfassten Arbeitneh­
merInnen hinsichtlich des Gehaltes und der Arbeitsbedingungen 
das Prinzip der Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung gilt 
und eine missbräuchliche Anwendung der Richtlinie aus­
geschlossen wird. 

1.5 Der EWSA schlägt deshalb vor, dass für konzernintern 
entsandte ArbeitnehmerInnen nicht nur hinsichtlich des Gehalts, 
sondern bezüglich aller Beschäftigungsbedingungen eine Gleich­
behandlung mit den ArbeitnehmerInnen des Aufnahmestaates 
bzw. der Stammbelegschaft vorzusehen ist. Diese Gleichstellung 
darf nicht auf allgemeinverbindliche Tarifverträge eingeschränkt 
werden, sondern muss hinsichtlich aller gesetzlichen und tarif­
vertraglichen Regelungen – einschließlich Betriebsvereinbarun­
gen – gelten. Der Familiennachzug sollte nach Auffassung des 
EWSA ähnlich wie in der „Blue Card Richtlinie“ (Richtlinie 
2009/50/EG) geregelt werden. 

1.6 Der Zeitpunkt der Veröffentlichung des Vorschlages fällt 
mitten in die größte Finanz- und Wirtschaftskrise in der Ge­
schichte der EU. Einige Mitgliedstaaten sind von einer wirt­
schaftlichen Erholung nach wie vor weit entfernt und verzeich­
nen derart hohe Arbeitslosenraten, dass auch innerhalb der EU 
mit stärkeren Migrationsströmen zu rechnen ist. In ihrem Jah­
reswachstumsbericht 2011 ( 1 ) weist die Europäische Kommis­
sion ausdrücklich auf die Gefahr hin, dass selbst ein einsetzen­
des Wirtschaftswachstum nicht mit der notwendigen Dynamik 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen verbunden sein könnte 
und deshalb eine Steigerung der relativ geringen Nutzung des 
vorhandenen Arbeitskräftepotenzials innerhalb der EU notwen­
dig ist. Andererseits und im Einklang mit dem Gemeinsamen 
Beschäftigungsbericht 2010 berücksichtigt der EWSA, dass in 
einigen Mitgliedstaaten und Beschäftigungskategorien ein Man­
gel an Arbeitskräften herrscht.
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1.7 Die betreffenden ArbeitnehmerInnen werden auch aus 
solchen Drittstaaten entsandt werden, in denen die Lohn- und 
Sozialniveaus noch deutlich unter jenen in der EU liegen. Des­
halb ist eine wirksame Kontrolle zur Einhaltung der Richtlinie 
notwendig, wobei unnötige bürokratische Belastungen der Un­
ternehmen vermieden werden sollten. Die EU-Kommission ent­
wickelt zu diesem Zweck gemeinsam mit den Mitgliedstaaten 
derzeit ein elektronisches Austauschsystem zur Vereinfachung 
der grenzüberschreitenden Verwaltungszusammenarbeit im Be­
reich der Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG). Ein solches 
System sollte auch Fälle der konzerninternen Entsendung von 
Drittstaatsangehörigen umfassen. 

1.8 Die Definitionen von „Führungskräften“, „Fachkräften“ 
und „Trainees“ sollten nach Auffassung des EWSA klarer gefasst 
werden, um sowohl den betroffenen Unternehmen eine größere 
Rechtssicherheit zu bieten als auch zu gewährleisten, dass sie 
nicht über die Verpflichtungen im Rahmen des GATS-Abkom­
mens und über bilaterale Vereinbarungen mit Drittstaaten hi­
nausgehen. Die Definitionen sollten so formuliert werden, dass 
sie genau jene drei Kategorien von hochqualifizierten Arbeitneh­
merInnen erfassen, deren Entsendung die Richtlinie regeln soll. 

1.9 Wenn die Richtlinie den hier genannten Anforderungen 
gerecht wird, könnte sie nach Auffassung des EWSA tatsächlich 
einen Beitrag dazu leisten, den konzerninternen Transfer von 
Know-How in die EU zu erleichtern und die Wettbewerbsfähig­
keit der EU zu stärken. 

2. Der Richtlinienvorschlag 

2.1 Mit dieser Richtlinie soll für Konzerne, die sowohl inner­
halb als auch außerhalb der EU über Niederlassungen verfügen, 
die Entsendung von drittstaatsangehörigen ArbeitnehmerInnen 
aus einem Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU in Toch­
tergesellschaften oder Zweigniederlassungen in EU-Mitgliedstaa­
ten erleichtert werden. Eine solche Entsendung soll für Füh­
rungskräfte, Fachkräfte und Trainees möglich sein. 

2.2 Als Führungskraft gilt eine in einer Schlüsselposition be­
schäftigte Person, die grundsätzlich die aufnehmende Niederlas­
sung leitet und allgemeine Weisungen hauptsächlich vom Lei­
tungsorgan oder Anteilseignern oder gleichwertigen Personen 
erhält. 

2.3 Als Fachkraft gilt eine Person, die über in der aufneh­
menden Niederlassung benötigte branchenspezifische Fach­
kenntnisse verfügt, wobei auch zu berücksichtigen ist, ob die 
betreffende Person über ein hohes Ausbildungsniveau für Arbei­
ten oder Handelstätigkeiten verfügt, die ein besonderes Fachwis­
sen erfordern. 

2.4 Als Trainee gilt eine Person nach dem erfolgreichen Ab­
schluss eines mindestens dreijährigen Hochschul- oder Fach­
hochschulstudiums, die zwecks Erweiterung ihres Wissens und 
ihrer Erfahrung in Vorbereitung auf die Übernahme einer Füh­
rungsposition in ihrem Unternehmen in eine aufnehmende Nie­
derlassung entsandt wird. 

2.5 Auf Forscher soll die Richtlinie keine Anwendung finden, 
da für diese eine eigene Richtlinie existiert (RL 2005/71/EG). 

2.6 Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass vor der 
Entsendung ein Arbeitsvertrag im Konzern für zumindest 
12 Monate vorgelegen haben muss, auch eine zahlenmäßige 
Beschränkung der solcherart zugelassenen Personen ist möglich. 

Die Dauer einer solchen Entsendung ist mit höchstens drei 
Jahren für Manager und Fachkräfte und einem Jahr für Trainees 
begrenzt. 

2.7 Durch ein beschleunigtes Zulassungsverfahren und eine 
kombinierte Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis soll die Attrakti­
vität gesteigert werden. 

2.8 Die entsendeten ArbeitnehmerInnen dürfen auch in jeder 
Niederlassung, die in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist 
und zur gleichen Unternehmensgruppe gehört, sowie an Stand­
orten von Kunden der aufnehmenden Niederlassung in anderen 
Mitgliedstaaten arbeiten, wobei die Dauer des Transfers in den 
anderen Mitgliedstaat grundsätzlich 12 Monate nicht überschrei­
ten darf. Von dieser Regel bestehen jedoch Ausnahmen. 

2.9 Die Mindestlohntarife bzw. Kollektivverträge des Zielstaa­
tes müssen eingehalten werden. Weiters werden Rechte wie 
Vereinigungsfreiheit, die Möglichkeit der Mitgliedschaft und Be­
tätigung in Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbänden, Aner­
kennung der Diplome gemäß den innerstaatlichen Verfahren 
und Zugang zu Waren und Dienstleistungen sowie Zugang zu 
Systemen der sozialen Sicherheit postuliert. Es soll aber nicht 
das gesamte Arbeits- und Sozialrecht des Zielstaates zur An­
wendung kommen. 

3. Einleitung 

3.1 Seit dem Vertrag von Amsterdam fällt Migrationspolitik 
teilweise in den Zuständigkeitsbereich der EU. Die Entwicklung 
einer Migrationspolitik wurde mehrfach vom Europäischen Rat 
und auch vom Rat ausdrücklich gefordert (Schlussfolgerungen 
des Rates von Tampere 1999, Haager Programm 2004, das 
Stockholmer Programm 2009 sowie im Pakt zu Einwanderung 
und Asyl). 

3.2 Nach einer öffentlichen Konsultation in Form eines 
Grünbuchs hat die Europäische Kommission 2005 einen „Stra­
tegischen Plan für legale Zuwanderung“ vorgelegt, in dem die 
Kommission mehrere Richtlinienvorschläge zur Arbeitsmigra­
tion ankündigte. Eine Richtlinie ( 2 ) bezüglich der Zuwanderung 
von hochqualifizierten Arbeitnehmern („Blue Card Richtlinie“) 
wurde vom Rat bereits am 25. Mai 2009 verabschiedet, die 
„Single Permit-Richtlinie“ wird noch im Rat und dem Europäi­
schen Parlament verhandelt. Zeitgleich mit dem gegenständli­
chen Vorschlag wurde ein Richtlinien-Vorschlag zu Saisonarbeit 
von der Europäischen Kommission vorgelegt. 

3.2.1 Ursprünglich hat die Kommission bereits 2001 einen 
Vorschlag für eine horizontale Richtlinie vorgelegt, die alle For­
men der Zuwanderung zu Erwerbszwecken umfassen sollte. 
Nunmehr hat sich die Kommission entschlossen, einen sekto­
riellen Ansatz zu wählen, da sich ein horizontaler Rechtsakt als 
nicht verwirklichbar erwiesen hat. 

3.3 Die Europäische Kommission hat am 13. Juli 2010 einen 
Vorschlag für eine Richtlinie über konzerninterne Entsendung 
vorgelegt. Zweck dieses Vorschlages ist, die Regelungen über die 
Zulassung von drittstaatsangehörigen Arbeitskräften, die von 
einem Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU in ein Unter­
nehmen desselben Konzerns innerhalb der Union entsandt wer­
den, EU-weit zu vereinheitlichen.
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3.4 Der Richtlinienentwurf enthält Regelungen für solche 
Arbeitskräfte mit Wohnsitz und Staatsangehörigkeit außerhalb 
der EU, die bei einem dort niedergelassenen Konzernunterneh­
men einen Arbeitsvertrag haben und von diesem Unternehmen 
in ein verbundenes Unternehmen in einem EU-Mitgliedstaat 
entsandt werden sollen. 

3.5 In der Begründung führt die Europäische Kommission 
aus, dass die geplante Richtlinie dazu beitragen soll, die Ziele 
der Strategie Europa 2020 zu erreichen. Durch Schaffung von 
transparenten und harmonisierten Zulassungsvoraussetzungen 
für die Gruppe von befristet entsandten Arbeitnehmern soll es 
möglich sein, rasch auf die Nachfrage multinationaler Unterneh­
men nach konzerninterner Entsendung von Führungs- und 
Fachkräften aus Drittstaaten zu reagieren. Trainees sollen durch 
eine Entsendung auf die Übernahme einer Führungsposition im 
Konzern vorbereitet werden können. Die Kommission ist der 
Überzeugung, dass die vorgeschlagene Richtlinie dem Abbau 
von überflüssigen Verwaltungshindernissen dient, gleichzeitig 
aber die Rechte der ArbeitnehmerInnen schützt und auch in 
wirtschaftlich schwierigen Zeiten ausreichende Garantien bietet. 

3.6 Grundsätzlich sollte das Ziel einer europäischen Migrati­
onspolitik darin liegen, auf der einen Seite für die „besten 
Köpfe“ attraktiv zu sein, auf der anderen Seite aber sicherzustel­
len, dass die arbeits- und sozialrechtlichen Standards nicht un­
terlaufen werden können und dies auch durch geeignete beglei­
tende Kontrollmaßnahmen sichergestellt ist. Wenngleich das 
Ziel dieser Richtlinie nicht vorwiegend nachhaltige Migration 
ist, sollte auf dieses Erfordernis Bedacht genommen werden. 

3.7 Für die Förderung grenzüberschreitender Personalentsen­
dungen sind ein Klima des fairen Wettbewerbs und die Wah­
rung der Arbeitnehmerrechte notwendig, wozu auch die Schaf­
fung eines sicheren Rechtsstatus für konzernintern entsandte 
Mitarbeiter zählt. Im Vorschlag enthalten sind auch einige 
Rechte für die konzernintern versetzten ArbeitnehmerInnen 
wie etwa die Zahlung jenes Entgelts, das in Tarifverträgen des 
Zielstaates festgelegt ist. Allerdings soll nicht das ganze Spek­
trum des Arbeitsrechts zur Anwendung kommen. Führungs­
kräfte erhalten zwar überwiegend ein höheres Entgelt als jenes 
Mindestentgelt, im Fall von Fachkräften und Trainees ist dies 
aber nicht die Regel. 

3.8 In seiner Stellungnahme zu dem „Vorschlag für eine 
"Richtlinie des Rates über die Bedingungen für die Einreise 
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung 
einer hochqualifizierten Beschäftigung“ ( 3 ) hat der EWSA die 
Ansicht vertreten, dass die Rechtsvorschriften über die Zulas­
sung von Arbeitsmigranten unter anderem von den Entwick­
lungen auf dem Arbeitsmarkt abhängen, weshalb die einzelstaat­
lichen Behörden darüber einen Dialog mit den Sozialpartnern 
führen sollten. Ebenso hat der EWSA seiner Stellungnahme zu 
dem „Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über ein einheitli­
ches Antragsverfahren für eine kombinierte Erlaubnis für Dritt­
staatsangehörige zum Aufenthalt und zur Arbeit im Gebiet eines 
Mitgliedstaates und über ein gemeinsames Bündel von Rechten 
für Drittstaatsangehörige, die sich rechtmäßig in einem Mitglied­
staat aufhalten“ ( 4 ) dargelegt, dass jeder Staat in Abstimmung 
mit den Sozialpartnern die Merkmale der Zuwanderung fest­
legen kann. 

3.9 In seiner Stellungnahme zum Thema „Integration von 
Arbeitsmigranten“ ( 5 ) hat der EWSA ausgesprochen, dass Inte­
gration am Arbeitsplatz zu Bedingungen der Chancengleichheit 
und Gleichbehandlung eine Herausforderung auch für die Sozi­
alpartner ist und von diesen bei den Tarifverhandlungen und im 
Rahmen des sozialen Dialogs - auch auf europäischer Ebene - 
gefördert werden muss. 

3.10 Aus den vorstehenden Absätzen wird ersichtlich, dass 
der EWSA überzeugt ist, dass die Sozialpartner sowohl auf 
Ebene der Mitgliedstaaten als auch auf europäischer Ebene in 
die Rechtsetzung einbezogen werden sollten. 

3.11 In Zusammenhang mit der Entsendung im Konzern 
sollte bei der Frage der „outward mobility“ bedacht werden, 
unter welchen Bedingungen Staatsbürger der EU-Mitgliedstaaten 
in Drittstaaten entsendet werden dürfen. Insbesondere sollte 
darauf geachtet werden, dass durch den Richtlinienvorschlag 
nicht die Fähigkeit der Union beeinträchtigt wird, wechselseitige 
Verpflichtungen unter Modus 4 des GATS-Abkommens ein­
zugehen bzw. bilaterale Abkommen abzuschließen. Dies ist be­
sonders wichtig für Branchen wie die Bauindustrie, die bisher 
nicht in das GATS-Abkommen „eingebunden“ ist. 

4. Allgemeine Erwägungen 

4.1 Die ersten Reaktionen der europäischen Sozialpartner auf 
den Richtlinienvorschlag waren äußerst unterschiedlich. So be­
grüßte BUSINESSEUROPE den Vorschlag grundsätzlich und 
sieht darin einen Beitrag für mehr Transparenz und für eine 
Vereinfachung der Zulassungsverfahren für konzernintern ent­
sandte Arbeitskräfte. Dennoch kritisiert auch BUSINESSEUROPE 
einige Bestimmungen der Vorschläge. Dies betrifft insbesondere 
die Möglichkeit, eine Vorbeschäftigung von bis zu 12 Monaten 
beim entsendenden Unternehmen vorzusehen. Darüber hinaus 
könnten die Beschränkungen für Mitgliedstaaten, günstigere 
Vorschriften anzuwenden, zu Verschlechterungen von derzeit 
gültigen nationalen Vorschriften führen. 

4.2 Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) äußert hin­
gegen schwere Bedenken gegen den Richtlinienvorschlag und 
forderte die Kommission zu dessen Zurückziehung auf. Der 
EGB kritisiert die Wahl von Art. 79 AEUV als alleinige Rechts­
grundlage für die Richtlinie, obwohl sie (ebenso wie die „Saison­
niers-Richtlinie“) bedeutende Auswirkungen auf die Arbeits­
märkte in den Mitgliedstaaten haben wird. Solche Vorschläge 
müssten aber einer Konsultation der Sozialpartner nach Art. 
154 AEUV unterzogen werden, fordert der EGB. Zudem sei 
durch den Vorschlag weder die Gleichbehandlung konzernintern 
entsandter Arbeitskräfte gewährleistet noch seien Kontroll­
mechanismen und Sanktionen bei Verstößen gegen die Bestim­
mungen vorgesehen. 

4.3 Migrationspolitisch stellt dieser Ansatz zumindest teil­
weise eine Fortsetzung des Konzeptes der „zirkulären Migration“ 
dar. In jedem Fall handelt es sich um ein Konzept zur vorüber­
gehenden, temporären Migration. Dieses Konzept wird häufig 
als integrationspolitisch und arbeitsmarktpolitisch verfehlt beur­
teilt. Wenn in Europa in einigen Ländern, Branchen und Berufen 
langfristig tatsächlich ein Defizit an Fachkräften und jungen 
Einwohnern herrschen sollte, sollte dieses Defizit zunächst 
über eine innereuropäische Qualifizierungsoffensive und der 
Nutzung der Arbeitnehmerfreizügigkeit innerhalb der EU gelöst 
werden. Erst in weiterer Folge sollte über kontrollierte Arbeits­
migration mit im Zeitverlauf zunehmenden Rechten und Auf­
enthaltsverfestigung nachgedacht werden.
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4.4 Andere sehen das Konzept der temporären bzw. zirku­
lären Migration hingegen als richtige Maßnahme, um zunächst 
den Zuzug hochqualifizierter ArbeitnehmerInnen nach Europa 
zu fördern, die anschließend die gemachten Erfahrungen in ih­
rem Herkunftsland umsetzen können. Gleichzeitig kann Europa 
damit auch im weltweiten Wettbewerb um die besten Köpfe 
gleiche Ausgangsbedingungen mit seinen Mitbewerbern schaf­
fen. 

4.5 Bestimmte Formen des Konzepts der temporären Migra­
tion sind in einigen Mitgliedstaaten bereits in der Vergangenheit 
gescheitert. Im Vertrauen auf die Kurzfristigkeit der Migration 
wurden Investitionen in Integrationsmaßnahmen unterlassen. 
Diese Versäumnisse konnten teilweise bis heute nicht wett­
gemacht werden. 

4.6 2007 legte die Europäische Kommission eine wichtige 
Mitteilung über „Zirkuläre Migration und Mobilitätspartnerschaf­
ten zwischen der Europäischen Union und Drittstaaten“ ( 6 ) vor, 
in der sie die Vorteile, aber auch die Besonderheiten dieses 
Konzepts, darlegte. Der EWSA leistete einen sachlichen Beitrag 
zu dieser Debatte mit einer Initiativstellungnahme ( 7 ), in der er 
festhielt, dass Mechanismen für die befristete Aufnahme eben­
falls nützlich sein können und die gegenwärtige Inflexibilität der 
Rechtsvorschriften in Europa ein großes Hemmnis für die zir­
kuläre Migration ist. 

4.7 Damit verbunden ist natürlich die Frage des Familien­
nachzugs, die umso relevanter wird, wenn sich die temporäre 
Migration auf mehrere Jahre erstreckt oder daraus eine dauer­
hafte Zuwanderung werden sollte. Daher sollte der Familien­
nachzug ähnlich wie in der sogenannten „Blue Card Richtlinie“ 
(Richtlinie 2009/50/EG) geregelt werden. 

4.8 Schließlich hebt der EWSA in vielen seiner Stellungnah­
men die wichtige Bedeutung der Integration hervor ( 8 ). 

4.9 Die EU und die einzelstaatlichen Behörden müssen bei 
der Förderung der Integrationspolitik zusammenarbeiten. Jüngst 
hat der EWSA betont ( 9 ), dass zu einer gemeinsamen Einwan­
derungspolitik auch die Integration als gegenseitiger gesellschaft­
licher Prozess der reziproken Anpassung zwischen Zuwanderern 
und Aufnahmegesellschaft gehört, der durch gute Verwaltungs- 
und Regierungspraktiken in der Europäischen Union, auf natio­
naler wie auf regionaler und lokaler Ebene unterstützt werden 
muss. In seiner Stellungnahme zum Thema „Integration und 
Sozialagenda“ ( 10 ) schlägt der EWSA vor, einen Prozess der 
durchgängigen Berücksichtigung (Mainstreaming) von Integrati­
onsfragen in den verschiedenen Politik-, Legislativ- und Finanz­
instrumenten der EU anzustrengen, um Integration, Gleichbe­
handlung und Diskriminierungsfreiheit zu fördern. 

4.10 Der vorliegende Richtlinienentwurf steht aber in einem 
Spannungsverhältnis zu diesen Integrationsbemühungen, da im 
Vertrauen auf den temporären Charakter Integrationsmaßnah­
men unterlassen werden könnten. 

4.11 Um unfairen Wettbewerb zu vermeiden, müssen die 
innerbetrieblich entsandten ArbeitnehmerInnen zumindest die 
gleichen Arbeitsbedingungen wie die Stammarbeitskräfte des 
Konzerns vorfinden. Das kann nicht nur das Mindestentgelt 
betreffen, sondern muss für alle Arbeitsrechtsnormen des Ziel­
landes gelten, es muss also flächendeckend das gesamte Arbeits­
recht des Aufnahmemitgliedstaates gelten. 

4.12 In Bezug auf die Rechte hielt der EWSA bereits in der 
Stellungnahme zum „Grünbuch über ein EU-Konzept zur Ver­
waltung der Wirtschaftsmigration“ ( 11 ) Folgendes fest: „Der Aus­
gangspunkt in dieser Debatte muss das Diskriminierungsverbot sein. 
Der Arbeitsmigrant muss unabhängig von der Dauer seiner Aufent­
halts- und Arbeitserlaubnis in wirtschaftlicher, arbeitsrechtlicher und 
sozialer Hinsicht die gleichen Rechte haben wie die übrigen Arbeit­
nehmer“. 

4.13 In der Stellungnahme zur „Single Permit-Richtlinie“ ( 12 ) 
hat der EWSA auf die Rolle hingewiesen, die die Sozialpartner 
bei der Förderung der Gleichbehandlung am Arbeitsplatz in den 
verschiedenen Bereichen (Unternehmens- und Sektorebene, ein­
zelstaatlich und europäisch) spielen. Auch die Europäischen Be­
triebsräte sind hier als wesentliche Akteure zu nennen, schließ­
lich soll es im vorliegenden Entwurf weitgehend um große 
Konzerne mit vielen Niederlassungen gehen. 

4.14 Besondere Bedeutung wird der Kontrolle der Einhaltung 
der Bestimmungen zukommen. Der EWSA hat in der Stellung­
nahme zu dem „Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Sanktionen gegen Personen, die 
Drittstaatsangehörige ohne legalen Aufenthalt beschäftigen“ ( 13 ) 
dargelegt, dass Kontrolle wegen der zu geringen personellen 
Ausstattung der Kontrollbehörden, der unklaren Zuständigkeits­
bereiche der einzelnen Behörden sowie der großen Zahl von 
Unternehmen, die überprüft werden sollen, keine leichte Auf­
gabe werden würde. Die Mitgliedstaaten müssen daher Sorge 
tragen, dass die Kontrollbehörden entsprechend ausgestattet 
werden, um ihren Aufgaben effektiv nachkommen zu können. 

4.15 Der Anwendungsbereich der Richtlinie ist unklar defi­
niert und zu weit gefasst: Insbesondere die Definition der Fach­
kräfte muss klar begrenzt werden, um zu verhindern, dass fak­
tisch alle ArbeitnehmerInnen eines Konzerns für bis zu drei 
Jahre in der Niederlassung des jeweiligen Mitgliedstaats arbeiten 
können. Auch die Definition der Trainees sollte hinterfragt wer­
den, sodass tatsächlich nur jene Personen als Trainees entsendet 
werden können, die auf ganz konkrete Führungsaufgaben vor­
bereitet werden sollen. Es sollte bei der Formulierung auf das 
GATS-Angebot der EU aus 2005 Bedacht genommen werden. 

4.16 Die Herausnahme bestimmter Sektoren aus dem An­
wendungsbereich der Richtlinie sollte dann erwogen werden, 
wenn dies sowohl von Arbeitgebern als auch Gewerkschaften 
des betroffenen Sektors einvernehmlich gefordert wird.
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4.17 Bei Entsendungen, die aus einem Mitgliedstaat in einen 
anderen durchgeführt werden, gibt es hinsichtlich der Zahlun­
gen des zustehenden Entgelts faktische Probleme. Die Bedenken, 
die regelmäßig bezüglich Lohndumping in Zusammenhang mit 
Entsendungen aus anderen Mitgliedstaaten (im Anwendungs­
bereich der Entsenderichtlinie) vorgebracht werden, haben 
auch im Anwendungsbereich dieses Vorschlags Gültigkeit. So 
wird insbesondere in der Stellungnahme des Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschusses bezüglich der Entsendung von 
Arbeitnehmern ( 14 ) betont, dass Defizite bei Kontrollmöglichkei­
ten Probleme mit sich bringen können. 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Die Definition einer Fachkraft ist verwirrend und geeig­
net, nahezu alle Arbeitsverhältnisse zu umfassen, da lediglich 
„branchenspezifische Fachkenntnisse“ gefordert werden. Diese 
Definition („Person, die über in der aufnehmenden Niederlas­
sung benötigte branchenspezifische Fachkenntnisse verfügt, wo­
bei auch zu berücksichtigen ist, ob die betreffende Person über 
ein hohes Ausbildungsniveau für Arbeiten oder Handelstätigkei­
ten verfügt, die ein besonderes Fachwissen erfordern“) ist viel 
weiter als die entsprechende Definition im EU-Verpflichtungsteil 
des GATS-Abkommens, da (in der deutschsprachigen Version) 
kein ungewöhnliches Wissen verlangt wird. Somit kann jeder 
Facharbeiter entsandt werden, womit die Gefahr des Lohndrucks 
stark ansteigt. 

5.2 Auch wenn konzerninterne Entsendungen derzeit haupt­
sächlich von großen multinationalen Unternehmen genutzt wer­
den, sollte ein Mindestanspruch an die aufnehmende Niederlas­
sung gestellt werden, um Missbrauchsfälle zu verhindern. So 
sollte sie jedenfalls eine gewisse Größe, insbesondere eine be­
stimmte Mitarbeiteranzahl aufweisen, um Missbräuche dahin­
gehend zu vermeiden, dass durch die konzerninterne Entsen­
dung Einpersonenunternehmen – bestehend aus der entsandten 
Fach-/Führungskraft - entstehen. 

5.3 Es sollte auch sichergestellt werden, dass (konzerneigene) 
Leiharbeitsunternehmen keine Dienstnehmer in Niederlassungen 
entsenden dürfen. 

5.4 Der Richtlinienvorschlag sieht vor, dass Mitgliedstaaten 
einen Antrag auf Zulassung einer konzerninternen Entsendung 
ablehnen, wenn gegen den Arbeitgeber oder die Niederlassung 
nach einzelstaatlichem Recht Sanktionen wegen nicht angemel­
deter Erwerbstätigkeit oder illegaler Beschäftigung verhängt wur­
den. Dies sollte auf Fälle der Unterschreitung des tariflichen 
Mindestentgeltes ausgeweitet werden. Im Sinne der Verhältnis­
mäßigkeit sollten Arbeitgeber nur temporär und nicht per­
manent, wie im Vorschlag vorgesehen, von der Antragstellung 
ausgeschlossen werden. Ebenso sollte nach der Schwere des 
Vergehens differenziert werden können. 

5.5 Die bloße Möglichkeit der Rückkehr in die Niederlassung 
im Entsendestaat ist ebenso nicht ausreichend: Vielmehr sollte 
zumindest ein über das Ende der Entsendung gültiges Vertrags­
verhältnis vorgesehen werden, um sicherzustellen, dass Arbeit­
nehmerInnen nicht lediglich zum Zweck der Entsendung einge­
stellt werden. 

5.6 Der Entwurf sieht nur die Einhaltung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften hinsichtlich des Gehaltes vor. In sensiblen 
Bereichen wie der Entsendung innerhalb des Konzerns sollte 

jedoch in die Richtlinie aufgenommen werden, dass die gesam­
ten arbeitsrechtlichen Bestimmungen (sowohl gesetzlicher als 
auch tarifvertraglicher Natur) des Ziellandes auch für konzern­
intern entsandte ArbeitnehmerInnen gelten und sich die entsen­
dende Einrichtung bzw. die aufnehmende Niederlassung vor 
Beginn der Entsendung dazu verpflichten, diese Bestimmungen 
einzuhalten. Entscheidend ist, dass prekäre Arbeitsverhältnisse 
sowie Unterschiede zur Stammbelegschaft vermieden werden. 

5.7 Die Regelung des Art. 16 hat de facto zur Folge, dass ein 
Mitgliedstaat die Kompetenz erhält, Aufenthalts- und Arbeits­
erlaubnisse auch für das Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten 
zu erteilen. Die Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten haben 
jedoch nicht die Kompetenz, entsprechende Erlaubnisse und 
Genehmigungen auszustellen. Auch die EU kann diese Kom­
petenz nicht übertragen, da die EU selbst nicht über eine Kom­
petenz verfügt, Aufenthalts- oder Arbeitserlaubnisse für einzelne 
Mitgliedstaaten zu erteilen. Zudem ist keine Möglichkeit für den 
zweiten Mitgliedstaat vorgesehen, die im ersten Mitgliedstaat 
gemeinsam mit der Aufenthaltsbewilligung erfolgte Arbeits­
erlaubnis in irgendeiner Weise zu überprüfen. Es muss daher 
klargestellt werden, dass eine Bewilligung ausschließlich für je­
nen Mitgliedstaat gelten kann, der diese auch ausgestellt hat. 

5.8 Derzeit ist auch ungeklärt, welches System bei Weiter­
entsendung in einen zweiten Mitgliedstaat gilt, da es sich dann 
um eine Entsendung von einem Mitgliedstaat in einen anderen 
handelt. In jedem Fall wird es notwendig sein, besondere Ver­
fahren zur Verwaltungszusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten vorzusehen. 

5.9 Der Vorschlag sieht die Einführung von vereinfachten 
Verfahren vor. Es ist unklar, worin die Erleichterungen für das 
Verfahren konkret bestehen sollen. Eine „Fast track procedure“ 
darf daher nicht zulasten der Prüfgenauigkeit gehen. Es sollte 
auf alle Fälle gewährleistet bleiben, dass die Behörden jeden 
Einzelfall insbesondere im Hinblick auf die Lohnzahlung genau 
und zügig prüfen können. 

5.10 Entsendungen sollen für eine Gesamtdauer von bis zu 
drei Jahren möglich sein. Bei einer solchen Dauer der Entsen­
dungen kann nicht mehr von konzernintern notwendigen kurz­
fristigen Beschäftigungen gesprochen werden. Die entsandten 
ArbeitnehmerInnen sollen normal in den Betrieb im Zielstaat 
eingegliedert werden. Daher muss auf jeden Fall das gesamte 
Spektrum des Arbeits- und Sozialrechts des Zielstaates gelten. 

5.11 Entsendungen von drei Jahren übersteigen in vielen 
Branchen die übliche Dauer von Dienstverhältnissen. Für Ar­
beitsmigration von hochqualifizierten ArbeitnehmerInnen wurde 
jedoch bereits die Rahmenrichtlinie 2009/50/EG (Blue Card 
Richtlinie) verabschiedet. 

5.12 Auch Mindestlöhne können Lohndumping nicht in je­
dem Fall verhindern. Denn bei einer „Weiterentsendung“ in ei­
nen zweiten Mitgliedstaat sieht der Entwurf vor, dass die im 
Staat der Zulassung maßgeblichen Bedingungen angewandt wer­
den. Bei Weiterentsendungen würde dies dazu führen, dass nicht 
die möglicherweise höheren Mindestlöhne des jeweiligen Ar­
beitslandes, sondern die Mindestlöhne des Staates der Zulassung 
gelten würden. Es muss daher auf jeden Fall klargestellt werden,
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dass die jeweiligen Mindestlöhne des Staates, in dem die tatsäch­
liche Arbeitsleistung erbracht wird, bezahlt werden müssen. 
Hierbei sind sowohl die Geltung sämtlicher tarifvertraglicher 
Regelungen als auch das Prinzip der Gleichbehandlung sicher­
zustellen. 

5.13 Der hier behandelte Richtlinienentwurf sieht keine Kla­
gemöglichkeiten der entsandten Beschäftigten gegen ihren Ar­
beitgeber vor Gerichten innerhalb der Europäischen Union vor. 
Der Gerichtsstand bei aus Drittländern entsandten Beschäftigten, 
zum Beispiel wegen Lohnzahlungen in Höhe des Tarifes des 
Zielstaates, wäre in der Regel im Entsendestaat, nicht im jewei­
ligen Mitgliedstaat. Dies würde bei der Verfolgung berechtigter 

Ansprüche der konzernintern entsandten ArbeitnehmerInnen zu 
inakzeptablen Erschwernissen für den Kläger führen. Zugang 
zum Recht gehört aber zu den Grundprinzipien einer demokra­
tischen Gesellschaft und muss daher im Zielstaat der Entsen­
dung gegeben sein. 

5.14 Der EWSA fordert das Europäische Parlament und den 
Rat auf, darauf hinzuarbeiten, die angeführten Defizite in diesem 
Richtlinienvorschlag im weiteren Gesetzgebungsprozess zu be­
seitigen, um zu gewährleisten, dass dieser tatsächlich einen po­
sitiven Beitrag dazu leisten kann, notwendigen konzerninternen 
Transfers von Know-How in die EU zu erleichtern. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verwendung von 
Fluggastdatensätzen zu Zwecken der Verhütung, Aufdeckung, Aufklärung und strafrechtlichen 

Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer Kriminalität“ 

KOM(2011) 32 endg. — 2011/0023 COD 

(2011/C 218/20) 

Hauptberichterstatter: José Isaías RODRÍGUEZ GARCÍA-CARO 

Der Rat beschloss am 2. März 2011, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 304 
AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Verwendung von Fluggastdaten­
sätzen zu Zwecken der Verhütung, Aufdeckung, Aufklärung und strafrechtlichen Verfolgung von terroristischen Straf­
taten und schwerer Kriminalität“ 

KOM(2011) 32 endg. – 2011/0023 (COD). 

Das Präsidium beauftragte die Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft am 14. März 
2011 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten bestellte der Ausschuss auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 
2011 (Sitzung vom 5. Mai) José Isaías RODRÍGUEZ GARCÍA-CARO zum Hauptberichterstatter und verabschie­
dete mit 80 gegen 2 Stimmen bei 7 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt - mit den in dieser Stellungnahme geäußerten Vorbehalten 
- den Richtlinienvorschlag und bringt seine Besorgnis zum Aus­
druck, dass das ständige Gegeneinanderabwägen von Sicherheit 
und Freiheit oder, genauer gesagt, zwischen einer Erhöhung der 
Sicherheit und einer Schmälerung der Rechte der Bürger beim 
Schutz personenbezogener Daten keinesfalls den allgemeinen 
Grundsätzen zuwiderlaufen darf, die sich aus den Grundrechten 
der Menschen ergeben. 

1.2 Der EWSA stimmt diesbezüglich grundsätzlich mit dem 
Standpunkt überein, den der Europäische Datenschutzbeauf­
tragte, die Artikel-29-Datenschutzgruppe, die Agentur für 
Grundrechte und das Europäische Parlament zum Ausdruck 
gebracht haben. Der Ausschuss vertritt überdies die Ansicht, 
dass die Notwendigkeit einer generellen und wahllosen Verwen­
dung der Daten aller Fluggäste von internationalen Flügen in 
dem Vorschlag nicht ausreichend begründet wird, und hält da­
her die geplante Rechtsvorschrift für unverhältnismäßig. 

1.3 Der EWSA schließt sich insbesondere dem vom Europäi­
schen Datenschutzbeauftragten in dessen letzter Stellungnahme 
zu diesem Vorschlag vorgebrachten Einwand an, dass Fluggast­
daten (PNR-Daten) nicht systematisch und wahllos verwendet 
werden dürfen, sondern nur auf Einzelfallbasis. 

1.4 Nach Ansicht des EWSA ist die Option einer einzigen 
PNR-Zentralstelle für die Fluggesellschaften und die Mitgliedstaa­
ten selbst möglicherweise kostengünstiger als die im Vorschlag 
vorgesehene dezentrale Option von PNR-Stellen in den einzel­
nen Mitgliedstaaten und würde auch eine bessere Überwachung 
und Kontrolle in den PNR enthaltener personenbezogener Da­

ten ermöglichen, da die wiederholte Übermittlung der gleichen 
Daten vermieden werden könnte. 

2. Einführung in den Richtlinienvorschlag 

2.1 Der Vorschlag für eine Richtlinie regelt die Übermittlung 
von Fluggastdatensätzen (Passenger Name Records, PNR) durch 
Fluggesellschaften für Fluggäste auf internationalen Flügen, die 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ankommen und von dort 
abgehen, sowie die Verarbeitung und den Austausch dieser Da­
ten zwischen den Mitgliedstaaten untereinander und mit Dritt­
ländern. Angestrebt wird eine Harmonisierung der Datenschutz­
vorschriften der Mitgliedstaaten, um PNR-Daten zur Bekämp­
fung von Terrorismus ( 1 ) und schwerer Kriminalität ( 2 ) gemäß 
den entsprechenden Definitionen in den EU-Rechtsvorschriften 
verwenden zu können. 

2.2 Der Vorschlag umfasst die Festlegung der Arten der Ver­
wendung von PNR-Daten durch die Mitgliedstaaten, die Daten­
elemente, die erfasst werden sollen, die Zwecke, für die die 
Daten verwendet werden dürfen, den Austausch der Daten zwi­
schen den PNR-Stellen der Mitgliedstaaten und die dafür erfor­
derlichen technischen Voraussetzungen. Dafür fiel die Entschei­
dung zugunsten eines dezentralen Systems zur Erfassung und 
Verarbeitung von PNR-Daten durch die einzelnen Mitgliedstaa­
ten. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss ist als 
legitimer Vertreter der organisierten Zivilgesellschaft der geeig­
nete Partner, um deren Standpunkt zum Ausdruck zu bringen. 
Er begrüßt es daher, dass der Rat ihn in fakultativer Befassung 
zu diesem Vorschlag konsultiert.
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3.2 Der Richtlinienvorschlag, zu dem der Ausschuss konsul­
tiert wird, kann als Vorabharmonisierung der diesbezüglichen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften angesehen werden, da es 
in den meisten Mitgliedstaaten keine spezifischen Rechtsvor­
schriften über die Verwendung von PNR-Daten für die in dem 
Vorschlag genannten Zwecke gibt. In diesem Sinne hält es der 
Ausschuss für richtig, einen gemeinsamen Rechtsrahmen zu 
schaffen, an den die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten an­
zupassen sind, damit die Bürger in der gesamten EU die glei­
chen Garantien und die gleiche Sicherheit in puncto Daten­
schutz besitzen. 

3.3 Gemäß den im Vorschlag enthaltenen Bestimmungen 
handelt es sich um eine Rechtsvorschrift, die die Verarbeitung 
und Auswertung eines breiten Spektrums von Daten von Mil­
lionen von Bürgern ermöglicht, die die in der Richtlinie erfass­
ten Straftaten weder jemals begangen haben noch je begehen 
werden. Es sollen also Daten ganz normaler Bürger für die 
Erkennung von Profilen gefährlicher Verbrecher verwendet wer­
den. Nach Ansicht des Ausschusses geht es hier um das Span­
nungsfeld zwischen Sicherheit und Freiheit oder genauer darum, 
die Sicherheit zu erhöhen, ohne die Rechte der Bürger beim 
Schutz personenbezogener Daten zu beeinträchtigen. 

3.4 Aufgrund der langwierigen Erörterung des Vorschlags 
war es möglich, mehrfach verschiedenste fachliche Stellungnah­
men von wichtigen Akteuren auf diesem Gebiet einzuholen. Seit 
dem Jahr 2007, in dem die Kommission den Vorschlag für 
einen Rahmenbeschluss des Rates über die Verwendung von 
Fluggastdatensätzen annahm, der den Vorläufer für den Richt­
linienvorschlag bildet, haben sich dazu geäußert: der Europäi­
sche Datenschutzbeauftragte ( 3 ), der im März dieses Jahres zu­
dem eine Stellungnahme zu diesem neuen Vorschlag vorlegte, 
die Artikel-29-Datenschutzgruppe, die im April dieses Jahres 
ebenfalls Stellung bezog ( 4 ), die Agentur für Grundrechte und 
das Europäische Parlament, das in Bezug auf den Vorschlag von 
2007 eine entsprechende Entschließung ( 5 ) verabschiedet hatte 
und das gemäß dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union am Rechtsetzungsprozess für den neuen Vorschlag 
beteiligt ist. 

3.5 Der EWSA stimmt grundsätzlich mit dem Standpunkt 
dieser sachkundigen Akteure überein. Der Ausschuss vertritt 
zudem die Ansicht, dass die Notwendigkeit einer generellen 
und wahllosen Verwendung der Daten aller Fluggäste von in­
ternationalen Flügen in dem Vorschlag nicht ausreichend be­
gründet wird, und hält daher die geplante Rechtsvorschrift für 
unverhältnismäßig. Dies gilt umso mehr, als in der Begründung 
und im Inhalt des Vorschlag eingeräumt wird, dass „[…] keine 
detaillierten Statistiken dazu vor[liegen], inwieweit solche Daten dazu 
beitragen, schwere Kriminalität oder Terrorismus zu verhüten, aufzude­
cken, aufzuklären oder strafrechtlich zu verfolgen“ ( 6 ). Der EWSA 
schließt sich aus diesem Grund insbesondere dem vom Euro­
päischen Datenschutzbeauftragten vorgebrachten Einwand an, 
dass Fluggastdaten nicht systematisch und wahllos verwendet 
werden dürfen, sondern nur auf Einzelfallbasis. 

3.6 Im Einklang mit den bisherigen Darlegungen und den 
früheren Stellungnahmen des EWSA muss an dieser Stelle die 
Empfehlung bekräftigt und wieder aufgegriffen werden, die in 
der Stellungnahme zu der Mitteilung der Kommission an das 

Europäische Parlament und den Rat „Ein Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts im Dienste der Bürger“ ( 7 ) enthalten 
ist: „Sicherheitspolitische Maßnahmen dürfen nicht die Grundwerte 
(Menschenrechte und Grundfreiheiten) sowie die in der gesamten 
Union geltenden demokratischen Prinzipien (Rechtsstaatlichkeit) beein­
trächtigen. Die persönliche Freiheit darf nicht hinter das Ziel der 
Sicherheit von Gesellschaft und Staat zurücktreten. In einigen Politik­
vorschlägen wird derselbe Fehler begangen wie bereits in früheren 
Zeiten, nämlich die Freiheit zu opfern, um die Sicherheit zu verbes­
sern.“ 

3.7 Auf jeden Fall muss die Rechtsvorschrift, die letztendlich 
im Rechtsetzungsverfahren erlassen wird, ein Höchstmaß an 
Vertraulichkeit und Schutz der in den PNR enthaltenen per­
sonenbezogenen Daten garantieren, wobei die Grundsätze des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates über den Schutz per­
sonenbezogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und 
justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet wer­
den ( 8 ), und der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Da­
tenverkehr ( 9 ) zu beachten sind. Die für Ausnahmefälle vorgese­
henen Bestimmungen dürfen in keinem Fall den allgemeinen 
Grundsätzen zuwiderlaufen, die sich aus den Grundrechten 
der Menschen ergeben. 

3.8 Dessen ungeachtet und ausgehend davon, dass der Richt­
linienvorschlag eine sicherlich außerordentliche Verwendung 
personenbezogener Daten vorsieht, vertritt der EWSA die An­
sicht, dass die schwerwiegendsten Ausnahmebestimmungen in 
Artikel 6 und 7 des Vorschlags unbedingt auf einen Mindest­
maß beschränkt werden müssen, um ihren Missbrauch zu ver­
hindern, wobei jede Anfrage von Daten über die allgemeinen 
Regeln der Artikel 4 und 5 hinaus stets begründet werden muss. 

3.9 Um sicherzustellen, dass die Daten ausschließlich für die 
im Richtlinienvorschlag vorgesehenen Zwecke verwendet wer­
den, und damit jederzeit ermittelt werden kann, wer auf die 
PNR-Datenbanken oder auf bereits verarbeitete Daten zugreift, 
sollte im Richtlinienvorschlag eine Pflicht zur Einführung eines 
Rückverfolgbarkeitssystems vorgesehen werden, mit dem fest­
gestellt werden kann, welcher Mitarbeiter bzw. welche Behörde 
auf die Daten zugegriffen hat und wie diese dabei verarbeitet 
bzw. verwendet wurden. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Zu Artikel 3 

In einer globalisierten Welt ist Erwägungsgrund (18) nicht nach­
vollziehbar, es sei denn, er wird im Rahmen der Begründung für 
die in Artikel 3 gewählte Option gesehen (Entscheidung für ein 
dezentrales Modell). Nach Auffassung des Ausschusses könnte 
dieses Modell zu höheren Kosten für die Fluggesellschaften füh­
ren, da diese die Daten an die PNR-Stellen aller Staaten über­
mitteln müssen, in denen der jeweilige internationale Flug zwi­
schenlandet. Überdies ist es dabei möglich, dass personenbezo­
gene Daten von mehreren Stellen mehrfach verarbeitet und 
übertragen werden. Das System steht offensichtlich nicht im 
Einklang mit den Kriterien der Wirksamkeit und Effizienz, die 
von allen angestrebt werden sollten.
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4.2 Zu Artikel 4 Absatz 1 

Der EWSA schlägt vor, am Ende von Absatz 1 dieses Artikels 
folgenden Passus hinzuzufügen: „… und wird dies der Fluggesell­
schaft mitgeteilt, damit sie diese Daten nicht mehr übermittelt“. Nach 
Ansicht des Ausschusses sollten nämlich bei Feststellen einer 
Unregelmäßigkeit sofort Abhilfemaßnahmen angeordnet wer­
den. 

4.3 Zu Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 5 Absatz 4 

Nach Ansicht des Ausschusses besteht zwischen diesen beiden 
Bestimmungen ein Widerspruch in der Formulierung. Gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 übermittelt die PNR-Stelle eines Mitglied­
staats die verarbeiteten Daten an die jeweilige zuständige Be­
hörde auf Einzelfallbasis. Dagegen ist in Artikel 5 Absatz 4 
vorgesehen, dass die PNR-Daten von Fluggästen und die Ergeb­
nisse ihrer Verarbeitung, die die zuständige Behörde von der 
PNR-Stelle erhalten hat, von der Behörde weiterverarbeitet wer­
den dürfen. Nach Auffassung des Ausschusses sollte dieser of­
fensichtliche Widerspruch beseitigt oder entsprechend klar­
gestellt werden, sodass die Bestimmung keinen Auslegungsspiel­
raum mehr bietet. 

4.4 Zu Artikel 6 Absatz 1 

In Übereinstimmung mit der Bemerkung in Ziffer 4.1 ist der 
Ausschuss der Auffassung, dass das System zur Übermittlung 
der Daten an verschiedene PNR-Zentralstellen für die Fluggesell­
schaften zu einem größeren Verwaltungsaufwand (der ja gerade 
verringert werden soll) und zu höheren Betriebskosten führt, 
was sich letztendlich über die Flugpreise auf die Verbraucher 
auswirken könnte. 

4.5 Zu Artikel 6 Absatz 2 

Im Hinblick auf die Sicherheit und den Schutz der personenbe­
zogenen Daten der Bürger ist der EWSA der Ansicht, dass die 
Übertragung „auf jede sonstige geeignete Weise“ bei technischen 
Störungen der elektronischen Übertragung keine angemessene 
Lösung ist. Der Ausschuss dringt deshalb auf eine Konkretisie­
rung der einsetzbaren Übertragungsmittel. 

4.6 Zu Artikel 6 Absatz 3 

Nach Ansicht des Ausschusses könnte der Beginn dieses Absat­
zes wirksamer formuliert werden, wenn das Wort „können“ ge­
strichen wird, um die Anwendung dieses Artikels nicht dem 
freien Ermessen der einzelnen Mitgliedstaaten zu überlassen. 
Der Beginn dieses Absatzes sollte daher wie folgt umformuliert 
werden: „Die Mitgliedstaaten gestatten den Fluggesellschaften, …“. 

4.7 Zu Artikel 6 Absatz 4 und Artikel 7 

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass Artikel 6 Absatz 4 sowie 
der gesamte Artikel 7 eine ganze Reihe von immer schwerwie­
genderen Ausnahmebestimmungen enthalten, die die in 
Artikel 4 Absatz 4 vorgesehene Einzelfallbasis für die Daten­
übermittlung aushebeln und damit die Datenübermittlung fast 
als Regelfall einführen, bei der alle das Recht haben, PNR-Daten 
zu übermitteln und zu erhalten. Artikel 7 enthält ein ganzes 
Kompendium von Ausnahmebestimmungen. 

4.8 Zu Artikel 8 

Um die schwerwiegendste Ausnahme zu vermeiden, nämlich die 
Weitergabe von Daten an Drittländer, die sie ihrerseits an an­
dere Drittländer weiterleiten können, sollte dieser Artikel dahin­
gehend eingeschränkt werden, dass diese Weitergabe an Dritt­
staaten erst dann erfolgen darf, wenn die Daten durch die PNR- 
Stelle oder zuständige Behörde des Mitgliedstaats, der sie wei­
tergeben möchte, verarbeitet wurden, wobei die Weitergabe auf 
Einzelfallbasis erfolgen muss. 

4.9 Zu Artikel 11 Absatz 3 

Aus dem gleichen Grund wie bei Artikel 4 Absatz 1 schlägt der 
Ausschuss vor, am Ende des Absatzes folgenden Passus hin­
zuzufügen: „…, wobei dies der Fluggesellschaft mitgeteilt werden 
muss, damit sie diese Daten nicht mehr übermittelt“. 

4.10 Zu Artikel 11 Absatz 4 

Das vom Ausschuss in Ziffer 3.9 dieser Stellungnahme vor­
geschlagene Rückverfolgbarkeitssystem, mit dem jederzeit pro­
tokolliert werden kann, wer auf die Daten zugreift, würde gut in 
diesen Artikel passen. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates im Hinblick auf Vertragsbeziehungen im Sektor Milch und 

Milcherzeugnisse“ 

KOM(2010) 728 endg. — 2010/0362 (COD) 

(2011/C 218/21) 

Berichterstatterin: Dilyana SLAVOVA 

Der Rat beschloss am 22. Dezember 2010, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß 
Artikel 42 und Artikel 43 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates im Hinblick auf Vertragsbeziehungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse“ 

KOM(2010) 728 final — 2010/0362 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
150 gegen 3 Stimmen bei 13 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss stellt 
fest, dass die Milchwirtschaft und insbesondere die Erzeuger 
durch die Krise der Jahre 2007-2009 stark unter Druck geraten 
sind. 

1.2 Der EWSA weist auf Ungleichgewichte in der Versor­
gungskette hin, vor allem zwischen dem Einzelhandel auf der 
einen und den Landwirten und Verarbeitungsbetrieben auf der 
anderen Seite, die eine gerechtere Verteilung des erwirtschafteten 
Mehrwerts der Produkte an die Milcherzeuger verhindern. Der 
EWSA legt der Kommission Maßnahmen nahe, durch die die 
Transparenz in der gesamten milchwirtschaftlichen Versor­
gungskette (Erzeuger – Verarbeiter – Vertriebsunternehmen – 
Einzelhandel) gewährleistet wird. 

1.3 Der EWSA begrüßt es, dass die Kommission die Emp­
fehlungen der hochrangigen Expertengruppe (HLG) „Milch“ auf­
greift und rasch auf die Probleme der Milchwirtschaft eingeht. 

1.4 Der EWSA ist überzeugt, dass eine möglichst effiziente 
Versorgungskette für Milcherzeugnisse im Interesse aller Betei­
ligten ist, und betont, dass eine faire Verteilung des Mehrwerts 
über die gesamte Kette – und vor allem die Stärkung der Ver­
handlungsposition der Erzeuger – insgesamt zur Steigerung ih­
rer Effizienz, Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit beitragen 
wird. 

1.5 Der EWSA ist der Ansicht, dass alle vier Elemente (Ver­
tragsbeziehungen, Verhandlungsmacht der Erzeuger, Berufs- 
/Branchenverbände und Transparenz) eng miteinander verknüpft 
und voneinander abhängig sind. Daher sollten sie gemeinsam 
behandelt werden. 

1.6 Der EWSA ist sich der Tatsache bewusst, dass die Milch­
erzeugung in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich 
strukturiert sein kann, und stimmt daher zu, dass Verträge 
weiterhin freiwillig abgeschlossen werden sollten. Es sollte den 

Mitgliedstaaten jedoch grundsätzlich gestattet sein, Verträge die­
ser Art auf ihrem Hoheitsgebiet vorzuschreiben, wobei das ord­
nungsgemäße Funktionieren des Binnenmarktes gewährleistet 
bleiben muss. Dabei ist unbedingt hervorzuheben, dass sich 
der Vorschlag nicht auf Genossenschaften bezieht, und es ist 
auf Verfahren, die sich in einigen Mitgliedstaaten bewährt ha­
ben, hinzuweisen. 

1.7 Der EWSA stimmt zu, dass diese Verträge mindestens 
folgende, zwischen den Vertragsparteien frei auszuhandelnde 
vier Kernaspekte enthalten sollten: (1) zu zahlender Preis/Preis­
formel bei Lieferung, (2) Liefermengen, (3) Lieferfristen im Laufe 
des Wirtschaftsjahres und (4) die Vertragsdauer. 

1.8 Der EWSA regt die Gründung von Erzeugervereinigun­
gen und Branchenverbänden an, insbesondere in einigen der 
neuen Mitgliedstaaten, in denen die Milchwirtschaft breit gefä­
chert ist und nur eine sehr begrenzte Verhandlungsmacht hat. 
Der Ausschuss ist sich des Mehrwerts bewusst, den Verbände 
der Obst- und Gemüsebranche zur Stärkung der brancheninter­
nen Beziehungen zwischen den verschiedenen Akteuren erbrin­
gen, da sie das Wissen über die Erzeugung und die Märkte 
sowie die Transparenz in diesen Bereichen verbessern können; 
zudem ist er der Ansicht, dass vergleichbare Entwicklungen die 
Funktionsweise der Milchversorgungskette insgesamt verbessern 
könnten. 

1.9 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Anwendung der 
EU-Wettbewerbsregeln in der Milchwirtschaft geklärt und wei­
terentwickelt werden muss, um den Primärerzeugerorganisatio­
nen eine bessere Verhandlungsposition zu ermöglichen. 

1.10 Der EWSA betont, dass durch mehr Transparenz das 
Funktionieren der Milchversorgungskette zum Nutzen aller Be­
teiligten verbessert werden kann, und begrüßt die entsprechen­
den Empfehlungen der HLG „Milch“ an die Kommission, durch 
die sicherzustellen ist, dass Transparenz nicht zu Wettbewerbs­
verzerrungen im Binnenmarkt führt.
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1.11 Der EWSA begrüßt die von der Kommission geleistete 
Arbeit, weist aber darauf hin, dass sich durch den Vorschlag 
nicht sämtliche Probleme der Milchwirtschaft lösen lassen. 

2. Einführung 

2.1 Die Milcherzeugung in der EU ist nicht nur in wirtschaft­
licher Hinsicht aufgrund ihres Umsatzes und der hohen Beschäf­
tigtenzahl, sondern auch unter Landnutzungs- und Umwelt­
schutzgesichtspunkten von erheblicher Bedeutung. Zudem ist 
sie mancherorts, vor allem in bergigen und strukturschwachen 
Gebieten, eine der wenigen Produktionsformen, die weiterent­
wickelt und aufrechterhalten werden können. 

2.2 Die Milchwirtschaft spielt aufgrund ihres Beitrags zu ei­
ner gesunden, verantwortungsbewussten und sicheren Ernäh­
rung sowie aufgrund ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für die 
Entwicklung des ländlichen Raumes und den Schutz der Um­
welt eine wesentliche Rolle für die Lebensqualität in Europa. 

2.3 Der Sektor Milch und Milcherzeugnisse ist von Land zu 
Land anders. Die Erzeugungs- und Verarbeitungsstrukturen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten unterscheiden sich stark: Auf der 
einen Seite steht die vorwiegend genossenschaftliche Organisa­
tionsform, bei der die Genossenschaften die Milch zugleich ver­
arbeiten, auf der anderen eine große Anzahl Einzelerzeuger so­
wie privater Verarbeitungsbetriebe. Mit Blick auf 2015 wird es 
selbst für Erzeuger, die in ein Umfeld mit sehr hohem Organi­
sationsgrad einbettet sind, notwendig werden, sich in angemes­
sener Weise auf die nach Abschaffung der Quoten entstehende 
neue Marktsituation vorzubereiten. In diesem Zusammenhang 
ist hervorzuheben, dass sich die Akteure dieser Branche auf 
völlig neue Umstände und neue Verpflichtungen einstellen müs­
sen, wenn die Behörden (auf EU- und nationaler Ebene) sich 
von der Steuerung der Erzeugung zurückziehen. Unter diesen 
Umständen benötigen Erzeuger die Gewissheit, einen fairen 
Preis auf dem Markt erzielen zu können. 

3. Hintergrund 

3.1 Angesichts der schwierigen Marktlage wurde im Oktober 
2009 eine hochrangige Expertengruppe (HLG) „Milch“ einge­
setzt, um mittel- und langfristige Regelungen für die Milchwirt­
schaft zu erörtern, einen Rechtsrahmen zu erarbeiten und dazu 
beizutragen, den Markt und die Erlöse der Erzeuger zu stabili­
sieren. 

3.2 Bedeutende europäische Interessengruppen der Milchver­
sorgungskette, die Landwirte, milchverarbeitende Betriebe, 
Milchhändler, den Einzelhandel und Verbraucher vertreten, lie­
ferten mündliche und schriftliche Beiträge zu den Arbeiten der 
HLG. Überdies erhielt die HLG Beiträge von eingeladenen Wis­
senschaftlern, Drittstaatenvertretern, nationalen Wettbewerbs­
behörden und der Europäischen Kommission. 

3.3 Darüber hinaus fand am 26. März 2010 eine Konferenz 
der Interessenvertreter der Milchbranche statt, auf der eine grö­
ßere Gruppe an der Versorgungskette beteiligter Akteure ihre 
Sicht der Dinge darlegen konnte. Am 15. Juni 2010 legte die 
HLG ihren Bericht vor, der eine Analyse der aktuellen Lage der 
Milchwirtschaft und eine Reihe von Empfehlungen enthält. 

3.4 Die HLG ermittelte große Ungleichgewichte in der Ver­
sorgungskette für Milcherzeugnisse (Erzeuger – Verarbeiter – 
Vertriebsunternehmen – Einzelhandel) und eine ungleiche 

Verteilung des erwirtschafteten Mehrwerts. Dies ist die Folge 
von mangelnder Transparenz, verkrusteten Strukturen und Pro­
blemen bei der Preisweitergabe in der Milchversorgungskette. 

3.5 Der Bericht und die Empfehlungen der HLG wurden vom 
Rat behandelt, und die Schlussfolgerungen des Vorsitzes wurden 
auf der Tagung am 27. September 2010 angenommen. In ihnen 
wird die Kommission aufgefordert, bis Ende des Jahres ihre 
Reaktion auf die ersten vier Empfehlungen der HLG (Vertrags­
beziehungen, Verhandlungsmacht der Milcherzeuger, Branchen­
verbände und Transparenz) zu übermitteln. 

3.6 In dem aktuellen Kommissionsvorschlag wird bei allen 
vier Elementen der Empfehlungen (Vertragsbeziehungen, Ver­
handlungsmacht der Milcherzeuger, Branchenverbände und 
Transparenz) darauf hingewiesen, dass die diesbezüglichen Be­
stimmungen geändert werden müssen. 

3.7 Was die Beziehungen zwischen Milcherzeugern und Mol­
kereibetrieben betrifft, so ist das Ausmaß der Konzentration auf 
der Seite des Angebots oft viel niedriger als im Bereich der 
Verarbeitung. Daraus ergibt sich ein Ungleichgewicht der Ver­
handlungsmacht dieser beiden Ebenen. In dem Vorschlag sind 
fakultative schriftliche Verträge vorgesehen, die vor den Roh­
milchlieferungen eines Landwirts an eine Molkerei aufgesetzt 
werden und wesentliche Aspekte wie Preis, Lieferzeitpunkt 
und Liefermengen sowie Vertragsdauer enthalten sollen. Mit­
gliedstaaten ist es möglich, derlei Verträge in ihrem Hoheits­
gebiet vorzuschreiben. Aufgrund ihrer betrieblichen Besonder­
heiten sind Genossenschaften von Pflichtverträgen ausgenom­
men, sofern in ihren Satzungen ähnliche Bestimmungen enthal­
ten sind. 

3.8 Um ausgewogenere Verhandlungspositionen in der 
Milchversorgungskette zu erreichen, wird vorgeschlagen, Land­
wirten die kollektive Aushandlung von Verträgen dieser Art 
über Erzeugerorganisationen zu ermöglichen. In dem Vorschlag 
werden angemessene Höchstmengen für diese Verhandlungen 
festgesetzt mit dem Ziel, die Landwirte auf eine Stufe mit den 
führenden Molkereien zu stellen und zugleich einen adäquaten 
Wettbewerb bei der Lieferung von Rohmilch aufrechtzuerhalten. 
Die Grenzwerte sind auf 3,5 % der EU-Gesamtproduktion und 
33 % der nationalen Produktion festgelegt worden, wobei ins­
besondere kleine und mittlere Unternehmen durch spezielle 
Garantien vor ernsthaften Beeinträchtigungen geschützt werden 
sollen. Solche Erzeugerorganisationen sollen deshalb ebenfalls 
gemäß Artikel 122 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aner­
kannt werden können. Die Kommission soll gemäß Artikel 290 
AEUV befugt sein, im Hinblick auf die Bedingungen, unter de­
nen Zusammenschlüsse von Erzeugerorganisationen anerkannt 
werden können, delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

3.9 In dem Vorschlag werden darüber hinaus spezielle Re­
gelungen der EU für Branchenverbände festgelegt, mit denen alle 
Bereiche der Milchversorgungskette abgedeckt werden. Bran­
chenverbände können eine wichtige Rolle bei Forschung und 
Qualitätssteigerung sowie bei der Förderung und Verbreitung 
bewährter Produktions- und Verarbeitungsverfahren spielen. 

3.10 Es wird vorgeschlagen, die Regelungen für die bestehen­
den Branchenverbände in der Obst- und Gemüsewirtschaft ent­
sprechend angepasst auf die Milchwirtschaft anzuwenden.
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3.11 Die Branchenverbände würden z.B. durch die Veröffent­
lichung von Statistiken über Preise, Mengen und die Vertrags­
dauer von Rohmilchlieferverträgen und durch Analysen mögli­
cher künftiger Marktentwicklungen auf regionaler und nationa­
ler Ebene dazu beitragen, dass der Wissensstand steigt und dass 
Markt und Erzeugung transparenter werden. 

3.12 Dem Vorschlag zufolge wird die Kommission befugt 
sein, delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 290 AEUV zu erlas­
sen, um bestimmte, nicht wesentliche Elemente der in dieser 
Verordnung genannten Maßnahmen zu ergänzen oder zu än­
dern. Die Vorschriften, für die diese Befugnis ausgeübt werden 
darf, sowie die für diese Übertragung geltenden Bedingungen 
sind festzulegen. 

3.13 Um die einheitliche Anwendung der in dieser Verord­
nung festgelegten Maßnahmen in allen Mitgliedstaaten zu ge­
währleisten, soll die Kommission zum Erlass von Durchfüh­
rungsrechtsakten gemäß Artikel 291 AEUV befugt sein. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 Durch den Vorschlag soll die Position der Milcherzeuger 
in der Milchversorgungskette gestärkt und auf eine marktorien­
tiertere und nachhaltigere Milchwirtschaft hingewirkt werden. 

4.2 In dem Vorschlag vorgesehen sind schriftliche Verein­
barungen zwischen Milcherzeugern und -verarbeitern sowie 
die Möglichkeit, zur Stärkung der Verhandlungsposition der 
Milcherzeuger gegenüber den großen Milchverarbeitern die Ver­
tragsbedingungen kollektiv über Erzeugerorganisationen aus­
zuhandeln, ferner spezielle EU-Regelungen für Branchenver­
bände und Maßnahmen zur Steigerung der Transparenz des 
Marktes. Die Maßnahmen sollen bis 2020 gelten, mit zwei 
Zwischenüberprüfungen in diesem Zeitraum. Durch die Fest­
legung angemessener Höchstmengen für kollektive Verhandlun­
gen und anderer Schutzmaßnahmen soll die angestrebte Stär­
kung der Verhandlungsmacht der Milcherzeuger bei gleichzeiti­
ger Wahrung des Wettbewerbs und der Interessen kleiner und 
mittlerer Unternehmen gewährleistet werden. 

4.3 Jeder Mitgliedstaat kann selbst darüber entscheiden, wel­
chen Ansatz er bei den vertraglichen Beziehungen wählt. Jedem 
Mitgliedstaat steht es frei, Verträge zwischen Landwirten und 
Verarbeitern im Rahmen seines eigenen Vertragsrechts verpflich­
tend zu machen. In Anbetracht der in diesem Bereich bestehen­
den höchst unterschiedlichen Ausgangslage zwischen den ein­
zelnen Mitgliedstaaten und im Sinne der Subsidiarität sollte die 
Entscheidung in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verblei­
ben. 

4.4 Der EWSA teilt die Meinung, dass die Verhandlungsposi­
tion der Erzeuger gestärkt werden muss, dabei sind jedoch auch 
die unterschiedlichen Gegebenheiten und nationalen Eigenheiten 
in Betracht zu ziehen. 

4.5 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Befugnisübertragung 
bei delegierten Rechtsakten zeitlich begrenzt sein muss (Man­
dat). Außerdem sollten delegierte Rechtsakte auf Bereiche be­
schränkt sein, in denen rasche Entscheidungen erforderlich sind. 

4.6 Durchführungsrechtsakte sollten in den Fällen verwendet 
werden, in denen es besser wäre, dass die Mitgliedstaaten die 
Durchführung harmonisieren. 

4.7 Der EWSA ist ein entschiedener Befürworter einer Kon­
sultation der Interessenträger während der Vorbereitungsphase 
von EU-Rechtsvorschriften. Es ist daher wichtig, Sachverständige 
aus den Mitgliedstaaten hinzuzuziehen, um den für Schwankun­
gen anfälligen Milchmarkt besser regulieren zu können. In die­
ser Hinsicht muss gewährleistet werden, dass die Erzeuger in der 
EU-Milchwirtschaft durch diese Schwankungsanfälligkeit nicht 
irreparabel geschädigt werden. Dabei steht fest, dass über eine 
transparentere und ausgewogenere Verteilung des erwirtschafte­
ten Mehrwerts unter den Marktbeteiligten und vor allem über 
die Notwendigkeit einer stärkeren Verhandlungsposition der Er­
zeuger nachgedacht werden muss. 

4.8 In einigen Mitgliedstaaten gibt es derzeit bereits 
Branchenverbände, die ihre Aufgaben im Einklang mit dem 
EU-Recht ausüben, deren Leistungsfähigkeit aber durch die Un­
gleichgewichte in der Milchversorgungskette beeinträchtigt wird. 

4.9 Dem EWSA ist jedoch bewusst, dass mit den Vorschlä­
gen der Kommission nicht sämtliche Probleme des Milchmarkts 
gelöst werden und dass sie sich nicht auf Molkereigenossen­
schaften anwenden lassen, deren Anteil an der Milcherzeugung 
etwa 58 % ausmacht. Der EWSA bedauert, dass sich diese Vor­
schläge weder auf die Milchindustrie noch auf große Einzelhan­
delsketten beziehen, die für das Gleichgewicht auf dem Milch­
markt und die Preisbildung eine entscheidende Rolle spielen. 

4.10 Der EWSA ist der Ansicht, dass sich die vorgesehenen 
Mengenbegrenzungen je nach Struktur des Milchsektors in den 
einzelnen - insbesondere in den kleineren - Mitgliedstaaten als 
zu restriktiv erweisen könnten. Er appelliert an die Kommission, 
in bestimmten Ausnahmefällen Zusammenschlüsse aller Erzeu­
ger zu erlauben, die eine einzige Molkerei beliefern, und auf 
diese Weise Erzeugerzusammenschlüsse zu ermöglichen, die in 
einem angemessenen Verhältnis zur Größe des Käufers stehen. 

4.11 Da die Kommission plant, die Steuerung der Milch­
erzeugung den Beteiligten vor Ort zu überlassen, müssen diese 
unbedingt über lückenlose Informationen zur Marktentwicklung 
verfügen, die auf dem neuesten Stand und transparent sind. Der 
EWSA sieht es als unerlässlich an, ein wirksames Über­
wachungsinstrument auf europäischer Ebene einzuführen, um 
die Produktion zumindest in gewissem Umfang steuern zu kön­
nen. 

4.12 Schließlich ist es angesichts der neuen Bedingungen 
erforderlich, Marktsteuerungsinstrumente (wie etwa Interven­
tion, private Lagerhaltung, Ausfuhrerstattungen) in der Hinter­
hand zu behalten, die einerseits wirksam und andererseits rasch 
und problemlos einsetzbar sind. 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Der EWSA anerkennt die besonderen Anstrengungen, die 
die Kommission unternommen hat, um dem Parlament und 
dem Rat einen Vorschlag zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates im Hinblick auf die vertraglichen 
Beziehungen im Sektor Milch und Milcherzeugnisse vorzulegen. 
Der EWSA bewertet dies als eine positive Maßnahme, die zu­
dem angesichts der schwierigen Aufgaben, vor denen dieser 
spezielle Landwirtschaftsbereich steht, zur rechten Zeit kommt.
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5.2 Nichtsdestotrotz betont der EWSA, dass sich auf diese 
Weise nicht sämtliche Probleme der Milchwirtschaft lösen las­
sen. Damit die Versorgungskette für Milcherzeugnisse noch rei­
bungsloser funktioniert, sollten Überwachungsmaßnahmen für 
Transparenz in der gesamten Milchversorgungskette (Erzeuger 
– Verarbeiter – Vertriebsunternehmen – Einzelhandel) sorgen. 

5.3 Voraussetzung für eine nach 2015 erfolgreiche Milch­
wirtschaft in der EU ist eine hochgradig effiziente Milcherzeu­
gung in angemessen großen Betrieben, die über Fachkräfte auf 
hohem Niveau verfügen. Aus diesem Grunde sollten sowohl 
landwirtschaftliche als auch milchverarbeitende Betriebe weiter 
umstrukturiert werden: von entscheidender Bedeutung für land­
wirtschaftliche Erzeuger sind kompetente, wettbewerbsfähige 
und innovative Molkereien, die die sich bietenden Marktchancen 
optimal nutzen. Besonderes Augenmerk sollte dabei benachtei­
ligten Gebieten gelten, deren Molkereien häufig unter der un­
günstigeren geografischen Lage leiden und daher einen kom­
parativen Nachteil haben. In diesem Zusammenhang muss 
ganz besonders auf eine transparente, wirtschaftliche und regio­
nale Produktion geachtet werden, die eine geringe Umweltbelas­
tung, Verbraucherinformationen und hohe Qualität garantiert, 
indem die Zahl der Zwischenhändler verringert wird. Die ge­
samte Milchwirtschaft sollte sich auf die Produktion hochwerti­
ger Erzeugnisse mit hohem Mehrwert konzentrieren, die auf 
dem Inlandsmarkt verstärkt nachgefragt werden und gute 
Exportchancen haben. 

5.4 Der EWSA ist der Ansicht, dass die betroffenen Mitglied­
staaten zur Verbesserung und Stabilisierung ihres Marktes für 
Milchprodukte, die unter einer geschützten Ursprungsbezeich­
nung oder einer geschützten geografischen Angabe gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 vermarktet werden, Rechtsvor­
schriften einführen dürfen. 

5.5 Unter den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen in der 
Milchwirtschaft größere Ungleichgewichte als in anderen Land­
wirtschaftsbereichen in der EU, weshalb die Umsetzung von 
EU-Strategien flexibler gehandhabt werden muss. Der EWSA 
weist darauf hin, dass künftig im Hinblick auf die Umstruktu­
rierung und Modernisierung der Milchwirtschaft in den Mitglied­
staaten Maßnahmen durchgeführt werden müssen, die speziell 
an Landwirte und Verarbeiter gerichtet sind. 

5.6 Der EWSA fordert die Kommission auf, rascher und fle­
xibler auf Krisen zu reagieren. Der Milchmarkt ist – bedingt 
durch Klimaeffekte - im Jahr 2011 äußerst unbeständig, und 
eine Wiederholung der Krise der Jahre 2007 bis 2009 ist nicht 
auszuschließen. Der EWSA schlägt der Kommission daher vor, 
auch weiterhin die Entwicklungen in der Milchwirtschaft zu 
überwachen, um zu vermeiden, dass es in Zukunft zu einer 
katastrophalen Krise in der Branche kommt. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für 

Agrarerzeugnisse“ 

KOM(2010) 733 endg. — 2010/0353 (COD) 

(2011/C 218/22) 

Berichterstatter: José María ESPUNY MOYANO 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 18. bzw. 27. Januar 2011, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 43 Absatz 2 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage 
zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeug­
nisse“ 

KOM(2010) 733 endg. — 2010/0353 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 5. Mai) mit 82 
Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss unter­
stützt die Initiative der Europäischen Kommission, in dem Qua­
litätspaket alle europäischen Regelungen hinsichtlich der Quali­
tät von Agrarerzeugnissen zusammenzufassen. Diese Initiative 
führt zu einer umfassenden, kohärenteren Qualitätspolitik und 
ist der erste Schritt zur Stärkung und Dynamisierung der euro­
päischen Agrar- und Ernährungswirtschaft. Der EWSA misst der 
Verbesserung der Qualität europäischer Erzeugnisse und ihres 
Mehrwerts ebenso wie der Verbraucherinformation eine hohe 
Bedeutung bei. Hierzu bedarf es besserer Instrumente und Be­
stimmungen der EU. 

1.2 Der EWSA befürwortet die bestehenden Qualitäts­
regelungen auf EU-Ebene (geschützte Ursprungsbezeichnung, 
geschützte geografische Angabe und garantiert traditionelle Spe­
zialität), die er für hervorragende Initiativen zur Förderung der 
europäischen Erzeugnisse hält. Dass bestimmte Erzeugnisse 
diese Gütekennzeichnung tragen dürfen, bedeutet nach Ansicht 
des EWSA eine Aufwertung des Erzeugungsgebiets und der 
dortigen Landwirte und Produzenten und kommt auch dem 
Endverbraucher zugute. Außerdem stimmt der EWSA der Ein­
schätzung der Kommission zu, dass diese Systeme einen Beitrag 
zur Politik der Entwicklung des ländlichen Raums leisten. Al­
lerdings unterstreicht der EWSA, dass die Qualität der europäi­
schen Erzeugnisse und ihre Produktionsweise nicht nur im Bin­
nenmarkt, sondern auch und vor allem in der Außenwirtschaft 
anerkannt werden müssen und dass diese Qualität gefördert 
werden sollte. Er plädiert hierbei für strenge Maßstäbe bei der 
Anerkennung und der Kontrolle der Vermarktung von Agrar­
erzeugnissen auf allen Ebenen ( 1 ). 

1.3 Der EWSA begrüßt die Beibehaltung der Unterscheidung 
zwischen der geschützten Ursprungsbezeichnung (g.U.) und der 
geschützten geografischen Angabe (g.g.A.), wobei er die vor­

geschlagenen Begriffsbestimmungen für weniger eindeutig als 
die der Verordnung Nr. 510/2006 hält. Des Weiteren wird in 
dem neuen Wortlaut leider nicht zwischen den drei Produkti­
onsschritten (pflanzliche oder tierische Erzeugung – Verarbei­
tung – Verpackung) unterschieden, sondern lediglich auf den 
Schritt der Erzeugung Bezug genommen. 

1.4 Bezüglich der Bedingungen für die Zertifizierung eines 
Produkts als garantiert traditionelle Spezialität ist der EWSA 
der Ansicht, dass der aus einer Tradition erwachsende Mehrwert 
eines bestimmten Produktes nicht nur auf seine geschichtliche 
Entwicklung zurückgehen sollte, wie es in dem Vorschlag vor­
gesehen ist, sondern auch auf andere Kriterien, wie die Eigen­
schaften der Zutaten, die Art der Erzeugung oder Verarbeitung, 
die lokale Kultur und weitere Merkmale und Kriterien. Außer­
dem werden die garantiert traditionellen Spezialitäten ständig 
weiterentwickelt, weshalb der EWSA sich gegen die Auffassung 
wendet, dass die Anzahl der Jahre das bestimmende Kriterium 
für die Einordnung eines Produkts in diese Kategorie sein sollte. 

1.5 Der EWSA vertritt den Standpunkt, dass durch die Be­
schränkung der Regelung für garantiert traditionelle Spezialitä­
ten allein auf die Eintragung mit Vorbehaltung des Namens 
nicht nur die Zahl der Eintragungen erheblich reduziert, son­
dern auch ein Instrument abgeschafft würde, durch das die 
Vielfalt und die Entscheidung für die Herstellung eines bestimm­
ten Lebensmittels nach traditionellen Verfahren belohnt wird. 
Die Kommission sollte daher seiner Meinung nach bei Ablauf 
des Übergangszeitraums ein System vorschlagen, das die Beibe­
haltung der garantiert traditionellen Spezialitäten ermöglicht, die 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ohne Vorbehaltung des 
Namens registriert wurden. 

1.6 In Bezug auf die fakultativen Qualitätsangaben meint der 
EWSA, dass doch wieder erwogen werden sollte, Erzeugnisse 
aus Bergregionen einzubeziehen und anzuerkennen ( 2 ).
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( 1 ) ABl. C 18 vom 19.1.2011, S. 1-4 „Stärkung des europäischen Mo­
dells der Nahrungsmittelerzeugung“ und ABl. C 18 vom 19.1.2011, 
S. 5-10 „Das gemeinschaftliche Agrarmodell: Produktionsqualität 
und Verbraucherkommunikation als Elemente der Wettbewerbsfähig­
keit“. 

( 2 ) ABl. C 120 vom 16.5.2008, S. 47-48 „Zukunftsperspektiven der 
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1.7 Der Qualitätsbegriff sollte zukünftig noch weiter gefasst 
werden, der Verbraucher sollte, wie heute schon bei Eiern mög­
lich, besser zwischen unterschiedlichen Tierhaltungsformen un­
terscheiden können. Auch sollten suggestive Werbungen auf 
den Verpackungen (wie Bilder von weidenden Kühen oder An­
gaben wie „Alpenmilch“) mit dem Produktinhalt übereinstim­
men. Der EWSA erwartet von der Kommission entsprechende 
konkrete Vorschläge. 

1.8 Der EWSA ruft die Kommission auf, angemessene Folge­
maßnahmen zur leichteren Einhaltung der technischen Anfor­
derungen vorzuschlagen, die sich aus der Teilnahme an den 
Qualitätsregelungen der EU ergeben. 

1.9 Hinsichtlich der zusätzlichen Regeln, die die Kommission 
als Ergänzung zu den Spezifikationen für die Vergabe einer g.U. 
oder einer g.g.A. sowie für fakultative Qualitätsangaben vor­
schlägt, stimmt der EWSA der Aussage zu, dass diese Regeln 
durch delegierte Rechtsakte aufgestellt werden müssen. 

1.10 In Bezug auf die in den Vermarktungsnormen vorgese­
hene Angabe des Anbau- bzw. Herkunftsortes der pflanzlichen 
und tierischen Produkte fordert der EWSA, dass die Kosten- 
Nutzen-Analyse in den für jeden Fall vorgesehenen Folgen­
abschätzungen angegeben wird. Andererseits wird im Vorschlag 
für eine Verordnung betreffend die Information der Verbraucher 
gleichzeitig eine obligatorische Herkunftsangabe für bestimmte 
Agrarerzeugnisse geprüft; in den jüngsten einschlägigen Doku­
menten wird die Notwendigkeit fallspezifischer Folgenabschät­
zungen erkannt. Der EWSA plädiert dafür, weiterhin daran zu 
arbeiten, dass die beiden Maßnahmenpakete zusammenpassen 
und untereinander stimmig sind, um mögliche Überlappungen 
auszuschließen. 

1.11 Der EWSA unterstreicht die Bedeutung der Leitlinien 
für die Kennzeichnung von Lebensmitteln, die Zutaten mit ge­
schützten Ursprungsbezeichnungen (g.U.) und geschützten geo­
grafischen Angaben (g.g.A.) enthalten, sowie der guten Praxis für 
freiwillige Zertifizierungssysteme und ruft zur Förderung ihrer 
Umsetzung auf. 

2. Wesentlicher Inhalt der Kommissionsmitteilung 

2.1 Ziel des Qualitätspakets ist es, dass die EU-Rechtsvor­
schriften im Bereich der Qualität der Agrarerzeugnisse, aber 
auch die staatlichen und privaten Zertifizierungssysteme ein­
facher, transparenter und verständlicher werden, an Innovatio­
nen angepasst werden können und für die Erzeuger und die 
Verwaltungen mit weniger Aufwand verbunden sind. 

2.2 2009 veröffentlichte die Kommission ihre Mitteilung 
über die Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse (KOM(2009) 
234), in der folgende strategische Leitlinien genannt wurden: 

— Verbesserung der Kommunikation zwischen Landwirten, 
Käufern und Verbrauchern hinsichtlich der Qualität von 
Agrarerzeugnissen; 

— bessere Stimmigkeit zwischen den Maßnahmen der Europäi­
schen Union im Rahmen ihrer Qualitätspolitik für Agrar­
erzeugnisse und 

— Verringerung der Komplexität, um es den Landwirten, Her­
stellern und Verbrauchern zu erleichtern, die verschiedenen 
Regelungen und Etikettierungsangaben anzuwenden und zu 
verstehen. 

2.3 Das Qualitätspaket umfasst: 

2.3.1 einen Vorschlag für eine Verordnung, mit der die Ver­
waltung der Qualitätsregelungen dadurch vereinfacht wird, dass 
diese zu einem einzigen Rechtsinstrument zusammengefügt 
werden. Dadurch wird die Stimmigkeit zwischen den Einzel­
instrumenten sichergestellt und werden die Regelungen für die 
Beteiligten verständlicher; 

2.3.2 einen Vorschlag für eine Verordnung über die Ver­
marktungsnormen, durch die die Transparenz verbessert und 
die Verfahren vereinfacht werden sollen; 

2.3.3 Leitlinien für eine gute Praxis bei der Entwicklung und 
Funktionsweise freiwilliger Zertifizierungssysteme für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel und 

2.3.4 Leitlinien für die Kennzeichnung von Lebensmitteln, 
die Zutaten mit geschützten Ursprungsbezeichnungen (g.U.) 
und geschützten geografischen Angaben (g.g.A.) enthalten. 

2.4 Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben 

Durch den Vorschlag wird die Qualitätsregelung für Agrar­
erzeugnisse und Lebensmittel aufrechterhalten und verstärkt, 
unbeschadet der Regelungen über geografische Angaben für 
Wein, aromatisierte Weine und Spirituosen. Außerdem werden 
die Fristen der Verfahren für die Eintragung verkürzt und ge­
meinsame Mindestvorschriften für amtliche Kontrollen fest­
gelegt. Der Geltungsbereich der Verordnung bleibt erhalten (Er­
zeugnisse für den menschlichen Verzehr und andere Erzeug­
nisse). 

2.5 Garantiert traditionelle Spezialitäten 

Die Reservierungsregelung wird beibehalten, die Möglichkeit ei­
ner Eintragung ohne Namensreservierung jedoch gestrichen. Die 
Regelung der Eintragung wird vereinfacht und das Kriterium der 
Tradition wird auf 50 Jahre verlängert. Die Regelung wird auf 
Fertigmahlzeiten und Verarbeitungserzeugnisse beschränkt. 

2.6 Fakultative Qualitätsangaben 

Es wird vorgeschlagen, diese Angaben in die Verordnung auf­
zunehmen, um wertsteigernde Eigenschaften hervorzuheben 
und spezielle Vermarktungsnormen zu fördern (Freilandhaltung 
von Geflügel, Blütenhonig, kaltgepresstes Olivenöl aus erster 
Pressung), wobei sie an den Rechtsrahmen des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union angepasst werden. 

2.7 Vermarktungsregeln 

Der Vorschlag sieht als allgemeine Regel vor, dass die Kommis­
sion die Vermarktungsnormen mittels delegierter Rechtsakte er­
lässt. In allen Sektoren wird eine Rechtsgrundlage für die obliga­
torische Angabe des Erzeugungsorts entsprechend den spezi­
fischen Umständen jedes Sektors eingeführt. Dies wird – begin­
nend beim Sektor Milch – von Fall zu Fall untersucht.

DE 23.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 218/115



2.8 Subsidiaritätsprinzip 

Mit diesem Prinzip soll gewährleistet werden, dass wertstei­
gernde Namen und Angaben der Qualitätssysteme in allen Mit­
gliedstaaten der EU gleich gut geschützt sind, damit die Ver­
braucher nicht in die Irre geführt werden und der innereuropäi­
sche Handel nicht beeinträchtigt wird. Die wirksame und effi­
ziente Festlegung der entsprechenden Rechte erfolgt auf EU- 
Ebene. Die Bearbeitung und Prüfung der Anträge hingegen 
kann auf nationaler Ebene vorgenommen werden, da dies effi­
zienter und wirksamer ist. 

2.9 Verhältnismäßigkeitsprinzip 

Zur Gewährleistung der Glaubwürdigkeit der Qualitätsregelun­
gen und der tatsächlichen Einhaltung ihrer Vorschriften müssen 
die Erzeuger sich verpflichten, deren Anforderungen zu erfüllen 
und die betreffenden Qualitätsversprechen zu halten, wobei sie 
das Recht haben, einem System ihrer Wahl beizutreten. Die 
Bedingungen für die Teilnahme und die Kontrollen sind der 
Garantie, durch die die entsprechende Qualität zugesichert wird, 
angemessen. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Mit dem Qualitätspaket wird erstmals eine umfassende 
Politik für unionsweite Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse 
und wertsteigernde Qualitätsangaben sowie für Vermarktungs­
normen festgelegt. Es umfasst außerdem zwei Leitlinien für frei­
willige Zertifizierungssysteme und die Verwendung von g.U.- 
bzw. g.g.A.-Erzeugnissen als Zutaten. Der EWSA begrüßt die 
Anstrengungen der Kommission der letzten drei Jahre zur 
Schaffung dieses ehrgeizigen einheitlichen Systems ausgehend 
von den zahlreichen bestehenden Rechtstexten, die für jeden 
Sektor einzeln erarbeitet worden waren. 

3.2 Die Kommission argumentiert, dass die Stärke der euro­
päischen Lebensmittelproduktion in ihrer Vielfalt, im Know-how 
der Produzenten und in dem Land und in den Gegenden liegt, 
in denen sie ihre Produkte erzeugt. Der EWSA begrüßt diese 
Aussage und vertritt darüber hinaus die Meinung, dass die eu­
ropäischen Qualitätsregelungen die Diversifizierung der Produk­
tion fördern, einen Schutz vor missbräuchlicher Verwendung 
oder Nachahmung der Produkte bieten und für die Verbraucher 
von Nutzen sind, da diese mehr über die Eigenschaften und 
Merkmale der Produkte erfahren. Der EWSA schließt sich der 
Ansicht an, dass die verschiedenen Qualitätsregelungen hervor­
ragende Initiativen zur Förderung der europäischen Produkte 
sind. Er mahnt jedoch, dass die Vorzüge dieser Produkte auch 
international anerkannt werden müssen. Wenn die europäische 
Landwirtschaft und Lebensmittelindustrie erhalten und aus­
gebaut werden sollen, genügt es nicht, in stärkerem Maße das 
Bewusstsein für die europäische Qualität innerhalb des Binnen­
marktes zu wecken, sondern dies muss auch auf außereuropäi­
schen Märkten geschehen. In diesem Sinne unterstreicht der 
EWSA, dass das europäische Modell der Nahrungsmittelerzeu­
gung verteidigt und Erzeugnisse aus der EU und aus Drittstaaten 
unter den gleichen Bedingungen hinsichtlich Qualität, Lebens­
mittelsicherheit, Umweltverträglichkeit und Tierschutz vermark­
tet werden müssen, wie es der Ratsvorsitz in seinen Schluss­
folgerungen zur Mitteilung der Europäischen Kommission zur 
GAP bis 2020 bereits gefordert hat. 

3.3 Die Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse werten die 
Region, in der sie produziert werden, auf und leisten einen 

Beitrag zur Erhaltung der Vielfalt und zur Förderung der Wett­
bewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher und verarbeitender Tätig­
keiten. Sie erleichtern daher die Verwirklichung der Ziele der 
Politik für die ländliche Entwicklung, die in der Mitteilung der 
Kommission zur GAP bis 2020 (KOM(2010) 672) genannt 
werden. Der EWSA begrüßt diese Kohärenz zwischen diesen 
beiden Maßnahmenpaketen und spricht sich dafür aus, die Ver­
ordnung über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse auch 
auf die Prioritäten anderer Politiken, wie der Europa-2020-Stra­
tegie (Wertschöpfung, Innovationsförderung, Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit, Schutz der Umwelt, ressourceneffiziente 
Produktion usw.), abzustimmen. Desgleichen fordert der EWSA, 
dass die Verordnung den Herausforderungen des Binnenmarktes 
Rechnung trägt (starkes, nachhaltiges und gerechtes Wachstum 
der Betriebe und besseres Funktionieren des Binnenmarktes) und 
im Einklang mit den Zielen der Politik zum Schutz und zur 
Information der Verbraucher, der Wettbewerbspolitik und der 
Binnenmarktpolitik steht. 

3.4 Der EWSA hebt die Bedeutung der Leitlinien für die 
Kennzeichnung von Lebensmitteln, die Zutaten mit geschützten 
Ursprungsbezeichnungen (g.U.) und geschützten geografischen 
Angaben (g.g.A.) enthalten (ABl. C 341 vom 16.12.2010, 
S. 3), hervor und ruft dazu auf, die Umsetzung dieser Leitlinien 
zu fördern. 

3.5 Der EWSA begrüßt ebenfalls den Vorschlag der Kommis­
sion zu Leitlinien für eine gute Praxis für freiwillige Zertifizie­
rungssysteme (ABl. C 341 vom 16.12.2010, S. 5). In den letz­
ten Jahren nahmen die Fälle von Agrarerzeugnissen zu, die nicht 
vorschriftsgemäß gekennzeichnet waren, weshalb ein Konzept 
für ethische, soziale und ökologische Anforderungen erstellt 
werden musste. Des Weiteren bedarf es – wie auch die Kommis­
sion feststellt – einer größeren Glaubwürdigkeit, Transparenz 
und Klarheit der Vereinbarungen in der Versorgungskette. Der 
EWSA hat die Kommission bereits aufgefordert, diese Leitlinien 
auszuarbeiten ( 3 ), und bittet dementsprechend alle Organisatio­
nen, die Zertifizierungssysteme für Agrarerzeugnisse handhaben, 
ihre Verfahren zu überprüfen, um den Leitlinien für eine gute 
Praxis bestmöglich zu entsprechen. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Geschützte Ursprungsbezeichnung (g.U.) und geschützte geogra­
fische Angabe (g.g.A.) 

4.1.1 Der EWSA begrüßt, dass die beiden Qualitätsregelun­
gen beibehalten werden, bedauert jedoch, dass in dem neuen 
Definitionsvorschlag nicht mehr auf die drei Produktionsstufen 
(pflanzliche oder tierische Erzeugung – Verarbeitung – Ver­
packung) Bezug genommen wird. 

4.1.2 Der EWSA wertschätzt den Beitrag dieser Agrarerzeug­
nisse zur Erhaltung der traditionellen Herstellungsformen und 
zum Umweltschutz, was nicht nur den Erzeugern und der Ver­
arbeitungsindustrie, sondern auch den Verbrauchern zugute­
kommt. Die Anerkennung dieser Qualitätsregelungen leistet au­
ßerdem einen Beitrag zur ländlichen Entwicklung der entspre­
chenden Region, indem die Bevölkerung zum Verbleib ermun­
tert wird, ihre Lebensbedingungen und die Lebensqualität gestei­
gert, die Aussichten auf Arbeitsplätze verbessert und Möglich­
keiten für unternehmerisches Handeln geschaffen werden, dies 
alles verbunden mit einer sinnvollen Nutzung der natürlichen 
Ressourcen.
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4.1.3 Um eine g.U. oder eine g.g.A. führen zu dürfen, müs­
sen die Erzeuger die Bedingungen der Produktspezifikation er­
füllen. Um sicherzustellen, dass die Produktspezifikation sach­
dienliche und knapp formulierte Informationen enthält, kann 
die Kommission laut dem Vorschlag mittels delegierter Rechts­
akte weitere Vorschriften zum Inhalt der Produktspezifikation 
festlegen. Bezüglich der geschützten geografischen Angaben ist 
der EWSA der Auffassung, dass auf dem Etikett angegeben 
werden muss, wenn der Erzeugungsort des verarbeiteten land­
wirtschaftlichen Erzeugnisses nicht mit dem Ursprungsort des 
verarbeiteten Lebensmittels übereinstimmt. 

4.1.4 Der EWSA unterstützt und begrüßt es, dass es die 
Mitgliedstaaten sind, die mittels angemessener administrativer 
oder rechtlicher Schritte sowie auf Antrag einer Erzeugervereini­
gung einer widerrechtlichen Verwendung der g.U. oder g.g.A. 
zuvorkommen oder sie verhindern. 

4.2 Garantiert traditionelle Spezialitäten 

4.2.1 Der EWSA begrüßt, dass die Angabe „garantiert tradi­
tionelle Spezialität“ als Qualitätsregelung für bestimmte Erzeug­
nisse beibehalten wird, da es sich hierbei um die einzige Mög­
lichkeit handelt, wie ein gemäß der Tradition eines Mitgliedstaa­
tes hergestelltes Erzeugnis entsprechend anerkannt werden 
kann. 

4.2.2 Bezüglich der Bedingungen für die Zertifizierung eines 
Produkts als garantiert traditionelle Spezialität ist der EWSA der 
Ansicht, dass durch die Beschränkung der Regelung für garan­
tiert traditionelle Spezialitäten auf Eintragungen mit Vorbehal­
tung des Namens nicht nur die Zahl der Eintragungen erheblich 
reduziert, sondern auch ein Instrument abgeschafft würde, 
durch das die Vielfalt und die Entscheidung für die Herstellung 
eines bestimmten Lebensmittels nach traditionellen Verfahren 
belohnt wird. Die Kommission sollte daher seiner Meinung 
nach bei Ablauf des Übergangszeitraums ein System vorschla­
gen, das die Beibehaltung der garantiert traditionellen Speziali­
täten ermöglicht, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
ohne Vorbehaltung des Namens registriert wurden. Des Wei­
teren sollte der aus einer Tradition erwachsende Mehrwert eines 
bestimmten Produktes nicht nur auf seine geschichtliche Ent­
wicklung zurückgehen, wie es in dem Vorschlag vorgesehen ist, 
sondern auch auf andere Kriterien, wie die Eigenschaften der 
Zutaten, die Art der Erzeugung oder Verarbeitung, die lokale 
Kultur und weitere Merkmale und Kriterien. Der EWSA schlägt 
daher vor, die Anzahl der Jahre nicht zum alleinigen Kriterium 
für die Einstufung eines Produkts als garantiert traditionelle 
Spezialität zu erheben. 

4.3 Angaben und Zeichen der Qualitätsregelung und Rolle der Er­
zeuger 

4.3.1 Der Verordnungsvorschlag sieht vor, dass Erzeuger­
gemeinschaften einen Beitrag zur Gewährleistung der Qualität 
ihrer Erzeugnisse auf dem Markt leisten, Informations- und 
Werbemaßnahmen durchführen, die Übereinstimmung ihrer 
Produkte mit der Spezifikation sicherstellen und Maßnahmen 
zur Verbesserung der Funktionsweise der Regelungen ergreifen 
können. Der EWSA begrüßt und unterstützt diese Verbesserung 

der Regelung, mit der die Rolle der Erzeugergemeinschaften 
gestärkt und präzisiert wird, und befürwortet eine stärkere Ein­
beziehung dieser Gemeinschaften sowohl bei der Angebots­
steuerung auf dem Markt als auch bei der Verwendung von 
g.U.- bzw. g.g.A.-Erzeugnissen als Zutaten. Diese Befugnis darf 
jedoch nicht zulasten der spezifischen Bestimmungen der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1234/2007 in Bezug auf Erzeugerorganisatio­
nen und Branchenverbände gehen. Andererseits gibt der EWSA 
seiner Zufriedenheit darüber Ausdruck, dass die Wirtschafts­
beteiligten, die Erzeugnisse mit geschützter Ursprungsbezeich­
nung oder geschützter geografischer Angabe oder garantiert 
traditionelle Spezialitäten zubereiten, lagern und vermarkten, 
einer amtlichen Kontrolle unterliegen. 

4.4 Weitere Angaben zur einer umfassenderen Qualitätspolitik 

4.4.1 Der EWSA ist der Auffassung, dass zur „Qualität“ zu­
künftig auch konkretere Aussagen z.B. zu den Haltungsbedin­
gungen der Tiere (Freilandhaltung, Strohhaltung etc.) gemacht 
werden sollten. Eine entsprechende Differenzierung erscheint 
sinnvoll, damit der Verbraucher zwischen unterschiedlichen Pro­
duktionsformen besser unterscheiden kann; dies erscheint auch 
zur Abgrenzung von industriellen Produktionsformen zu bäu­
erlichen Formen nötig. Als positives Beispiel ist hier die mitt­
lerweile erfolgte Kennzeichnung bei Eiern zu erwähnen. Die 
Kommission wird gebeten, Vorschläge auch für andere Tierhal­
tungsbereiche zu erarbeiten. 

4.4.2 Ferner sind heute noch Angaben auf Verpackungen 
möglich, die dem Verbraucher eine bestimmte Form von Qua­
lität suggerieren, ohne dass diese tatsächlich im Produkt enthal­
ten sein muss. So werden beispielsweise auf Milchverpackungen 
Bilder von weidenden Kühen gezeigt, ohne dass garantiert ist, 
dass die Milch von Freilandkühen stammt, oder es wird „Alpen­
milch“ vermarktet, obwohl die Milch nicht aus dem Alpenraum, 
sondern z.B. aus Ungarn stammt. Ähnliches gilt für „Schwarz­
wälder Schinken“, wo quasi nur der Prozess des Räucherns in 
der Region stattfindet, nicht aber die Produktion des Fleisches. 
Der EWSA hält dies für eine Irreführung, es ist eine Vortäu­
schung einer nicht gegebenen Qualität und somit Verbraucher­
täuschung. Er vermisst in den Vorschlägen der Kommission 
klare Aussagen, wie einer solchen Praxis Einhalt geboten werden 
soll. 

4.5 Antrags- und Eintragungsverfahren 

4.5.1 Die Kommission präsentiert Vorschläge zur Straffung 
der Eintragungsverfahren, die nach Einschätzung des EWSA ei­
nige Verbesserungen bewirken können. So ist der EWSA nicht 
damit einverstanden, dass die Anträge nicht mehr monatlich 
veröffentlicht werden müssen. Diese Veröffentlichung verein­
facht nämlich die Weiterverfolgung, insbesondere angesichts 
der Tatsache, dass der Zeitraum für Einsprüche auf nur zwei 
Monate begrenzt werden soll. 

4.5.2 Damit gewährleistet ist, dass Gattungsbegriffe nicht als 
g.U. oder g.g.A. eingetragen werden können, hält es der EWSA 
jedoch für geboten, den Vorschlag durch eine angemessene Be­
wertung auf nationaler und europäischer Ebene zu untermauern. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2007 des Rates in Bezug auf Vermarktungsnormen“ 

KOM(2010) 738 endg. — 2010/0354 (COD) 

(2011/C 218/23) 

Berichterstatter: Antonio POLICA 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen am 18. bzw. 27. Januar 2011, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 43 Absatz 2 und – in Bezug auf Titel II – Artikel 118 
Absatz 1 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 des Rates in Bezug auf Vermarktungsnormen“ 

KOM(2010) 738 endg. — 2010/0354 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
152 gegen 5 Stimmen bei 10 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Zusammenfassung der Bemerkungen und Empfehlungen 
des EWSA 

1.1 Der EWSA begrüßt den Vorschlag der Kommission zur 
Einführung einer kohärenten Qualitätspolitik für Agrarerzeug­
nisse, mit der die Landwirten dabei unterstützt werden sollen, 
Qualität, Merkmale und Eigenschaften ihrer Erzeugnisses besser 
zum Ausdruck zu bringen und mit der eine angemessene In­
formation des Verbrauchers sichergestellt werden soll. Der Aus­
schuss ist außerdem davon überzeugt, dass das Qualitätspaket 
dazu beitragen kann, die Möglichkeiten der Beschäftigung und 
selbständigen Tätigkeit in den ländlichen Gebieten zu steigern 
und der Entvölkerung entgegenzuwirken, indem es zum Erhalt 
der kulturellen Besonderheiten, zur Verbesserung der Beziehung 
zwischen Mensch und Umwelt und zu einer ordnungsgemäße­
ren Verwaltung der natürlichen Ressourcen beiträgt. 

1.2 Der Ausschuss begrüßt, dass die Systeme für spezielle 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel (Ursprungs­
bezeichnungen, geschützte geografische Angaben, garantiert tra­
ditionelle Spezialitäten) verbessert werden sollen, indem die ent­
sprechenden Anforderungen vereinfacht und gestrafft und ihr 
Modell gestärkt wird. Ferner tritt der Ausschuss für einen stär­
keren Schutz vor unlauteren Handelspraktiken ein und ist der 
Ansicht, dass die allgemeine Durchsetzung von Vermarktungs­
normen zu einer solchen Verbesserung beitragen kann. 

1.3 Der EWSA hat auch bereits in früheren Stellungnah­
men ( 1 ) den Standpunkt vertreten, dass die Rückverfolgbarkeit, 
verstanden als Möglichkeit, ein Produkt über die gesamte Pro­
duktionskette von seiner Herstellung bis zum Verkauf zu ver­
folgen, ein wichtiges Instrument ist, mit dem sämtliche Anga­
ben, die nach der Einführung spezifischer Vermarktungsnormen 

anzuführen sind, wirksam durchgesetzt werden können. Die 
bloßen Angaben auf dem Etikett reichen nicht aus; vielmehr 
muss gewährleistet werden, dass die darin enthaltenen Informa­
tionen objektiv nachgeprüft werden können. 

1.4 Neben der Gewährleistung der Richtigkeit der Informa­
tionen durch wirksame Instrumente der Rückverfolgbarkeit gilt 
es auch, ihre Wirksamkeit zu erhöhen und durchzusetzen; 
hierzu müssen die Informationen auf dem Etikett klar, vollstän­
dig und verständlich sein, um so ein ausgewogenes Gleichge­
wicht herzustellen zwischen dem Anspruch des Verbrauchers 
auf vollständige Informationen und der konkreten Lesbarkeit 
aufgrund der Buchstabengröße; auf diese Weise wird ein zu 
komplexer, technischer oder langer Inhalt vermieden, der den 
Verbraucher verwirren oder vom Lesen abhalten könnte. 

1.5 Zur Gewährleistung angemessener Kontrollen wird emp­
fohlen, dass auch die Rechnungen und generell alle Waren­
begleitpapiere einige Basisinformationen aus den sektor- oder 
erzeugnisspezifischen Vermarktungsnormen enthalten. Beson­
dere Aufmerksamkeit muss den aus Drittländern in die Union 
eingeführten Erzeugnissen gelten, um unlauteren Handelsprakti­
ken vorzubeugen und von ihnen abzuschrecken ( 2 ). 

1.6 Das Netz von Kontrollen, die notwendig sind, um die 
Übereinstimmung der Erzeugnisse mit den bestehenden oder 
noch festzulegenden Vorschriften zu prüfen und im Falle von 
Verstößen gegen die Vermarktungsnormen Verwaltungssanktio­
nen zu verhängen, sollte mit Bemühungen und Maßnahmen 
einhergehen, die darauf abzielen, die einschlägigen Akteure stär­
ker in die Verantwortung zu nehmen und eine Kultur der Regel­
einhaltung zu stärken und flächendeckend zu verbreiten.
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1.7 Der Ausschuss versteht, dass die geplante Nutzung des 
Instruments der delegierten Rechtsakte zur Regelung der Ver­
marktungsnormen dem im Vertrag von Lissabon verankerten 
Konzept der Vereinfachung der Rechtsvorschriften entspricht, 
in Einklang mit Artikel 290 AEUV steht, auf der Linie der 
von der Kommission bislang praktizierten Herangehensweise 
liegt und vom Ausschuss in vergleichbaren Situationen gut­
geheißen wurde ( 3 ). Gleichwohl empfiehlt er einen sorgfältigen 
Umgang mit diesem Instrument, das, wenn es nicht wie vor­
geschrieben selektiv und in spezifischen Fällen angewendet wird, 
zu Störungen in jenen Sektoren führen könnte, die schon jetzt 
durch präzise Vermarktungsnormen geregelt sind, allen voran 
der Sektor Obst und Gemüse ( 4 ). 

1.8 In Bezug auf die obligatorischen Angaben auf dem Eti­
kett ist die Einführung einer Rechtsgrundlage, die für alle Sek­
toren die verpflichtende Angabe des „Erzeugungsorts“ ( 5 ) vor­
sieht, um den Anforderungen an Transparenz und Verbraucher­
information gerecht zu werden und so andere ggf. verwirrende 
Angaben zu vermeiden, sicherlich zu begrüßen. Hingegen 
scheint die geplante und von Fall zu Fall festzulegende „geeig­
nete geografische Ebene“ wenig schlüssig. Vorzuziehen wäre, 
wie es der Ausschuss bereits teilsweise in der Vergangenheit 
gefordert hatte ( 6 ), auf dem Etikett den „Erzeugungsort“ als Ort 
des Anbaus oder der Aufzucht oder als das Land anzugeben, aus 
dem das unverarbeitete oder das für die Herstellung eines Nah­
rungsmittels verwendete landwirtschaftliche Erzeugnis kommt. 

1.9 Parlament und Rat haben eindeutig ihren Willen geäu­
ßert, für die Ernährung der Unionsbürger wesentliche Erzeug­
nisse zu regeln und sie rechtlich zu schützen: in diesem Bereich 
hat die Union in der Vergangenheit viel gemacht und besitzt 
umfassende fachliche und rechtliche Zuständigkeiten, um dies 
auch weiterhin zu tun. Insbesondere ist der Ausschuss gegen 
eine automatische Anpassung an einschlägige Vermarktungsnor­
men, die von internationalen Organisationen ( 7 ) ohne eine vor­
hergehende Analyse und Bewertung der Effizienz und Kohärenz 
mit dem neuen Rechtsrahmen erlassen wurden. 

1.10 Der Ausschuss teilt das in den Rechtsgrundsätzen des 
Vorschlags enthaltene Prinzip der Verhältnismäßigkeit, ist je­
doch besorgt, dass seine Anwendung im Bereich der fakultativen 
Qualitätsangaben zu weniger verbindlichen Kontrollen führen 
und in der Folge bewirken könnte, dass die Normen weniger 
ernst genommen werden. Angestrebt werden sollten die Verein­
fachung und der Abbau der Bürokratie bei gleichzeitiger Wah­
rung eines angemessenen Kontrollsystems zum Schutz der Ver­
braucher. 

1.11 Die Wirksamkeit der in dem Vorschlag enthaltenen 
Maßnahmen würde erhöht, wenn sie weite Verbreitung fänden, 
indem sie direkt über die Branchenverbände an die Verbraucher 
gerichtet würden. Denn die Massenmedien werden zwar umfas­
send zur Verkaufsförderung genutzt, jedoch noch nicht ausrei­
chend eingesetzt, um die Unionsbürger besser über die ihrem 
Schutz dienenden Vorschriften zu informieren und sie zu be­
wussteren Kaufentscheidungen zu befähigen. 

2. Einleitung – Das Kommissionsdokument 

2.1 Das Qualitätspaket ist darauf ausgerichtet, sowohl die 
Bestimmungen der Europäischen Union für die Qualität der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse als auch die Funktionsweise 
der nationalen und privaten Zertifizierungsysteme zu verbes­
sern, um sie einfacher, transparenter und verständlicher, inno­
vationsfähiger und für die Erzeuger ebenso wie für die Behörden 
weniger beschwerlich zu machen. 

2.1.1 Das Qualitätspaket wurde auf die anderen Politikberei­
che der Union abgestimmt. In der kürzlich veröffentlichten Mit­
teilung der Kommission zur GAP nach 2013 wurden mehrere 
zentrale Erfordernisse, u. a. der Erhalt der Vielfalt landwirtschaft­
licher Tätigkeiten in ländlichen Gebieten und die Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit, aufgezeigt. Auch in der Mitteilung „Eu­
ropa 2020 - Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und inte­
gratives Wachstum“ wird bei der Erläuterung der Prioritäten der 
Union hervorgehoben, dass das Ziel, eine wettbewerbsfähigere 
Wirtschaft zu fördern, strategische Bedeutung hat und dabei zu 
berücksichtigen ist, dass die Qualität bei der Wettbewerbsfähig­
keit der EU-Landwirtschaft eine herausragende Rolle spielt. 

2.2 Die Kommission veröffentlichte 2009 die Mitteilung über 
die Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse (KOM(2009) 234 
endg.) mit folgenden strategischen Leitlinien: 

— Verbesserung der Kommunikation zwischen Landwirten, 
Käufern und Verbrauchern über die Qualität von Agrar­
erzeugnissen; 

— Erhöhung der Kohärenz zwischen den Maßnahmen der EU 
zur Qualitätspolitik für Agrarerzeugnisse; 

— Verringerung der Komplexität, um es Landwirten, Herstel­
lern und Verbrauchern zu erleichtern, die verschiedenen Re­
gelungen und Etikettierungsangaben anzuwenden und zu 
verstehen. 

2.3 Das Qualitätspaket umfasst: 

2.3.1 Einen Vorschlag für eine Verordnung zur Verein­
fachung der Qualitätsregelungen durch Zusammenlegung in 
ein einziges Regelungsinstrument. Diese Verordnung sorgt für 
Kohärenz zwischen den verschiedenen Instrumenten und macht 
die Regelungen für die interessierten Kreise verständlicher; 

2.3.2 einen Vorschlag für eine Verordnung zu Vermarktungs­
normen, mit dem die Transparenz erhöht und die anzuwenden­
den Verfahren vereinfacht werden sollen; 

2.3.3 Leitlinien für eine gute Praxis bei der Entwicklung und 
Funktionsweise von Zertifizierungssystemen für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse und Lebensmittel; 

2.3.4 Leitlinien für die Kennzeichnung von Lebensmitteln, 
die Zutaten mit geschützten Ursprungsbezeichnungen (g.U.) 
und geschützten geografischen Angaben (g.g.A.) enthalten.
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2.4 Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben: 

Gemäß dem Vorschlag wird die Qualitätsregelung für Agrar­
erzeugnisse und Lebensmittel aufrechterhalten und verstärkt, 
mit Ausnahme der Regelungen über geografische Angaben für 
Wein, aromatisierte Getränke und Spirituosen. Außerdem wird 
das derzeitige Eintragungsverfahren durch Einführung kürzerer 
Fristen gestrafft, es werden gemeinsame Mindestvorschriften für 
amtliche Kontrollen festgelegt und der Geltungsbereich der Ver­
ordnung bleibt erhalten (Agrarerzeugnisse für den menschlichen 
Verzehr und bestimmte andere Erzeugnisse). 

2.5 Garantiert traditionelle Spezialitäten: 

Die Regelung für die Vorbehaltung von Namen wird beibehal­
ten, die Möglichkeit einer Eintragung ohne Vorbehaltung von 
Namen jedoch gestrichen. Das Eintragungsverfahren wird ver­
einfacht, das Kriterium der Tradition wird auf 50 Jahre verlän­
gert, und die Regelung ist auf Fertigmahlzeiten und Verarbei­
tungserzeugnisse beschränkt. 

2.6 Fakultative Qualitätsangaben: 

Es wird vorgeschlagen, die fakultativen Qualitätsangaben in die 
Verordnung zu übernehmen, da sie wertsteigernde Merkmale 
besitzen, und einige spezifische Vermarktungsnormen zu unter­
stützen (Geflügelfleisch von freilaufenden Tieren, Blütenhonig, 
Olivenöl aus erster Kaltpressung) und an den Rechtsrahmen 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union an­
zupassen. 

2.7 Vermarktungsnormen: 

Der Vorschlag sieht vor, dass die Kommission im Regelfall die 
Vermarktungsnormen durch delegierte Rechtsakte festlegt. Für 
alle Sektoren wird eine Rechtsgrundlage für die obligatorische 
Angabe des Erzeugungsorts entsprechend den Besonderheiten 
jedes Sektors eingeführt. Es ist eine Einzelfallstudie geplant, wo­
bei der Milchsektor als erster geprüft werden soll. 

2.8 Der Vorschlag sieht vor, mit der Kontrolle aller Regelun­
gen die zuständigen nationalen Behörden zu betrauen: Die Kon­
trolltätigkeiten der einzelnen Mitgliedstaaten müssen zudem auf 
der höchstmöglichen Ebene, also auf Unionsebene, überwacht 
werden, um die Glaubwürdigkeit der lebensmittelrechtlichen Re­
gelungen der Europäischen Union im Einklang mit den in der 
genannten Verordnung festgeschriebenen Grundsätzen zu wah­
ren. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Der Vorschlag der Kommission, mit dem den Erzeugern 
die richtigen Instrumente an die Hand gegeben werden sollen, 
um bei den Verbrauchern die spezifischen Produkteigenschaften 
und Bewirtschaftungsmerkmale bekannt zu machen und sie vor 
unlauteren Handelspraktiken zu schützen, ist ein wichtiger 
Schritt im Rahmen einer Reihe von Beschlüssen im Bereich 
der Qualität. 

3.2 Die Rückverfolgbarkeit ist ein wichtiges Instrument, mit 
dem ein Produkt in der Produktionskette verfolgt werden kann. 
Es trägt parallel zu den Informationen auf dem Etikett dazu bei, 
den Verbrauchern klare, vollständige und verständliche Informa­
tionen über das vermarktete Produkt zu liefern. Das Instrument 

der Rückverfolgbarkeit wird somit die Gesamtheit der Zertifizie­
rungen, Eintragungen und Handelspapieren umfassen, die als 
Beleg für die Prozesse und Weiterleitung dienen, von allen Be­
teiligten der Produktionskette verwahrt werden und auf Verlan­
gen der Kontrollstellen vorzuzeigen sind. 

3.3 Laut dem Vorschlag sollen die Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage einer Risikoanalyse Kontrollen durchführen, um zu 
überprüfen, ob die Erzeugnisse den bestehenden oder noch fest­
zulegenden Vorschriften entsprechen, und gegebenenfalls Ver­
waltungssanktionen verhängen. Der Ausschuss empfiehlt, den 
Erhalt eines wirksamen Kontrollnetzes zu fördern und hierzu 
die Zuständigkeiten der jeweiligen nationalen Kontrollstellen zu 
erweitern und durchzusetzen, die sich schon jetzt mit der Ein­
haltung von Vermarktungsnormen in Sektoren, die dies vor­
sehen, befassen. 

3.4 Parallel zur Überwachung durch Kontrollsysteme und 
Analysen empfehlen sich Bemühungen und Maßnahmen, die 
darauf abzielen, die einschlägigen Akteure stärker in die Verant­
wortung zu nehmen und eine Kultur der Regeleinhaltung zu 
stärken und flächendeckend zu verbreiten. 

3.5 In Bezug auf die verbindliche Angabe des „Erzeugungs­
orts“ auf dem Etikett ist der Vorschlag insofern zu allgemein 
gehalten, als die „geeignete geografische Ebene“ von Fall zu Fall 
festzulegen ist. Sollte man an diesem Parameter weiter festhal­
ten, könnte der Grenzfall eintreten, bei dem ein Nahrungsmittel 
auf dem Etikett lediglich die allgemeine Angabe „hergestellt in 
der EU“ enthält: dadurch würde zwar die Herkunft aus Dritt­
staaten ausgeschlossen, es wäre aber sicherlich nicht im Sinne 
der lobenswerten Bemühungen um Informationen und Trans­
parenz im Interesse der Verbraucher, die in den jüngsten Ver­
marktungsnormen zu erkennen sind. 

3.6 Der Rückgriff auf die allgemeine Nutzung des Instru­
ments der delegierten Rechtsakte nach Maßgabe des Vorschlags 
zur Änderung/Ergänzung bestehender und noch zu verabschie­
dender Vermarktungsnormen ermöglicht es gegenwärtig nicht, 
die Regelung in ihrer Gesamtheit ausreichend gründlich zu be­
werten. Es ist sicher begrüßenswert, dass die allgemeinen Inhalte 
der künftigen Vermarktungsnormen genau umrissen wurden 
und schon jetzt ein Rahmen von Daten, Informationen und 
Angaben zu allen Verfahren, Bearbeitungen und Beförderungen 
vorgegeben wird, denen das zum Verkauf angebotene Erzeugnis 
unterzogen werden soll. Die unzweifelhaft positive Beurteilung 
ihrer Anwendbarkeit, die durch die vorgenommenen Folgen­
abschätzungen untermauert wird, kann allerdings noch nicht 
durch eine Bewertung ihrer tatsächlichen Umsetzung und ins­
besondere ihrer klassen- oder erzeugnisspezifischen Wirksam­
keit bestätigt werden. Diese Bewertung kann erst vorgenommen 
werden, nachdem die Vorschriften in die Praxis umgesetzt 
wurden. 

3.7 Die Vorschläge im Qualitätspaket werden in einem ein­
zigen Qualitätsregelwerk zusammengeführt. Dies bedeutet, dass 
die verschiedenen Instrumente als einander ergänzende Regelun­
gen betrachtet werden müssen und Synergieeffekte hervorbrin­
gen sollten. Deshalb ist dafür Sorge zu tragen, dass eine Ände­
rung an einem dieser Instrumente keine negativen oder uner­
wünschten Auswirkungen auf die anderen hat.
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4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Hinsichtlich der Verwirklichung des mit der Qualitäts­
politik verfolgten Ziels erscheint Artikel 112b Abs. 3 nicht 
folgerichtig, demzufolge ein Erzeugnis a priori als mit der all­
gemeinen Vermarktungsnorm konform gilt, wenn das zur Ver­
marktung bestimmte Erzeugnis jeweils einer geltenden Norm 
entspricht, die von einer der in Anhang XIIb dieser Verordnung 
aufgeführten internationalen Organisationen verabschiedet 
wurde. Deshalb spricht sich der Ausschuss gegen diese Bestim­
mung aus, die keinerlei effektive Prüfung der inhaltlichen Kon­
formität mit den allgemeinen und spezifischen Vermarktungs­
normen ermöglicht, die für den Schutz der Unionsbürger und 
der Wettbewerbsfähigkeit als wesentlich betrachtet werden. 

4.2 Zu den in Artikel 112k vorgesehenen Ausnahmen wur­
den die Gründe, aus denen die Behörden der Mitgliedstaaten 
einzelstaatliche Vorschriften, insbesondere für Streichfette und 
önologische Verfahren, erlassen oder beibehalten können, nicht 
ausreichend dargelegt. Sollte der Grund jedoch darin bestehen, 
bereits bestehende Praktiken festzuschreiben und die Verbrei­
tung weiterer Ausnahmeregelungen zu den entstehenden 
Vermarktungsnormen zu vermeiden, so stimmt der Ausschuss 

dieser Entscheidung zu, fordert jedoch, dies der Klarheit wegen 
und zur Bestätigung dieser Auslegung im Text des Vorschlags 
deutlich zu machen. 

4.3 In den Vorschlag des Parlaments und des Rates zur Än­
derung der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 wird die Regelung 
aufgenommen, die es der Kommission ermöglicht, für alle in 
Anhang I des Vorschlags aufgeführten Erzeugnisse sowie für 
landwirtschaftlichen Ethylalkohol mit Hilfe des Rechtsinstru­
ments der delegierten Rechtsakte spezifische Vermarktungsnor­
men zu erlassen. Es empfiehlt sich ein entsprechend sorgfältiger 
Umgang mit diesen Instrumenten, die, wenn sie nicht wie vor­
geschrieben selektiv angewendet werden, zu Störungen in jenen 
Sektoren führen könnten, die schon jetzt durch präzise Ver­
marktungsnormen geregelt sind, allen voran der Sektor Obst 
und Gemüse. 

4.4 Schließlich wird hervorgehoben, dass die in der ur­
sprünglichen Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aufgehobenen 
und ersetzten Textstellen in Anbetracht ihrer Komplexität be­
sonders genau gekennzeichnet werden müssen, um den Endnut­
zern, in erster Linie den Erzeugern und Verbrauchern, die Aus­
legung und das Verständnis und somit eine ordnungsgemäße 
und einheitliche Umsetzung zu erleichtern. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 

ökologischen/biologischen Erzeugnissen“ 

KOM(2010) 759 endg. — 2010/0364 (COD) 

(2011/C 218/24) 

Berichterstatter: Richard ADAMS 

Der Rat und das Europäische Parlament beschlossen am 27. Januar 2011 bzw. am 18. Januar 2011, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 43 AEUV um Stellungnahme zu folgender 
Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen“ 

KOM(2010) 759 endg. — 2010/0364 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
156 gegen 6 Stimmen bei 10 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt, dass die Kommission die infolge des Inkrafttretens des 
Vertrags von Lissabon erforderliche Überarbeitung von Verord­
nungen für Vereinfachungsmaßnahmen nutzt. Diese Verein­
fachungen betreffen aber hauptsächlich die Verwaltung; dabei 
wäre es nach wie vor notwendig, die Verordnungen für Bio- 
Landwirte und Produzenten von Bio-Erzeugnissen generell ein­
facher zu gestalten. 

1.2 Der EWSA weist auf die ausführlichen Bemerkungen zu 
den Auswirkungen der Anpassung der delegierten Befugnisse 
und der Durchführungsbefugnisse der Europäischen Kommis­
sion hin, die er in seiner jüngst verabschiedeten Stellungnahme 
zum Thema „Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den ELER“ (CESE 357/2011) angebracht hat, in der er 
den von der Kommission skizzierten Ansatz in Bezug auf diese 
Befugnisse unterstützt. 

1.3 Er vertritt die Auffassung, dass die Rolle der Gruppen, 
die die Europäische Kommission hinsichtlich Durchführungs­
rechtsakten beraten, und insbesondere die Beiträge der nicht­
staatlichen Organisationen und Interessenträger beibehalten wer­
den sollten. 

1.4 Zudem schlägt er vor, für das neue EU-Öko/Bio-Siegel 
eine andere Farbe zu verwenden, wenn damit Bio-Produkte ge­
kennzeichnet werden, die nicht aus der EU stammen. 

2. Hintergrund der Stellungnahme 

2.1 Gegenstand dieser Stellungnahme ist der Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die 
ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung 
von ökologischen/biologischen Erzeugnissen (KOM(2010) 759 

endg.). Er dient der Anpassung der Durchführungsbefugnisse der 
Kommission in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 
an die Unterscheidung zwischen delegierten Befugnissen und 
Durchführungsbefugnissen der Kommission, die mit den Arti­
keln 290 und 291 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu­
ropäischen Union (AEUV) eingeführt wurde. 

2.2 Artikel 290 und 291 AEUV sehen Änderungen der Ver­
fahren für Beschlüsse der Europäischen Kommission, des Rats 
und des Europäischen Parlaments hinsichtlich der Anforderun­
gen für die Umsetzung von EU-Rechtsakten vor. 

2.3 Die gegenständliche Verordnung führt in erster Linie ge­
ringfügige Änderungen der bisherigen Verordnung über die 
Kennzeichnung von Bio-Produkten sowie insbesondere sieben 
neue Artikel (Artikel 38a-38g) ein, in denen für die delegierten 
Befugnisse „spezifische Begriffsbestimmungen innerhalb ihres 
Geltungsbereichs“ festgelegt werden. 

2.4 Abgedeckt werden etwa Produktionsvorschriften, wie z.B. 
die von den Unternehmern zu erfüllenden Anforderungen, die 
Zulassung von Erzeugnissen und Stoffen, das EU-Öko/Bio-Siegel 
sowie Fragen im Zusammenhang mit Kontrollsystemen, etwa 
die Überwachung und Überprüfung von Kontrollbehörden und 
Kontrollstellen. 

3. Besondere Bemerkungen 

3.1 Obwohl die vorliegende Verordnung keine umfangrei­
chen Änderungen enthält und hauptsächlich technischer Natur 
ist, bedarf es zum besseren Verständnis einer kurzen Erläuterung 
der derzeitigen Stellung der biologischen Produktion im Rah­
men der GAP. Der Begriff „Bio-Landbau“ wurde erst definiert, 
als moderne landwirtschaftliche Methoden immer stärker an die 
Stelle der traditionellen Bewirtschaftung traten. Heutzutage ver­
steht man unter Bio-Landbau eine Form der Landwirtschaft, die
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zur Erhaltung der Ertragsfähigkeit der Böden und zur Schäd­
lingsbekämpfung Fruchtfolge, Gründüngung, Kompost und bio­
logische Schädlingsbekämpfung einsetzt. Der Einsatz von che­
mischen Düngemitteln, Pestiziden (einschließlich Herbiziden, In­
sektiziden und Fungiziden), Pflanzenwachstumsregulatoren wie 
z.B. Hormonen, Antibiotika für das Vieh, Lebensmittelzusatz­
stoffen sowie gentechnisch veränderten Organismen ist entwe­
der verboten oder stark beschränkt. 

3.2 Biologische Produktionsverfahren basierten auf ökologi­
schen Grundsätzen, lokalen, regionalen und nationalen Traditio­
nen sowie bis zu einem gewissen Grad auf philosophischen 
Überlegungen. Aus diesem Grund haben sich in Europa viele 
verschiedene Ansätze entwickelt. In den frühen 1970er Jahren 
begannen die zahlreichen gemeinnützigen nationalen Kontroll­
organisationen in Reaktion auf die europäische Integration und 
das wachsende Interesse und die steigende Nachfrage nach einer 
gemeinsamen Grundlage zu suchen. In den 1980er Jahren be­
gann die Europäische Kommission auf Wunsch der Verbraucher, 
der Landwirte, der Verarbeitungsunternehmen und des Handels 
die Bestimmungen für die biologische Produktion im Rahmen 
der GAP zu vereinheitlichen. So wurde eine Verordnung zum 
ökologischen Landbau (1991) ( 1 ) und eine zur tierischen Erzeu­
gung (1999) ( 2 ) verabschiedet. 

3.3 Aufgrund des fortwährenden Wandels der Denkansätze 
und Konzepte in der Bio-Landwirtschaft und im Hinblick auf 
den Markteintritt globaler Produzenten waren laufende Anpas­
sungen und Änderungen sowie die Weiterentwicklung der EU- 
Verordnungen notwendig ( 3 ). Das jüngste Beispiel für eine sol­
che Weiterentwicklung ist die Verabschiedung eines neuen EU- 
Öko/Bio-Siegels und der entsprechenden Verordnung ( 4 ) im Jahr 
2010. 

3.4 Derzeit ist mit den Verordnungen über den ökologischen 
Landbau eine einheitliche Basis für alle Marktteilnehmer gege­
ben. Die biologische Produktion macht mit 5 % der gesamten 
landwirtschaftlichen Fläche in der EU und Umsätzen in Höhe 

von 18 Mrd. EUR für zertifizierte Bio-Produkte ( 5 ) einen erheb­
lichen Marktanteil aus. Die etablierten privaten Siegel staatlich 
anerkannter Kontrollstellen können neben dem EU-Öko/Bio-Sie­
gel weiter verwendet werden, um die Verbraucher darauf hin­
zuweisen, dass bei der Produktion zusätzliche Kriterien berück­
sichtigt wurden. Der EWSA nimmt zur Kenntnis, dass die auf 
eine Rechtsvereinfachung abzielenden Änderungen in dem vor­
liegenden Verordnungsvorschlag einen beschränkten Anwen­
dungsbereich haben und technischer Natur sind. 

3.5 Zu den weitreichenden Auswirkungen der Artikel 290 
und 291 hat er sich bereits in seiner jüngst verabschiedeten 
Stellungnahme zum Thema „Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den ELER“ (CESE 357/2011) geäußert. 

3.6 Im Hinblick darauf und im Bemühen um eine weitere 
Konsolidierung der Verordnungen über die biologische Produk­
tion befürwortet der EWSA den Ansatz, den die Kommission in 
ihrem Verordnungsvorschlag für die delegierten Befugnisse und 
die Durchführungsbefugnisse skizziert. Nichtsdestoweniger 
möchte er dazu die nachstehenden Anmerkungen anbringen. 

3.7 Die Rolle der Gruppen, die die Kommission hinsichtlich 
Durchführungsrechtsakten beraten, und insbesondere der Bei­
trag der nichtstaatlichen Organisationen und Interessenträger 
sollten unverändert bleiben. Die biologische Produktion und 
die Vermarktung biologischer Erzeugnisse werden auch in Zu­
kunft ein komplexer Bereich sein, der von einer breiten Interes­
senvertretung profitiert. 

3.8 Die Kennzeichnung mit dem neuen EU-Öko/Bio-Siegel 
ist ab nächstem Jahr verpflichtend. Der Vorschlag, damit unter 
kontrollierten Bedingungen auch Produkte aus Drittstaaten zu 
kennzeichnen, sollte überarbeitet werden, wobei eine Differen­
zierung des Logos, unter Umständen durch die Verwendung 
einer anderen Farbe für Produkte aus Nicht-EU-Staaten, in Er­
wägung gezogen werden sollte. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON

DE 23.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union C 218/123 

( 1 ) Verordnung 2092/91/EWG. 
( 2 ) Verordnung 1804/99/EWG. 
( 3 ) Die „International Federation of Organic Agricultural Movements“ 

(IFOAM) hat über 750 Mitglieder aus 115 Ländern. 
( 4 ) Verordnung der Kommission 271/2010/EU. ( 5 ) Zahlen aus dem Jahr 2009.



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung (EU) Nr. …/… des Europäischen Parlaments und des Rates vom … zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und 

zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 165/94 und Nr. 78/2008 des Rates“ 

KOM(2010) 745 endg. — 2010/0365 (COD) 

(2011/C 218/25) 

Berichterstatter: Seppo KALLIO 

Das Europäische Parlament und der Rat beschlossen jeweils am 18. Januar 2011, den Europäischen Wirt­
schafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 42, Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 304 AEUV um Stellung­
nahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung (EU) Nr. …/… des Europäischen Parlaments und des Rates vom … zur Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 165/94 und Nr. 78/2008 des Rates“ 

KOM(2010) 745 endg. — 2010/0365 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
150 gegen 6 Stimmen bei 9 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) unterstreicht, dass die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU (GAP) und ihre gute Verwaltung für die gesamte Lebens­
mittelversorgungskette und auch für die Landwirte von Bedeu­
tung sind. Für die Landwirte sind die komplizierten und schwie­
rigen Verwaltungsverfahren sehr oft eine Belastung. Wenn der 
eingebrachte Reform- und Vereinfachungsvorschlag die Verwal­
tungseffizienz und den Handlungsspielraum der Behörden ver­
bessert, ist er gerechtfertigt. 

1.2 Der EWSA macht nachdrücklich darauf aufmerksam, 
dass einige der neuen Befugnisse aufgrund der Tätigkeit der 
Zahlstellen und bescheinigenden Stellen teilweise höhere Kosten 
für die Mitgliedstaaten verursachen könnten. Dieses Problem ist 
bei der Umsetzung des Vorschlags zu vermeiden. 

1.3 Der EWSA hält zusätzliche Erläuterungen hinsichtlich 
des Umfangs der Befugnisse für den Erlass delegierter Rechtsakte 
für unerlässlich. Die fraglichen Bestimmungen müssen im Vor­
schlag der Kommission klarer und genauer als jetzt formuliert 
werden. 

1.4 Der EWSA hält es für wichtig, dass in der Grundverord­
nung wesentliche Regeln für die grundsätzlichen Leitlinien der 
Landwirtschaftspolitik enthalten sind. Für andere Aspekte kön­
nen der Kommission Befugnisse übertragen werden. In der 
Landwirtschaftspolitik müssen die Grenzen der Durchführungs­
befugnisse im Hinblick auf eine reibungslose Verwaltung beson­
ders weit gefasst sein. 

1.5 Der EWSA sieht es als unumgänglich an, dass die Kom­
mission beim Erlass delegierter Rechtsakte den nationalen Sach­
verständigen breite Anhörungsmöglichkeiten bietet. Durch eine 
offene und umfassende Anhörung können Unsicherheit und 
mangelnde Kenntnis, wie sie bei der Vorbereitung der Reform 

festgestellt wurden, vermindert werden. Die Mitgliedstaaten 
müssen über ausreichende Gestaltungsmöglichkeiten bei der Er­
arbeitung spezifischer Bestimmungen verfügen. 

1.6 Der EWSA erwartet, dass die vorgeschlagenen Änderun­
gen der Verordnung für mehr Effizienz in der Finanzierung und 
Verwaltung der GAP sorgen, was außerdem zu Vereinfachungen 
und weniger überflüssiger Bürokratie führen würde. Es ist be­
dauerlich, dass die Verordnungen, die die Finanzen betreffen, 
ohne die Hilfe eines Sachverständigen nur schwer zu verstehen 
und auszulegen sind. Aus diesem Grund muss die Verein­
fachung weiter fortgesetzt und verstärkt werden. 

2. Allgemeine Bemerkungen 

2.1 In Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) ist festgelegt, dass in einem Gesetz­
gebungsakt der Kommission die Befugnis übertragen werden 
kann, Rechtsakte ohne Gesetzescharakter mit allgemeiner Gel­
tung zur Ergänzung oder Änderung bestimmter nicht wesentli­
cher Vorschriften des betreffenden Gesetzgebungsaktes zu erlas­
sen. 

2.2 Laut Artikel 291 AEUV können der Kommission mit 
einem Rechtsakt Durchführungsbefugnisse übertragen werden, 
wenn es einheitlicher Bedingungen für die Durchführung der 
verbindlichen Rechtsakte der Union bedarf. 

2.3 Zweck des Kommissionsvorschlags ist es, der 
Kommission in bestimmten Angelegenheiten bei Gesetz­
gebungsakten die Befugnis zum Erlass von delegierten Rechts­
akten (Artikel 290 AEUV) oder Durchführungsrechtsakten 
(Artikel 291 AEUV) zu übertragen. Die delegierten Befugnisse 
der Kommission in einzelnen Angelegenheiten werden in einer 
Grundverordnung geregelt. Beim Erlass delegierter Rechtsakte 
hört die Kommission die Sachverständigen der Mitgliedstaaten,
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das Komitologieverfahren kommt jedoch hierbei nicht zur An­
wendung. Durchführungsrechtsakte erlässt die Kommission im 
Rahmen des Komitologieverfahrens, was den Sachverständigen 
aus den Mitgliedstaaten die Möglichkeit zu Kommentaren und 
zur formellen Abstimmung über die vorgeschlagene Rechtsakte 
gibt. 

2.4 Mit ihrem Vorschlag beabsichtigt die Europäische Kom­
mission eine Vereinfachung im Wege der Aufhebung zweier 
Ratsverordnungen. Die Bestimmungen dieser Verordnungen sol­
len in die vorgeschlagene Verordnung überführt werden. Gleich­
zeitig ist beabsichtigt, die Verwaltungslast der Mitgliedstaaten 
durch Vereinfachung des Einziehungsverfahrens zu senken. 

3. Besondere Bemerkungen 

3.1 In der Agrarpolitik hat die Kommission traditionell um­
fassende Befugnisse. Die Kommission schlägt nun vor, die Be­
stimmungen über die Kontrolle und Verwaltung sowie die spezi­
fischen Pflichten als sogenannte delegierte Rechtsakte zu erlas­
sen. Bereits bei den derzeitigen Agrarsubventionen waren zeit­
weilig Schwierigkeiten hinsichtlich der Auslegung und einzel­
staatlichen Anwendung der Zahlungs-, Buchführungs- und Kon­
trollmodalitäten zu beobachten. Es fragt sich daher, ob dele­
gierte Rechtsakte bessere Handlungsvoraussetzungen für die 
Mittelverwaltung schaffen. Zudem besteht die Gefahr, dass die 

Einführung delegierter Rechtsakte für die Mitgliedstaaten zusätz­
liche Kosten bei der Verwaltung und Kontrolle der Agrarsub­
ventionen mit sich bringt. 

3.2 Der Vorschlag der Kommission enthält mehr als ein 
Dutzend Vorschläge zur Übertragung von Befugnissen für den 
Erlass von delegierten Rechtsakten. Diese Befugnisse betreffen 
unter anderem die Pflichten der Zahlstellen und das Verfahren 
zur Zulassung, die Benennung der bescheinigenden Stelle, die 
ordnungsgemäße Verwaltung der Mittel sowie die Veröffent­
lichung der Informationen über Agrarsubventionen. Viele Fra­
gen stellen sich in Bezug darauf, wie die delegierten Befugnisse 
genau aussehen und wie weit die Befugnisse der Kommission 
reichen. Die vorgeschlagenen Befugnisse erscheinen zu weitrei­
chend und zu allgemein. 

3.3 Insbesondere sollten die Pflichten der bescheinigenden 
Stellen genauer formuliert werden, da der Vorschlag nicht 
gleichbedeutend mit der Ausweitung ihrer Aufgaben sein darf. 

3.4 Im Vorschlag sind ferner mehrere Punkte enthalten, die 
die Befugnis zum Erlass von Durchführungsrechtsakten betref­
fen. Diese Vorschläge beziehen sich auf die Einhaltung der Fi­
nanzdisziplin, Bestimmungen für die Übermittlung von Infor­
mationen an die Kommission sowie Rechnungsprüfung und 
Rechnungsabschluss. Der Zweck dieser Befugnisse scheint besser 
definiert als bei den delegierten Rechtsakten. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 485/2008 des Rates über die von den Mitgliedstaaten vorzunehmende Prüfung der 
Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzierungssystems des Europäischen Garantiefonds für die 

Landwirtschaft sind“ 

KOM(2010) 761 endg. — 2010/0366 (COD) 

(2011/C 218/26) 

Alleinberichterstatter: Nikolaos LIOLIOS 

Der Rat und das Europäische Parlament beschlossen am 1. Februar bzw. 18. Januar 2011, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß Artikel 42, Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 304 AEUV um 
Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 485/2008 des Rates über die von den Mitgliedstaaten vorzunehmende Prüfung der Maßnahmen, die Bestandteil 
des Finanzierungssystems des Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft sind“ 

KOM(2010) 761 endg. — 2010/0366 (COD). 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz nahm 
ihre Stellungnahme am 6. April 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
149 gegen 3 Stimmen bei 13 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Um die Verordnung (EG) Nr. 485/2008 des Rates über 
die von den Mitgliedstaaten vorzunehmende Prüfung der Maß­
nahmen, die Bestandteil des Finanzierungssystems des Europäi­
schen Garantiefonds für die Landwirtschaft sind, an den Vertrag 
von Lissabon anzugleichen, wird vorgeschlagen, die in der Ver­
ordnung (EG) Nr. 485/2008 des Rates vorgesehenen Durchfüh­
rungsbefugnisse der Kommission an die mit den Artikeln 290 
und 291 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) eingeführte Unterscheidung zwischen delegierten 
Befugnissen und Durchführungsbefugnissen der Kommission 
anzupassen. 

1.2 Der EWSA spricht sich für Konsultationsverfahren mit 
den Interessengruppen und die Einholung und Nutzung von 
Expertenwissen für den Erlass der Rechtsakte der Europäischen 
Union aus. 

1.3 In Bezug auf die Anpassung der Verordnung 
Nr. 485/2008 an Artikel 290 AEUV ist der EWSA der Ansicht, 
dass der Vorschlag der Kommission die wesentlichen Kriterien 
der Befugnisübertragung nach Artikel 290 Ziffer 1 Absatz 2 
AEUV erfüllt. In dem Vorschlag der Kommission bezüglich 
des neuen Inhalts von Artikel 1 Ziffer 2 Absatz 2 der vor­
geschlagenen Verordnung werden Ziele, Inhalt und Geltungs­
bereich der Befugnisübertragung ausdrücklich festgelegt. 

1.4 Der EWSA ist jedoch nicht der Meinung, dass die Kom­
mission die zeitlichen Beschränkungen der Befugnisübertragung 
nach Artikel 290 Ziffer 1 Absatz 2 AEUV einhält. Der in 
Artikel 13a der neuen Verordnung enthaltene Vorschlag der 
Kommission, nach dem der Kommission die Befugnisse zum 

Erlass delegierter Rechtsakte für eine unbestimmte Dauer über­
tragen werden, geht über das hinaus, was der Gesetzgeber als 
ausdrückliche Beschränkung der Dauer der Befugnisübertragung 
vorgesehen hat, steht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
entgegen und wirft Fragen bezüglich des Grundsatzes der Recht­
mäßigkeit auf. Der EWSA ist der Ansicht, dass die Dauer der 
Befugnisübertragung an die Kommission auf einen ganz be­
stimmten Zeitraum begrenzt werden muss. 

1.5 Der EWSA ist mit der Kürzung der Frist, innerhalb derer 
das Europäische Parlament und der Rat Einwände gegen den 
delegierten Rechtsakt erheben können, von drei Monaten in 
der bisherigen Regelung auf zwei Monate einverstanden, sofern 
diese Frist um zwei Monate verlängert werden kann. 

1.6 Der EWSA äußert einen gewissen Vorbehalt bezüglich 
der Bestimmungen über die Durchführungsbefugnisse der Kom­
mission, wie diese im vorgeschlagenen Artikel 13d 
enthalten sind. Dieser Artikel verweist auf die Verordnung 
Nr. 1290/2005 ( 1 ), die derzeit geändert wird ( 2 ). Der Inhalt der 
geänderten Verordnung Nr. 1290/2005 ist trotz seiner außer­
ordentlichen Bedeutung für die Verordnung Nr. 485/2008 un­
bekannt ( 3 ). Da jedoch der entsprechende Artikel der geänderten 
Verordnung Nr. 1290/2005 seinerseits auf das neue Komitolo­
gieverfahren verweist, wie es in der neuen Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln
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( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. L 209 vom 
11.8.2005, S. 1). 

( 2 ) Vorschlag zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des 
Rates über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 165/94 und Nr. 78/2008 des 
Rates, KOM(2010) 745 endg. 

( 3 ) Siehe Ziffer 4.2.



und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrneh­
mung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kon­
trollieren ( 4 ), vorgesehen ist, und die bisherige Regelung durch 
dieses neue Verfahren vereinfacht wird, verursacht der vor­
geschlagene neue Artikel 13d nach Ansicht des EWSA keine 
Umsetzungsprobleme. 

2. Gegenstand der Stellungnahme 

2.1 In dem Vorschlag zur Änderung der betreffenden Ver­
ordnung vertritt die Kommission die Ansicht, dass die Durch­
führungsbefugnisse der Kommission in der Verordnung (EG) 
Nr. 485/2008 des Rates an die Unterscheidung zwischen dele­
gierten Befugnissen und Durchführungsbefugnissen der Kom­
mission angepasst werden müssen, die mit Artikel 290 und 
291 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) eingeführt wurde. 

2.2 Der neue Artikel 291 AEUV beruht auf den früheren 
Artikeln 202 Absatz 3 und 211 Absatz 4 des Vertrags über 
die Europäische Union, mit denen der Kommission bzw. - unter 
bestimmten Bedingungen - dem Rat Befugnisse zur Wahrneh­
mung von Durchführungsbefugnissen übertragen werden. In 
Artikel 290 AEUV hingegen wird die neue Befugnis für die 
Kommission eingeführt, Rechtsakte ohne Gesetzescharakter 
mit allgemeiner Geltung zur Ergänzung oder Änderung be­
stimmter nicht wesentlicher Vorschriften zu erlassen. 
Artikel 291 AEUV regelt die Wahrnehmung der Durchführungs­
befugnisse durch die Kommission bzw. in besonderen Fällen 
durch den Rat. 

2.3 Die Anpassung der Verordnung Nr. 485/2008 an 
Artikel 290 AEUV wird insbesondere im neuen Artikel 1 Ab­
satz 2 sowie in den neuen Artikeln 13a, 13b und 13c des 
Kommissionsvorschlags vorgenommen. Die Angleichung an 
Artikel 291 AEUV erfolgt insbesondere im neuen Artikel 13d 
der vorgeschlagenen Verordnung. 

3. Allgemeine Bemerkungen 

3.1 Der EWSA spricht sich für Konsultationsverfahren mit 
den Interessengruppen und die Einholung und Nutzung von 
Expertenwissen für den Erlass der Rechtsakte der Europäischen 
Union aus. Nach Ansicht des EWSA sind diese Prozesse für den 
vorliegenden Vorschlag zur Anpassung der Verordnung 
Nr. 485/2008 an den Vertrag von Lissabon von besonderer 
Bedeutung, weil die einer Vereinfachung dienenden Änderungen 
nicht von begrenztem Geltungsbereich und rein technischer Art 
sind. Sie betreffen den Bereich der Landwirtschaft, der in die 
geteilte Zuständigkeit (Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d AEUV) 
und unter die Bedingungen des Artikel 43 AEUV fällt und daher 
ein besonders sensibler Bereich ist. 

3.2 Bezüglich der Anpassung der in der Verordnung 
Nr. 485/2006 vorgesehenen Durchführungsbefugnisse der Kom­
mission an die Unterscheidung zwischen delegierten Befugnissen 
und Durchführungsbefugnissen muss zwischen den „quasi-legis­
lativen“ Rechtsakten von Artikel 290 AEUV und den Durch­
führungsrechtsakten von Artikel 291 AEUV unterschieden wer­

den. Die Kommission weist in ihrer Mitteilung über die Umset­
zung von Artikel 290 AEUV ( 5 ) darauf hin, dass der Gesetzgeber 
der Kommission aus Gründen der Effizienz die Befugnis über­
trägt, delegierte Rechtsakte zu erlassen. Auf diese Weise ermög­
licht er der Kommission eine Ergänzung oder Änderung der 
Arbeit des Gesetzgebers. Eine solche Befugnisübertragung ist 
stets fakultativ und muss die im Vertrag verankerten Bedingun­
gen erfüllen. In Artikel 291 AEUV wird die Kommission hin­
gegen ermächtigt, Durchführungsrechtsakte, nicht jedoch Ge­
setzgebungsakte zu erlassen. Die Durchführung und Umsetzung 
der verbindlichen Rechtsakte der Union obliegt den Mitglied­
staaten (gemäß Artikel 291 Absatz 1 AEUV in Verbindung 
mit Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union 
(EUV)), und sie üben bei der Durchführung und Umsetzung der 
verbindlichen Rechtsakte der Union daher ihre eigene Zustän­
digkeit und nicht die der EU aus. Diese Befugnis der Mitglied­
staaten kann daher nur dann beschränkt werden, wenn es für 
die Durchführung der verbindlichen Rechtsakte der Union ein­
heitlicher Bedingungen bedarf. Nur dann muss die Kommission 
ihre Durchführungsbefugnis gemäß Artikel 291 AEUV wahr­
nehmen. Die Befugnis ist in diesem Fall obligatorisch ( 6 ). 

3.3 Überträgt der Gesetzgeber der Kommission die Befugnis 
zum Erlass delegierter Rechtsakte, muss er bei jedem Rechtsakt 
den Geltungsbereich der Ausübung dieser Befugnis festlegen. 
Artikel 290 Ziffer 1 Absatz 2 AEUV verlangt vom Gesetzgeber, 
Ziele, Inhalt, Geltungsbereich und Dauer der Befugnisübertra­
gung ausdrücklich festzulegen. Somit wird die Befugnisübertra­
gung an zwei Arten von Beschränkungen gebunden: inhaltliche 
und zeitliche ( 7 ). 

3.4 Es muss somit geprüft werden, ob der Gesetzgeber in der 
vorliegenden Verordnung die vorgesehenen inhaltlichen und 
zeitlichen Beschränkungen einhält. 

3.5 Die zeitlichen Beschränkungen der Befugnisübertragung 
sind in Artikel 1 Absatz 2 der vorgeschlagenen Verordnung 
festgeschrieben und betreffen die Erstellung einer Liste der Maß­
nahmen, die sich naturgemäß nicht für Ex-post-Kontrollen 
durch Prüfung der Geschäftsunterlagen eignen und auf die die 
vorliegende Verordnung keine Anwendung findet. 

3.6 Die konkrete Befugnisübertragung ist wirklich klar und 
deutlich abgegrenzt. Sie steht Artikel 290 AEUV nicht entgegen, 
da sie sich praktisch auf nicht wesentliche Vorschriften des 
Gesetzgebungsakts bezieht und Ziele, Inhalt und Geltungs­
bereich der Befugnisübertragung hinreichend definiert sind. 

3.7 In Bezug auf die zeitliche Beschränkung der Befugnis­
übertragung schlägt die Kommission in Artikel 13a des Verord­
nungsvorschlags vor, der Kommission die Befugnisse zum Erlass 
delegierter Rechtsakte im Sinne der vorliegenden Verordnung 
für eine unbestimmte Dauer zu übertragen. Dieser Vorschlag 
der Kommission steht grundsätzlich im Widerspruch zu 
Artikel 290 Ziffer 1 Absatz 2 AEUV, in dem es heißt, dass in 
den betreffenden Gesetzgebungsakten u.a. die Dauer der Befug­
nisübertragung ausdrücklich festgelegt wird.
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( 4 ) ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. Diese Verordnung hebt den Be­
schluss des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungs­
befugnisse auf (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23). 

( 5 ) KOM(2009) 673 endg. 
( 6 ) KOM(2009) 673 endg., S. 3 ff. 
( 7 ) Dies wird auch von der Kommission anerkannt: KOM(2009) 673 

endg., S. 5 ff.



3.8 Die Begründung dieses Vorschlags, wie sie aus der Mit­
teilung der Kommmission über die Umsetzung von Artikel 290 
AEUV ( 8 ) hervorgeht, lautet folgendermaßen: Mit der Forderung 
nach einer ausdrücklichen Beschränkung der Dauer der Befug­
nisübertragung durch den Gesetzgeber wird „nicht die Auf­
nahme einer so genannten Auslaufklausel (‚Sunset-Clause‘) fest­
geschrieben, die - wenn sie in einen Gesetzgebungsakt eingefügt 
wird - die Befugnisübertragung an die Kommission automatisch 
befristet und sie praktisch dazu verpflichtet, nach Ablauf der 
vom Gesetzgeber festgesetzten Frist einen neuen Legislativvor­
schlag zu unterbreiten. Artikel 290 verlangt vor allem, dass die 
Übertragung von Befugnissen klar und transparent gehandhabt 
wird, sieht aber nicht vor, dass der Kommission strikte Fristen 
auferlegt werden“. Deshalb sollte die Befugnisübertragung nach 
Ansicht der Kommission grundsätzlich unbefristet sein. Zur wei­
teren Untermauerung dieser Sichtweise erinnert die Kommission 
daran, dass das Europäische Parlament oder der Rat gemäß 
Artikel 290 Absatz 2 Buchstabe a AEUV die Befugnisübertra­
gung widerrufen können: „In rechtlicher Hinsicht hat ein Wi­
derruf die gleiche Wirkung wie eine Auslaufklausel, d.h. beide 
beenden eine Befugnisübertragung an die Kommission, wenn 
dies mit Blick auf die spätere Unterbreitung eines Legislativvor­
schlags nützlich und notwendig erscheint. In anderen Worten, 
möchte der Gesetzgeber in bestimmten Bereichen vermeiden, 
dass sich eine Befugnisübertragung in ein fortwährendes Mandat 
verwandelt, kann er sich ein Widerrufsrecht vorbehalten, das im 
Übrigen eine flexiblere Handhabung ermöglicht als eine auto­
matische Auslaufklausel.“ 

3.9 Der Anhang der Kommissionsmitteilung enthält Muster 
für die Anwendung des neuen Vertragsartikels. Zum zeitlichen 
Rahmen der Befugnisübertragung schlägt die Kommission ent­
weder eine unbestimmte Dauer oder die Festlegung einer Gültig­
keitsdauer vor, die automatisch um einen Zeitraum von gleicher 
Dauer verlängert wird, es sei denn, sie wird vom Europäischen 
Parlament oder vom Rat widerrufen ( 9 ). 

3.10 Die unbefristete Befugnisübertragung an die Kommis­
sion zum Erlass delegierter Rechtsakte stellt jedenfalls keine 
eindeutige Beschränkung der Dauer der Befugnisübertragung 
dar. Im Vertrag wird ausdrücklich eine eindeutige Beschränkung 
der Dauer der Befugnisübertragung verlangt, so dass der Gesetz­
geber die Kommission regelmäßig und wirksam kontrollieren 
kann. Das in Artikel 290 Ziffer 2 Absatz 1 AUEV vorgesehene 
Recht auf Widerruf der Befugnisübertragung durch den Rat oder 
das Europäische Parlament kann kein Ersatz für die vom Gesetz­
geber vorgesehene ausdrückliche Beschränkung der Dauer der 
Befugnisübertragung sein. Das Widerrufsrecht ist eine zusätzli­
che Sicherheitsvorkehrung, damit die Rechte des Gesetzgebers 
nicht verletzt werden. Die unbefristete Übertragung von Befug­
nissen an die Kommission geht über die in Artikel 290 AEUV 
vorgesehenen zeitlichen Beschränkungen der Befugnisübertra­
gung hinaus und überschreitet die Zuständigkeit der Kommis­
sion. 

3.11 Gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d AEUV fällt der 
Bereich der Landwirtschaft im Übrigen in die geteilte 
Zuständigkeit der Union. Dies bedeutet, dass bei einer Recht­
setzungsinitiative der Union das Subsidiaritätsprinzip eingehal­
ten werden muss (Artikel 5 Absatz 3 EUV). Die vorliegende 
geänderte Verordnung bezieht sich auf Kontrollen, Amtshilfe 

und Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission im Zusammenhang mit den Maßnahmen, die Be­
standteil des Finanzierungssystems des Europäischen Garantie­
fonds für die Landwirtschaft sind. Die Notwendigkeit eines ein­
heitlichen europäischen Vorgehens in diesem Bereich rechtfertigt 
den Erlass einer Verordnung durch die Union. Nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (Artikel 5 Absatz 4 EUV) 
dürfen die Maßnahmen der Union inhaltlich wie formal das 
zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß nicht 
übersteigen. Die unbefristete Befugnisübertragung an die Kom­
mission zum Erlass delegierter Rechtsakte geht jedoch über die 
geforderte beschränkte Dauer der Befugnisübertragung zum 
Zweck der ordentlichen und wirksamen Kontrolle der Kommis­
sion beim Erlass „quasi-legislativer“ Rechtsakte hinaus. Daher 
stellt dies eine Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismäßig­
keit und im weiteren Sinne des Subsidiaritätsprinzips dar 
und könnte eine Anrufung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union aufgrund einer Verletzung des Subsidiaritätsprinzips ge­
mäß Artikel 8 des Protokolls über die Anwendung der Grund­
sätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit (Nr. 2) 
begründen ( 10 ). 

3.12 Die Befugnisübertragung an die Kommission zum Erlass 
delegierter Rechtsakte berührt den Fragenkomplex der Gewal­
tenteilung. Während die zuständigen Rechtsetzungsorgane der 
Europäischen Union das Europäische Parlament und der Rat 
sind, wird der Kommission, dem Exekutivorgan, in Ausnahme­
fällen der Erlass „quasi-legislativer“ Rechtsakte übertragen. Unter 
dem Blickwinkel der hier ins Spiel kommenden Aspekte der 
grundlegenden demokratischen Legitimation ist die vom Gesetz­
geber vorgesehene ausdrückliche Beschränkung von Zielen, In­
halt und Umfang der Befugnisübertragung einzuhalten. Da im 
Übrigen für Artikel 290 AEUV entsprechend Artikel 291 Absatz 
3 AEUV eine Regelung zur Kontrolle der delegierten Rechtsakte 
der Kommission vorgesehen ist, muss das Kontrollrecht des 
Rates und des Europäischen Parlaments unangetastet bleiben. 

3.13 Der Alternativvorschlag der Kommission, die Befugnis­
übertragung an die Kommission automatisch zu verlängern, 
wäre ein ebenso großer Verstoß gegen das EU-Primärrecht wie 
die unbestimmte Dauer der Befugnisübertragung. 

3.14 Folglich stellt die unbefristete Befugnisübertragung an 
die Kommission zum Erlass delegierter Rechtsakte keine ord­
nungsgemäße Anpassung an Artikel 290 AEUV dar. Das Recht 
auf Widerruf der Befugnisübertragung durch das Europäische 
Parlament oder den Rat kann nicht die Existenzberechtigung 
der ausdrücklich begrenzten Dauer der Befugnisübertragung er­
setzen, d.h. die ordentliche und wirksame Kontrolle der „quasi- 
legislativen“ Rechtsakte der Kommission durch den Gesetzgeber. 
Die Kommission übt beim Erlass delegierter Rechtsakte keine 
eigene Zuständigkeit, sondern die Legislativgewalt aus. Das 
Recht des zuständigen Organs, d.h. des Gesetzgebers, eine or­
dentliche und wirksame Kontrolle der Kommission auszuüben, 
darf nicht beschränkt werden. Im Hinblick darauf, dass der 
Bereich der Landwirtschaft in die geteilte Zuständigkeit der 
Union fällt und somit jeder Gesetzgebungsakt der Kommission 
mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit in Einklang stehen muss, ist der Vorschlag der 
Kommission zur unbefristeten Befugnisübertragung auf die 
Kommission zum Erlass delegierter Rechtsakte abzulehnen.
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3.15 Die Frist von zwei Monaten ab dem Zeitpunkt der 
Mitteilung, die im neuen Artikel 13c der vorgeschlagenen Ver­
ordnung für die Erhebung von Einwänden durch das Europäi­
sche Parlament und den Rat festgelegt wird, ist eine Beschrän­
kung der bisher geltenden Frist von drei Monaten. Im Interesse 
der Beschleunigung und Wirksamkeit des Verfahrens stellt sich 
der EWSA nicht gegen die Kürzung dieser Frist, sofern sie um 
zwei Monate verlängert werden kann. 

3.16 Artikel 13d der vorgeschlagenen Verordnung betrifft 
die Umsetzung des Artikels 291 AEUV und steht mit dessen 
Inhalt im Einklang. Des Weiteren greift hier auch die neue 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der all­
gemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaa­
ten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren ( 11 ), mit der das bisherige Komitolo­
gieverfahren durch die Einführung von nur zwei Verfahren, des 
Beratungsverfahrens und des Prüfverfahrens, vereinfacht wird. 

4. Besondere Bemerkungen 

4.1 Es ist darauf hinzuweisen, dass der EWSA aufgefordert 
wird, zu Aspekten Stellung zu nehmen, deren konkrete 

Ausgestaltung noch nicht abgeschlossen ist. So wird beispiels­
weise in Erwägungsgrund 4 des Kommissionsvorschlag auf 
Artikel 41d Absatz 1 und in Artikel 13d auf Artikel 42d Absatz 
2 der Verordnung Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
verwiesen ( 12 ). In dieser Verordnung ist jedoch weder ein 
Artikel 41d noch ein Artikel 42d enthalten. 

4.2 Die Kommission hat einen Vorschlag zur Änderung die­
ser Verordnung vorgelegt ( 13 ), obwohl das Verfahren zu deren 
Verabschiedung noch gar nicht abgeschlossen ist. Der Vorschlag 
der Kommission ist vom Rat der Europäischen und vom Euro­
päischen Parlament noch nicht angenommen worden. Selbst 
wenn er angenommen wird, werden die Artikel 41d und 42d 
auf den neuen Inhalt der Verordnung Nr. 1290/2005 verweisen, 
der eine neue Nummerierung haben wird. Überdies wird gemäß 
Artikel 1 Ziffer 26 des Kommissionsvorschlags Artikel 41 ge­
strichen, und ein Artikel 41d ist nicht vorgesehen. Es verwun­
dert daher, dass die Kommission das Verfahren zur Änderung 
der Verordnung Nr. 485/2008 vorantreibt, obwohl der grund­
legende Inhalt ihres Vorschlags, d.h. die Verordnung 
Nr. 1290/2005, im Grunde unbekannt ist. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 11 ) ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. Diese Verordnung hebt den 
Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda­
litäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durch­
führungsbefugnisse auf (ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23). 

( 12 ) ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1. 
( 13 ) Vorschlag zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des 

Rates über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 165/94 und Nr. 78/2008 
des Rates, KOM(2010) 745 endg.



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Angriffe auf Informationssysteme und 

zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2005/222/JI des Rates“ 

KOM(2010) 517 endg. — 2010/0273 (COD) 

(2011/C 218/27) 

Hauptberichterstatter: Peter MORGAN 

Der Rat beschloss am 20. Januar 2011, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss gemäß 
Artikel 114 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Angriffe auf Informationssysteme und 
zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2005/222/JI des Rates“ 

KOM(2010) 517 endg. — 2010/0273 (COD). 

Das Präsidium beauftragte die Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft am 
15. Februar 2011 mit der Ausarbeitung dieser Stellungnahme. 

Angesichts der Dringlichkeit der Arbeiten (Artikel 59 der Geschäftsordnung) bestellte der Ausschuss auf 
seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) Peter MORGAN zum Hauptberichterstatter 
und verabschiedete mit 173 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 7 Stimmenthaltungen folgende Stellung­
nahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss be­
grüßt den Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über Angriffe auf Infor­
mationssysteme. Der Ausschuss teilt die ernste Besorgnis der 
Kommission angesichts des Ausmaßes von Cyberkriminalität 
in Europa und der davon ausgehenden wachsenden reellen 
und potenziellen Bedrohung für die Wirtschaft und das Wohl­
ergehen der Bürger. 

1.2 Der Ausschuss findet es ebenso bedauerlich wie die 
Kommission, dass bisher nur 17 der 27 Mitgliedstaaten das 
Übereinkommen des Europarats über Computerkriminalität ( 1 ) 
ratifiziert haben. Er fordert die übrigen Mitgliedstaaten ( 2 ) (na­
mentlich Österreich, Belgien, Tschechische Republik, Griechen­
land, Irland, Luxemburg, Malta, Polen, Schweden, Vereinigtes 
Königreich) auf, diese Ratifizierung baldmöglichst nachzuholen. 

1.3 Der Ausschuss stimmt mit der Kommission darin über­
ein, dass eine Richtlinie dringend erforderlich ist, um die Defi­
nitionen der Straftatbestände im Zusammenhang mit Angriffen 
auf Informationssysteme zu aktualisieren und um die Koordinie­
rung und Zusammenarbeit der europäischen Strafjustiz zu ver­
bessern, damit dieses kritische Problem effektiv bewältigt wer­
den kann. 

1.4 Angesichts der akuten Notwendigkeit, mit Hilfe von 
Rechtsetzungsmaßnahmen gezielt gegen Angriffe auf Informati­
onssysteme vorzugehen, hat die Kommission sich zu Recht für 
eine problemspezifische Richtlinie entschieden, die durch nicht­
legislative Maßnahmen flankiert wird. 

1.5 Der Ausschuss hat sich bereits in einer früheren Stellung­
nahme ( 3 ) dafür ausgesprochen, dass die Kommission parallel 
dazu einen umfassenden EU-Rechtsrahmen zum Schutz vor Cy­
berkriminalität entwirft. Ein solcher umfassender Rahmen ist 
unerlässlich für den Erfolg der Digitalen Agenda und der Stra­
tegie Europa 2020 ( 4 ). In einem derartigen Rahmen sollten die 
Aspekte Vorbeugung, Erkennung und Schulung ebenso wie 
Strafverfolgung und Strafmaß behandelt werden. 

1.6 Nach Meinung des Ausschusses sollte die Kommission zu 
gegebener Zeit Vorschläge für einen umfassenden Rahmen zur 
Bewältigung des allgemeinen Problems der Internetsicherheit 
vorlegen. In zehn Jahren wird der Großteil der Bevölkerung 
das Internet nutzen und das Wirtschafts- und Gesellschaftsleben 
in großem Maße auf das Internet angewiesen sein. Dann reicht 
das derzeitige zwanglose und strukturlose Konzept für die In­
ternetnutzung keinesfalls mehr aus, zumal der wirtschaftliche 
Wert dieser Tätigkeit unberechenbar sein wird. Dies wirft zahl­
reiche Fragen auf, auch in Verbindung mit anderen Herausfor­
derungen wie Schutz personenbezogener Daten und Schutz der 
Privatsphäre sowie Cyberkriminalität. Die Luftverkehrssicherheit 
wird von einer zentralen Behörde sichergestellt, die Normen für 
Flugzeuge, Flughäfen und Luftfahrtunternehmen festlegt. Es ist 
an der Zeit, eine vergleichbare Behörde für die Entwicklung von 
Normen für die Sicherheit von Endgeräten (PC, Tablet-PC, 
Smartphones), Netzwerken, Websites und Daten zu schaffen. 
Die physikalischen Interneteinstellungen sind ein Schlüsselfaktor 
für die Bekämpfung der Cyberkriminalität. Die EU braucht all­
mählich eine für das Internet zuständige Regulierungsbehörde. 

1.7 Im Mittelpunkt der Richtlinie stehen die Definition von 
Straftatbeständen und die Androhung von Sanktionen. Der Aus­
schuss fordert, dass der Vorbeugung durch bessere Sicherheits­
maßnahmen ebensoviel Aufmerksamkeit gewidmet wird. Die
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( 1 ) Übereinkommen des Europarats über Computerkriminalität, Buda­
pest 23.11.2001, SEV-Nr. 185. 
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( 3 ) EWSA-Stellungnahme „Eine Strategie für eine sichere Informationsgesell­
schaft“, ABl. C 97 vom 28.4.2007, S. 21. 

( 4 ) KOM(2010) 245 endg., KOM(2010) 2020 endg.
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Gerätehersteller sollten Normen für die Herstellung fehlbedie­
nungssicherer Geräte erfüllen. Es ist unannehmbar, dass die 
Sicherheit der Geräte und somit der Netzwerke von der Laune 
ihres Besitzers abhängt. Daher sollte die Einführung eines euro­
paweiten elektronischen Identifikationssystems erwogen werden; 
bei dessen Entwicklung muss allerdings sorgsam darauf geachtet 
werden, dass es den Schutz der Privatsphäre nicht beeinträchtigt. 
Die Sicherheitsmöglichkeiten von IPv6 sollten ausgeschöpft wer­
den, und die Schulung der Bürger im Umgang mit der Cyber­
sicherheit von personenbezogenen Daten sollte integraler Be­
standteil sämtlicher „Computerführerscheine“ sein. Die Kommis­
sion sollte sich dabei auf frühere einschlägige Stellungnahmen 
des Ausschusses stützen ( 5 ). 

1.8 Der Ausschuss geht davon aus, dass die vorgeschlagene 
Richtlinie geeignet ist, um Angriffe auf Informationssysteme 
durch Botnetze ( 6 ) und Denial-of-Service (DoS)-Angriffe ( 7 ) zu 
bekämpfen. Sie wird auch die Behörden dabei unterstützen, 
Cyberkriminelle, die sich die weltweite Interkonnektivität der 
Netze zunutze zu machen oder mithilfe ausgeklügelter Tools 
ihre Identität zu verbergen suchen, strafrechtlich zu verfolgen. 

1.9 Der Ausschuss begrüßt die von der Richtlinie erfassten 
Straftatbestände, insbesondere die Einbeziehung des „Rechtswid­
rigen Abfangens von Daten“ und die deutliche Erklärung der 
„Tatwerkzeuge“. 

1.10 Angesichts der Bedeutung von Vertrauen und Sicherheit 
für die digitale Wirtschaft und der durch Cyberkriminalität ( 8 ) 
jährlich verursachten enormen Kosten schlägt der Ausschuss 
vor, in der Richtlinie vorzusehen, dass das Strafmaß so bemes­
sen werden sollte, dass es dem Vergehen angemessen ist und 
zudem wirklich abschreckend wirkt. In dem Richtlinienvor­
schlag werden Freiheitsstrafen von mindestens 2 bzw. bei er­
schwerenden Umständen 5 Jahren vorgesehen. Der Ausschuss 
regt ein nach Schwere des Vergehens gestaffeltes Strafmaß an. 

1.11 Der Ausschuss schlägt vor, die Gelegenheit zu nutzen 
und durch schärfere Strafen eine klare Botschaft an die Cyber­
kriminellen einerseits und die der Rückversicherung bedürfen­
den Bürger andererseits zu richten. Im Vereinigten Königreich ( 9 ) 
beispielsweise werden Großangriffe auf Informationssysteme mit 
bis zu 10 Jahren Freiheitsentzug bestraft, in Estland wurde das 
Strafmaß für terroristisch motivierte Großangriffe auf bis zu 25 
Jahre hochgesetzt ( 10 ). 

1.12 Der Ausschuss begrüßt den Vorschlag der Kommission, 
die Richtlinie durch nichtlegislative Maßnahmen zu flankieren, 
um die Koordinierung auf EU-Ebene zu verbessern und die 
Umsetzung zu erleichtern. Er betont, dass diese Koordinierung 
auf eine enge Zusammenarbeit mit sämtlichen EFTA- und 
NATO-Ländern ausgeweitet werden muss. 

1.13 Der Ausschuss befürwortet nachdrücklich die vorgese­
henen Schulungsprogramme und den vorgeschlagenen Aus­
tausch bewährter Verfahren, mit denen die Wirksamkeit des 
bestehenden rund um die Uhr erreichbaren Kontaktnetzes der 
Strafverfolgungsbehörden gesteigert werden soll. 

1.14 Der Ausschuss empfiehlt der Kommission, neben den 
nichtlegislativen Maßnahmen FuE-Mittel insbesondere auf die 
Entwicklung von Früherkennungs- und Reaktionssystemen zur 
Bekämpfung von Angriffen auf Informationssysteme auszurich­
ten. Die derzeit verfügbaren Cloud Computing ( 11 )- und Grid 
Computing ( 12 )-Technologien sind geeignet, Europa einen bes­
seren Schutz vor vielen Gefahren zu bieten. 

1.15 Der Ausschuss schlägt vor, neben der Strafverfolgung 
über ENISA ein spezifisches Fortbildungsprogramm für die Stär­
kung der europäischen IKT-Sicherheitsindustrie zu finanzie­
ren ( 13 ). 

1.16 Der Ausschuss bekräftigt, dass es zur Stärkung des eu­
ropäischen Abwehrpotenzials gegenüber Cyberangriffen wichtig 
ist, eine Europäische öffentlich-private Partnerschaft für Robust­
heit (EÖPPR) einzurichten und sie mit den Arbeiten der Euro­
päischen Agentur für Netz- und Informationssicherheit (ENISA) 
und der europäischen EGC-Gruppe zu verbinden.
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( 6 ) Der Ausdruck „Botnetz“ bezeichnet ein Computernetz, das mit einer 
Schadsoftware (Computervirus) infiziert wurde. Ein solches Netzwerk 
aus infizierten Computern („Zombies“) kann ferngesteuert bestimmte 
Handlungen ausführen beispielsweise Informationssysteme angreifen 
(Cyberangriffe). Diese „Zombies“ können von einem anderen Com­
puter gesteuert werden – häufig ohne Wissen der Nutzer dieser 
infizierten Computer. Es ist sehr schwierig, diesen Tätern auf die 
Spur zu kommen, da sich das Botnetz, das die Attacke ausführt, 
an einem anderen Ort befinden kann als die Täter. 

( 7 ) Denial-of-Service (DoS)-Attacken machen durch außerordentliche 
Überbelastung einen IT-Dienst (bspw. eine Website oder einen In­
ternetdienst) unbenutzbar. Der betreffende Server oder Dienst wird 
für die Nutzer als nicht erreichbar bzw. nicht verfügbar angezeigt. 
Durch eine solche Attacke können bspw. Online-Bezahlungssysteme 
funktionsunfähig gemacht werden und den Nutzern Verluste ver­
ursachen. 

( 8 ) Einer dem Weltwirtschaftsforum 2009 vorgelegten Studie zufolge 
beliefen sich die durch Cyberkriminalität weltweit verursachten Kos­
ten auf über eine Billion US-Dollar, Tendenz rasch steigend. Siehe 
auch Ziffer 2.5 und 2.7. 

( 9 ) http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2006/48/contents. 
( 10 ) Siehe Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen: Begleitdoku­

ment und Folgenabschätzung zu dem Vorschlag für eine Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über Angriffe auf In­
formationssysteme und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2005/222/JI des Rates (SEK(2010) 1122) (nur auf EN verfügbar). 

( 11 ) Als Cloud Computing bezeichnet man die bedarfsgerechte oder 
automatische Online-Bereitstellung von Rechnerkapazitäten. 
Cloud-Anwendungen werden den Nutzern auf einfache Weise an­
geboten, sodass sie die Dienste nutzen können, ohne verstehen zu 
müssen, wie sie bereitgestellt werden. Jeder vernetzte Nutzer in 
Europa könnte über Cloud-Plattformen auf High-Tech-Antivirus- 
und -Internetsicherheitssoftware für Endnutzer zugreifen, wodurch 
die Notwendigkeit für die Nutzer verringert wird, für ihren eigenen 
Schutz Sorge zu tragen. 

( 12 ) Grid Computing ist eine Form des verteilten Rechnens, bei der ein 
„virtueller Supercomputer“ aus einem Cluster lose gekoppelter Com­
puter erzeugt wird, um rechenintensive Probleme zu lösen (Quelle: 
Wikipedia). Grid Computing-Technologien könnten eine Plattform 
für Früherkennung und Reaktion zur Bekämpfung von Cyberangrif­
fen in Echtzeit bieten. 

( 13 ) Siehe EWSA-Stellungnahme „Neue ENISA-Verordnung“, ABl. C 107 
vom 6.4.2011, S. 58.
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1.17 Es gilt, eine starke Informationssicherheitsindustrie in 
Europa zu fördern, um mit dem Know-how der über umfang­
reiche Finanzmittel verfügenden US-amerikanischen Unterneh­
men ( 14 ) gleichzuziehen. Investitionen in Forschung, Entwick­
lung und Bildung im Bereich Cybersicherheit sollten erheblich 
erhöht werden. 

1.18 Der Ausschuss nimmt die Ausnahmeregelungen für das 
Vereinigte Königreich, Irland und Dänemark gemäß den jewei­
ligen dem AEUV beigefügten Protokollen zur Kenntnis. Nichts­
destotrotz fordert der Ausschuss diese Mitgliedstaaten auf, so­
weit wie möglich im Sinne der Richtlinie zu kooperieren, um es 
Straftätern unmöglich zu machen, Lücken im politischen Sys­
tem innerhalb der Union auszunutzen. 

2. Einleitung 

2.1 Das moderne Europa ist bei seinen Bemühungen um die 
Schaffung von Wohlstand und die Sicherung der Lebensqualität 
seiner Bürger sehr stark auf Informationssysteme angewiesen. 
Die wachsende IKT-Abhängigkeit erfordert angemessene, immer 
ausgefeiltere Sicherheitsmaßnahmen und scharfe Gesetze, um 
die Informationssysteme vor Angriffen zu schützen. 

2.2 Das Internet ist die zentrale Plattform der digitalen Ge­
sellschaft. Für die Entwicklung der digitalen Gesellschaft und der 
digitalen Wirtschaft ist es unerlässlich, Bedrohungen der Sicher­
heit von Informationssystemen auszuräumen. Das Internet ist 
der Träger des größten Teils der kritischen Informationsinfra­
strukturen Europas, die die grundlegende Informations- und 
Kommunikationsplattform für die Bereitstellung von wesentli­
chen Gütern und Diensten bieten. Angriffe auf Informations­
systeme - Regierungssysteme, Finanzsysteme, Sozialdienste und 
kritische Infrastruktursysteme wie Strom- und Wasserversor­
gung, Verkehr, Gesundheits- und Notfalldienste - sind zum vor­
dringlichen Problem geworden. 

2.3 Die Internet-Architektur beruht auf der Vernetzung von 
Millionen von Rechnern, Datenübermittlung, -verarbeitung und 
-steuerung erfolgen global. Diese verteilte Rechnerarchitektur ist 
die Grundvoraussetzung für die Stabilität und Robustheit des 
Internet, in Problemfällen werden Datenverkehrsflüsse schnell 
wiederhergestellt. Dies bedeutet jedoch auch, dass Cybergroß­
angriffe beispielsweise über Botnetze von jedwedem Hacker 
am Rande des Netzes gestartet werden können, der über ein 
Motiv und Grundkenntnisse verfügt. 

2.4 Die Entwicklungen im Bereich der Informationstechnolo­
gie haben diese Probleme weiter verschärft; es ist für Straftäter 
leichter geworden, Software (Schadprogramme ( 15 ) und Bot­
netze) zu produzieren und zu verbreiten und dabei ihre Anony­
mität zu wahren und sich dank unterschiedlicher gerichtlicher 
Zuständigkeiten der Verantwortung zu entziehen. Wegen der 
Schwierigkeiten bei der Strafverfolgung kann die organisierte 
Kriminalität relativ risikolos beträchtliche Gewinne erzielen. 

2.5 Einer dem Weltwirtschaftsforum 2009 vorgelegten Stu­
die ( 16 ) zufolge beliefen sich die durch Cyberkriminalität welt­
weit verursachten Kosten auf über eine Billion US-Dollar, Ten­
denz rasch steigend. Und in einem jüngst veröffentlichten Be­
richt ( 17 ) veranschlagt die britische Regierung die im Vereinigten 
Königreich jährlich durch Cyberkriminalität entstehenden Ver­
luste auf 27 Mrd. GBP Angesichts der hohen Kosten von Cyber­
kriminalität sind hartes Durchgreifen, entschiedene Durchset­
zung und hohe Strafen für die Täter angesagt. 

2.6 In dem Arbeitsdokument der Kommissionsdienststel­
len ( 18 ), der Begleitunterlage zu dem Richtlinienvorschlag, wird 
ausgeführt, wie organisierte Kriminalität und feindlich gesinnte 
Regierungen das zerstörerische Potenzial von Angriffen auf In­
formationssysteme in der gesamten EU zum Tragen bringen. 
Solche über Botnetze erfolgenden Angriffe können für das be­
troffene Land als solches sehr gefährlich sein und auch von 
Terroristen oder dergleichen getätigt werden, um eine Regierung 
politisch unter Druck zu setzen. 

2.7 Der Cyber-Angriff gegen Estland im April/Mai 2007 ver­
deutlicht das Problem. Der groß angelegte Angriff legte tagelang 
und in erheblichem Ausmaß kritische Informationsinfrastruktu­
ren der Regierung und des Privatsektors lahm und verursachte 
hohe wirtschaftliche – zwischen 19 und 28 Mio. EUR – und 
politische Kosten. Litauen und Georgien waren Opfer vergleich­
barer Angriffe. 

2.8 Globale Kommunikationsnetze beruhen auf einer um­
fangreichen grenzüberschreitenden Vernetzung. Es ist unerläss­
lich, dass alle 27 Mitgliedstaaten gemeinsam und einheitlich 
gegen Cyberkriminalität und insbesondere Angriffe auf Informa­
tionssysteme vorgehen. Aufgrund dieser gegenseitigen interna­
tionalen Abhängigkeit obliegt der EU die Verantwortung für 
eine integrierte Politik für den Schutz der Informationssysteme 
gegen Angriffe und die Bestrafung der Täter. 

2.9 In seiner Stellungnahme zum Thema „Eine Strategie für 
eine sichere Informationsgesellschaft“ ( 19 ) plädierte der Aus­
schuss für einen umfassenden EU-Rechtsrahmen zum Schutz 
vor Cyberkriminalität. Neben Maßnahmen gegen Cyberangriffe 
sollte eine EU-Regelung auch Finanzkriminalität mithilfe des 
Internet und illegale Internetinhalte, die Erhebung, Speicherung 
und Weitergabe elektronischer Beweismittel erfassen und detail­
liertere Zuständigkeitsvorschriften beinhalten. 

2.10 Der Ausschuss ist sich darüber im Klaren, dass die Auf­
stellung eines umfassenden Rechtsrahmens ein äußerst schwie­
riges Unterfangen ist, zumal es keinen politischen Konsens 
gibt ( 20 ) und zwischen den Mitgliedstaaten erhebliche Unter­
schiede in Bezug auf die Zulässigleit elektronischer Beweismittel 
vor Gericht bestehen. Eine solche EU-Regelung würde es jedoch
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( 14 ) Von der US-Regierung veröffentlichte Zahlen zeigen, dass die 
US-Regierung 2010 407 Mio. USD für Forschung, Entwicklung 
und Bildung im Bereich Cybersicherheit ausgegeben hat und diesen 
Betrag im Haushaltsjahr 2012 auf 548 Mio. USD aufstocken will: 
http://www.whitehouse.gov/sites/default/files/microsites/ostp/FY12- 
slides.pdf. 

( 15 ) Als Schadprogramm oder Malware (aus engl. Malicious = bösartig 
und Software) bezeichnet man Computerprogramme, die entwickelt 
wurden, um vom Benutzer unerwünschte und ggf. schädliche Funk­
tionen auszuführen. (Quelle: Wikipedia). 

( 16 ) „Unsecured Economies: Protecting Vital Information“, gemeinsame 
Studie des IT-Sicherheitsspezialisten McAfee und von Forschern der 
US-amerikanischen Purdue-Universität (Centre for Education and 
Research in Information Assurance and Security), 2009, 
http://www.cerias.purdue.edu/assets/pdf/mfe_unsec_econ_pr_rpt_ 
fnl_online_012109.pdf . 

( 17 ) http://www.cabinetoffice.gov.uk/resource-library/cost-of-cyber-crime. 
( 18 ) SEK(2010) 1122. 
( 19 ) EWSA-Stellungnahme „Eine Strategie für eine sichere Informationsgesell­

schaft“, ABl. C 97 vom 28.4.2007, S. 21 (TEN/254). 
( 20 ) SEK(2010) 1122, Folgenabschätzung zu KOM(2010) 517 endg.
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ermöglichen, die Vorteile sowohl der legislativen als auch der 
nichtlegislativen Instrumente weitestgehend auszuschöpfen, um 
die umfassende Cyberkriminalitätsproblematik in den Griff zu 
bekommen. Zusätzlich würde dem strafrechtliche Rahmen 
Rechnung getragen und gleichzeitig die strafrechtliche Zusam­
menarbeit innerhalb der Union verbessert. Der Ausschuss ap­
pelliert eindringlich an die Kommission, weiter auf einen um­
fassenden Rechtsrahmen für die Bekämpfung der Cyberkrimina­
lität hinzuarbeiten. 

2.11 Zur Bekämpfung der Cyberkriminalität sind besondere 
Fähigkeiten und Fertigkeiten vonnöten. In seiner Stellungnahme 
zur ENISA-Verordnung ( 21 ) betonte der Ausschuss die Bedeu­
tung von Fortbildungsmaßnahmen für die Mitarbeiter der Straf­
verfolgungsbehörden. Er nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die 
Kommission mit der Einrichtung einer Schulungsplattform der 
EU in Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden und 
dem Privatsektor im Hinblick auf die Bekämpfung der Internet­
kriminalität vorankommt, die sie in ihrer Mitteilung über eine 
allgemeine Politik zur Bekämpfung der Internetkriminalität ( 22 ) 
vorgeschlagen hatte. 

2.12 Zu den Interessenträgern für die Cyber-Sicherheit in der 
EU zählen auch alle Unionsbürger, deren Leben von grundlegen­
den Diensten abhängen könnte. Diese Bürger tragen ihrerseits 
die Verantwortung, ihre Internetverbindung so gut wie möglich 
gegen Angriffe zu schützen. Eine noch größere Verantwortung 
obliegt den Anbietern von Informationssystemen, auf die sich 
kritische Informationsinfrastrukturen stützen. 

2.13 Alle Interessenträger müssen angemessen über Cybersi­
cherheit informiert werden. Außerdem muss Europa über genü­
gend qualifizierte Sachverständige für Cybersicherheit verfügen. 

2.14 Es gilt, eine starke Informationssicherheitsindustrie in 
Europa zu fördern, um mit dem Know-how der über umfang­
reiche Finanzmittel verfügenden US-amerikanischen Unterneh­
men ( 23 ) gleichzuziehen. Investitionen in Forschung, Entwick­
lung und Bildung im Bereich Cybersicherheit sollten erheblich 
erhöht werden. 

3. Wesentlicher Inhalt des Richtlinienentwurfs 

3.1 Der Rahmenbeschluss 2005/222/JI des Rates vom 
24. Februar 2005 über Angriffe auf Informationssysteme ( 24 ) 
soll durch den vorliegenden Vorschlag ersetzt werden. Ziel des 
Rahmenbeschlusses war, wie es in den Erwägungsgründen heißt, 
durch Angleichung der einzelstaatlichen Strafvorschriften für 
Angriffe auf Informationssysteme die Zusammenarbeit zwischen 
den Justiz- und sonstigen zuständigen Behörden, einschließlich 
der Polizei und anderer spezialisierter Strafverfolgungsbehörden 
der Mitgliedstaaten, zu verbessern. Er führte Vorschriften für 
Straftaten wie rechtswidriger Zugang zu Informationssystemen, 

rechtswidriger Systemeingriff und rechtswidriger Dateneingriff 
ein sowie besondere Regeln für die Haftung juristischer Per­
sonen, die gerichtliche Zuständigkeit und den Informationsaus­
tausch. Die Mitgliedstaaten mussten dem Rahmenbeschluss bis 
zum 16. März 2007 nachkommen. 

3.2 Am 14. Juli 2008 gab die Kommission einen Bericht 
über die Umsetzung des Rahmenbeschlusses heraus ( 25 ). In 
den Schlussfolgerungen des Berichts heißt es: „Nach Annahme 
des RB haben in jüngster Zeit Angriffe auf Informationssysteme 
in Europa mehrere neue Gefahren verdeutlicht, insbesondere 
massive gleichzeitige Angriffe auf Informationssysteme und 
eine zunehmende kriminelle Nutzung so genannter Botnets.“ 
Diese Angriffe standen nicht im Mittelpunkt des Interesses, als 
der Rahmenbeschluss angenommen wurde. 

3.3 Dieser Vorschlag trägt den neuen Methoden der Internet­
kriminalität, insbesondere dem Einsatz von Botnetzen, Rech­
nung ( 26 ). Es ist sehr schwierig, diesen Tätern auf die Spur zu 
kommen, da sich das Botnetz, das die Attacke ausführt, an 
einem anderen Ort befinden kann als die Täter. 

3.4 Attacken eines Botnetzes sind häufig größeren Umfangs. 
Bei solchen Großangriffen handelt es sich entweder um An­
griffe, die mit einer Software ausgeführt werden, die eine Viel­
zahl von Informationssystemen (Computern) schädigt, oder um 
Angriffe, die beispielsweise eine Störung elektronischer Dienste, 
finanzielle Verluste oder Verluste persönlicher Daten verursa­
chen. Der hierdurch verursachte Schaden hat beträchtliche Aus­
wirkungen auf das Funktionieren des anvisierten Systems bzw. 
beeinträchtigt dessen Arbeitsumgebung. In diesem Zusammen­
hang ist unter einem großen Botnetz ein Netzwerk zu verste­
hen, das in der Lage ist, einen schweren Schaden zu verursa­
chen. Botnetze anhand ihrer Größe zu bestimmen, ist nicht 
einfach. Bei den größten bekannten Botnetzen wurde geschätzt, 
dass sie in einem Zeitraum von 24 Stunden 40 000 bis 
100 000 Verbindungen (d. h. infizierte Computer) umfassen ( 27 ). 

3.5 Der Rahmenbeschluss weist angesichts der zu beobach­
tenden Tendenzen, was Umfang und Anzahl der Cyberangriffe 
anbelangt, einige Unzulänglichkeiten auf. Die Harmonisierung 
beschränkt sich auf eine begrenzte Anzahl von Straftatbestän­
den, wird aber der potenziellen Bedrohung, die von groß an­
gelegten Cyberattacken auf die Gesellschaft ausgeht, nicht ge­
recht. Auch der Schwere der Straftaten und den entsprechenden 
Sanktionen wurde nicht hinreichend Rechnung getragen. 

3.6 Ziel dieser Richtlinie ist die Angleichung der einzelstaat­
lichen Strafvorschriften für Angriffe auf Informationssysteme 
sowie die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Jus­
tiz- und sonstigen zuständigen Behörden einschließlich der Po­
lizei und anderer spezialisierter Strafverfolgungsbehörden der 
Mitgliedstaaten.
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( 21 ) Siehe EWSA-Stellungnahme „Neue ENISA-Verordnung“, (ABl. C 107 
vom 6.4.2011, S. 58). 

( 22 ) „Eine allgemeine Politik zur Bekämpfung der Internetkriminalität“, 
KOM(2007) 267 endg. 

( 23 ) Von der US-Regierung veröffentlichte Zahlen zeigen, dass die 
US-Regierung 2010 407 Mio. USD für Forschung, Entwicklung 
und Bildung im Bereich Cybersicherheit ausgegeben hat und diesen 
Betrag im Haushaltsjahr 2012 auf 548 Mio. USD aufstocken will: 
http://www.whitehouse.gov/sites/default/files/microsites/ostp/FY12- 
slides.pdf. 

( 24 ) ABl. L 69 vom 16.3.2005, S. 68. 

( 25 ) Bericht der Kommission an den Rat auf der Grundlage von 
Artikel 12 des Rahmenbeschlusses des Rates vom 24. Februar 
2005 über Angriffe auf Informationssysteme, KOM(2008) 448 
endg. 

( 26 ) Siehe Fußnote 6. 
( 27 ) Zur Bestimmung der Größe eines Botnetzes wird allgemein die 

Anzahl der Verbindungen in einem 24-Stunden-Intervall herangezo­
gen.
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3.7 Angriffe auf Informationssysteme – insbesondere im 
Rahmen der organisierten Kriminalität – werden zunehmend 
zu einer Bedrohung, und es wächst die Besorgnis über mögliche 
Terroranschläge oder politisch motivierte Attacken auf Informa­
tionssysteme, die Teil der kritischen Infrastruktur der Mitglied­
staaten und der Europäischen Union sind. Hierdurch wird das 
Ziel einer sichereren Informationsgesellschaft und eines Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts gefährdet, so dass 
Gegenmaßnahmen auf Ebene der Europäischen Union erforder­
lich sind. 

3.8 Es besteht eine Tendenz zu immer gefährlicheren und 
häufigeren Großangriffen auf Informationssysteme, die für den 
Staat oder für bestimmte Funktionen im öffentlichen oder pri­
vaten Sektor unverzichtbar sind. Diese Tendenz geht einher mit 
der Entwicklung immer ausgefeilterer Instrumente, die von Kri­
minellen zu Cyberangriffen unterschiedlichster Art genutzt wer­
den können. 

3.9 Für eine einheitliche Strategie in den Mitgliedstaaten bei 
der Anwendung dieser Richtlinie sind gemeinsame Definitionen 
in diesem Bereich und insbesondere Definitionen von Informa­
tionssystemen und Computerdaten wichtig. 

3.10 Es sollten gemeinsame Straftatbestände für den rechts­
widrigen Zugang zu Informationssystemen, den rechtswidrigen 
Systemeingriff, den rechtswidrigen Eingriff in Daten und das 
rechtswidrige Abfangen von Daten festgelegt werden, wozu es 
einer Einigung über die Tatbestandsmerkmale bedarf. 

3.11 Angriffe auf Informationssysteme sollten von den Mit­
gliedstaaten unter Strafe gestellt werden. Die Sanktionen sollten 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

3.12 Durch die Richtlinie wird zwar der Rahmenbeschluss 
2005/222/JI aufgehoben, dessen Bestimmungen bleiben aber 
erhalten. Zusätzlich werden folgende neue Bestimmungen einge­
fügt: 

(a) Das Herstellen, Verkaufen, Beschaffen zwecks Gebrauchs, 
Einführen, Verbreiten oder anderweitige Verfügbarmachen 
von Vorrichtungen/Instrumenten, die zur Begehung der be­
treffenden Straftaten genutzt werden, werden unter Strafe 
gestellt. 

(b) Einführung von Bestimmungen über erschwerende Um­
stände: Als erschwerender Umstand gilt 

— der Einsatz von Botnetzen oder ähnlichen Instrumenten 
(Cyber-Großangriff) bei der Begehung von Straftaten, die 
im geltenden Rahmenbeschluss aufgeführt sind; 

— die Verschleierung der wahren Identität des Täters bei 
Cyberangriffen, wenn dadurch der rechtmäßige Identi­
tätseigentümer geschädigt wird. 

(c) Einführung des Straftatbestands „rechtswidriges Abfangen 
von Daten“. 

(d) Einführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Zusam­
menarbeit der europäischen Strafjustiz durch Ausbau des 
vorhandenen 24/7-Netzwerks ( 28 ). 

(e) Einführung einer Verpflichtung zur Bereitstellung statisti­
scher Angaben zu Cyberkriminalität, einschl. den im gelten­
den Rahmenbeschluss aufgeführten Straftatbeständen und 
dem neuen Straftatbestand „rechtswidriges Abfangen von 
Daten“. 

(f) Die Definitionen der Straftatbestände in den Artikeln 3, 
4 und 5 (rechtswidriger Eingriff in Informationssysteme, 
rechtswidriger Systemeingriff, rechtswidriger Eingriff in Da­
ten) enthalten eine Bestimmung, wonach die Mitgliedstaaten 
bei der Umsetzung in innerstaatliches Recht die Verwirk­
lichung dieser Straftatbestände zumindest dann unter Strafe 
stellen müssen, „wenn kein leichter Fall vorliegt“. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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( 28 ) Eingerichtet durch das Übereinkommen über Computerkriminalität 
und den Rahmenbeschluss 2005/222/JI über Angriffe auf Informa­
tionssysteme.



Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Rates über die Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle“ 

KOM(2010) 618 endg. 

(2011/C 218/28) 

Berichterstatter: Richard ADAMS 

Die Europäische Kommission beschloss am 1. Februar 2011, den Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschuss gemäß Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen: 

„Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle“ 

KOM(2010) 618 endg. 

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft 
nahm ihre Stellungnahme am 29. März 2011 an. 

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 471. Plenartagung am 4./5. Mai 2011 (Sitzung vom 4. Mai) mit 
146 gegen 7 Stimmen bei 8 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme: 

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

1.1 Schlussfolgerungen 

1.2 Die Ausarbeitung dieser Richtlinie hat mehr als zehn 
Jahren in Anspruch genommen; der Europäische Wirtschafts- 
und Sozialausschuss begrüßt sie als klaren Schritt in die richtige 
Richtung, da sie verbindliche Mindeststandards für die geplante 
Bewirtschaftung des bestehenden umfangreichen Aufkommens 
an radioaktiven Abfällen in der EU festlegt. 

1.3 In dieser Richtlinie stehen erfreulicherweise Transparenz 
und Beteiligung der Öffentlichkeit im Vordergrund; durch die 
Anforderung, sowohl die Kosten als auch die Finanzierung der 
Vorschläge abzuschätzen, wird ein grundlegendes analytisches 
Instrument zur Verfügung stehen. Zum ersten Mal werden auf 
internationaler Ebene vereinbarte Sicherheitsstandards in der EU 
rechtsverbindlich und durchsetzbar. Die EU sollte mit Nachbar­
ländern zusammenarbeiten und sie zur Annahme vergleichbarer 
Sicherheitsstandards ermutigen. 

1.4 Die Ausarbeitung dieser Richtlinie war jedoch kein leich­
tes Unterfangen. Der Grad der wissenschaftlichen Gewissheit ist 
nach wie vor umstritten, und die Schwierigkeiten bei der Erstel­
lung noch weit in der Zukunft liegender politischer und sozialer 
Szenarien liegen auf der Hand. 

1.4.1 Es herrscht zwar ein breiter wissenschaftlicher Konsens 
über die allgemeine technische Machbarkeit der Endlagerung in 
tiefen geologischen Formationen, doch wird in mehreren Berei­
chen immer noch über den Grad an wissenschaftlicher Gewiss­
heit bzw. die Eignung diskutiert. Die Frage kann kaum zur 
Zufriedenheit aller Interessenträger gelöst werden, was vor allem 
an den inhärenten Eigenschaften hochaktiver Abfälle, ihrer In­
teraktion mit ihrer unmittelbaren Umgebung und den anvisier­
ten geologischen Zeiträumen liegt. Die derzeitig betriebenen 
Zwischenlager sind mittelfristig absolut untragbar; dies unter­
streicht den Handlungsbedarf. 

1.4.2 Darüber hinaus gibt es weiterhin lebhafte und nicht 
enden wollende Diskussionen über die Frage, welches Sicher­
heits- und Risikoniveau als vertretbar erachtet werden kann. 
Was bedeutet es eigentlich auf die Praxis bezogen, der Sicherheit 
von Mensch und Umwelt höchste Priorität einzuräumen? In der 
Praxis wird der Sicherheitsnachweis im Rahmen der Beschluss­

fassung der Mitgliedstaaten letztlich auf einer Mischung aus 
qualitativen und quantitativen Argumenten gründen, in dem 
Bestreben, Unsicherheiten so weit wie möglich auszuräumen. 

1.4.3 Je länger die Laufzeit, desto stärker nimmt das Ver­
trauen in die politische und institutionelle Beständigkeit und 
in die Kompetenz des Verwaltungssystems ab. Daher ist die 
passive Sicherheit ein wichtiger Faktor, der auch dann noch 
greifen muss, wenn Aufsicht und Wissen über eine Lagerstätte 
schon nicht mehr vorhanden sind. 

1.4.4 Die Weiterentwicklung der Kernenergie und ihr künf­
tiger Beitrag zum Energiemix der Mitgliedstaaten hängen in 
gewissem Maße von ihrer Akzeptanz in der Öffentlichkeit und 
ihrer finanziellen Tragfähigkeit ab. Die Debatte über die Nut­
zung bzw. die Entwicklung der Kernkraft lenkt erheblich von 
der unmittelbaren und dringenden Notwendigkeit ab, eine Lö­
sung für das immer größere Problem der radioaktiven Abfälle 
zu finden, zumal dieses durch neue und bereits laufende Still­
legungen von Kernkraftwerken noch weiter verschärft wird. Die 
öffentliche Meinung in der EU bezüglich Kernenergie ist stark 
gespalten, doch ist die Mehrheit der Unionsbürger der Ansicht, 
dass ein EU-Instrument zur Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle 
zweckdienlich wäre (siehe „Einstellung zu radioaktiven Abfällen“, 
Eurobarometer-Umfrage, Juni 2008.). 

1.5 Der Ausschuss will daher die ambivalente Haltung der 
Bürger konstruktiv angehen und einschlägige Empfehlungen 
aussprechen, um die Europäische Kommission in ihren Bemü­
hungen um eine Lösung zu unterstützen. 

1.6 Empfehlungen 

1.6.1 In Ziffer 4 und 5 dieser Stellungnahme bringt der 
Ausschuss einige spezifische Anmerkungen, Vorschläge und 
Empfehlungen vor und fordert die Europäische Kommission, 
das Europäische Parlament und den Rat auf, diese umfassend 
zu berücksichtigen. Darüber hinaus empfiehlt er ganz allgemein, 
dass 

— die Mitgliedstaaten die Prioritätensetzung in den Richtlini­
enbestimmungen zugunsten der Sicherheit anerkennen und 
diese Richtlinie zügig und kohärent in ihre nationale Gesetz­
gebung umsetzen, um das dringliche Problem des stetig 
wachsenden radioaktiven Müllbergs anzugehen;
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— die Regierungen, die Atomindustrie und die einschlägigen 
wissenschaftlichen Kreise mehr Anstrengungen unterneh­
men, um der Öffentlichkeit zusätzliche detaillierte und trans­
parente Informationen einschl. Risikobewertungen über die 
Optionen für die Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle zur 
Verfügung zu stellen. 

2. Einleitung 

2.1 Durch die Schäden, die das Erdbeben und der Tsunami 
bei vier Reaktorblöcken des Kernkraftwerks Fukushima I in 
Nordjapan ausgelöst haben, ist das Thema nukleare Sicherheit 
gegenwärtig Gegenstand starken Interesses und großer Besorg­
nis. Die Richtlinie über nukleare Sicherheit (siehe Ziffer 5.6) und 
die zuständigen einzelstaatlichen Behörden beschäftigen sich mit 
den Bedingungen für einen sicheren Betrieb und Vorkehrungen 
für die Sicherheit von Kernkraftwerken in der EU. Am 21. März 
vereinbarten die Mitgliedstaaten, die Zusammenarbeit ihrer je­
weiligen Regulierungsbehörden für Kernenergie zu verbessern 
und die Europäische Gruppe der Regulierungsbehörden für nu­
kleare Sicherheit (ENSREG) aufzufordern, Modalitäten für die für 
alle Kernkraftwerke der EU vorgeschlagenen Stresstests (umfas­
sende Risiko- und Sicherheitsbewertung) zu definieren. Ange­
sichts der tiefen Besorgnis der Öffentlichkeit infolge des gravie­
renden Störfalls von Fukushima wird der Ausschuss aus Grün­
den der Dringlichkeit und Transparenz sich um seine umfas­
sende Einbindung in einen Dialog mit der Zivilgesellschaft zu 
dieser Thematik und angrenzenden Fragenkomplexen bemühen, 
insbesondere im Wege einer Neuausrichtung der Arbeitsgruppe 
„Transparenz“ des Europäischen Kernenergieforums (ENEF), bei 
der der Ausschuss derzeit den Vorsitz innehat, und der Mitarbeit 
in den Arbeitgruppen „Gefahren“ und „Chancen“. 

2.2 Technisch gesehen müssen die Folgen des Störfalls von 
Fukushima und ihr möglicher unmittelbarer Stellenwert für die 
Richtlinie über radioaktive Abfälle erst umfassend analysiert 
werden. Andererseits hat er verständlicherweise die Besorgnis 
und das Bewusstsein der Öffentlichkeit in Sachen nukleare Si­
cherheit erhöht und kann nach Einschätzung des Ausschusses 
bei der laufenden Debatte über diese Problematik sehr auf­
schlussreich sein. 

2.3 Im November 2010 waren in der EU 143 Kernkraft­
werke (Reaktoren) in 14 Mitgliedstaaten in Betrieb. Darüber 
hinaus gibt es zahlreiche stillgelegte Kraftwerke und andere 
kerntechnische Anlagen wie Wiederaufarbeitungsanlagen, in de­
nen radioaktive Abfälle anfallen. Jedes Jahr erzeugt die EU in der 
Regel 280 m 3 hochaktiver Abfälle, 3 600 t abgebrannter Brenn­
elemente und 5 100 m 3 langlebig radioaktiver Abfälle, für die es 
keine Entsorgungswege gibt (siehe Sechster Lagebericht über die 
Entsorgung radioaktiver Abfälle und abgebrannter Brennstoffe in der 
Europäischen Union, SEK(2008) 2416); darüber hinaus fallen 
auch schwächer radioaktive Abfälle an, die großteils routine­
mäßig entsorgt werden. Hoch radioaktive Abfälle (High Level 
Waste - HLW) sind langlebige Radionuklide und hochgradig 
wärmeentwickelnd. Sie machen 10 % des Gesamtabfallvolumens 
aus, enthalten rund 99 % der Radioaktivität des gesamten Ab­
falls und umfassen Spaltprodukte und ausgediente Brennele­
mente. 

2.4 Diese Abfälle entstehen bei der Wiederaufarbeitung 
abgebrannter Brennelemente und bei ihrer direkten Endlagerung 

sowie beim herkömmlichen Betrieb von Kernkraftwerken und 
bei ihrer Stilllegung. Zahlreiche weitere Kernkraftwerke sind ge­
plant, einige in Mitgliedstaaten, die bislang noch über keine 
Erfahrung mit Kernkraft verfügen. Wird der dabei entstehende 
Atommüll, der in einigen Fällen über zehntausende Jahre eine 
Bedrohung bleibt, nicht bewirtschaftet und kontrolliert, entste­
hen erhebliche Gefahren für Gesundheit, Sicherheit und Gefah­
renabwehr. Radioaktive Abfälle enthalten naturgemäß Isotope 
von Elementen, bei deren radioaktivem Zerfall ionisierende 
Strahlung entsteht, die für Mensch und Umwelt gefährlich 
sein kann. 

2.5 Die Entscheidungen, die im 21. Jahrhundert getroffen 
werden, werden sich noch zehntausend Jahre später auswirken. 
Die Bewirtschaftung von Abfällen aus dem Kernbrennstoffkreis­
lauf ist einer der Schwerpunkte dieser Richtlinie, die jedoch auch 
radioaktive Abfälle aus Forschung, Medizin und Industrie behan­
delt. Aufgrund der Zunahme der Stromerzeugung aus Kernkraft 
stieg das Volumen an hochaktiven Abfällen im Zeitraum 
2000-2005 jährlich um durchschnittlich 1,5 %. Die Stilllegung 
älterer Kraftwerke trägt nun zu einem weiteren Anstieg dieses 
Aufkommens bei. Ende 2004 waren in Europa schätzungsweise 
220 000 m 3 langlebig schwach- bis mittelaktive Abfälle, 
7 000 m 3 hochaktive Abfälle und 38 000 Tonnen abgebrannter 
Brennelemente gelagert. (Diese Zahlen sind ungewiss, da in 
Wiederaufarbeitungsländern wie dem Vereinigten Königreich 
und Frankreich abgebrannte Brennelemente und wieder angerei­
chertes Plutonium und Uran derzeit nicht als radioaktiver Abfall 
eingestuft werden, da Brennelemente wiederverwertbar sind und 
wieder angereichertes Plutonium und Uran zur Herstellung 
neuer Brennelemente verwendet werden können.) 

2.6 Das erste kommerzielle Kernkraftwerk ging vor 54 Jah­
ren ans Netz. Genauso lange schon wird eine Debatte über die 
Abfallbewirtschaftung geführt. Es herrscht ganz allgemein Einig­
keit darüber, dass die langfristige Zwischenlagerung in jedem 
Fall eine geeignete Anfangslösung ist. Es gibt nach wie vor keine 
Endlager für hochaktive Abfälle in der EU; Schweden, Finnland 
und Frankreich planen jedoch die Inbetriebnahme derartiger 
Lager bis 2025. Ziel sind Konzipierung und Bau von Anlagen, 
die durch passive Sicherheitssysteme in Form technischer und 
stabiler geologischer Barrieren langfristig sicher sind und bei 
denen nach Verschluss nicht auf Überwachung, menschliche 
Eingriffe oder behördliche Kontrolle vertraut werden muss. 
Die meisten Staaten verfügen – abgesehen von Vorkehrungen 
für eine sichere längerfristige Zwischenlagerung (bis zu 
100 Jahre) – über keinerlei Strategie für die endgültige Entsor­
gung abgebrannter Brennstoffe (siehe Sechster Lagebericht über die 
Entsorgung radioaktiver Abfälle und abgebrannter Brennstoffe in der 
Europäischen Union, SEK(2008) 2416). 

2.7 93 % der Unionsbürger sind der Ansicht, dass dringend 
eine Lösung für die Behandlung radioaktiver Abfälle gefunden 
werden muss und diese nicht künftigen Generationen überlassen 
werden darf. Die Mehrheit der Unionsbürger in allen Mitglied­
staaten stimmt zu, dass die EU die Normen harmonisieren und 
das Recht haben sollte, nationale Verfahren zu überwachen 
(siehe „Einstellung zu radioaktiven Abfällen“, Eurobarometer-Um­
frage, Juni 2008).
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2.8 Die geltenden EU-Rechtvorschriften wurden als unange­
messen erachtet. Mit Richtlinie 2009/71/Euratom wurde ein von 
allen 27 EU-Mitgliedstaaten unterstützter Gemeinschaftsrahmen 
für die nukleare Sicherheit kerntechnischer Anlagen geschaffen; 
dieser Vorschlag für eine Richtlinie über die Entsorgung radio­
aktiver Abfälle (KOM(2010) 618 endg.) ist der logische nächste 
Schritt. 

2.9 Der Energiemix und die Entscheidung für oder gegen 
Kernenergie fallen in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaa­
ten und sind daher nicht Gegenstand dieser Richtlinie. Aller­
dings geht die Nutzung von Kernenergie auch unweigerlich 
mit dem Entstehen radioaktiver Abfälle in großer Menge einher, 
die eine potenziell erhebliche, langfristige und grenzübergrei­
fende Gefahr darstellen. Selbst wenn sämtliche Kernkraftwerke 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt stillgelegt würden, müssten im­
mer noch die bereits angefallenen Abfälle bewirtschaftet werden. 
Es ist im Interesse aller Unionsbürger, dass radioaktive Abfälle 
so sicher wie möglich gelagert werden. Vor diesem Hintergrund 
hat die Europäische Kommission nun diese Richtlinie zur Schaf­
fung eines Rahmens für eine verantwortungsvolle Entsorgung 
abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle vorgelegt. 

2.10 Der Ausschuss hat sich zuletzt 2003 mit dieser The­
matik beschäftigt ( 1 ) und die Dringlichkeit von Maßnahmen an­
gesichts der Erweiterung und die Bedeutung des Verursacher­
prinzips hervorgehoben. Der Richtlinienvorschlag, der Gegen­
stand dieser Stellungnahme war, wurde nicht angenommen, 
da die Mitgliedstaaten einige Aspekte als zu stark regulierend 
erachteten und mehr Bedenkzeit forderten. 

3. Zusammenfassung der vorgeschlagenen Richtlinie 

3.1 Die Mitgliedstaaten müssen innerhalb von vier Jahren 
nach Annahme der Richtlinie nationale Programme erstellen 
und notifizieren, in denen der aktuelle Standort der radioaktiven 
Abfälle und die Pläne für ihre Bewirtschaftung und Entsorgung 
enthalten sind. 

3.2 Mit einem rechtsverbindlichen und durchsetzbaren Rah­
men wird sichergestellt, dass alle Mitgliedstaaten die von der 
Internationalen Atomenergiebehörde (IAEO) entwickelten ge­
meinsamen Sicherheitsstandards für alle Stufen der Bewirtschaf­
tung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle bis 
zur Entsorgung einhalten. 

3.3 Die nationalen Programme umfassen eine Bestandsauf­
nahme der radioaktiven Abfälle, Bewirtschaftungspläne von 
der Entstehung bis zur Endlagerung, Pläne für den Zeitraum 
nach dem Verschluss eines Endlagers, Forschungs- und Entwick­
lungstätigkeiten, Zeitpläne und größere Zwischenetappen für die 
Umsetzung, eine Beschreibung der Tätigkeiten, die erforderlich 
sind, um Lösungen für die Entsorgung umzusetzen, eine Ab­
schätzung der Programmkosten und eine Beschreibung der gel­
tenden Finanzregelungen. In der Richtlinie wird keiner bestimm­
ten Art der Entsorgung Vorrang eingeräumt. 

3.4 Der Richtlinienvorschlag enthält einen Artikel zur Trans­
parenz, um die Verfügbarkeit von Informationen für die Öffent­
lichkeit und ihre effektive Beteiligung an der Entscheidungsfin­
dung im Zusammenhang mit bestimmten Aspekten der Entsor­
gung radioaktiver Abfälle sicherzustellen. 

3.5 Die Mitgliedstaaten legen der Europäischen Kommission 
einen Bericht über die Durchführung der Richtlinienbestimmun­
gen vor; in der Folge unterbreitet die Europäische Kommission 
dem Rat und dem Europäischen Parlament einen Bericht über 
die Fortschritte. Die Mitgliedstaaten laden außerdem zu einer 

Prüfung ihres nationalen Programms durch internationale Ex­
perten ein, über deren Ergebnisse der Europäischen Kommission 
und den Mitgliedstaaten berichtet wird. 

4. Allgemeine Bemerkungen 

4.1 In dieser Stellungnahme greift der Ausschuss in erster 
Linie das praktische und dringende Problem der bereits angefal­
lenen und weiter anfallenden radioaktiven Abfälle auf. Diese 
Abfälle entstehen größtenteils (über 90 %) bei Tätigkeiten in 
Verbindung mit der Erzeugung von Kernenergie. Die Entschei­
dung, die Kernkraft in den Energiemix aufzunehmen oder ihren 
Anteil daran auszuweiten, obliegt zwar den Mitgliedstaaten, 
doch kann sich die daran gekoppelte Abfallbewirtschaftung 
langfristig grenz- und generationsübergreifend auswirken. 

4.2 Die öffentliche Meinung über Kernenergie in Ländern, in 
denen Kernkraftwerke betrieben werden, würde sich erheblich 
verändern (und zwar zugunsten der Erzeugung von Kernener­
gie), wenn die Bürger die Gewissheit hätten, dass es eine sichere 
und dauerhafte Lösung für die Bewirtschaftung von radioaktiven 
Abfällen gibt (siehe „Einstellung zu radioaktiven Abfällen“, Euroba­
rometer-Umfrage, Juni 2008). Eine derartige Gewissheit kann es 
jedoch in erster Linie aufgrund der langfristigen Gefahr, die von 
hoch radioaktiven Abfällen ausgeht, der Zweifel an der Sicher­
heit der Endlagerung in tiefen geologischen Formationen, der 
Frage, ob das mit derartigen Lagerstätten verbundene Gefahren­
potenzial im öffentlichen Bewusstsein künftiger Generationen 
verankert bleiben wird, und der Unsicherheit in Bezug auf die 
Machbarkeit anderer Endlagerungsoptionen nicht geben. 

4.3 Angesichts des langsamen Fortschritts einiger Mitglied­
staaten bei der Vorlage von langfristigen Bewirtschaftungsplänen 
für radioaktive Abfälle sollte diese Richtlinie, für deren Ausarbei­
tung selbst mehrere Jahre erforderlich waren, dazu beitragen, die 
umfassende Erstellung nationaler Bewirtschaftungsprogramme 
voranzubringen. Es gibt mittlerweile sehr wohl Beispiele für 
sinnvolle Methoden, die als Referenz herangezogen werden kön­
nen. Mit dem Richtlinienvorschlag sollen grundlegende Ele­
mente der unter der Schirmherrschaft der IAEO vereinbarten 
Sicherheitsstandards mittels EU-Vorschrift rechtsverbindlich 
und durchsetzbar gemacht werden. Der Ausschuss begrüßt die­
sen Ansatz. 

4.4 Die EU verfügt bereits über einen umfangreichen Bestand 
an Rechtsvorschriften zur Abfallbewirtschaftung einschl. gefähr­
licher Abfälle ( 2 ). Auch wenn in der Richtlinie ausdrücklich da­
rauf hingewiesen wird, dass sie nicht auf diesen bestehenden 
Rechtsvorschriften, sondern auf einer anderen Rechtsgrundlage 
beruht, namentlich Kapitel 3 des Euratom-Vertrags, sollte die 
Gelegenheit genutzt werden, in den Erwägungsgründen dieser 
Richtlinie die Grundsätze zu bekräftigen, die im bestehenden 
Rechtskorpus für gefährliche Abfälle verankert sind. 

4.5 Das Verursacherprinzip wurde durch die Anforderung 
einer angemessenen und gesicherten Finanzierung der Vor­
schläge zur Abfallbewirtschaftung eingeschränkt, indem „die Ver­
antwortung der Erzeuger radioaktiver Abfälle angemessen zu berück­
sichtigen ist“. Daraus könnten sich Fragen in Bezug auf Quer­
subventionierungen und damit den Wettbewerb im Energie­
markt ergeben. Der Ausschuss empfiehlt daher, in der Richtlinie 
eindeutig zu betonen, dass die Finanzierung der Abfallbewirt­
schaftung gemäß dem Verursacherprinzip (in diesem Falle das 
Unternehmen, das durch den Betrieb von Kernreaktoren radio­
aktive Abfälle erzeugt) erfolgen muss, ausgenommen in Fällen 
höherer Gewalt, bei denen ein Eingreifen seitens des Staates 
erforderlich sein könnte.
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4.6 Der Ausschuss hält fest, dass nur radioaktive Abfälle aus 
dem Betrieb ziviler Kernreaktoren unter die Bestimmungen die­
ser Richtlinie fallen. In einigen Ländern wurden erhebliche Res­
sourcen für die Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle aus dem 
militärischen Bereich bereitgestellt. Gemeinsame Programme 
für radioaktive Abfälle aus ziviler und militärischer Produktion 
erfordern weitergehende Sicherheitsüberlegungen. Da jedoch für 
die Bewirtschaftung radioaktiver Abfälle aus nichtziviler Produk­
tion erhebliche technologische und finanzielle Ressourcen sowie 
eine Endlagerungskapazität in einigen Mitgliedstaaten erforder­
lich sind, sollten eventuell doch gezielt Verbindungen zu dieser 
Richtlinie hergestellt werden. 

5. Besondere Bemerkungen 

5.1 Radioaktive Abfälle wurden ausdrücklich aus den 
EU-Abfallrichtlinien ( 3 ) ausgenommen; diese enthalten jedoch 
viele wichtige Grundsätze, die berücksichtigt werden sollten. 
Der Ausschuss schlägt daher vor, dass in den Erwägungsgrün­
den dieser Richtlinie ein besonderer Verweis auf die Richtlinie 
91/689/EWG über gefährliche Abfälle aufgenommen und darauf 
hingewiesen wird, dass diese neue Richtlinie eine Ergänzung zu 
der bestehenden Richtlinie ist. 

5.2 Der Ausschuss schlägt außerdem vor, dass die Bestim­
mung in Artikel 2, dass „diese Richtlinie […] nicht für genehmigte 
Freisetzungen [gilt]“, geändert wird, um sehr wohl auf diese An­
wendung zu finden. Derartige Freisetzungen sind EU-weit nicht 
einheitlich geregelt, und infolge unterschiedlicher Auslegungen 
sind sie ein umstrittenes Thema zwischen Mitgliedstaaten (siehe 
den Rechtsstreit zwischen dem Vereinigten Königreich und Ir­
land in Bezug auf die Einleitung radioaktiver Abwässer in die 
Irische See). 

5.3 Der Ausschuss hat sich stets für Abfallvermeidung einge­
setzt, wie sie von der EU unterstützt und in ihrer Richtlinie 
2006/12/EG über Abfälle zur Priorität erhoben wurde. Wie in 
zahlreichen Industriesektoren entstehen auch bei der Erzeugung 
von Kernenergie erhebliche Mengen an gefährlichen Abfällen. 
Die Mitgliedstaaten sind derzeit geteilter Meinung in der Frage, 
ob es aus wirtschaftlichem, sozialem und ökologischem Blick­
winkel nachhaltige Alternativen zur Kernenergie gibt und ob die 
Erzeugung von radioaktiven Abfällen in Zukunft vermeidbar ist 
oder nicht. Zur Lösung dieser Frage und in Anbetracht der 
Tatsache, dass die Mehrheit der Ausschussmitglieder der Mei­
nung sind, dass die Kernenergie für den Übergang der EU zu 
einer CO 2 -armen Wirtschaft erforderlich sein wird, schlägt der 
Ausschuss vor, in der Richtlinie zu empfehlen, dass der Großteil 
der radioaktiven Abfälle nach Möglichkeit und in dem Maße, 
wie bessere und nachhaltige Alternativen entwickelt werden, an 
der Quelle beseitigt werden sollte. 

5.4 In Artikel 3 Absatz 3 wird „Endlagerung“ als die Ein­
lagerung abgebrannter Brennelemente oder radioaktiver Abfälle 

in einer zugelassenen Anlage definiert, wobei eine Rückholung 
nicht beabsichtigt ist. Der Ausschuss betont, dass es unter­
schiedliche Meinungen in Bezug auf die Reversibilität der Ent­
sorgungsentscheidung und die Rückholbarkeit der Abfälle gibt. 
Seiner Ansicht nach sollten diese beiden Aspekte bei der Ent­
wicklung von Entsorgungskonzepten nicht ausgeklammert wer­
den, wobei die einschlägige Sicherheitsanalyse zu berücksichti­
gen ist. 

5.5 Gemäß Artikel 4 Absatz 3 sind radioaktive Abfälle in 
dem Mitgliedstaat endzulagern, in dem sie entstanden sind, es 
sei denn, Mitgliedstaaten treffen untereinander Vereinbarungen, 
Endlager in einem der Mitgliedstaaten gemeinsam zu nutzen. 
Der Ausschuss empfiehlt, von dieser Option intensiv Gebrauch 
zu machen, um die besonders geeigneten Lagerstätten bestmög­
lich zu nutzen. Er begrüßt die klare Ansage, dass die in den 
Mitgliedstaaten entstandenen radioaktiven Abfälle ausschließlich 
in der EU bewirtschaftet werden sollen, und die Möglichkeit zur 
Errichtung gemeinsamer Endlager. Dies soll jedoch nicht die 
Rückführung von radioaktiven Abfällen aus der Wiederaufarbei­
tung von Brennelementen in Herkunftsländer außerhalb der EU 
ausschließen. Um alle Zweifel auszuschalten, sollte dieser Punkt 
jedoch ausdrücklich in die Begründung oder die Erwägungs­
gründe aufgenommen werden. 

5.6 Der Ausschuss wirft die Frage auf, ob eine alle zehn Jahre 
durchgeführte Selbstbewertung des nationalen Rahmens seitens 
der Mitgliedstaaten gekoppelt an eine Prüfung durch interna­
tionale Experten (siehe Artikel 16) wirklich Gelegenheit bietet, 
Know-how und bewährte Verfahren umfassend zu konsolidie­
ren. Außerdem stellt sich die Frage, ob auch durchweg ein 
ausreichendes Maß an Objektivität, Strenge und unabhängiger 
Analyse angewendet wird. Die Mitgliedstaaten werden erhebli­
che Kosten für die Berichterstattung und damit verbundene 
Tätigkeiten zu tragen haben. Der Ausschuss ist der Meinung, 
dass zu gegebener Zeit ein mit der Aufsicht über die Bewirt­
schaftung radioaktiver Abfälle in der EU betrautes Kontrollgre­
mium eingerichtet werden sollte. Dadurch würden nicht nur die 
Berichterstattungsstandards und die Verbreitung bewährter Ver­
fahren verbessert, sondern auch ein effizienter Kostenauftei­
lungsmechanismus geschaffen und die Durchsetzung der Richt­
linie über nukleare Sicherheit ( 4 ) gestärkt werden. 

5.7 Der Ausschuss befürwortet ausdrücklich die Absicht der 
Europäischen Kommission, die Unterstützung für die Forschung 
zur Endlagerung von radioaktiven Abfällen in geologischen For­
mationen und zur Koordinierung der Forschungsanstrengungen 
in der EU fortzuführen. Er betont, dass diese Programme ange­
messen gefördert und breit angelegt werden sollten, und fordert 
die Mitgliedstaaten auf, diesen Punkt in ihren nationalen For­
schungsprogrammen und in gemeinsamen Forschungsvorhaben 
unter den FuE-Rahmenprogrammen der EU aufzugreifen. 

Brüssel, den 4. Mai 2011 

Der Präsident 
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Staffan NILSSON
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ANHANG 

zu der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die folgende Textstelle der Stellungnahme der Fachgruppe wurde zugunsten eines im Plenum angenommenen Änderungs­
antrags geändert, erhielt jedoch mindestens ein Viertel der Stimmen: 

Ziffer 5.5 

„Gemäß Artikel 4 Absatz 3 sind radioaktive Abfälle in dem Mitgliedstaat endzulagern, in dem sie entstanden sind, es sei denn, 
Mitgliedstaaten treffen untereinander Vereinbarungen, Endlager in einem der Mitgliedstaaten zu nutzen. Der Ausschuss begrüßt 
die klare Ansage, dass die in den Mitgliedstaaten entstandenen radioaktiven Abfälle ausschließlich in der EU bewirtschaftet 
werden sollen, und die Möglichkeit zur Errichtung gemeinsamer Endlager. Dies soll jedoch nicht die Rückführung von radio­
aktiven Abfällen aus der Wiederaufarbeitung von Brennelementen in Herkunftsländer außerhalb der EU ausschließen. Um alle 
Zweifel auszuschalten, sollte dieser Punkt jedoch ausdrücklich in die Begründung oder die Erwägungsgründe aufgenommen 
werden.“ 

Abstimmungsergebnis: 

Ja-Stimmen: 67 
Nein-Stimmen: 57 
Enthaltungen: 26
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